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Vorwort 



Diese Arbeit wird schon lange erwartet und es hat an 
Tadel wegen ihres langen Ausbleibens nicht gefehlt. Man 
sprach sogar von Saumseligkeit. Das entsprang einem Irr- 
thum. Es waren Bedenken schwerer Art, die sich der Vol- 
lendung der Arbeit, die schon verschiedene Male ernsthaft 
vorgenommen wurde, in den Weg stellten. 

Der Bericht des Arbeitersekretariats soll doch nicht nur 
eine akademische Erörterung sein, sondern auf praktisch ver- 
werthbare Schlüsse hinauslaufen. Begnügt man sich nun 
nicht etwa bloss mit einer bureaukratischen Regelung oder 
einer Aktion für den vorübergehenden Nothstand, sondern 
sollen organische Einrichtungen geschaffen werden, die per- 
manent und vorbeugend oder vorsorgend wirken, so zeigen 
sich Hindernisse der verschiedensten Art. Einmal in der 
Willensrichtung der betheiligten Faktoren, sodann aber in der 
Zielrichtung der zu schaffenden Institutionen. 

Nach beiden Richtungen haben wir Enttäuschungen er- 
lebt. Einrichtungen, die wenigstens des Versuches werth 
erschienen, prallten entweder am Widerstand der einen oder 
andern wirthschaftlichen Gruppe ab, oder sie erfüllten ihren 
Zweck nicht, oder sie Hessen sich nicht verallgemeinern. Ein 
Bericht des Arbeitersekretariats konnte sich flicht damit be- 
gnügen, solche Erscheinungen einfach zu konstatieren, sondern 
er sollte zeigen, wie mans besser machen kann. 

Es wird Sache des Berichtes selbst sein, zu zeigen, welche 
Schwierigkeiten sich den verschiedenen Vorschlägen entgegen- 



Digitized by VjOOQIC 



— 4 — 

stellen. Eine grundsätzliche Lösung mit grossen sozialen 
Gesichtspunkten stösst auf einen Widerstand, der heute noch 
als unüberwindlich zu betrachten ist Man darf sich auch 
nicht verhehlen, dass wir seit geraumer Zeit in einer sozial 
rückläufigen Athmosphäre leben. Passt man sich der nicht 
an, dann arbeitet man für den Papierkorb, sich aber dieser 
sozial rückläufigen Stimmung anzupassen, erfordert ein Mass 
von Selbstüberwindung, über das ein Mann von Charakter 
nicht leicht hinwegkommt. 

Diese Bemerkungen werden vielleicht genügen, um vor- 
urtheilslosen Lesern erklärlich zu machen, warum diese Arbeit 
nicht früher aus den Händen des Verfassers kam. Möge sie 
für den praktischen Zweck nur nicht etwa trotzdem noch zu 
früh kommen. 

Zürich^ im Juni 1901. 

Schweizerisches Arbeitersekretariat : 
Herman Greulich. 
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I. 
Die Arbeitslosigkeit van 1879—1881. 

Wenn heute die Frage der Arbeitslosen-Unterstützung 
und des Arbeitsnachweises die weitesten Kreise und selbst 
die obersten Behörden beschäftigt, so darf wohl zunächst 
daran erinnert werden, dass dies das Ergebniss einer langen 
Wirksamkeit der modernen Arbeiterbewegung ist und dass die 
darin Thätigen vorerst viele Anfeindungen zu erleiden hatten, 
ehe man in andern Kreisen auch nur anerkennen wollte, dass 
in der periodisch wiederkehrenden Arbeitslosigkeit wirklich 
eine Frage von schwerwiegender öffentlicher Bedeutung vor- 
liege, um dies darzuthun, muss hier in der Einleitung auf 
frUiere Vorkommnisse zurückgegriffen werden, was um so 
nöthiger ist, als darüber auch in der neueren Literatur noch 
einseitige Darstellungen sich weiter ziehen. 

Die Weltkrise, die 1873 in Wien und New-York ihren 
Anfang nahm, erreichte in der zweiten Hälfte der 70er Jahre 
auch Frankreich und die Schweiz. Hier traf sie infolge von 
Ueberspekulation zuerst die Eisenbahnen, dann die Gross- 
industrie und zuletzt das Baugewerbe. Selbstverständlich hat 
man dabei immer zu berücksichtigen, dass die Krise in einem 
Zweige der Volkswirtschaft immer ihren Einfluss auf andere 
Zweige ausübt, so dass sich ihre Wirkungen nicht genau 
ausscheiden lassen. 

Diese Krise war die erste, die die moderne schweizerische 
Arbeiterbewegung durchmachte. Zu einem Eingreifen aber 
kam sie erst im letzten und schwersten Stadium, da sie zum 
grössten Theil aus Arbeitern des Handwerks bestand. Die 
Bewegung umfasste nur die Städte Zürich^ Bern und Genf 
in den Wintern 1879/80 und 1880/81. Obgleich auch in den 
nachfolgenden Wintern wieder Arbeitslosigkeit und Noth auf- 
tauchte, kam es doch zu keinen planmässigen Bewegungen 
mehr, da die alten schweizerischen und lokalen Organisationen 
zu Ende 1880 sich auflösten und es mehrere Jahre brauchte, 
bis sich wieder einigermassen leistungsfähige Organisationen 
gebildet hatten. 
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Allerdings gab es auch in Lamanne und Chaux-de- Fonds 
Arbeitslose, doch kam es dort nicht zu selbständigen Be- 
wegungen; in Lausanne wurden Quai- und Promenadenarbeiten 
in Ouchy unternommen, bei denen die Leute Beschäftigung 
fanden, und in Chaux-de-Fonds bildete sich ein Hülfskomite, 
dem 400 Gesuche von Arbeitslosen eingingen und das 300 
Familien mit Fr. 10,235, die auf freiwilligem We^e einge- 
gangen waren, unterstützte. Ausserdem wurde in Frauenfeld 
eine grössere Anzahl von Arbeitern durch die Schliessung 
der Rothfärberei arbeitslos und, wie es scheint, durch Privat- 
sammlungen unterstützt. Ob auch den durch Schliessung der 
Weberei Oberkempten-IFe<2:tiow (Guyer-Zeller) arbeitslos Ge- 
wordenen eine Unterstützung zukam, ist nicht zu ersehen. 

Obgleich der Zeit und der Bedeutung nach die Beweg- 
ungen in Zürich die ersten waren, wollen wir sie doch zuletzt 
nehmen und zunächst über die Vorgänge in Genf berichten. 

Dort herrschte freilich schon vorher unter den Arbeitern 
der Goldwaaren- und ührenindustrie Arbeitslosigkeit, der mit 
Einführung von Nothindustrien (Venetianische Laternen und 
Geldtäschlein) Abhülfe zu schaffen versucht wurde, was miss- 
lang; eine Zeitlang scheint auch die Privathülfe mildernd 
eingegriffen zu haben. Im Winter 1879/80 aber ergiiff die 
Arbeitslosigkeit auch weitere Schichten von Arbeitern. Im 
Januar richtete ein Komite von Arbeitslosen eine Eingabe 
an den Grossen Rath um Anhandnahme von Nothstands- 
arbeiten, die in wenigen Tagen von 327 Arbeitslosen unter- 
schrieben wurde. Inzwischen verschaffte ein „glänzendes 
Wohlthätigkeitsfest" auch Mittel zur Unterstützung, hinderte 
aber auch Solche, die bei solchen Almosen bevorzugt werden, 
der Bewegung ihrer Kameraden, die in erster Linie Arbeit 
wollten, sich anzuschliessen. Bemerkenswerth ist die Er- 
scheinung, dass bei dem „Wohlthätigkeitsfest" das gesammte 
kantonale Polizeikorps in Genf zusammengezogen wurde, weil 
man Arbeiterunruhen befüi-chtete. Daran dachte zwar kein 
Arbeiter, aber auch weitere Kreise fanden, eine derartige 
Prachtentfaltung der Genfer „Gesellschaft" passe sehr schlecht 
zu dem herrschenden Elend. 

Nun schaffte zuerst der Gemeinderath Arbeit durch Ab- 
bruch eines Häuserkomplexes beim Molard. Zu Anfang 
Februar bewilligte der Grosse Eath Fr. 50,000 für Nothstands- 
arbeiten. Dadurch erhielt dei grössere Theil der Arbeitslosen 
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vom 19. Februar ab Arbeit. Arbeitslose unter 20 Jahren 
wurden nicht zur Arbeit zugelassen, aber auch Aeltere mussten 
zurückgewiesen werden, so dass um weitere Arbeiten peti- 
tionirt wurde. 

Die Arbeiten waren in Akkord gegeben worden, derart, 
dass je 10—12 Mann sich genossenschaftlich zu einem 
Gruppenakkord vereinigten und ihre Arbeit unter der Leitung 
des Staatsingenieurs vollführten. Das System bewährte sich 
gut und die Arbeiter kamen auf einen guten Taglohn (bis 
auf Fr. 6), man war auch mit der Arbeitsleistung zufrieden. 
Der Eingabe um Beschaffung weiterer Arbeiten wurde in- 
sofern willfahrt, als der Grosse Rath im März einen neuen 
Kredit von Fr. 15,000 bewilligte. Freilich gingen diese Mittel 
bald zu Ende und schon im April berieth das Arbeiterkomite, 
wo weitere Arbeit aufzutreiben sei. 

Die Erstellung eines neuen Friedhofes erzeigte sich als 
nöthig. Es waren zwei Projekte in Konkurrenz, St. Georg 
und Lulabin; letzteres war, nach der Anschauung der Arbeiter, 
das Projekt einer Anzahl von Spekulanten, während das von 
St. Georg zweckentsprechender war und auch mehr Arbeits- 
gelegenheit bot. Durch die Konkurrenz wurde der Entscheid 
in die Länge gezogen, die Arbeitslosigkeit wollte aber auch 
im eingebrochenen Sommer noch nicht abnehmen. Die ausser- 
ordentlichen Kredite waren verbraucht, bei andern Staats- 
bauten, die an Privatunternehmer vergeben waren, wurden 
zum Theil Fremde beschäftigt. 

So gelangte zu Anfang Juni das Ai'beiterkomite zum 
Schluss, eine Eingabe zu machen, in der auf baldige Annahme 
und Anhandnahme des Projekts St. Georg gedrungen wurde, 
das Arbeiten im Betrage von Fr. 300,000 erforderte und also 
Arbeit gewähre, bis die Vorarbeiten einer neuen Strasse nach 
Onex beendigt seien und weitere Arbeit gewährt werden 
könne. Da sich aber der Entscheid in die Länge zog, wurde 
die Stimmung unter den Arbeitslosen immer erregter und 
düsterer. Am 13. August zog eine Schaar von 150 Mann 
vor das Rathhaus und entsandte eine Deputation, um mit 
den Staatsräthen zu unterhandeln. Nach einigem Zögern 
wurde der Deputation möglichst rasche Abhülfe der Noth 
versprochen, sie aber darauf aufmerksam gemacht, dass man 
ein Arbeitsbureau, gewissermassen ein Depot der Arbeits- 
losen, errichten solle, wo die Arbeitslosen sich einschreiben 
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können und wo das Publikum Arbeiter, die es brauche, be- 
ziehen könne. 

Das Bureau wurde sofort errichtet, im Verlaufe von 10 
Tagen schrieben sich fast 100 weitere Arbeitslose ein, aber 
nur zwei Arbeiter wurden zu Arbeiten verlangt. Nun theilte 
das Genfer Baudepartement dem Bureau mit, dass 30 Mann 
bei den französischen Grenzbefestigungen im Fort de Joux 
Beschäftigung finden könnten. Die Arbeitslosen (es hatten 
sich im Bureau ausschliesslich Schweizerbürger eingeschrieben) 
wurden also von einer Schweizerbehörde zu Arbeiten gewiesen, 
die doch gegen die Schweiz gerichtet waren, die Schweiz 
bedrohten. Aus Noth gingen aber doch 30 Mann an die an- 
gewiesene Arbeit, wo sie aber bezüglich der Lohnzahlung, 
wie der Gelegenheit der Unterkunft derart enttäuscht wurden, 
dass sie nach ziemlich kurzer Zeit wieder zurückkehrten. 

Am 3. September trat der Munizipalrath endlich auf die 
Friedhoffrage ein, die Tribüne des Berathungssaales war von 
Arbeitslosen angefüllt; auch vor dem Rathhause warteten 
Schaaren von Arbeitslosen. Der Mehrheitsbericht war für 
Lulabin und wurde von den erbitterten Arbeitslosen mit 
Hohnrufen beantwortet, während der Minderheitsbericht für 
St. Georg mit grossem Beifalle begrüsst wurde. Der Rath 
verschob die Berathung auf acht Tage. Am 10. September 
veranstaltete die organisirte Arbeiterschaft eine Demonstration 
der schweizerischen Arbeitervereine, an deren Spitze der 
Grütliverein marschirte mit einer grossen Fahne, auf einer 
Seite mit dem Schweizerkreuz, auf der andern mit der In- 
schrift: „Du pain par le travail" (Brod durch Arbeit). Als 
die Sitzung des Munizipalrathes begann, war die Tribüne 
und der Platz vor dem Stadthause von Arbeitern gefüllt, die 
mit Spannung auf das Ergebniss warteten. Der Rath ent- 
schied, zwar mit schwacher Mehrheit, für das Projekt St. Georg 
und bestätigte den Beschluss auch in der vorgeschriebenen 
weiteren Lesung. Als nun auch noch im Oktober der Grosse 
Rath Mittel für Staatsarbeiten bewilligte, konnten alle Ar- 
beitslosen beschäftigt werden und die Bewegung der Arbeiter 
hatte ihr Ziel erreicht: Brod durch Arbeit. 

In Bern machte sich im Dezember 1879 die Arbeits- 
losigkeit so bemerklich, dass Grossrath Michel die Regierung 
interpellirte, ob sie schon Schritte zur Hebung des Noth- 
standes gethan habe. Die Regierung erklärte dann, mehrere 
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Strassenbauten aufs Budget zu nehmen. Da aber die Noth 
immer gi-össer wurde, bildete sich aus der organisirten Ar- 
beiterschaft ein Initiativkomite, das eine Arbeiterversammlung 
auf den 25. Januar in's „Rütli", das damalige Vereinshaus 
der Arbeiterschaft, einberief. Die von 300—400 Personen 
besuchte Versammlung wählte eine Kommission zur Ein- 
schreibung der Arbeitslosen, sowie zum Erlass von Eingaben 
an den Regierungs- und Gemeinderath, um Anhandnahme von 
öffentlichen Arbeiten. Schon am 3 Februar beschloss der 
Eegierungsrath Strassenarbeiten im Betrage von Fr. 156,380. 
Einer Abordnung des Komites erklärte der Vertreter des 
Regierungsrathes. man wolle auch die Gemeinden ermahnen, 
Arbeiten ausfuhren zu lassen zur Hülfe für die Arbeitslosen. 

Mitte Februar hatten sich 450 Arbeitslose eingeschrieben 
mit 1473 zu Ernährenden. Davon waren 118 Handlanger. 
74 Steinhauer, 31 Zimmerleute, 26 Gypser und Maler, 19 
Schuhmacher, 15 Schreiner, 13 Landarbeiter, 12 Maurer, 11 
Schlosser, 10 Schneider, 9 Dachdecker, 6 Schmiede, 5 Gärtner, 
4 Erdarbeiter. Von den übrigen sind ohne Berufsangabe 12 
und 15 Frauen, 70 vertheilten sich auf einzelne Berufe. Fast 
ein Drittel waren also ungelernte Arbeiter, das starke Ver- 
hältniss der gelernten Arbeiter lässt aber schliessen, dass die 
Einschreibungen unvollständig waren, dass es also wahr- 
scheinlich mehr Arbeitslose gab, als sich einschrieben. 

Durch die an Hand genommenen Arbeiten war nun einst- 
weilen vorgesorgt, indessen nahte ja auch die bessere Jahres- 
zeit, in der sich auch sonst wieder Arbeit fand. Freilich 
waren die Aussichten auf Bauthätigkeit keine rosigen und 
es liess sich eine stärkere Arbeitslosigkeit auf den nächsten 
Winter voraussehen. Desshalb richtete schon im März das 
erwähnte Komite eine Eingabe an den Grossen Rath, damit 
er rechtzeitig für Arbeiten sorge, die bei eintretender Arbeits- 
losigkeit angefangen werden könnten. Die Eingabe machte 
als solche Arbeiten namhaft : die Verlegung der Strafanstalt, 
den Neubau des Inselspitals, den Bau der Schwarzwasser- 
brücke etc. Die Eingabe war sehr höflich gehalten. 

Die Eingabe kam am 18. März zur Verhandlung. Die 
Regierung beantragte, ihr weiter keine Folge zu geben, da 
ja bereits eine Anzahl von Arbeiten in Angriff genommen 
seien. Die Anhandnahme der in der Petition genannten Ar- 
beiten sei unmöglich. Der Grosse Rath stimmte dem Antrage 
des Regierungsrathes zu. 
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Aber der Sommer nahte kaum seinem Ende, als sich 
wieder schwere Zeichen von Arbeitslosigkeit zeigten. Im 
August ereigneten sich bald hintereinander zwei erschütternde 
Selbstmorde von Arbeitslosen aus Noth. Im September zeigten 
sich schon so viele Arbeitslose, dass ein Initiativkomite auf 
den 26. eine allgemeine Versammlung in's „Rütli" einberief. 
Dort konnten schon 150 Arbeitslose mit etwa 450 Familien- 
angehörigen konstatirt werden. Es wurde beschlossen, an 
die Regierung und an die Gemeindebehörden dringende Ge- 
suche um Anweisung öffentlicher Arbeiten zu einem ordent- 
lichen Lohne zu richten und ein Nothstandskomite einzusetzen, 
das die Arbeitslosen in eine feste Organisation bringen, ihren 
Verkehr mit Unternehmern und Behörden vermitteln und alle 
nöthigen Massregeln treffen soll. An die Spitze dieses Noth- 
standskomites wurde Redaktor Vogelsanger gestellt. 

Das Komite Hess am 1. Oktober die beschlossenen Ein- 
gaben abgehen. Es erhielt aber keine Antwort. Unterdessen 
stieg aber die Noth und eine zweite Arbeitslosenversammlung 
am 28. November nahm einen sehr düstern Charakter an, als 
berichtet werden musste, dass die Stadtbehörde auf eine 
öffentliche Anfrage offiziös erklären Hess, sie fühle sich nicht 
veranlasst, auf die Petition einzutreten, so lange ihr das 
Nothstandskomite nicht ein vollständiges Verzeichniss aller 
Arbeitslosen, u. A. auch mit Angabe ihres Heimatsortes, ein- 
reiche. Die Versammlung wählte nun eine fünfgliedrige 
Kommission, die persönlich vorstellig werden sollte. 

Die Deputation erhielt am 29. November keinen tröst- 
lichen Bescheid. Während der konservative Stadtpräsident 
die Begehren ernst nahm und ihre Prüfung versprach, äusserten 
sich zwei durch Hülfe der Arbeiter gewählte Mitglieder sehi' 
leichtfertig über die Sache. Die Deputation benahm sich 
zwar fest und würdig, konnte aber nichts erzielen. Das 
Nothstandskomite hielt nun für nöthig, den Stadtbehörden 
die Arbeitslosigkeit vor Augen zu führen. Es berief die 
Arbeitslosen auf den 9. Dezember, Sitzungstag des Stadtrathes, 
zur Sammlung auf der Schützenmatte. Vogelsanger, Präsident 
des Nothstandskomites, sagte im „Grütlianer" über die Ver- 
sammelten: „Wer die zahlreichen Gestalten ansah, aus deren 
ganzer Erscheinung vielfach das Elend in seiner höchsten 
Potenz sprach, dem musste es tief in's Herz schneiden. Ein 
Mitglied des Nothstandskomites erklärte den Leuten, warum 
man sie zusammenberufen und liess abstimmen, ob sie vor 
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den Stadtrat ziehen wollen, was einstimmig bejaht wurde. 
Darauf Formation des Zuges und ausdrückliche Vermahnung 
Aller zum ruhigen und würdigen Verhalten. Der Zug war 
über 300 Mann stark. . ." 

Während der Zug unten wartete, ersuchte eine Deputation 
um Vorlass vor den tagenden Stadtrath. Das wurde mit 27 
gegen 26 Stimmen abgelehnt und ein später gestellter Wieder- 
erwägungsantrag wurde hinausgezogen bis Abends 7 Uhr, 
dann beharrte der Kath auf seinem vorherigen Beschlüsse. 
Die Arbeitslosen hatten, trotzdem Eegen fiel, auf dem Platze 
ausgeharrt, sie nahmen die Abweisung mit dumpfem Schweigen 
auf. Das Nothstandskomite mahnte zu ruhigem Auseinander- 
gehen und lud zu einer weitern Versammlung auf den andern 
Tag (Sonntag) ein. Die Schilderung dieser Versammlung 
wird nach dem „Grütlianer" gegeben: 

„Die Versammlung vom Sonntag darf bezüglich Be- 
theiligung und Verlauf als ein Ereignis, wie es Bern seit 
Langem nicht mehr erlebt, angesehen werden. Schon um 
2 Uhr war der grosse Kütiisaal sammt den Aussengängen 
gedrängt voll, hätte er 800 Mann statt bloss 400 fassen 
können, kein Platz wäre leer geblieben, so Viele mussten 
umsonst wieder abziehen. Vogelsanger präsidirte und er- 
stattete zugleich für das Nothstandskomite Bericht über die 
Erfolglosigkeit aller bisher gethanen Schritte mit scharfen 
Reflexionen über den Stadtrathsbeschluss und Mittheilungen 
über die weiteren Anträge des Komites. Die Hauptstelle des 
Eeferats, welche zugleich den Geist der ganzen Versammlung 
zeichnet, bilden die Worte: 

„„Alle loyalen Bemühungen, für die Arbeitslosen Be- 
schäftigung zu erlangen, haben bisher nichts abgetragen ; man 
stellte Wechsel aus auf den Hunger und belohnte die fried- 
lichsten Schritte mit Fusstritten. Und das Alles in einer 
Sache, die ein Unglück ist für das gesammte Gemeinwesen 
und natürlich für die Arbeitslosen vorab. Wahrhaftig, auch 
der Ruhigste muss warm werden dabei, und wenn man ver- 
zweifelt an der Zweckmässigkeit des Festhaltens gesetzlichen 
und friedlich-ruhigen Vorgehens, so ist dies nachgerade nicht 
zu verwundern. Bitterkeit erfüllt unser Herz und das Wort 
Herweghs gewinnt plötzlich mächtige Bedeutung: 

Die Liebe kann uns helfen nicht, 

Die Liebe nicht erretten, 

Halt du, Hass, dein Hochgericht, 

Brich du, Hass, die Ketten! 
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„„Ich habe mich gefragt, ob ich dies bittere Wort aus- 
sprechen dürfe in einer Versammlung, in der ohnehin der 
Zündstoff gehäuft ist. Nach Lage der Dinge musste ich mir 
sagen: ja, und ich stehe nicht an, es heute zu erklären, dass 
das Wort vom Hass die Richtschnur für die fernere Thätig- 
keit der Organe der Arbeitslosen bilden wird, wenn die 
privilegirte Klasse bei ihrem starren Non possumus der durch 
die Umstände gerechtfertigten Arbeitsforderung verharren 
sollte. Ich bin ein Freund strenger Gesetzlichkeit, aber über 
dem Buchstabenrecht steht das höhere Recht des Menschen 
zum Leben, und wenn dies letztere verhöhnt und einer Be- 
völkerungsschichte die Möglichkeit der ehrlichen Existenz 
abgeschnitten wird, dann verliert in meinen Augen jenes 
Buchstabenrecht den Nimbus der Heiligkeit und ich versage 
ihm den Respekt."" 

„Was das weitere Vorgehen betrifft, so erklärte der 
Referent, dass das Nothstandskomite noch den letzten fried- 
lichen Versuch machen werde, durch neue Eingaben an Ge- 
meinderath, kantonale Baudirektion, Inseldirektion und 
Direktion des Zieglerspitals Arbeit zu erhalten, dass ferner 
an der nächsten Gemeindeversammlung einschlägige Anträge 
gestellt werden sollen. Damit erachte aber das Komite seine 
Mission als erfüllt und trete in der Meinung zurück, dass 
für das Weitere an seine Stelle die in der Oeffentlichkeit 
nicht bekannten Vertrauensmänner der Arbeitslosen treten, 
welche sich selbst ergänzen, einen Exekutivausschuss be- 
zeichnen und die Arbeit „geheim" fortsetzen. 

„Diese Anträge wurden in der animirten, packenden 
Diskussion allseitig lebhaft begrüsst und schliesslich ein- 
stimmig angenommen." 

Unter dem Eindruck dieser Vorgänge kam nun doch der 
Gemeinderath dazu, einige Arbeiten an Hand zu nehmen, so 
dass bald ein Theil der Arbeitslosen Beschäftigung erhielt, 
Andere konnten bei der Juragewässer -Korrektion unter- 
gebracht werden, so dass die Bewegung wenigstens zum Theil 
ihren Zweck erreichte. 

In Zürich hatte das Arbeiterorgan, die „Tagwacht", schon 
zu Anfang Oktober 1879 darauf aufmerksam gemacht, dass 
eine Arbeitslosigkeit im Anmarsch sei. Mit dem Beginn des 
Winters mehrten sich die Zeichen des Nothstandes derart, 
dass der Zentralausschuss der Grütli- und Arbeitervereine 
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von Zürich und Umgebung auf den 21. Dezember eine allge- 
meine Versammlung einberief. Die gut besuchte Versammlung 
bestätigte das Vorhandensein einer starken Arbeitslosigkeit 
und beauftragte den Zentralausschuss, den Regierungsrath zu 
ersuchen, keine Ueberzeitbewilligungen mehr zu ertheilen, 
damit nicht ein Theil der Arbeiter überangestrengt werde, 
während der andere arbeitslos und nothleidend ist. Ferner 
wurde der Zentralausschuss beauftragt, schleunigst eine Er- 
hebung über die Zahl der Arbeitslosen vorzunehmen und vom 
Regierungsrath die Ausführung öffentlicher Arbeiten zu ver- 
langen, um den steuerpflichtigen Arbeitslosen Beschäftigung 
zn geben. 

Dass ein Nothstand vorhanden war, darauf wiesen auch 
andere Zeichen hin: Eine Gant der kantonalen Leihanstalt 
musste aufgehoben werden, weil nichts verkauft werden 
konnte. Die Geschäftsinhaber klagten allgemein über Mangel 
an Käufern, es waren eben nicht nur viele Arbeiter ohne 
Beschäftigung, sondern die Arbeitenden mussten sich mit sehr 
gedrückten Löhnen begnügen und noch froh sein, überhaupt 
Ai'beit zu haben. Der freiwillige Armenverein Winterthur 
ersuchte den Stadtrath, Kasernenlokale für die Beherbergung 
dürftiger Passanten herzurichten; das Gesuch wurde aber 
abgewiesen. 

Die vom Zentralausschuss eingesetzte Kommission ar- 
beitete mit Eifer und setzte sich durch ein Zirkular mit den 
Hülfsvereinen in Verbindung. Die Listen bedeckten sich 
ziemlich rasch mit Unterschriften von Arbeitslosen. Eine 
Eingabe wurde an den Kantonsrath gerichtet. Am 18. Januar 
1880 fand eine von der Kommission einberufene Versammlung 
von Arbeitslosen in der Reitschule statt, die von 300 — 400 
Personen besucht war. Es hatten sich bis dahin ungefähr 
500 Personen mit ungefähr 2000 Familienangehörigen ein- 
geschrieben. Die Mittheilungen von den Hülfsgesellschaften 
liessen aber schliessen, dass die Arbeitslosigkeit viel grösser 
sei, dass sich jedoch Viele scheuen, die Listen zu unter- 
schreiben. Dies umsomehr, als gewisse Blätter erklärten, 
die Arbeitslosigkeit werde nur zu agitatorischen Zwecken 
ausgebeutet. 

Die Eingabe wünschte vom Kantonsrath, er möge be- 
schliessen: a. sei der Regierungsrath beauftragt, sofort ver- 
schiedene schon längst in Aussicht genommene öffentliche 



Digitized by 



Google 



— 14 -- 

Bauten , wie Flusskorrektionen u. s. w., in Ausführung zu 
bringen ; h, seien hauptsächlich bei Ausführung dieser Bauten 
steuerpflichtige arbeitslose Einwohner unsres Kantons zu be- 
rücksichtigen ; c, sei dem Regierungsrath der hiezu nöthige 
Kredit ertheilt. 

Zur Begründung des Gesuches wurde vorgebracht: es 
haben sich bei uns über 500 Personen als arbeitslos gemeldet. 
Davon sind 90% Schweizer und 10% Ausländer. Cirka 
drei Fünftel sind verheirathet, mit einer Kopfzahl von rund 
2000 Personen. Davon sind 90% über ein bis sechs Monate 
arbeitslos, bloss 10% unter einem Monat. Sodann berichtet 
die Hülfsgesellschaft Zürich, dass sie gegenwärtig durch- 
schnittlich monatlich 600 Arbeitslose unentgeltlich zu beher- 
bergen habe. Der römisch-katholische Wohlthätigkeitsverein 
in Aussersihl berichtet dass er ohne die Verheiratheten. 
monatlich 50 — 60 Familien unterstützen müsse. Die Kantons- 
polizei berichtet, dass sie monatlich in Zürich 300 — 350 wegen 
Bettel, Vagantität und Obdachlosigkeit verhaften müsse, wovon 
230—270 heimtransportirt werden müssen. 

Die Eingabe kam am 28. Januar im Kantonsrath zui^ 
Verhandlung. Nach einer Debatte, in der von der einen Seite 
der Nothstand bestritten, von der andern aber zugegeben 
wurde, beschloss der Kantonsrath: die Regierung wird ein- 
geladen, durch die Gemeinderäthe Erhebungen über den Noth- 
stand machen zu lassen und nöthigenfalls die Organe, durch 
die die Armenunterstützung geschieht, zu Subventioniren ; femer 
bei Ausführung beschlossener öffentlicher Arbeiten die Pe- 
tenten zu berücksichtigen und der Regierung einen Kredit von 
Fr. 25,000 zu bewilligen. Dieser Kredit sollte aber nicht nur 
zur Arbeitsbeschaffung für die Arbeitslosen von Zürich und 
Umgebung, sondern für den ganzen Kanton genügen, der 
Antrag auf einen Kredit von Fr. 50,000 blieb in Minderheit, 

Die Zweifler an der vorhandenen Arbeitslosigkeit er- 
hielten übrigens bald ein deutliches Zeichen davon. Im obem 
Sihlwald hatte sich ein Eiswall gebildet, der zur Verhütung 
von Ueberschwemmungsgefahr durchstochen werden musste. 
Zur Vornahme dieser Arbeit wurden „diejenigen Arbeitslosen, 
welche die Petition an den Kantonsrath unterzeichnet haben," 
eingeladen, sich auf dem Bureau des Kreisingenieurs im Ob- 
mannamt einzufinden. Offenbar glaubte man, es würden sich 
zu dieser sehr beschwerlichen Arbeit kaum mehr als die 
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nöthigen 40 Mann einfinden. Aber das Bureau des Kreis- 
ingenieurs war während zwei Tagen von Hunderten Arbeits- 
loser belagert, die in eine düstere, ja erregte Stimmung kamen, 
als nur ihrer 40 ausgesucht wurden, die Arbeit erhielten. 

Bei dieser Arbeit erhielten die Leute nach ihrer Wahl 
entweder Fr. 1. 60 bis Fr. 2 Taglohn nebst Kost, oder Fr. 3. 60 
bis Fr. 4 ohne Kost. Es wurde dann berichtet, dass schon 
nach dem ersten Tage ungefähr die Hälfte der Leute weg- 
blieben. „Man machte überhaupt die Erfahrung, dass ein 
grosser Theil nach drei- bis viertägiger Arbeit lieber hungerte 
als weiter arbeitete." So schreibt ein Bericht dem andern 
bis zum heutigen Tage gedankenlos nach, ohne sich Rechen- 
schaft darüber zu geben, was damit ausgesprochen wird. Es 
soU die Arbeitsscheu der Leute bezeichnet werden. Wer sich 
aber auch nur einigermassen einen Begriff von der Arbeit 
im Eise macht, der wird auch verstehen, dass Leute, die 
seit Wochen und länger Noth leiden, schlecht genährt und 
dürftig bekleidet sind, diese Arbeit einfach nicht auszuhalten 
vermochten und darum lieber hungern mussten ; freiwillig und 
aus blosser Arbeitsscheu hungert Niemand, der arbeiten kann. 

Der Regierungsrath erliess nun ein Kreisschreiben an 
die Statthalterämter, damit die Gemeindebehörden eine Er- 
hebung über die Arbeitslosigkeit veranstalten und den Arbeits- 
losen Arbeit oder Unterstützung zukommen lassen sollten, 
üeber die Ergebnisse sollte bis zum 14. Februar Bericht er- 
stattet werden. Gleichzeitig wurde eine Korrektion der 
Limmat bei Dietikon vorgenommen, wobei wieder ein so 
starker Andrang von Arbeitslosen stattfand, dass lange nicht 
alle berücksichtigt werden konnten. Auch verschiedene Aus- 
gemeinden von Zürich unternahmen öffentliche Arbeiten. 

Unterdessen hatte die Polizeidirektion den 554 Unter- 
zeichnern der Arbeitslosen-Petition nachfragen lassen und es 
erschien in der „Neuen Zürcher-Zeitung" jene famose Statistik, 
4ie auch bis heute noch ein Werk dem andern nachschreibt. 
Darnach waren 129 Arbeitsscheue, Vaganten, bestrafte Ver- 
brecher und dergl., 39 hatten wieder Arbeit gefunden, 13 be- 
sassen Vermögen oder Grundeigenthum und 206 waren nicht 
aufzufinden. Schon die letzte grösste Zahl hätte stutzig 
machen sollen. Bei näherer Nachforschung durch eine Ab- 
ordnung der Arbeitslosen -Kommission zeigte es sich, dass 
diese Statistik auf die leichtsinnigste Weise zusammenge- 
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stoppelt worden war. Die Polizeisoldaten hatten in keinem 
Falle einen Arbeitslosen selbst einvernommen oder überhaupt 
zu Gesicht bekommen, sondern nur aufnotirt, was sie auf 
Gemeindekanzleien und bei andern Polizeiorganen hörten. 
Keine einzige dieser Angaben war näher koutrolirt worden 
und für die ganze Statistik wollte Niemand eine Verantwort- 
lichkeit übernehmen, und doch figurirt sie heute noch sogar 
in wissenschaftlichen Werken! 

Die Erhebung in den Landgemeinden zeigte, dass dort 
keine eigentliche Arbeitslosigkeit vorhanden sei, noch mehr 
aber zeigten die Berichte der Gemeindebehörden, dass sie kein 
Urtheil über die Arbeitslosigkeit in der Stadt hatten. Der 
Beschluss des Kantonsrathes, sagten sie, führe auf eine ab- 
schüssige Bahn, er wecke Begehrlichkeiten, die man nicht 
befriedigen könne. Damit fand sich auch schliesslich der 
Regierungsrath ab, nachdem von den bewilligten Fr. 25,000 
etwa 4000 verwendet waren. Eine zahlreich besuchte Ar- 
beiterversammlung erhob zwar Einspruch gegen diese Be- 
handlung der Angelegenheit, aber es war mittlerweile Ende 
März geworden und ein Theil der Arbeitslosen hatte sonst 
wieder Arbeit gefunden, so dass die Sache für einmal aus 
Abschied und Traktanden fiel. 

Wenn man damals die Klagen über den Notstand als 
hetzerische Agitation bezeichnete, so hat später die Statistik 
deutlich gezeigt, dass eben der Nothstand doch wirklich vor^ 
banden war. Während nach der amtlichen Statistik der Rechts- 
pflege im Jahre 1875 auf 1000 Einwohner 293 Rechtsbote 
(Zahlungsbefehle) kamen, war diese Ziffer in den Jahren 
1879 und 1880 auf490 und 471 gestiegen, also um 61—ß7%. 
Noch stärker aber war das Anschwellen der Konkurse, näm- 
lich von 75 auf 10,000 Einwohner im Jahre 1875, auf 165 
und 186 in den Jahren 1879 und 1880, also mehr als Ver- 
doppelung. Bei Nothständen liefert freilich die Statistik erst 
lange nachher den Beweis und rechtfertigt nachträglich Die, 
die vorher wegen ihrer „Agitation" heftig angegriffen wurden. 

Die Krisis im ganzen Baugewerbe machte sich schon im 
Sommer von 1880 wieder stark bemerklich. Während Mitte 
Juli in Zürich unter Jubel das eidgenössische Sängerfest 
gefeiert wurde, wurden ganze Schaaren von Bauarbeitern 
entlassen und die „Tagwacht" signalisirte einen grossen Noth- 
stand für den Winter. Der Zentralausschuss der Arbeiter- 



Digitized by 



Google 



— 17 — 

und Grütlivereine veranstaltete auf den 21. August eine all- 
gemeine Versammlung, die stark besucht war und den Zentral- 
ausschuss beauftragte, eine Spezialkommission niederzusetzen. 
Diese habe bald eine Mahnung an die Behörde zu richten, 
für den Winter öffentliche Arbeiten und andere Milderungs- 
massnahmen für den zu erwartenden Nothstand vorzubereiten 
und bald einer w^eitern öffentlichen Versammlung Bericht zu 
erstatten. 

Die Kommission wurde ernannt und richtete am 11. Sep- 
tember an den Eegierungsrath eine Eingabe. In einer öffent- 
lichen Versammlung vom 18. September stattete sie, die sich 
als Nothstandskomite konstituirt hatte, Bericht ab und legte 
ein kurzes Statut über die Organisation eines Noth- und 
Hülfebundes der Arbeitslosen 1880/81 vor, dessen Zweck die 
Beschaffung öffentlicher Arbeit von Staat und Gemeinden sei, 
je 30 auf einer Liste unterzeichnete Arbeitslose sollten eine 
Sektion bilden mit einem Sektionschef an der Spitze, der 
jeweilen am Sonntag Vormittag Appell zu halten und am 
Dienstag Abend dem Nothstandskomite Rapport abzustatten 
hatte. Nach provisorischer Reglung war die spätere Organi- 
sation der Sektionen nach Berufen vorgesehen, ebenso die 
Vereinigung der Sektionen zu Kompagnien mit obligatorischen 
Versammlungen. Zudem war strenge Disziplin vorgeschrieben. 
Diese Organisation wurde angenommen. 

Zu Ende September richtete das Nothstandskomite eine 
zweite Eingabe an den Eegierungsrath, in der es betonte, 
dass nur für arbeitslose steuerpflichtige Einwohner des Kan- 
tons Arbeit gefordert werde. Die auszuführenden Arbeiten 
möchten möglichst in Regie genommen und dabei des System 
des Gruppenakkords, das sich in Genf bewährt habe, ange- 
wandt werden. Ebenso sei den Arbeitern die Beköstigung 
(über die im vorherigen Jahre viel geklagt worden) frei zu 
stellen. 

Der Regierungsrath nahm am 2. Oktober von dieser 
Eingabe Kenntniss und lud die Baudirektion ein, die Ver- 
gebung der Flusskorrektionsarbeiten möglichst zu fördern. 
Bei diesem Anlass, heisst es, erklärte sich der Regierungs- 
rath im Prinzip dahin, dass weder für den Kanton, noch für 
die Gemeinden die Pflicht bestehe, kantonsfremden arbeits- 
losen Aufenthaltern (für diese wurde es gar nicht verlangt) 
oder Niedergelassenen Arbeit zu verschaffen, dass vielmehr 
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der Mangel an Arbeit und sonstigen Subsistenzmitteln Ver- 
anlassung geben könne, Kantonsfremden die Aufenthalts- 
oder Niederlassungsbewilligung nach Massgabe der Bestim- 
mungen der Bundesverfassung und bestehenden Staatsverträge 
zu entziehen. 

Diese öffentlich abgegebene Protokollnotiz konnte unter 
den obwaltenden Umständen gar keine andere Wirkung haben, 
als die Arbeitslosen von der Einschreibung in die Listen 
abzuschrecken. Dazu bewegte sich der Regierungsrath dabei 
auf verfassungswidrigem Boden, denn Art. 14 der Zürcher 
Verfassung sagt ausdrücklich: „Das Recht zur Verweigerung 
oder zum Entzug der Niederlassung darf beim Vorhandensein 
der gesetzlichen Ausweissehriften grundsätzlich nur aus dem 
Nachweis eines die öffentliche Sicherheit oder Sittlichkeit 
gefährdenden Lebenswandels hergeleitet werden." Sie erregte 
aber auch darum Erbitterung in Ärbeiterkreisen, weil gerade 
öffentliche Arbeiten vielfach durch italienische Aufenthalter 
ausgeführt, ja sogar von der Regierung direkt an italienische 
Akkordanten vergeben worden waren. 

Das Nothstandskomite suchte die aufgeregten Arbeits- 
losen durch Anfuhrung der zitirten Verfassungsbestimmung 
zu beruhigen und wandte sich gleichzeitig an die Behörden 
der Gemeinden, die sich zum Bau des Seequais vereinigt 
hatten mit dem Gesuche, die Arbeiten baldmöglichst beginnen 
zu lassen. Ebenso reichte es eine Verwahrung gegen allfallige 
Entziehungen von Aufenthalts- oder Niederlassungsbewilli- 
gungen an den Regierungsrath ein. Es soll hier doch erwähnt 
werden, dass man es beim Schreckschuss bewenden liess und 
dass thatsächlich keinem Arbeitslosen der Aufenthalt oder die 
Niederlassung entzogen wurde. Aber der Schreckschuss zeigt 
eben die obwaltende Gesinnung. 

Leider verzögerte sich die Anhandnahme der Arbeiten 
durch den ganzen Monat Oktober und die Klagen der Arbeits- 
losen wurden immer dringender mit der Zunahme der Noth. 
Zu Anfang November hatten sich 250 steuerpflichtige Arbeits- 
lose in die Listen eingezeichnet. Das Nothstandskomite erliess 
eine weitere Eingabe an die Direktion der öffentlichen Ar- 
beiten. Da bei einer Besammlung der Arbeitslosen sich zeigte, 
dass unter ihnen eine Anzahl war, die schon Wuhrarbeiten 
gemacht hatte, sich sogar Sappeur-Unteroffiziere als Gruppen- 
chefs unter ihnen befanden, wurde eine Abordnung an den 
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Baudirektor abgesandt, um die üebergabe mehrerer Loose der 
Tösskorrektion im Gruppenakkord zu erhalten. 

Der Abordnung wurden durch den Ingenieur die nöthigen 
Aufschlüsse gegeben und der Baudirektor erklärte sich bereit, 
Uebernahmsofferten entgegenzunehmen. Nun legte das Noth- 
standskomite einer stark besuchten Versammlung von Arbeits- 
losen die Uebernahmsbedingungen der drei in Aussicht ge- 
nommenen Loose vor. Es wurde beschlossen, die üebernahms- 
Eingabe zu machen, in der Meinung, dass die Arbeitsgeschirre 
ohne Lohnabzug geliefert würden und alle 14 Tage Zahlungen 
nach dem Ausmass der geleisteten Arbeit gemacht werden. 
Nun wurden sofort die zwei nöthigen Kompagnien gebildet, 
eine von 30 Mann für das Loos Turbenthal-Wyla und eine 
für die zwei Loose im Winterthurer Wald von 62 Mann. Das 
geschah am 14. November. Die Zahl der eingeschriebenen 
Arbeitslosen hatte bis dahin schon 400 erreicht. 

Das Nothstandskomite arbeitete nun mit fieberhaftem 
Eifer, um die Organisation der Kompagnien zu vollenden und 
das Nöthige vorzukehren, damit die Leute so bald als mög- 
lich an die Arbeit könnten. 

Die Eingetheilten erschienen am 19. November vollzählig, 
um das vom Nothstandskomite ausgearbeitete Reglement zu 
berathen und anzunehmen. Um ein vollständiges Bild zu geben 
über dieses Stück Geschichte, über das bis jetzt nur das 
Gegnerische, Ungünstige bekannt ist, folgt das ganze Re- 
glement: 

Regrlement 

für die im 
Gruppenakkord beschäffigfen Arbeifer^Kompagnien. 

§ 1. Für Uebernahme der Erd- und Wuhrarbeiten der 
vom Staate übergebenen Loose an der Töss bilden sich von 
den auf den Listen der Arbeitslosen Eingeschriebenen drei 
Kompagnien, resp. Genossenschaften, und zwar für das Loos 
Turbenthal-Wyla 15 Mann, für das Loos Nr. 5 im Winter- 
thurer Wald 35 Mann und für das Loos Nr. 6 im Winter- 
thurer Wald 50 Mann; jedoch bleibt es den Kompagnien 
überlassen, sich je nach Bedürfniss von den in den Listen 
eingeschriebenen Arbeitslosen zu verstärken ; es müssen aber 
so später Aufgenommene ebenfalls in allen Rechten und 
Pflichten den schon die Gruppe Bildenden gleichgestellt 
werden. 
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§ 2. Jede Kompagnie wählt aus ihrer Mitte einen Vor- 
stand, bestehend aus einem Kontrolleur, einem Vorarbeiter 
der Faschinenarbeiter, einem Vorarbeiter der Erdarbeiter, 
einem Material Verwalter und einem Küchenchef. 

§ 3. Der Kontrolleur bucht die Arbeitsstunden jedes 
Einzelnen, sorgt für rechtzeitige Anfertigung der Zahltags- 
liste auf den jeweiligen Zahltag; die beiden Vorarbeiter 
weisen jedem Arbeiter seinen Platz an und geben die sonst 
nöthigen Anweisungen ; der Materialverwalter sorgt für rich- 
tige Vertheilung der Werkzeuge, sowie für deren Reparatur, 
führt überhaupt Kontrolle über jedes Werkzeug. Jeder Ar- 
beiter ist für das ihm übergebene Werkzeug verantwortlich. 

Der Küchenchef besorgt den Einkauf der Lebensmittel, 
sowie die Küche ; er kann nach Bedürfniss, jedoch wechselnd, 
von der Mannschaft zur Küchenbedienung zuziehen. 

§ 4. Weder ein Vorstandsmitglied noch der Gesammt- 
vorstand hat das Recht, Mitglieder zu entlassen, sondern 
dieses Recht steht einzig der Gesammtgruppe zu und kommt 
nur zur Anwendung, falls sich ein Mitglied: 

1. unsittlichen Lebenswandel, 

2. grobe Verletzung der allgemeinen Ordnung, 

3. Widersetzung gegen ein schiedsgerichtliches Urtheil, oder 

4. ein Verbrechen oder Vergehen oder grobe Beleidigung 
der Genossen zu Schulden kommen lässt. 

Die Entlassung kann nur mit Zweidrittel-Majorität aller 
Mitglieder beschlossen werden. 

§ 5. Wer wegen einem der obigen Gründe entlassen 
wird, verliert jedes Anspruchsrecht auf die bis zum Schlüsse 
der Arbeit innebehaltene 10% Kaution, sowie auf jede staat- 
liche Arbeit; dagegen ist den Hinterlassenen von Sterbenden, 
sowie während der Arbeit Erkrankten nach Beendigung des 
Werkes ihr Antheil je nach Zahl ihrer Arbeitsstunden zu be- 
rechnen und auszuzahlen. 

§ 6. Wer freiwillig vor Beendigung des Werkes aus 
einer Kompagnie austritt, hat die Arbeit 8 Tage vor dem 
Zahltage zu kündigen, erhält aber seinen Antheil an den 
10% Kaution nur, insofern dringende Umstände ihn zum 
Austritt nöthigten, nach der Zahl seiner Arbeitsstunden erst 
nach Beendigung des Werkes; das übrige Lohnbetreffniss 
wird ihm nach § 9 mit seinem Rücktritt ausbezahlt. 
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§ 7. Die Arbeit beginnt Morgens mit Tagesanbruch und 
endet Abends mit Anbruch der Nacht; Mittags von 12 — lUhr 
ist Mittagspause. 

§ 8. Wird ununterbrochene Arbeit nöthig, so darf innert 
24 Stunden der Einzelne nur 11 Stunden zur Arbeit ver- 
wendet werden. — Nacht- und Sonntagsarbeit ist. wenn nicht 
dringend nothwendig, streng untersagt. 

§ 9. Der Lohn wird alle 14 Tage ausbezahlt und zwar 
folgendermassen : vorerst werden vom Gesammtbetrag die 
Küchenbedürfnisse bezahlt; das Uebrige wird auf die Ge- 
sammtzahl der Arbeitsstunden vertheilt und Jedem sein Be- 
treffnis nach Zahl seiner Arbeitsstunden ausbezahlt. 

§ 10. Füi' Spezialzwecke, allfällige Wirthshausschulden 
etc. darf dem Arbeiter von seinem Lohne nichts abgezogen 
werden. 

§ 11. Nach Beendigung des Werkes wird jedem der dabei 
Betheiligten die vom Staate innebehaltene 10% Kaution je 
nach der Zahl seiner Arbeitsstunden berechnet und aus- 
bezahlt. 

§ 12. Jeweilen am Sonntag nach dem Zahltag hat jede 
Kompagnie dem Nothstandskomite genauen Bericht durch 
eine persönliche Abordnung über den Gang der Arbeit, all- 
fällige Vorkommnisse u. s. w. zu erstatten. 

§ 13. Für die Beköstigung der Mannschaft bildet jede 
Kompagnie eine Genossenschaft, die ihre Bedürfhisse selbst 
einkauft und kocht und hiefür einen Küchenchef (§ 3) wählt, 
der für die jeweilig rechtzeitige Herrichtung der Speise 
sorgen muss. 

Das Frühstück ist (mit Ausnahme Sonntags) von 6 — 7 
Uhr Morgens, das Mittagessen von 12 — 1 Uhr Mittags und 
das Abendessen von 6 — 7 Uhr Abends bereit zu halten. 

§ 14. Mit der Küche darf keine Wirthschaft betrieben 
werden, dagegen steht es jeder Kompagnie frei, ihr Z'nüni 
und z'Äbig selbst gemeinschaftlich einzukaufen. 

§ 15. Ebenso darf an kein Mitglied, Krankheitsfall aus- 
genommen, Extrakost abgegeben werden. 

§ 16. Entsteht unter den Genossen Streit, so hat der 
Vorstand sofort auf gütliche Aussöhnung der Streitenden 
hinzuwirken; gelingt es nicht, den Streit gütlich beizulegen. 
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so ist ein Schiedsgericht zu bestellen, indem jede der strei- 
tenden Parteien einen Schiedsrichter wählt. Können diese 
beiden Schiedsrichter sich über die Streitfrage nicht einigen 
und kein Urtheil fallen, dann ist sofort dem Nothstandskomite 
Anzeige zu erstatten, welches einen Obmann wählt, der unter 
Mitwirkung der von den Parteien gewählten Schiedsrichter 
das Urtheil fällt. 

Streitfälle zwischen Vorstand und Genossen sind immer 
dem Nothstandskomite anzuzeigen, das in solchen Fällen 
einen Obmann zu wählen hat. 

§ 17. Die schiedsgerichtlichen Urtheile sind für alle 
Betheiligten inappellabel und rechtverbindlich und hat jeder 
sich denselben Widersetzende Strafe nach § 4 zu gewärtigen. 

§ 18. Dieses Reglement, von den Kompagnien selbst 
berathen und angenommen, ist für jedes Mitglied rechtsver- 
bindlich und gilt dessen Theilnahme als Mitglied der Kom- 
pagnie auch als Anerkennung dieses Reglements. 

Am 20. November wurde vom Regierungsrath den drei 
Kompagnien die Arbeit zugetheilt. Gleichen Tags richtete 
das Nothstandskomite eine Eingabe an die Militärdirektion 
um üeberlassung des nöthigen Koch- und Essgeschirrs, der 
bereitwilligst entsprochen wurde; das Nothstandskomite ging 
den Kompagnievorständen an die Hand, um die Bereitschaffung 
des Geschirrs, wie des Arbeitsmaterials zu bewirken und die 
Kücheneinrichtung zu bewerkstelligen. 

Da die Leute durch längere Arbeitslosigkeit von allen 
Mitteln entblösst waren, so dass sie nicht einmal auf eigene 
Kosten an Ort und Stelle konnten, so musste das Nothstands- 
komite Darlehen bei Kassen von Arbeitervereinen aufnehmen, 
um Alles richten zu können. Als die Staatsbeamten sahen, 
welche Mühe sich das Nothstandskomite gab, wurden sie der 
Sache auch sympathisch gestimmt und die Sektionsingenieure 
bereiteten in grösster Schnelligkeit Alles vor, damit die Ar- 
beiten sobald als möglich beginnen konnten. Ueberhaupt lief, 
als das Eis einmal gebrochen war. Alles wie am Schnürli. 

Die Wahlen in die Kompagnievorstände schienen ge- 
schickt getroffen. Die Vorarbeiter waren Fachleute, die Ma- 
terialverwalter waren Schmiede, welche die nöthigen Repara- 
turen am Werkzeug selbst vornehmen konnten. Das Noth- 
standskomite liess es an den besten Ermahnungen nicht 
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fehlen. Schon in der nächsten Woche konnte der grössere 
Theil der Mannschaft auf die Arbeitsplätze rücken, nachdem 
für xiUes vorgesorgt war. Die grosse Bedeutung der Sache 
wurde ihnen beim Abschied eingehend vorgeführt und sie 
ermahnt, der Arbeiterschaft Ehre einzulegen. Der Verfasser 
säumte nicht, als Mitglied des Nothstandskomites auch an 
Ort und Stelle zu gehen, um zu sehen, ob auch Alles recht 
eingerichtet sei. Namentlich wurde für Beschaffung guter und 
kräftiger Nahrung gesorgt und insbesondere wurde den Leuten 
Massigkeit in geistigen Getränken dringend empfohlen. 

Den Arbeitslosen, die nicht bei den Kompagnien unter- 
gebracht werden konnten, wurden Ausweise mit den Adressen 
der Akkordanten von Loosen der Flusskorrektion gegeben, 
auf die hin sie Arbeit bekommen sollten. Der Zudrang der 
Arbeitslosen zu solchen Ausweisen war so stark, dass die 
mit ihrer Ausstellung Beschäftigten die Zahl gar nicht kon- 
troUiren konnten, so dass über die Gesammtzahl der Arbeits- 
losen dieses Winters gar keine Anhaltspunkte vorliegen. 
Zehn Mann hatten, an vier Tischen vertheilt. zwei Stunden 
lang nur Ausweise auszufüllen und waren die ganze Zeit von 
dichten Schaaren umgeben. Bald aber kehrten die Leute 
bitter enttäuscht zurück. Die Arbeit konnte noch nicht be- 
ginnen, da die Profile noch nicht ausgesteckt waren, es auch 
noch an Arbeitsmaterial mangelte. Später trafen sie bei 
neuem Suchen nach Arbeit auf — Bauern der Umgegend, 
die auch nothleidend nach Verdienst gingen. Daneben fanden 
sie, namentlich bei italienischen Akkordanten, aber auch 
anderwärts, Italiener an der Arbeit. 

Darauf hin wurde nun das Nothstandskomite von neuem 
bei den Behörden vorstellig. Diese sahen jetzt freilich den 
ö:rossen Nothstand ein und versprachen nach Möglichkeit 
Beschleunigung der Vorarbeiten und Anhandnahme weiterer 
Arbeiten, aber bis dahin mussten eben die ohnehin in grösster 
Noth leidenden Leute weiter leiden. Und doch hatte man 
die Arbeitervorstände heftig als Hetzer angegriffen, als sie 
rechtzeitig, drei Monate früher, die Behörden zum Aufsehen 
gemahnt hatten! Jetzt stellte es sich leider nur zu sehr 
heraus, wie recht die Angegriffenen gehabt liatten. 

Es erübrigt noch, etwas über das Schicksal der drei 
Kompagnien mitzutheilen. Die für das Loos Turbenthal-Wyla 
schmolz zwar etwas zusammen, hielt sich aber doch bis zur 



Digitized by 



Google 



— 24 — 

Beendigung der Arbeit aufrecht und erhielt von der Bau- 
leitung ein gutes Zeugniss. Anders aber kam es bei den 
beiden Kompagnien im Winterthurer Wald. Hier war der 
Alkohol der Zerstörer, der in kurzer Zeit Streit hervorrief. 
Leider musste gerade der fähigste Vorarbeiter wegen dem 
Trinken weggeschickt werden. Der Verfasser eilte selbst an 
Ort und Stelle und suchte die Sache wieder einzurichten. 
Leider ging zu Neujahr 1881 die alte Arbeiterorganisation 
in die Brüche, der Verfasser war gezwungen, vom Noth- 
standskomite zurückzutreten. Die andern Mitglieder kümmerten 
sich nicht mehr um das Schicksal der Kompagnien. Noch 
einmal wurde der Verfasser wegen einem Krawall in den 
Winterthurer Wald gerufen und leistete dem Rufe Folge, 
konnte aber nur eine starke Zerrüttung der Kompagnien 
konstatiren. 

Die Arbeit musste an Andere übertragen werden, nur 
ein Bruchtheil der Kompagnien blieb in Arbeit. Die Direktion 
der öffentlichen Arbeiten erklärte später, der Staat habe 
dabei ein Defizit von Fr. 2500 gemacht. Wie ein solches De- 
fizit entstehen konnte, wenn streng nach der Vereinbarung 
ausbezahlt worden wäre (nach Ausmass der Arbeit unter 
Zurückhaltung von 10% als Kaution), das ist allerdings 
räthselhaft. Der Bericht spricht undeutlich davon, als wenn 
für die Bummelnden und Fortgelaufenen Schulden bezahlt 
worden wären. Dazu lag laut Reglement gar keine Verpflich- 
tung vor. Die Wirthe konnten das Reglement kennen, sie 
hätten den Leuten lieber keine geistigen Getränke verabfolgen 
sollen, da hiefür keine Lohnrückhalte gemacht werden durften. 
Hinterdrein scheint man ihnen freilich doch die Zechschulden 
bezahlt zu haben, denn andere Schulden konnte es für Fort- 
gelaufene gar nicht geben, in der Küche bekamen nur Ar- 
beitende zu essen. 

Mit diesen Bemerkungen soll nicht etwa die traurige 
Thatsache verdeckt werden, dass der Gruppenakkord miss- 
lungen ist, trotz aller Mühe, die man sich dafür gegeben hatte. 
Was in Genf gut gelang, ist hier misslungen. Dort blieben 
die beschäftigten Arbeitslosen in der Stadt und bei ihren 
Familien, zu denen sie jeweilen am Abend heimkehrten. 
Hier mussten sie bei fremden Leuten und zu einem schönen 
Theile sogar in Wirthshäusern logiren. Durch die Länge der 
Winterabende entstand Langeweile und damit der Anlass zum 
Genuss geistiger Getränke. Dabei kommt es leicht zum lieber- 



Digitized by 



Google 



— 25 — 

mass und damit zur moralischen Schädigung j als Folge der 
körperlichen. Daher die Zerrüttung. Daher brachten Schweizer 
Arbeiter nicht fertig, was russische Arbeiter in ihren Arteli, 
die freilich meist auch gemeinsame Schlafstellen haben, be- 
ständig leisten. 

Damit möge diese Darstellung abgeschlossen sein. Es 
ergibt sich aus ihr, dass in der Bewegung der Winter 1879/80 
und 1880/81, soweit es sich um die Begehren der Arbeiter 
handelt, stets nur Arbeit für die Arbeitslosen gefordert wurde, 
und dass die Bewegung mit sehr vielen Hindernissen, Miss- 
verständnissen, Ableugnung des Nothstandes und Furcht vor 
den Konsequenzen der Gewährung von Arbeit, zu kämpfen 
hatte. Die Hindernisse treten freilich auch heute noch auf, 
doch in einem viel schwachem Grade. 
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n. 
Schwankungen in der Industrie Yon 1882|83 bis 1898|99. 

Im Jahre 1888 fand durch das eidgenössische Fabrik- 
inspektorat eine Zählung der unter dem Fabrikgesetz stehenden 
Etablissemente, ihrer Arbeiter nach Geschlecht und Alters- 
gruppen und ihrer Betriebskräfte nach Pferdestärken statt. 
In den bezüglichen Zählkarten wurde auch nach dem Maximum 
und Minimum der im Zählungsjahre beschäftigten Arbeiter 
gefragt, In der Fabrikstatistik sind dann die Durchschnitts- 
zahlen der im Jahre 1888 beschäftigten Arbeiter angegeben. 
Dagegen gab Herr Dr. H. Wegmann, Adjunkt des eidgen. 
Fabrikinspektors des I. Kreises in der Zeitschrift für schwei- 
zerische Statistik von 1891 einige Mittheilungen, von denen 
hier zu reden ist. 

Die Gesammtzahlen zeigen folgendes: es waren be- 
schäftigt 1888 im Maximum 172,862 Arbeiter, 
im Minimum 145^252 „ 
Unterschied 27,610 

Herr Wegmann verwahrt sich dagegen, dass man diese 
grosse Zahl von Arbeitern einfach als Eeservearmee betrachte 
und annehme, es seien 27,610 Arbeiter d. h. etwa 16 ^/o 
sämmtlicher Fabrikarbeiter, während einem Theil des Jahres 
arbeitslos gewesen. Das ist jedenfalls insofern richtig, als 
offenbar in diesen Zahlen Doppelzählungen stecken, da sie 
ein ganzes Jahr umfassen. Ebenso darf man ohne Weiteres 
Arbeiter in periodischen oder Saisonbetrieben ausscheiden, 
sofern die Arbeit ihrer Natur nach an eine kui-ze, bestimmt 
abgegrenzte Zeit gebunden ist, wie die Gewinnung von 
Natureis, etc. 

Im übrigen ist der Ausdruck ßeserveaimee nicht durchaus 
zurückzuweisen. Man darf darunter nur nicht etwa verstehen, 
dass die ganze Zahl arbeitslos auf der Strasse gelegen wäre. 
Selbst ohne ausserordentliche Zustände bedarf jeder Industrie- 
zweig zu gewissen Zeiten mehr Arbeiter, zu andern Zeiten 
weniger. Und innerhalb des Industriezweiges zeigt sich die 
gleiche Erscheinung auch bei den einzelnen Fabriken. Ein 
gewisser Stamm von Arbeitern wird fest gehalten, aber ein 
anderer Theil der Arbeiter wird bald herangezogen, bald 
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wieder abgestossen, je nach Bedarf. Das liegt eben im Wesen 
der kapitalistischen Grossproduktion, die mit den Schwank- 
ungen der Preise der Rohmaterialien, den Konjunkturen, den 
Valuta- und Zollverhältnissen, sowie mit der Konkurrenz 
zu rechnen hat. Die Konkurrenz zwingt immer zur Ver- 
wendung verbesserter Maschinerie, dadurch wird zeitweise 
ein Theil der Arbeiter überflüssig, der vielleicht später wieder 
herangezogen werden kann. 

So ist selbst in den Zeiten, die man normale nennt, für 
die Grossproduktion eine gewisse Arbeiterreserve nöthig, der 
ihr die unentbehrliche Elastizität ermöglicht. Diese Reserve 
passt sich mehr oder weniger den Schwankungen an und 
ergreift andere Beschäftigungen, wenn die eine ausgeht, sie 
schlägt sich wohl oder übel durch, oft aber mehr übel als 
wohl. Der Uebergang zu andern Beschäftigungen stösst oft 
auf Schwierigkeiten und ist in den meisten Fällen mit einer 
Verschlechterung der Lebenshaltung verbunden, die nicht 
gern ertragen wird. In nicht wenigen Fällen ist eine andere 
Beschäftigung nicht zu finden und dann tritt wirkliche Arbeits- 
losigkeit ein. In diesem Sinne darf man wohl von einer 
Reservearmee sprechen, ihren ernsteren Charakter erhält sie 
freilich erst in wirklichen Krisen, wo grössere Theile in 
Arbeitslosigkeit versetzt werden. 

Zur Charakteristik der erwähnten Zahl fehlt freilich die 
Hauptsache, nämlich die Angabe der Zeit des Jahres, in der 
das Maximum oder des Minimum vorherrscht. Je nachdem 
das Maximum vorn oder hinten im Jahre vorherrscht, be- 
deutet es ein Anwachsen oder Abnehmen der Arbeiterzahl, 
bedeutet es ein Schwinden oder ein Zunehmen der Arbeiter- 
reserve, wobei natürlich die verschiedenen Industriezweige 
eine ganz verschiedenartige Bewegung aufweisen können, die 
einen eine Zunahme, die andern eine Abnahme der Arbeiter- 
zahl. Es liesse sich dann wohl auch eine Bewegung der 
Arbeiter von einem zum andern Zweige als wahrscheinlich 
nachweisen. 

So wenig also auch allgemeine Schlüsse aus den Mit- 
teilungen des Herrn Dr. Wegmann gezogen werden können, 
so sehr sind sie doch werth, einer Betrachtung unterzogen 
zu werden. Sie zeigen Schwankungen an, die leider sonst 
nicht gemessen werden, und sie sind noch darum werthvoU, 
weil sie ein Jahr betreffen, in dem nach Berichten, auf die 
später eingetreten wird, keine besondern Verhältnisse ein- 



Digitized by 



Google 



— 28 — . 

traten, nur in der Maschinenstickerei trat zu Ende des Jahres 
ein grosser Arbeitsmangel ein. Die Beohachtungen treffen 
also ein ziemlich normales Jahr, 

Leider gibt Herr Dr. Wegmann mit Ausnahme der Baum- 
wollspinnerei nur Verhältnisszahlen, so dass man nur mit deren 
Hülfe aus der Fabrikstatistik annähernd runde Zahlen der 
Differenzen zwischen Maximum und Minimum für die einzelnen 
Industriezweige interpoliren kann. So ungenau das auch ist, 
so scheint es doch angebracht, hier eine kleine Darstellung 
wenigstens für die Industriezweige zu geben, die annähernd 
1000 und mehr Arbeiter aufweisen. Man erhält damit eine 
sehr interessante Uebersicht. 



Tal 


K 1, 








Nr. 


Industriezweige 


Maximum =1000 
Minimum -^ 


Arbeiter- 
zahl 


Unter- 
schied 


1 


Baumwollweissweberei .... 


931 


8767 


600 


2 


Baumwollspinnerei 


925 


13025 


1000 


3 
4 


Mühlen 


923 
919 


970 
2133 


75 
170 


Papier- und Cartonfabrikation . 


5 


Seidenbandfabrikation .... 


915 


6090 


500 


6 


WoUtuchfabrikation 


909 


1807 


160 


7 


Baumwollbuntweberei .... 


907 


5876 


500 


8 


Waffenfabrikation 


907 


1048 


100 


9 


Baumwolldruckerei 


902 


3878 


380 


10 


Seidenweberei 


894 


7953 


850 


11 


Eisenbahn- u. Dampfschiffreparat. 


891 


2230 


240 


12 


ührwerkfabrikation 


885 


2309 


260 


13 


Seidenspinnerei 


882 


6052 


700 


14 


Seidenwinderei 


880 


1477 


180 


15 


Wollspinnerei 


878 


1247 


150 


16 


Seidenzwirnerei 


877 


3505 


400 


17 


Uhrenmacherei 


870 


6424 


800 


18 


Schuhfabrikation 


867 


3755 


500 


19 


Maschinenbau 


851 


10245 


1500 


20 


Uhrensteinbohrerei 


844 


933 


140 


21 


Tabak und Cigarren 


842 


6505 


1000 


22 


Maschinenstickerei 


833 


16721 


2800 


23 


Baumwollzwirnerei 


831 


1195 


200 


24 


Baumwollfärberei 


830 


1222 


200 


25 


Eisenwerke 


823 


1392 


250 


26 


Buchdruckerei 


815 


2702 


500 


27 


Baumwollbleicherei, Appretur 


797 


2247 


450 


28 


Seidenfärberei 


786 


2172 


450 


29 


Uhrenschaalenfabrikation . . . 


771 


1120 


250 


30 


Tricoterie 


766 


2009 


450 


31 


Schifflistickerei 


568 


1111 


480 


32 


Sägerei, Zimmerei 


540 


2311 


1060 


33 


Ziegelei 


381 


1458 


900 
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Wie man sieht, sind die Industriezweige in der Reihen- 
folge aufgeführt, in der sie Schwankungen in der Arbeiter- 
zahl aufweisen, die mit den wenigsten Schwankungen oben, 
die mit den meisten unten. Die letzte Zahlensäule stellt in 
runden, nur annähernden Ziffern die von den Schwankungen 
betroffenen Arbeiter dar, die entweder von einem Etablisse- 
ment zum andern, oder von einer Beschäftigungsart zur 
andern geschoben wurden, oder auch zeitweise arbeitslos waren. 

Die Ziffern der von den Schwankungen betroffenen Ar- 
beiter sind doch so gross, dass es sich verlohnt, auf einzelne 
näher einzugehen. Für die Baumwollspinnerei ermöglicht das 
Herr Dr. VVegmann dadurch, dass er eine Tabelle gibt, in 
der 98 Etablissemente nach der Vertheilung des Maximums 
und des Minimums nach den Monaten dargestellt werden. 
Diese Tabelle wird hier wiedergegeben, aber mit einer Er- 
gänzung durch Feststellung der Unterschiede für jeden Monat. 

Tab. 2. 





Das Maximam erreichten 


Das Minimooi erreichten 


Es überwog 


an Arbeitern 


Monat 




mit 




mit 


das 


das 




Etabliss. 


Arbeitern 


Etabliss. 


Arbeitern 


Maximum 


Minimum 


Januar . . . 


12 


1351 


11 


2893 




1542 


Februar 




6 


414 


7 


992 





578 


März. . 




11 


1216 


4 


705 


511 


— 


April 




5 


532 


6 


1021 


— 


489 


Mai . . 




9 


1927 


13 


1242 


685 


— 


Juni . . 




3 


141 


9 


699 


— 


558 


Juli . . 




5 


571 


10 


707 


— 


136 


August . 




5 


444 


9 


910 


— 


466 


September 




4 


219 


8 


815 


— 


596 


Oktober . 




5 


652 


4 


342 


310 


— 


November 




7 


1024 


2 


115 


909 


— 


Dezember 




26 


3957 


14 


1011 


2946 


— 



Ausser diesen 98 Fabriken gab es noch zwölf, die das 
ganze Jahr durch zusammen 877 Arbeiter beschäftigten. Die 
Unterschiede zwischen Maximum und Minimum am Anfang 
und am Ende des Jahres sind viel grösser als der Durch- 
schnitt. Hätte man für jeden Monat die Gesamtzahl der Be- 
schäftigten, so Hesse sich die Schwankung ganz genau be- 
messen, so muss man sich mit allgemeinen Bemerkungen 
genügen lassen. Wahrscheinlich ging das Geschäft zu Anfang 
des Jahres in verschiedenen Garnsorten sehr schwach, viel- 
leicht zwang auch Wassermangel zu Betriebseinschränkungen, 
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die Baumwollspinnerei benätzte damals 17396 Pferdestärken 
in Wasser und nur 4610 in Dampf, ob und wie weit die 
grössere Zahl der überschüssigen Arbeiter in andern Industrie- 
zweigen unterkam — im Januar und Februar — das ist 
schwer zu sagen, man darf annehmen, dass ein grösserer 
Theil davon beschäftigungslos blieb. Im November und De- 
zember aber steigt das Maximum bedeutend. an und zieht 
offenbar eine grössere Anzahl neuer Arbeitskräfte in den 
Industriezweig. 

Die Bewegung in den Arbeiterzahlen wird einigermassen 
erklärt in dem vom Vorort des Schweizerischen Handels- und 
Industrievereins erstatteten Bericht über Handel und Industrie 
der Schweiz im Jahre 1888, sowie in dem von 1889, der auf 
den wechselnden Gang der verschiedenen G-arnsorten hinweist, 
und an verschiedenen Orten berichtet, dass infolge grosser 
Vorräthe zu Anfang 1888 eine namhafte Arbeitsreduktion 
vorgenommen werden musste und erst im Herbst eine Bes- 
serung eingetreten sei. Zugleich klagt der Bericht, dass die 
Arbeiter der Baumwollspinnerei durch die Seidenindustrie, 
Tricoterie, ja sogar durch die schlechter zahlende aargauische 
Strohindustrie entzogen werden. 

So wenig also auch die Schwankungen in einem so wich- 
tigen Zweig der schweizerischen Grossindustrie genau zu 
messen sind, so hat doch das Angeführte deutlich gezeigt, 
dass selbst bei fast normalem Geschäftsgang sich fortwährend 
Schwankungen im Arbeitsverhältniss vollziehen, die einen 
nicht unbeträchtlichen Theil der Arbeiter in unsichere Stellung 
versetzen, selbst in Zeiten, wo Niemand von Arbeitslosigkeit 
spricht, weil diese Einzelerscheinungen unbeachtet bleiben. 

Einige Anhaltspunkte für die Beurtheilung der Schwankung 
zwischen Maximum und Minimum sind gegeben bei dem Industrie- 
zweige der Buchdruckerei. Vorauszuschicken ist, dass nach dem 
Bericht über Handel und Industrie das Jahr 1888 ein ganz 
normales war, es ist auch kein Streik vorgekommen. Nun 
zeigt die erste Tabelle, dass auf 1000 Arbeiter im Maximum 
815 im Minimum kommen, d. h., dass die Schwankung 18,5 % 
beträgt. Dann ersieht man aus dem Jahresbericht des Schwei- 
zerischen Typographenbundes, dass er im Jahre 1888 eine 
Mitgliederzahl von 1010 hatte. An Eonditionslosen-Unter- 
stützung wurden Fr. 3826 ausbezahlt. Seltsamerweise ist in 
den Berichten nie die Zahl der Personen angegeben, die 
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Konditionslosen-Unterstützung bezogen, man muss sie zu be- 
rechnen suchen. Da damals per Tag Fr. 2 Unterstützung 
bezahlt wurde (heute Fr. 2. 50), so gibt das 1913 Arbeitstage. 
Je nachdem man nun 2 oder 3 Wochen 12 oder 18 Arbeits- 
tage als durchschnittliche Arbeitslosigkeit rechnet, kommt 
man auf eine Zahl von 106 — 160 Konditionslosen. Das ist 
aber noch nicht alles. Der Typographenbund zahlte im gleichen 
Jahre auch Fr. 5634 Viatikum, ßeiseunterstützung, aus und 
Fr. 731 Abreise- und Umzugsgeld. Das Viatikum wurde ge- 
zahlt an 90 Schweizer, 246 Deutsche und 73 andere Ausländer. 
Ein Theil dieser Typographen hat selbstverständlich vorher 
in der Schweiz gearbeitet, zählt man davon nur die Schweizer 
den Konditionslosen zu — was offenbar zu wenig ist — so 
kommt man auf 196—250 zeitweise Arbeitslose, d. h. auf 
19,4—24,8% der Mitglieder, also auf eine höhere Ziffer, als 
Herr Dr. Wegmann. Und zwar sind das wirklich zeitweise 
Arbeitslose, wirkliche Soldaten einer Reservearmee. 

Die höhere Ziffer bei den gelernten Arbeitern ist keines- 
wegs unwahrscheinlich, denn wenn das Geschäft flau geht, 
wird eben eher ein Setzer entlassen, als eine Einlegerin oder 
ein Postknabe. Diese herausgerechnete höhere Ziffer steht 
daher auch in keinem Widerspruch mit der Durchschnitts- 
ziffer in den Mittheilungen des Herrn Dr. Wegmann, sie dient 
ihr sogar zur Unterstützung. 

Die schon mitgetheilte Thatsache, dass zu Ende 1888 
ein gi'osser Arbeitsmangel in der Maschinenstickerei zu Tage 
trat, berechtigt zu dem Schlüsse, dass zu gleicher Zeit ein 
grosser Theil der 16,7% der diesem Industriezweige ange- 
hörenden Arbeiter, also der rund 2800, wirklich arbeitslos 
war und auch in der schwierigen Zeit nicht sofort andere 
Beschäftigung fand. Hier aber zeigt sich auch schon wirk- 
liche Geschäftsstockung, Krise infolge von Ueberproduktion. 

Die Ziffern der Sägerei, Zimmerei und Ziegelei geben 
schon ein Symptom von den Verhältnissen des Baugewerbes, 
sie zeigen, dass auch in nicht aussergewöhnlichen Zeiten 
46 — 62% der Arbeiter gewisser Baugewerbe zeitweise ohne 
die gewohnte Beschäftigung sind. Von diesen Verhältnissen 
wird übrigens später die Rede sein. 

Diese Vorführungen sollen zeigen, auf, welchem im all- 
gemeinen „normalen" Boden sich die Schwankungen abspielen, 
von denen auf dem Gebiete der Grossindustrie nun berichtet 
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werden soll. Vorher nur noch eine Bemerkung. Von den 
32 in der ersten Tabelle aufgeführten Industriezweigen, deren 
Zahlen sich seit 1888 ohnehin stark geändert haben, sind 
wenigstens sieben nur die fabrikmässigen Vertreter einer 
Klein- und Hausindustrie, deren Arbeiterzahl in den meisten 
Fällen die der fabrikmässigen Grossindustrie bedeutend über- 
steigt: die Seidenbandfabrikation, Seidenstoffweberei, Seiden- 
winderei, ührenmacherei, Uhrensteinbohrerei, Uhrenschaalen- 
fabrikation und Maschinenstickerei. Die Klein- und Haus- 
gewerbe dieser Industriezweige theilen natürlich jeweilen 
das Schicksal ihrer fabrikmässigen Vertreter. Ausserdem 
gibt es einige Textilzweige mit grossindustriellem Charakter, 
die gar nicht fabrikmässig betrieben werden, so die Seiden- 
gaze- oder Beuteltuchweberei und die Plattstichweberei, die 
ihren Hauptsitz im Appenzellerland haben und durchweg 
Hausindustrie sind. 

Es folgt nun eine Aufzählung der Schwankungen in der 
Grossindustrie seit dem Jahre 1882, wesentlich in kurzen Aus- 
zügen aus den Berichten über Handel und Industrie und aus 
den Berichten der Fabrikinspektoren in chronologischer Reihen- 
folge. Um unnöthige Anführungen der Quelle zu ersparen, 
bringen wir die Auszüge aus den Berichten über Handel und 
Industrie unter der einzelnen Jahreszahl, die aus den Berichten 
der Fabrikinspektoren unter der Zweijahrzahl der Berichte. 

1882/83. Die Seidemcinderei und -Zwirnerei hat an Arbeiter- 
zahl abgenommen. 

1883, Seidenzwirnerei, Auf die Arbeitslöhne drückte das 
Masshalten in der Produktion und das dadurch vermehrte 
Angebot von Arbeitskräften. Seidenstoffweberei. Sie hatte, 
wie vorauszusehen war, an den Folgen der Ueberproduktion 
zu leiden. Baumwollspinnerei, Angebot von Arbeitskräften 
war stets reichlich vorhanden. Baumicollfeinweberei, Infolge 
Ueberproduktion im Elsass selbst hat die Produktion von 
Satins fast ganz aufgehört. Die Aussichten (für Cambrics) 
in die Zukunft sind sehr ungünstig. Wenn nicht bald, was 
kaum zu erhoffen ist, eine Wendung zum Bessern eintritt, 
so bleibt nichts anderes übrig als Reduktion der Arbeitszeit 
oder gänzliche Einstellung der Arbeit. Die Frage der Aus- 
wanderung (!) wird daher jetzt schon manchenorts in ernst- 
liche Erwägung gezogen. Auch die Produzenten von PUtU- 
Stichgeweben sahen keine guten Tage, daran ist die Ueber- 
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Produktion schuld. Schuhfabrikation, Die meisten Fabriken 
waren gezwungen, durch zeitweilige Entlassung von Arbeitern 
ihre Produktion zu vermindern. Elastiken für Schuhe. Die 
ungünstigen Verhältnisse erforderten in letzter Zeit die Ein- 
schränkung der Produktion. Zwei Etablissemente haben ihre 
Thätigkeit eingestellt. Papierfabrikation. Die Lage blieb un- 
günstig, immerhin waren weitere ßetriebseinstellungen nicht 
zu verzeichnen. 

1884, Floretspinnerd, Viele. Handstühle wurden stillge- 
stellt. Seidenstoffweberei, Das Natürlichste wäre, die Pro- 
duktion einzuschränken. Letzteres ist auch in den letzten 
Monaten geschehen, aber nicht hinreichend, sondern man hat 
durch Herabsetzung der Löhne und andere Ersparnisse ge- 
sucht, die Herstellungspreise zu erniedrigen. Baumwoll- 
Zwirnerei. Eine Anzahl Maschinen ist das ganze Jahr über 
ausser Thätigkeit geblieben. 

1885. Baumwollzunmerei. Es konnte nicht genug Be- 
schäftigung gefunden werden; desshalb blieb in der zweiten 
Jahreshälfte eine beträchtliche Anzahl Spindeln ausser Betrieb. 
Buntweberei, Auch die grossen, besteingerichteten Etablisse- 
ments sahen sich gezwungen, ihre Arbeitszeit zu reduziren. 
Im Toggenburg wurde zuerst ein grosser Theil der Hausweber 
abbestellt. Buntdruckerei. Die Glarner Jasmasfabriken ar- 
beiteten kaum die halbe Zeit, viele Hände blieben unbe- 
schäftigt und zahlreiche Familien geriethen in Bedrängniss, 
deren Ende einstweilen nicht abzusehen war. Kammgarn- 
spinnerei. Das Jahr war nicht günstig .... man war ge- 
nöthigt, die Arbeitszeit einzuschränken. 

1884/85. Stickerei. Die Lage ist ungünstig. Für die 
nämliche Arbeitsleistung, die im Jahre 1871 mit 54 Cts. be- 
zahlt wurde, wird heute noch 28 Cts., vor einigen Monaten 
noch weniger gewährt. Zahllose Maschinen, in manchen Ge- 
schäften die Hälfte und mehr, standen still. Baumwoll- 
spinnerei. Die bedenkliche Lage ist am besten durch die 
Spottpreise illustrirt worden, welche bei der zwangsweisen 
Versteigerung von Spinnereien und Webereien erzielt wurden. 
Auch die Zeugdruckerei hat schlimme Zeiten. Die Seidenweberei 
hat in letzter Zeit einen kolossalen Rückgang, namentlich 
für die Handweberei, zu verzeichnen gehabt. Maschinen- 
Industrie. Im letzten Sommer versiegten auffallend rasch die 
so wichtigen Aufträge für die in- und ausländischen Maschinen 
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für Textilindustrie inkl. Stickerei. Die Holzindustrie leidet 
stark an Ueberproduktion. Ziegelei und Backsteinfabrikation 
leiden unter der allgemeinen schlechten Geschäftslage. Die 
ührenindiistrie hatte ernste Zeiten durchzumachen. Ueber- 
produktion und Lieferung geringerer Waare führten zu einer 
bedeutenden Preisreduktion, die sich auch auf gute Fabrikate 
ausdehnte. Im Frühling und Sommer 1885 musste daher in 
gar mancher Fabrik der Arbeitslohn, ja selbst die Arbeits- 
zeit reduzirt werden. , 

1886. Seidenzwimerei. Ein reges Angebot von Arbeits- 
kräften war das ganze Jahr hindurch vorhanden, was zum 
Theil wohl im Zusammenhang steht mit der Vermehrung der 
mechanischen Webstühle in der Stoffifabrik und mit dem 
gleichzeitigen Rückgang der Handwebstühle. Buntweberei. 
Enorme Einschränkung unsrer schweizerischen Fabrik, ver- 
mehrt durch den Stillstand der gi'össten Buntweberei. Both- 
färberei. Es ist sicher anzunehmen, dass die schweizerischen 
Färbereien nicht die Hälfte dessen produziren, was sie bequem 
leisten könnten. Es bestehen nur noch 11 Rothfärbereien: 
ein altes gut renommirtes Aargauer Geschäft hat freiwillig 
ganz liquidirt. Wegen starker Nachfi-age nach Arbeit zeigt 
sich eine Tendenz zur Verminderung der Löhne. Buchbinderei 
Der Uebelstand ist zu beklagen, dass sich namentlich die 
bessere Arbeit auf eine kurze Spanne Zeit zusammendrängt, 
während einzelne Monate und ganz besonders die Sommer- 
zeit eine bedeutende Reduktion an Arbeitskräften erfordern. 

1887. Plattstichweberei. Die Erzeugnisse waren noch 
weniger begehrt als 1886, so dass viele Stühle zum Stillstand 
kamen und viele jüngere Arbeiter zu andern Berufsarten 
übergingen. Wollweberei. Eine viel zu grosse Anzahl Stühle 
harrt auf Arbeit. Wirhvaaren. Man findet allerorts fleissige 
und kundige Frauenhände, die da und dort gerne mehr Be- 
schäftigung hätten^ als ihnen angewiesen werden kann. 

1886/87. Die Schiflistickerei scheint fast ganz auf den 
Aussterbeetat gesetzt zu sein. Die meisten Schifflistick- 
maschinen stehen still. Baumwollweberei. Nicht selten findet 
man in den Webereien eine Anzahl stillstehender Stühle. Der 
tägliche Erwerb eines Webers — männlich oder weiblich — 
kann auf Fr. 2 angeschlagen werden. Jämmerlich steht es 
um die Buntweberei, deren Fabrikate immer mehr durch be- 
druckte Tücher ersetzt werden. Eine x^inzahl Stühle stand 
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in den letzten Jahren still. Die Löhne sind beträchtlich — 
etwa 250/0 in einzelnen Gegenden — zurückgegangen. Ich 
fand sogar Weber, die in zwei Wochen nur noch auf sieben 
bis acht Franken kamen. Die Maschinen- und MeMlhvaaren- 
industrie weist immer ungünstigere Verhältnisse auf. 

Die grosse Ausdehnung der ührensteinfabrikation und ihre 
ungebührlich lange Arbeitszeit hatte ein bedeutendes Fallen 
der frühern hohen Preise der Uhrensteine zur Folge. Um 
gleichwohl den gewohnten Gewinn annähernd zu erzielen, 
mussten nothwendigerweise die Arbeitslöhne emiedrigt werden, 
was dadurch ermöglicht wurde, dass man grösstentheils jugend- 
liche Arbeiter, besonders auch junge Mädchen verwendete. 
Das Fallen der Arbeitslöhne hatte eine weitere Verlängerung 
der Arbeitszeit zur Folge. Es sind mir Fälle bekannt, wo 
in Etablissementen, die grösstentheils Lehrlinge, jugendliche 
Arbeiter beschäftigten, mitten im Winter die Arbeit schon am 
Morgen um 5 Uhr begann, um bis 11 Uhr Abends, manchmal 
noch länger zu dauern. Kein Wunder, dass auf diese Weise 
eine Ueberproduktion entstand, welcher, ein Unterbieten der 
Preise folgte, so dass nach und nach die ArbeitgiBber ebenso 
wenig verdienten als ihre Angestellten. Die Uhrenfabrikation 
und die damit verbundenen Nebenzweige wie Schalen- und 
Ziffernblattfabrikation etc. haben sehr schwere Zeiten durch- 
zumachen. Diese einst so lohnende Industrie, mit ihren sehr 
hohen Arbeitslöhnen, ist nun ungemein heruntergekommen. 

1888. Schappespinnerei, Eine der ältesten Firmen in 
Zürich stellte den Betrieb gänzlich ein. ' Die Baumwoll- 
spinnerei und 'Weberei in Cham brennt ab und wird nicht 
wieder aufgebaut. 

1889. Die aargauische HalbwoUfabrikation hat einen 
weitern Eückgang ihrer Hausindustrie und ihres Absatzes 
zu verzeichnen. Leinenspinnerei. Die Berichterstattung über 
deren Gang wird zu einer immer unerfreulicheren Aufgabe. 

1888/89. Die Baumwolldruckerei arbeitet nur noch ruck- 
weise und ist mehr zu einem Saisongeschäft geworden. 
Maschinenstickerei. Gegen Ende 1888 und im ersten Quartal 
1889 bestand ein Arbeitsmangel , wie er schwerier kaum 
jemals dagewesen ist. Die Haussticker entbehrten noch 
mehr als die Fabriksticker der genügenden und besonders 
-der einigermassen lohnenden Beschäftigung. Im Jahre 1889 
[verminderte sich die Zahl der Stickereien um 25, die der 
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Sticker um 636. Die Seiäenzwimereien sind in Abnahme be- 
griffen, ihre Löhne genügen höchstens da, wo der Lebens- 
unterhalt sehr billig ist. 

1890. Stickerei. Arbeitskräfte standen der Kettenstich- 
stickerei im üeberflusse zu Gebote, so dass trotz des leb- 
haften Geschäftsganges keine Rede von einer Lohnerhöhung 
sein konnte. Im Gegentheil standen die Sticklöhne und die 
Löhne für die Nebenarbeiten kaum je so niedrig, wie seit der 
zweiten Hälfte von 1890. Die Ursache dieses übermässigen 
Angebotes von Arbeitskräften ist in der Stockung der Ma- 
schinenstickerei überhaupt und der Schifflistickerei insbe- 
sondere über den hinter uns liegenden Winter zu suchen. 

Wollenindustrie. Die Streichgarnspinnerei war nicht das ganze 
Jahr hindurch genügend beschäftigt; namentlich im zweiten 
Semester musste die Arbeitszeit wiederholt und andauernd 
reduzirt werden. 

1891. Seidenzwimerei. Der Gang des Geschäftes nöthigte 
gegen Ende des Jahres viele Seidenzwimer, ihren Betrieb zu 
reduziren. Es ist nicht ausgeschlossen, dass einzelne schwei- 
zerische Seidenzwirnereien den Betrieb ganz einstellen, und 
dass üebersiedlungen ins Ausland noch weiter überhand- 
nehmen werden. Bandmberei. Die schlimme Lage hat sich 
im Berichtsjahre noch verschärft. Ausser der Ueberproduk- 
tion des Jahres 1889 lastete auf ihr besonders schwer der 
Umstand, dass ein ausgesprochenes Mode-Band fehlte. Das 
ganze Jahr hindurch war nie genügend Arbeit vorhanden. 
Die Maschinemtickerei hat das schlechteste Jahr seit ihrem 
Bestände hinter sich. Es fehlte in bedenklichem Grade an 
Arbeit für die grosse Menge der Durchschnittssticker. Kunst- 
wollfabrikation. Die Arbeitszeit musste wiederholt und anhal- 
tend reduzirt werden. Streichgarnspinnerei. Auch im Laufe 
dieses Jahres musste die Arbeitszeit wieder während unge- 
fähr vier Monaten verkürzt werden. Bindfadenfabrikation. 
Das abgelaufene Jahr war ungünstiger als die vorhergegan- 
genen. Die Ueberproduktion hat sich zu einer bedenklichen 
Höhe gesteigert. Es musste zu der schadenbringenden Be- 
triebsreduktion gegriffen werden, dadurch werden die Produk- 
tionskosten wesentlich erhöht. Wirkwaaren. Der Geschäftsgang 
hat sich verschlechtert. Manchenorts hat man denn auch 
bereits mit der Eeduktion der Arbeitszeit und mit der Ent- 
lassung von Arbeitern begonnen. Schuhfabrikation. Die allge- 
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meine kritische Lage unserer Industrie wird illustrirt durch 
den Konkurs eines kleinern Fabrikgeschäftes von groben 
Schuhwaaren in der Ostschweiz, nachdem der Besitzer das 
Weite gesucht hatte, sodann durch den Uebergang einer 
länger bestehenden und gut eingeführten Fabrik der West- 
schweiz in andere HändO; endlich durch das völlige Eingehen 
eines dritten Geschäftes. Maschinenbau. Ein etwelcher Abfall 
von Bestellungen zwang zu Anfang 1891, die Arbeitszeit in 
einigen Giesserei- Abtheilungen auf acht Stunden zu reduziren. 
In den letzten Wochen des Jahres musste in einem Theile 
der Giesserei die Arbeitszeit auf 8 Stunden reduzirt werden. 
Uhrenindustrie, Die angekündigte Krise ist hereingebrochen 
und dürfte ihren Höhepunkt im Jahre 1892 erreichen. In 
ihrer brutalen Heftigkeit fühlen wir die Folgen der Ueber- 
produktion in den Jahren 1889 und 1890 nicht nur in den 
unabsetzbaren Vorräthen, sondern auch darum, weil unsere 
Fabrikanten, die sich auf eine übertriebene Produktion ein- 
gerichtet hatten, nun unter den Durchschnitt der Produktion 
herabgesunken sind. Tabak und Cigarren. Viele Fabriken 
wurden gezwungen, die Arbeitszeit etwas zu verkürzen. 

1890/91, Die Baumwollztvirnerä, die in den letzten Jahren 
sich unsinnig vermehrt hatte und zu einem grossen Theil 
vom Geschäftsgang der Stickerei abhängt, litt, soweit letzteres 
zutraf, sehr an Arbeitsmangel. Floretspinnerei, Eine der 
grössten meines Kreises ist eingegangen, die andern be- 
haupten, dass seit 1855 die Verhältnisse für sie nie mehr so 
ungünstig gewesen, wie 1891. Das Schmerzenskind unter den 
liidustrien meines Kreises ist die Stickerei. Es stehen zahl- 
lose Stickmaschinen leer, zahlreiche Fädlerinnen sind be- 
schäftigungslos. In Schaaren wenden sich Sticker wieder 
der Landwirthschaft oder sonst einem für sie passenden Be- 
rufe zu; aber gar Mancher ist unbrauchbar für alles Andere. 
Mit dem steten Aufenthalt in der Stickerei hat er sich ver- 
weichlicht; er erträgt die Arbeit in Feld und Wald, bei 
Bauten etc. nicht oder scheut doch davor zurück. Auch die 
Schifflistickerei hat durch die Erzeugung ganz schlechter 
Waaren sich selbst zu einem grossen Theil zu Grunde ge- 
richtet. Gute Maschinen wurden schon zu 5 o/^ des Anschaf- 
fungspreises verkauft. Baumwollspinnerei. Man klagt über 
geringen Verdienst und redet von theilweiser Reduktion der 
Arbeitszeit, um die Produktion zu vermindern. In der Uhren- 
industrie zeigte sich ein Rückschlag, der im Jahre 1891 zur 
förmlichen Krisis führte. 
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1892, Baumvoollgrohweherei. Von einer allgemein verbind- 
lichen Produktiorisverminderung wurde Umgang genommen, 
weil man individuell, d. h. jeder an seinem Ort in dieser und 
jener Form die Produktion einschränkte. Die Noth zwang 
dazu. Bunfdruckerei. Seit dem Jahre 1848 hat die BaumwoU* 
druckerei keine so schwierige Zeit durchgemacht, wie iüi 
Berichtsjahr. Verschiedene Ursachen, führten zu Monate lang 
dauernder Arbeitseinschränkung, sowohl für Hand- als für 
Maschinendruck. Kammgarnspinnerei. Grosse Garnvorräthe, 
mangelnde Beschäftigung und verlustbringende Preise hatten 
erhebliche Arbeitseinsdu-änkungen in den Spinnereien zur 
Folge. Maschinenindustrie. Sowohl der Export, als der Bedarf 
und Absatz im Inland sind zurückgegangen. Wir sehen das 
am besten in der Verminderung der Arbeiterzahl in den Ma- 
schinenfabriken. Manchen ist es gelungen, ihr Personal in 
unverminderter Zahl beizubehalten, andere mussten dem Druck 
der Verhältnisse nachgeben und das Personal oder doch die 
Arbeiterzahl vorübergehend reduziren. Feld- und Industrie- 
bahnen. Das Jahr 1892 war für uns kein günstiges; Wir 
konnten trotz etwelcher Eeduktion der Arbeiterzahl die letzten 
zwei Monate in den Werkstätten nur acht Stunden per Tag 
arbeiten lassen. GiessereL Aufträge waren ziemlich vorhanden, 
um einen sogenannten Halbtheil von Arbeitern beschäftigen, 
um die bessere Klasse von Arbeitern — was für die Giesserei 
wichtig ist — beieinander behalten zu können. Wajfenfahri- 
kation. In dieser Abtheilung wurde im Jahre 1892 der gi'össte 
Theil von Gewehrbestandtheilen für das Gewehrmodell 1889 
an die Eidgenossenschaft effektuirt, so dass bei Schluss des- 
selben die Arbeiterzahl von 1000 bereits auf 300 zurück- 
gegangen war. (Dieser Bericht stammt nicht von der eidge- 
nössischen Waffenfabrik, sondern von einem Privatetablisse- 
ment.) ührenindustrie. Die seit 1891 auf der Industrie schwer 
lastende Krise erreichte im Jahre 1892 ihren Höhepunkt. 
Glaswaaren, Die schweizerische Glasproduktion hat im Be- 
richtsjahr eine bedeutende Verringerung erfahren durch die 
Betriebseinstellung in den beiden Glashütten von Moutier- 
Grandval und Bülach; es standen sonst in der Schweiz nur 
noch fünf Glashütten in Thätigkeit. 

1893, Schappespinnerei. Das Jahr endigte mit einer all- 
gemeinen Einschränkung der Produktion. Bandweberei, Die 
Bestellungen wurden immer spärlicher und es mochte schliess- 
lich die Hälfte der Stühle während des Sommers stillgestanden 
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haben. Ein Zeichen der Zeit war die am 14. Oktober 1893 
vorgenommene Einsetzung eines Hilfskomites für die Arbeits- 
losen der Textilindustrie. SeidenstofwebereL Die Arbeitslöhne 
haben bei den schweren Stapelartikeln für die Hausindustrie 
leider einen Rückgang bis auf zwei Drittheile des noch vor 
wenig Jahren geltenden Ansatzes zu verzeichnen. Die Haus- 
industrie war den Wirkungen des schlechten Jahres besonders 
ausgesetzt. BeuteltuchwebereL Der Absatz ist überall zurück- 
gegangen, in Folge dessen standen denn auch im Appenzeller- 
land viele Webstühle still, und ihre Inhaber wandten sich 
theils andern Industrien, theils der Landwirthschaft zu. Seiden- 
färbereL Gegen Ende des Jahres ging die Arbeit auf ein 
Minimum zurück, so dass in manchen Fabriken das Arbeiter- 
personal reduzirt und an einzelnen Tagen sogar die Arbeit 
ganz eingestellt werden musste. Wirkwaaren. So kann man 
denn sagen, die Rundstuhltricoterie sei in Folge von üeber- 
produktion, Schundkonkurrenz und Schleuderpreisen ein un- 
rentables Geschäft geworden. Elastiken für Schuhe. Die Fa- 
briken arbeiteten mit bedeutenden Einschränkungen und viele 
Webstühle standen still. Waffenfabrikation, Die Fabrikation 
ist mit Ende 1893 zum Abschluss gelangt, und es tritt für 
1894 ein ganz beträchtlich reduzirter Betrieb ein, so dass 
die Arbeiterzahl von ca. 850 im Jahr 1892 auf ca. 150 im 
im Jahr 1894 herabsinken muss ; auf Ende 1893 waren es 
nur noch ca. 260. Ziegelei. Die Produktion ist im Kanton 
St. Gallen auf einigen Ziegeleien bis auf die Hälfte reduzirt. 
1892/93, In der Baumwollspinnerei wurde viel von einer 
gemeinsamen Reduktion der Arbeitszeit oder Abstellung eines 
Theils der Maschinen gesprochen, aber nur in wenigen Ge- 
schäften und in beschränktem Mass kam sie zur Ausführung. 
Buntweberei. Von den Stühlen standen 1892 ein Drittel still. 
Viele wurden arbeitslos. Die Baumwolldruckerei ist in stetem 
Rückgang begriffen, sie zählt 659 Arbeiter weniger als 1888. 
Sehr häufig wird nur zwei bis drei Tage wöchentlich ge- 
arbeitet, ja zeitweise ganz geschlossen. Stickereiindustrie. 
Die traurigsten Zustände herrschen. Sticker, die der Prinzipal 
als gute Arbeiter bezeichnete, verdienten nur Fr, 1, ja nur 
80 und 90 Rp. per Tag! Bei den Inspektionen fanden sich 
von 4759 unter dem Fabrikgesetz stehenden Maschinen 982 
leer. Die Zahl der Etablissemente ist von 663 auf 580, die 
-der Arbeiter von 10,737 auf 8125, also auf 75% des frühern 
■ Bestandes gesunken. Die Seidenbandindustrie hatte besonders 
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in der zweiten Hälfte des Jahres 1893 über schlechten Ge- 
schäftsgang zn klagen, die Hausindustrie (Landweber) war 
beinahe gar nicht, die Fabrik nur unvollständig beschäftigt. 
Auf der Siickereiindustrie lastet die Krise immer noch schwer. 
Das erste Semester 1892, während welchem etwa V4 der im 
III. Kreise dem Fabrikgesetz unterstellten Maschinen unbe- 
schäftigt war, ein überaus trauriges Bild der Geschäftslosig- 
keit, unter der auch die Ausrüsterei, Bleicherei und Appretur 
leiden musste; Betriebsunterbrechungen von zwei, drei und 
mehr Tagen in der Woche waren nicht selten und unver- 
meidlich, 

1894. Seidenbandweberei, Das Jahr 1894 war ein sehr 
aufregendes. Zeiten der Unthätigkeit wechselten mit hastiger 
Thätigkeit ab. Baumwollspinnerei. Die Zahl der Spindeln hat 
sich in der Schweiz im Jahre 1894 um 7000 vermindert; 
andere 8—10,000 mögen zeitweise stillgestanden haben. Nie- 
mand denkt daran , durch Feuer zerstörte Spindeln wieder 
zu ersetzen. Die Zahl der Spinnereiarbeiter hat sich dess- 
halb entsprechend vermindert. Die Maschinenstickerei hat mit 
dem Jahre 1894 die schlimmste Zeit hinter sich, welche sie 
seit ihrem Bestände erlebte. Eine Menge Maschinen standen 
bis zum Herbste leer; wer für die Massenartikel arbeitete, 
der verdiente damit kaum das trockene Brot. Die Streich- 
garnspinnerei musste sich durch Arbeitsreduktionen zu helfen 
suchen, die sich im Ganzen auf volle sechs Monate erstreckten. 
Schuhwaaren. Die Mehrzahl der Fabriken war nicht voll 
beschäftigt. Die Schinnfabrikation ist während des Winters 
jeweilen zum Feiern gezwungen. Die Freiburger Stroh- 
industrie verzeichnet Einschränkung der Produktion. Elastiken. 
Mit Herannahen des Sommers musste eine Reihe von Web- 
stühlen stillgestellt und die Arbeitszeit reduzirt werden. Einige 
Fabrikanten haben sich entschlossen, einen Theil ihrer StüMe 
still zu stellen, zu verkaufen oder auf andere Artikel, z. B. 
Hosenträger umzuändern. 

1895. Baumwollspinnerei. Die Zahl der Spindeln hat in 
der Schweiz abermals abgenommen. Kunstwolle. Mit Ausnahme 
der ersten zwei Monate war immer Beschäftigung vorhanden, 
freilich bei reduzirter Arbeiterzahl. Streichgamspinnerei. Wäh- 
rend der ersten und letzten Monate des Jahres musste die 
Arbeitszeit eingeschränkt werden. 

1894/95. Für die Baumwollindustrie war das Jahr 1894 
ein sehr bedenkliches. Nicht nur standen etwa 40,000 Spin- 
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dein stiU, sondern immer zahlreichere Spinuereibesitzer trach- 
teten, sich im Ausland zu etabliren. Fabriken, die nieder- 
brannten, wurden nicht mehr aufgebaut. Die Buntdruckerei 
hat in manchen Fabriken zeitweise kauiü den dritten oder 
vierten Theil der Arbeiter zu beschäftigen vermocht. Die 
Maschinenstickerei hat noch nie so traurige Zeiten erlebt wie 
1894. Eine Menge Maschinen stand still. Die Uhren-, 
Schmuck" und Musikdosenindmtrie unterliegen am meisten den 
Schwankungen. Das Jahr 1894 war für sie eine Zeit der 
Krise und Arbeitslosigkeit. In den ersten Monaten von 1895 
herrschte noch grosse Geschäftsstockung. 

1896, Streichgarnspinnerei, Wiederholt musste die Arbeits- 
zeit reduzirt werden und ein Theil der Maschinen stand während 
des ganzen Jahres still. Elastiken. In den spätem Monaten 
stand eine beträchtliche Anzahl Webstühle still, und eine 
Firma sah sich sogar veranlasst, mit einem Theil ihrer Web- 
stühle nach Oesterreich überzusiedeln. Ueber ' verschiedene 
Zweige der Baumwollindustrie viel allgemeine Klagen, doch 
keine sichern Anhaltspunkte für die Annahme von Reduk- 
tionen der Arbeitszeit oder Arbeiterentlassungen. 

1897, Buntdruckerei. Wieder sahen sich zwei Etablisse- 
mente in Folge der ungünstigen Verhältnisse zur Liquidation 
genötigt. Klagen wie in 1896. 

1896/97. Die Baumwollindustrie ist im Rückgang und 
leidet fast in allen ihren Zweigen Noth. Die Fahnenflucht 
eines bedeutenden Theils ihrer Arbeiterschaft hat zugenommen, 
weil die Löhne in der Baumwollindustrie niedriger sind, als 
in andern Industrien, besonders aber als in der so nahe ver- 
wandten Seidenindustrie. Man importirte massenhaft Italiener 
und andere Ausländer, machte aber schlechte Erfahrungen 
damit. Die Buntdruckerei liegt seit Jahren hoffnungslos dar- 
nieder. Verschiedene der grössten Geschäfte sind geschlossen 
worden; andere haben zeitweise nur vier oder drei Tage 
gearbeitet und noch darüber war man froh. Die Seiden- 
zunmerei leidet unter der italienischen Konkurrenz; darum 
und weil die Arbeiter zu den niedrigen Löhnen nicht auf- 
zutreiben sind, stehen Fabriken leer. Die gewöhnliche 
Maschinenstickerei scheint nie mehr zu einer lohnenden In- 
dustrie sich emporschwingen zu wollen. Die Hausindustrie 
trägt mächtig dazu bei, die Stickerei zu ruiniren. Der Einzel- 
sticker arbeitet mit Weib und Kind tief in die Nacht hinein. 
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Mit ihrer und der eigenen Gesundheit erkauft er nur zu oft 
seinen ärmlichen Verdienst. Er übernimmt Arbeit zu allen 
Preisen; der Bruder jagt sie dem Bruder ab. Wo der Erwerb 
des Hausvaters niöht ausreicht, da arbeiten drei und vier 
Personen an der gleichen Maschine Tag und Nacht. Buni^ 
Weberei, Im Jahre 1897 mussten verschiedene Fabriken ihren 
Betrieb einschränken. 

1898, SeidenzwimereL In der Schweiz nimmt die Zahl 
der Zwirnereien langsam ab ; Etablissemente, welche die Be- 
sitzer verlieren, werden in der Regel für andere Industrien 
verwendet. Baumwollspinnerei. Von Schweizern werden in 
andern Ländern Spinnereien errichtet, die der einheimischen 
Industrie starke Konkurrenz machen. Dagegen dürfte eine 
in der Schweiz niedergebrannte Spinnerei kaum wieder auf- 
gebaut werden. 

1899, Buntdruckerei. Die Jasmas-Druckerei sah sich oft 
zum Feiern gezwungen, obschon die Arbeiterzahl ohnehin 
immer kleiner wird. Elastiken, Eine weitere Einschränkung 
der Produktion wurde nöthig ; die Arbeitszeit wurde verkürzt 
und eine grössere Anzahl Webstühle stillgestellt. Nobel- 
fabrikation. Gegen Weihnachten mussten in manchen Schrei- 
nereien das Personal vermindert werden. Die Zie^eZei-Industrie 
leidet in hohem Grade unter der zum Theil durch üeber- 
produktion, zum Theil durch das Theurerwerden des Geldes 
verursachten Baukrisis. 

1898/99. Die Baumwollspinnerei zeigt einen bedeutenden 
Rückgang. Mehrere Etablissemente sind ganz eingegangen, 
andern wird keine lange Lebensdauer mehr prophezeit. Die 
Seidenspinnerei zählt statt der 651 Arbeiter im Jahre 1895 
jetzt nur mehr 57. Die Seidenzwirnerei hat nahezu die Hälfte 
ihrer Arbeiterschaft eingebüsst. Holzindustrie. Manche klei- 
nere Werkstätten wiesen bloss Vs der gewohnten Arbeiter- 
schaft auf. Im III. Inspektionskreis haben drei Baumtvoll- 
spinnereien den Betrieb definitiv eingestellt. Zwei Etablisse- 
mente sind niedergebrannt und nicht wieder aufgebaut worden. 

1900, Seidenzmrnerei, Von den vielen kleinen Zwir- 
nereien im Aargau sind fast alle aufgegeben worden. Seiden- 
stoffweberei, In einzelnen Fabriken wurde im Frühwinter nur 
bei Tageslicht gearbeitet und somit die tägliche Arbeitszeit 
um 1 — 2 Stunden gekürzt. Andere Hessen den Samstag- 
Nachmittag, etwa auch einmal den ganzen Samstag nicht 
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arbeiten. Einzelne Fabriken stellten einen Theil der Stühle 
ausser Betrieb. Zur Durchführung einer allgemeinen Ke- 
duktion kam man nicht, da es an der nöthigen Solidarität 
zwischen den Fabrikanten mangelte. Die Kammgarnspinnereien 
schränkten ihre Produktion um etwa 30 % ein. Schuh- 
fabrikation. Im Kanton Zürich hat eine Fabrik den Betrieb 
ganz eingestellt. Ziegelfabrikation. Die bereits 40% be- 
tragenden Preisstürze haben schon verschiedene Ziegeleien 
zu Grunde gerichtet, und zwar sind im Kampfe neben aller- 
neuesten Gründungen angesehene alte Geschäfte unterlegen. 
Pianofabrikation, In das Berichtsjahr fällt leider das Falli- 
ment eines der ältesten Etablissemente. Maschinenindustrie. 
Das Berichtsjahr weist eine wenn auch nicht beträchtliche 
Verminderung der Arbeiterzahl auf. 

* * 

Aller Wahrscheinlichkeit nach enthalten diese Anführ- 
ungen aus den Berichten über Handel und Industrie in der 
Schweiz und aus den Berichten der Fabrikinspektoren keines- 
wegs alle die vorgekommenen Reduktionen der Arbeitszeit 
oder der Arbeiterzahl und ebenso wenig alle Betriebsein- 
stißllungen, die in der schweizerischen Industrie vorgekommen 
sind. Ein Theil der Industriezweige bringt nur Klageh über 
schlechten Geschäftsgang vor, ohne jede nähere Angabe. Aber 
auch schon derart zeigt sich ein Bild bedeutender Schwan- 
kungen in der schweizerischen Industrie und grosser Leiden 
der davon betroffenen Arbeiterschaft und immer und immer 
wieder muss von betheiligter Seite selbst die üeberproduktion 
als die Hauptursache des nachfolgenden schlechten Geschäfts- 
ganges und der Krise angegeben werden. 

Leider mangeln in den angeführten Berichten für die 
meisten Fälle Angaben von Zahlen der betroffenen Arbeiter, 
so dass der Umfang der jeweiligen Betriebseinschränkungen 
und Betriebseinstellungen nicht bemessen werden kann. Es 
ist daher nöthig, die summarische Uebersicht wenigstens für 
einzelne^ Vorkommnisse zu ergänzen, soweit das aus andern 
Berichten möglich ist. 

Maschinenstickerei und Uhrenindustrie zeigen nicht nur 
in ihrer Organisation viel Verwandtes — Nebeneinandervor- 
kommen von Fabrik- und Hausindustrie — sie weisen auch 
fast die gleichen Zeiten der Krise auf, die erste um das Jahr 
1884 und die zweite um das Jahr 1891. Auch die Versuche 
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einer Verbandsbildung nach der ersten Krise sind beiden 
gemeinsam; von diesen wird später zu sprechen sein. Vor- 
läufig handelt es sich nur um die Darstellung der mit der 
Krise verbundenen Arbeitslosigkeit. Zahlen sind von 1884 
nicht aufzufinden, um die Grösse der Arbeitslosigkeit zu be- 
stimmen. Selbst von der Kiise um das Jahr 1891 haben wir 
nur einzelne kümmerliche Berichte. Gelegentliche Erhebungen 
über Arbeitslosigkeit missrathen fast immer und ermitteln nie 
die Arbeitslosigkeit im ganzen Umfange. Die besten Ermitt- 
lungen sind bis jetzt nur in Verbindung mit allgemeinen 
Volkszählungen gemacht worden. Die letzte eidgenössische 
Volkszählung von 1900 hätte dazu passende Gelegenheit 
geboten. Das Arbeitersekretariat hat auch in einer Eingabe 
an das schweizerische Departement des Innern eine solche 
nachgesucht, leider ohne Erfolg. 

Als Ursachen der Krise um das Jahr 1891 sind für beide 
Industrien die gleichen angegeben: Ueberproduktion und das 
Inkrafttreten der Mac Kinley Bill, des erhöhten Schutzzolles 
der Vereinigten Staaten. Gewohnheitsgemäss wird, sobald in 
einem Lande ein erhöhter Zolltarif in Aussicht steht, vorher 
noch massenhaft importirt, sodass beim Eintritt der hohem 
Verzollung die Lager überfällt sind. Nachher kommt natürlich 
der Rückschlag. So wurden nach Inkrafttreten der Mac Kinley 
Bill in den Monaten Oktober 1890 bis März 1891 aus dem 
Konsularbezirk St. Gallen nach den Vereinigten Staaten nach 
der Werthdeklaration weniger ausgeführt als in den gleichen 
Monaten des Vorjahres: 



Oktober 1890 . 


. . Fr. 


459,818 


November . . . 


>1 


989,420 


Dezember . . . 


VI 


1,291,707 


Januar 1891 . . 


n 


559,076 


Februar . . . 


rt 


1.604,913 


März .... 


n 


1,604,577 



Total Fr. 6,509,511 
Zieht man in Betracht, dass 95 % dieses Werthbetrages 
auf die Stickerei entfallen, so ist dieser Minderwerthbetrag in 
der Ausfuhr ein bedeutender. Im folgenden Halbjahr war der 
Minderbetrag der deklarirten Ausftihr wiederum Fr. 6,308,671, 
die grösste Differenz wies der September auf mit Fr. 5,135.968 
im Jahre 1890 und Fr. 2,625,378, also fast nur der Hälfte, 
im Jahre 1891. Im September 1890 erfolgte noch der letzte 
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grosse Schub vor der Zollerhöhung. Rechnet man das Jahr 

vor dem 1. Oktober 1890 und das nachher und stellt beide 

untereinander, so ergibt sich folgendes: 

Jahr vor dem 1. Oktober 1890 Fr. 42,441,339 Ausfuhr 

Jahr nach dem 1. Oktober 1890 Fr. 29,623,154 Ausfuhr 

Differenz Fr. 12,818,185 = über 30 %. 

Das Defizit auf dem Markte tritt schnell in die Er- 
scheinung und wird den Interessenten sofort bekant. Viel 
langsamer geht es immer, bis das Defizit der produzirenden 
Bevölkerung als Nothstand in die Erscheinung tritt. Es be- 
durfte lauter Nothschreie, bis man darauf aufmerksam wurde. 
Zudem kämpfte der vorher so vielversprechende Zentralverband 
seinen Todeskampf und erlag der furchtbaren Krise. Erst im 
März 1892 ging man an eine Erhebung über den Umfang 
der Arbeitslosigkeit; es war offenbar schon zu spät, um die 
Verheerungen der Krise unter den Einzelstickem und der 
Arbeiterschaft messen zu können. Der Verband hatte seit 
1890 um 5624 Mitglieder abgenommen und war auf 8464 
gesunken. Die Ziffern der Arbeitslosen sind unbekannt ge- 
blieben. Auf einen Hälferuf des Verbandsvorstandes kamen 
Fr. 62,000 durch eine Sammlung zusammen, dazu legte die 
Verbandskasse noch Fr. 20,000 und konnte 2680 Hülfe- 
suchende unterstützen. Dass die Zahl der Nothleidenden eine 
viel grössere war, ist klar, aber was sich hier zeigt, tritt bei 
jeder Arbeitslosigkeit zu Tage, ein grosser Theil der Arbeits- 
losen bleibt unbekannt. 

Zahlengemässes über die damalige Krisis in der Stickerei- 
industrie ist weiteres nicht aufzutreiben. Von den zum Theil 
sehr beachtenswerten Mitteln, die damals angewandt und 
vorgeschlagen wurden, um die Krise zu mildem, wird später 
zu reden sein. 

Aus der Vhrenindustrie können wir nur Symptome der 
Krise zur Darstellung bringen. Aus den Zolltabellen ist sehr 
wenig zur Beurtheilung der Krise zu ersehen. Es findet sich 
kein solches Anschwellen der Ausfuhr im III. Quartal 1890 
unmittelbar vor Inkrafttreten der Mac Kinley Bill, noch ein 
solch plötzliches Nachlassen im IV. Quartal; dieses zeigt 
sogar in allen Hauptpositionen noch höhere Ziffern als das 
IV. Quartal von 1889. Nach den Vereinigten Staaten nimmt 
die Ausfuhr in den Hauptpositionen 1891 noch um etwas zu 
und sinkt erst im Jahre. 1892 um etwa eine Million Franken 
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gegenüber 1891 und um etwa Fr. 640,000 gegenüber dem 
Jahre 1890. 

Ganz anders fällt die Abnahtiie der Ausfuhr nach Deutsch- 
land in Betracht ; sie betrug im Jahre 1891 über 3 Millionen 
und im Jahre 1892 gar fast 4 Millionen. Immerhin ist der 
gesammte Export von Uhren und ähnlichen Gegenständen so 
gi^oss (im Jahre 1890 über 104 Millionen), dass aus der Ab- 
nahme des Exports allein die Krise nicht erklärt werden 
kann. In runden Ziffern betrug die Ausfuhr ven Uhren und 
Uhrenbestandtheilen : 

1890 104 Mimonen 

1891 101 

1892 89 

Unter der Uhrenarbeiterbevölkerung herrschte aber schon 
zu Ende 1891 und Anfang 1892 ein grosser Nothstand, über 
den freilich nur ganz kümmerliche Berichte vorliegen. 

In Biel wurde auf Beschluss der Ai*beiteruniou eine Er- 
hebung der Arbeitslosen im Februar 1892 vorgenommen mit 
EinscUuss der Ausgemeinden Bözingen und Madretsch. Es 
wurden arbeitslose Familienhäupter ermittelt : in Biel 583, in 
Bözingen 65 und in Madretsch 53 mit insgesammt 2472 An- 
gehörigen, worunter 1435 unerzogene Kinder. Es waren 
arbeitslos : 

nnter 2 Monaten über 2 Monate 
voUständig 29 196 

theilweise 24 452 

Weitaus die meisten waren also schon im Jahre 1891 
vollständig oder theilweise arbeitslos. Der wöchentliche Lohn- 
ausfall wurde auf über Fr. 12,500 angegeben. Leider ist 
keine Ausscheidung nach Berufen gemacht worden, es scheint 
aber, dass nur Angehörige der Uhrenindustrie gezählt wurden. 
Peinlich ist zu lesen, dass selbst in jener wirklich schweren 
Zeit die Gemeindebehörde von Biel sich in kleinlichen Nör- 
geleien erging und sich nur zu einem Beitrage von Fr. 30Q0 
an den — freiwilligen Armenverein entschliessen konnte. 

Zur Unterstützung von Arbeitslosen war in Chaux-de- 
Fonds eine Sammlung veranstaltet worden, die bis zum Neu- 
jahr 1892 bereits Fr. 25,000 ergeben hatte. Die Summe 
erhöhte sich noch durch einen alten Unterstützungsfond und 
die Ergebnisse einer Tombola. Als das Hülfskomite im Oktober 
seine Rechnung abschloss, hatte es die Fr. 48,137, die ihm 
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zur Verfügung standen, beinahe vollständig aufgebraucht. Der 
grösste Theil der Ausgaben entfiel auf die Zeit von April 
bis September 1892 ; der monatliche Unterstützungsbetrag be- 
wegte sich zwischen Fr. 6174 im April und Fr. 7234 im 
September. Die Unterstützung wurde grösstentheils in Gut- 
scheinen für Lebensmittel gegeben. Wie viele Personen unter- 
stützU wurden, ist leider nicht ersichtlich. 

Von einem Komite der beschäftigungslosen Arbeiter in 
SL Immer, das sich offenbar schon im Winter 1891/92 zur 
Hülfeleistung gebildet hat, vernimmt man, dass es im Sep- 
tember 1892 die Nothlage noch so stark fand, dass seine 
Thätigkeit auch ferner nothwendig sei. 

In Yverdon erreichte die Noth unter den Arbeitslosen im 
September und Oktober einen bedenklichen Grad, viele Fa- 
milien darbten, eine Anzahl Arbeiter wanderten aus nach 
Frankreich, um dort ihre Existenz zu suchen. 

Das sind die kümmerlichen Berichte, die aus jener 
schweren Krise nur ganz ungenügende Auskunft über die 
Arbeitslosigkeit geben. Und doch war ohne Zweifel die Noth 
in der Uhrenmacherregion gross, denn selbst die Behörden 
nahmen von ihr Notiz, es war sogar von einschneidenden 
Massnahmen, wie Einstellung des Schuldentriebs, zinslosem 
Kredit etc. die Kede, und diese Massnahmen wurden in der 
Presse lebhaft diskutirt. 

Die Textilarbeiter in Basel litten im Winter 1893/94 unter 
einer starken Arbeitslosigkeit. Im Oktober 1893 bildete die 
Regierung ein Hülfskomite und dieses erliess im Januar einen 
Hälferuf zur Sammlung von Gaben, in dem gesagt wird: Die 
Seidenindustrie unserer Stadt leidet seit fünf Monaten unter 
einer so heftigen Krisis, wie es seit Jahrzehnten nie der Fall 
war. Genaue Erhebungen haben ergeben, dass gegen 1000 
Personen ein bis drei Monate, zum Theil noch länger, ganz 
arbeitslos oder nur theilweise beschäftigt waren. Und wenn 
wir den. Durchschnittslohn auch ganz bescheiden ansetzen, 
so ergibt sich doch ein Gesammtausfall an Lohn von über 
Fr. 100,000 . . . Wir glauben nicht irre zu gehen, wenn wir 
die Gesammtzahl der Nothleidenden auf wenigstens 3000 Per- 
sonen schätzen. 

Das Komite hatte sich zuerst an die Bandfabrikanten 
gewendet und von ihnen Fr. 16,000 erhalten, der Regierungs- 
rath hatte Fr. 1500 beigesteuert und einen weitern Beitrag 
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aus der Staatskasse zur Verfügung gestellt. Das Publikum 
wurde angesichts der so weite Kreise umfassenden Noth um 
weitere Beiträge gebeten. Alle Basler Zeitungen erklärten, 
Beiträge in Empfang nehmen zu wollen. 

Am 5. März 1894 veröffentlichte das Komite seine Schluss- 
rechnung. Eingegangen waren im Ganzen Fr. 47,726. 76, 
worunter Fr. 11,500 aus der Staatskasse. Unterstützt wurden 
1034 Personen, davon 305 zwei Mal. 

So ungenügend nun auch alle diese Notizen sind, so 
zeigen sie doch deutlich, dass die verschiedensten Zweige 
der Industrie in den letzten zwei Jahrzehnten bedeutenden 
Schwankungen ausgesetzt waren, Schwankungen, denen selbst 
die solidesten Industriezweige nicht entgehen konnten. Zeit- 
weise nahm die Arbeitslosigkeit infolge dieser Schwankungen 
einen grössern Umfang an, bald in diesem, bald in jenem 
Industriezweig. Stünden uns genauere Nachweise zu Gebote, 
so würden sie ergeben, dass wir auch in der Schweiz eine 
Reservearmee von Arbeitern aufzuweisen haben, die zeitweise 
beschäftigt ist, zeitweise aber wieder in Noth versetzt wird. 
Sie entzieht sich freilich der oberflächlichen Beobachtung und 
könnte nur durch periodische allgemeine und eingehende 
Zählungen, wie bei Volkszählungen gefunden werden. 
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m. 
Statistisches aus dem letzten Jahrzehnt. 



Wenn nachstehend einige Tabellen über die beobachtete 
Arbeitslosigkeit in einigen Schweizer Städten gegeben werden, 
so ist von vornherein zu erklären, dass sie der Vollständig- 
keit ermangeln. Nur diejenigen Arbeitslosen wurden zui' 
Kenntniss genommen, die sich selbst anmeldeten auf die er- 
gangenen Ausschreibungen. Leider kann auch nur aus zwei 
Schweizerstädten das Material benützt werden: aus Zürich 
und St. Gallen, Aus Basel und Bern liegen nur vereinzelte 
Angaben nach Beruf oder Erwerb der Arbeitslosen vor, in 
Bern ist zudem nur auf die Mitglieder der freiwilligen Ver- 
sicherungskasse Bezug genommen und diese bestand aus- 
schliesslich aus Bauarbeitern und zwar vorzugsweise aus 
Handlangern. Irgend welche absoluten Schlüsse auf die 
Arbeitslosigkeit nach Beruf oder Erwerb könnten aus diesem 
Materiale nicht gezogen werden. 

In Zürich sind von den letzten neun Wintern deren sechs 
in Beziehung auf die Arbeitslosigkeit beobachtet worden, im 
ersten W^inter auf Initiative der Arbeiterunion, in den fol- 
genden auf Anordnung des Stadtrathes und durch eine von 
ihm gewählte Kommission. In den Wintern von 1895/96, 
1896/97 und 1898/99 zeigte sich nur eine ganz geringe Ar- 
beitslosigkeit, sodass von einer Ausschreibung zur Anmeldung 
Arbeitsloser Umgang genommen wurde. In der Arbeitslosen- 
kommission war stets ein Adjunkt des Arbeitersekretariats 
betheiligt, zuerst Herr Merk, später Herr Morf, so dass das 
Material auch von uns nutzbar gemacht werden konnte. 
Ueber die ersten zwei Winter hat Herr Merk im 2. Heft der 
„Zeitschrift für Schweizerische Statistik" berichtet, für 1894/95 
liegt das Material im Manuskript vor und für die letzten drei 
Winter hat es Herr Morf in den Berichten der Arbeitslosen- 
Kommission bearbeitet. 

Die Klassifikation der Arbeitslosen nach Beruf oder Er- 
werb war leider nicht immer die gleiche, wir muss^ten uns 
bemühen, sie gleichmässig zu gestalten und aus diesem 
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Grunde sowohl wie auch um überhaupt möglichst brauchbare 
Zahlen zu erhalten, uns auf wenige Gruppen zu beschränken. 
In der Darstellung dieser Gruppen konnte auf die sonst ge- 
bräuchliche Klassifikation keine Rücksicht genommen werden. 
Gruppen mit allzukleinen Zahlen konnte man nicht brauchen. 
Es musste gesucht werden, eine brauchbare Uebersicht zu 
erlangen, um in grossen Zügen ein Bild geben zu können. 
Eine weiter gehende Spezifikation der Berufs- oder Erwerbs- 
arten hätte Zahlen ergeben, aus denen man gar keine Schlüsse 
ziehen könnte, zudem wäre auch dem Zufall ein zu grosser 
Spielraum gelassen worden, ausgeschlossen ist freilich auch 
hier der Zufall keineswegs, namentlich darum, weil, was 
wiederholt werden muss, nicht sämmtliche Arbeitslose vor- 
geführt werden können, sondern nur die angemeldeten. 



Die Arbeitslosen in Zürich nach Beruf oder Erwerb. 

Tab, 3, 



Beruf oder Erwerb 



1892/93 



1895/94 



1894/95 



Dttfch- 
scliDitt 



1891/98 



1899/00 



1900/01 



Dorcb- 
sclmitt 



Taglöhner aUer Art . 
Maurer u. Steinhaner . 
Zimmerleute .... 
Schreiner u. Glaser . . 

Maler 

Sonstige Bauarbeiter . 
Metallarbeiter . . . 
Schneider u. Schuhmacher 
Lebensmittelberufe . . 

Gärtner 

Handel u. Wirthschaften 
Dienstpersonal . . . 
Sonstige Berufe . . . 

Total 



627 

263 

54 

61 

99 

101 

155 

57 

36 

32 

39 

28 

100 



339 
164 
35 
36 
40 
55 
74 
42 
11 
14 
29 
9 
29 



313 

100 

19 

6 

18 

34 

38 

16 

6 

8 

29 

14 

39 



1652 



877 



640 



426 
175 
36 
34 
52 
63 
89 
38 
18 
18 
32 
17 
56 



110 
19 
15 
30 
26 
16 
19 
24 
5 

14 
45 
50 
26 



239 
-98 
22 
26 
48 
44 
30 
11 
13 
14 
17 
30 



272 

220 
73 

102 
58 

104 
69 
16 
20 
32 
41 
56 
95 



1054 



399 



630 



1158 



207 
112 
37 
53 
44 
55 
39 
17 
13 
20 
34 
45 
53 



729 



Wie man sieht, wechseln die Gesammtzahlen von Jahr 
zu Jahr. Die grösste Zahl weist der Winter von 1892/93 
auf, dann erfolgt eine Abnahme und zwei Winter ohne ver- 
zeichnete Arbeitslosigkeit, dann der Winter von 1897/98 mit 
schwacher Arbeitslosigkeit, im nächstfolgenden milden Winter 
konnte fast ununterbrochen gemauert werden, es erfolgte 
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daher keine Ausschreibung zu Anmeldungen. Dagegen setzt 
im Winter von 1899/1900 eine stärkere Arbeitslosigkeit ein, 
und sie steigt bedeutend im letzten Winter. Aber auch die 
Zahlen der einzelnen Berufs- oder Erwerbsgruppen wechseln 
von Jahr zu Jahr bedeutend; bald ist die eine, bald die 
andere stärker vertreten. Um den Stärkegrad ihrer Be- 
theiligung an der Arbeitslosigkeit messen zu können, muss 
man die Verhältnisszahlen berechnen und unter einander 
stellen, wie es in folgender Tabelle geschieht. 



Die Betheiligung der Berufe oder Erwerbe an der Arbeitslosigkeit. 

Tab. 4. Auf 100 Arbeitslose kamen 



solche mit 
Beruf oder Erwerb 


nnjn 


imiH 


\mi» 


1891/9$ 


mm 


1909IM 


im Dircttgcklitt ii 


3Riiilm 
1892/95 


JWntini 
1897/M 


IKialin 
18J2I01 


Taglöhner aller Art . 
Maurer u. Stelnhaner 
Zimmerleute . . . 
Schreiner u. Olaser . 

Maler 

Sonstige Banarbeiter 
Metallarbeiter . . . 
Stkuidtr o. Sthihaaeher . 
Lebensmittelbemfe . 

Gärtner 

Hudtl 1. Wirthschaftta . . 

Dienstpersonal . . 

Sonstige Berufe . . 

Total 


37,9 
16,0 

3,8 
3,7 

6,0 
6,1 

9,4 

3,4 
2,2 
1,9 
2,4 

1,7 

6,0 


38,8 

18,7 

4,0 
4,1 

4,5 
6,3 
8,4 
4,8 
1,2 
1,6 
3,3 
1,0 
3,3 


49,0 

15,7 

3,0 

.0,9 
2,8 
5,3 
5,9 
2,5 
0,9 
1,2 
4,5 
2,2 

6,1 


27,6 

4,3 
3,8 
7,5 
6,6 

4,0 

4,3 

6,0 

1,0 
3,6 

",s 

12,5 

6,« 


38,0 

15,6 
3,5 

4,1 

7,6 

7,0 

4,8 
1,6 

2,1 

2,2 

2,7 
4,8 

6)0 


23,5 
19,0 

6,3 
8,8 

5,0 
9,0. 
6,0 

1,4 
1,7 
2,8 
3,5 
4,8 
8,2 


40,5 

16,7 
3,4 
3,2 
4,9 

6,0 

8,4 
3,6 
1,7 
1,7 

3,0 

1,6 
5,3 


28,4 

15,4 

5,1 

7,3 

6,0 

7,5 
5,8 
2,3 
1,8 
2,7 
4,7 
6,2 
7,3 


35,6 
16,1 
4,0 

4,8 
8,4 
6,6 
7,2 

3,1 

1,7 

2,1 

3,7 
3,6 
6,2 


100,0 


100,0 


100,0 


100,0 


100,0 


100,0 


100,0 


100,0 


100,0 



Der erste Blick zeigt, dass hier die Baugewerbe vor- 
herrschend bei der Arbeitslosigkeit vertreten sind. Die Tag- 
löhner aller Art sind zum grössten Theil an Hoch- und Tief- 
bauten beschäftigt. Die sechs Gruppen der Bauarbeiter ma- 
chen im Sechsjahresdurchschnitt 72,5 % der Arbeitslosen aus, 
nebenbei hier schon bemerkt, ein Zeichen, ein wie grosser 
Theil der städtischen Arbeitslosigkeit durch eine Vorsorge 
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für öffentliche Arbeiten beseitigt oder wenigstens gemildert 
werden könnte. Die halbfetten Ziffern zeigen jeweilen an, in 
welchem Jahre die betreffende Gruppe am stärksten unter 
den Arbeitslosen vertreten war. Dabei mag auf die starke 
Betheiligung der Metallarbeiter im Winter 1892/93 verwiesen 
werden ; ein Theil dieser Arbeitslosigkeit ist auf Entlassungen 
wegen Beendigung der Fabrikation der neuen Ordonnanz- 
gewehre zurückzuführen. Zur Charakteristik der Arbeits- 
losen in der Gruppe „Handel und Wirthschaften" wird später 
noch einiges anzuführen sein. 

Wie schon erwähnt, bietet nur St. Gallen Material, das 
sich zur Vergleichung mit dem von Zürich eignet. Dort hat 
Herr Polizeidirektor C. Zuppinger für die fünf Winter von 
1887/88—1893/94 die Zahl der Arbeitslosen ermittelt und 
eine Darstellung im 3. und 4. Heft der „Zeitschrift für 
Schweiz. Statistik" gegeben. Ein sechstes Jahr konnte noch 
dem Bericht der Arbeitslosen- Versicherungskasse entnommen 
werden. Die Angaben wurden nach den gleichen Berufs- und 
Erwerbsgruppen, wie in Zürich, klassifizirt, um vergleichbar 
zu sein. So ergab sich die folgende Darstellung: 



Die Arbeitslosen in St. Gallen nach Beruf oder Erwerb. 

Tab. 5. 



Beruf oder Erwerb 


i88I/88 


1890/9i 


1891/92 


1892/93 


1893/94 


1896/97 


Total 


% 


TaglÖhner aller Art . 
Maurer u. Steinhauer . 
Zimmerleute . . . 
Schreiner u. Glaser . 

Maler 

Sonstige Bauarheiter . 
MetaUarbeiter . . . 
Schneider n. Schnhmacher 
Lebensmittelberufe . 

Gärtner 

Handel 0. Wirthschaften . . 

Dienstpersonal . . . 

Sonstige Berufe . . 

Total 


76 

24 

6 

3 

17 
14 
26 

7 

7 

23 

12 

24 


50 

28 
4 
7 
6 
7 
5 
2 
8 
4 

18 
6 

32 


68 

42 

9 

11 

10 

17 

7 

1 

4 

5 

10 

4 

23 


100 

61 

21 

22 

10 

38 

14 

9 

6 

7 

10 

5 

23 


241 

43 

20 

11 

17 

43 

24 

2 

9 

2 

8 

10 

40 


189 
72 
10 
17 
33 
31 
10 
39 
14 
6 
34 
9 
48 


724 

270 
70 
71 
93 

150 
86 
53 
48 
31 

103 
46 

190 


57,4 

5,6 

4,8 
7,8 

5,3 
^,4 

9,s 


239 


177 


211 


326 


470 


512 


1935 


"°i 
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Vergleicht man die Verhältnissziffern der Sechsjahres- 
durchschnitte von Zürich und St. Gallen, so wird man nur 
unbedeutende Differenzen finden, die Bauarbeiter bildeten 
auch in St. Gallen 71 ,3% der Arbeitslosen. Tab. 5 zeigt übri- 
gens auch, wie wenig man trotz der Beschränkung auf nur 
13 Berufs- oder Erwerbsgruppen mit den Zahlen eines Jahres 
anfangen könnte; nur in einer grossem Jahresreihe lässt 
sich etwas Vergleichbares erzielen. Für die Feststellung des 
Verhältnisses, in welchem die verschiedenen Gruppen des 
Berufs oder Erwerbs an der Arbeitslosigkeit im Allgemeinen 
theilnehmen, kann man die Durchschnittsziffern der Stadt 
Zürich schon brauchen. 

a. IDer Grad der Arbeifslosigkeif. 

Etwas anderes ist es mit dem Grade der Arbeitslosigkeit 
in den verschiedenen Berufs- oder Erwerbsgruppen, d. h. 
mit der Antwort auf die Frage, wie viele von je 100 An- 
gehörigen der einen oder andern Gruppe werden ungefähr 
von der Arbeitslosigkeit betroffen? Um sie lösen zu können, 
muss die Zahl der Arbeitslosen jeder Gruppe gegenüber ge- 
stellt werden der Zahl der betreffenden Arbeitergruppe über- 
haupt, die aus den Ergebnissen einer Volks- öder Berufs- 
zählung gewonnen ist. Eine spezielle Berufszählung haben 
wir in der Schweiz noch nicht gehabt ; für Zürich lassen sich 
die Ergebnisse der städtischen Volkszählung vom 1. Juni 1894 
verwenden. Dass sie nicht genau in die Mitte der beobach- 
teten Jahre fällt, hat nicht so viel zu sagen, es kann sich ja 
nur um Annäherungsziffern handeln. Zudem ist die Zahl der 
wirklich Arbeitslosen erfahrungsgemäss bedeutend grösser, 
als die Zahl der sich Anmeldenden, die Annäherungsziffern 
werden daher immer nur als Minimalziffern zu betrachten 
sein. Uebrigens ist auch zu beachten, dass bei der zu be- 
nützenden städtischen Volkszählung, da sie im Sommer statt- 
fand, gerade die bei der Arbeitslosigkeit in Betracht fallen- 
den Gruppen bedeutend stärker vertreten waren, als bei einer 
gewöhnlichen Volkszählung im Winter. Die Baugewerbe er- 
scheinen hier also stärker, wie bei den gewöhnlichen Volks- 
zählungen, sie enthalten auch die Wanderarbeiter , die im 
Winter heimkehren und von einer Volkszählung im Dezember 
nicht mehr angetroffen werden. Dadurch aber wird der 
Grad der Arbeitslosigkeit schwächer dargestellt, d. h. in 
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Wirklichkeit ist der arbeitslose Theil der im Winter an- 
wesenden Maurer etc. grösser gewesen, als er in Tabelle 6 
nachstehend erscheint. 

Da bei der Volkszählung von 1888 in Basel auch eine 
Zählung der Arbeitslosen stattgefunden hatte, lag es nahe, 
ihre Ergebnisse zur Vergleichung herbeizuziehen. Ein Theil 
der Zahlen konnte freilich nur mühsam in unsere Klassifi- 
kation gebracht werden, da dort die Gruppirung der Arbeiter, 
gemäss dem eidgenössischen Schema, nach dem Unternehmer- 
beruf stattfand, während für die Arbeitslosigkeit der persön- 
liche Beruf des Arbeiters in Betracht fällt. Die Vergleichung 
ist daher nur mit Vorsicht aufzunehmen. 

Grad der Arbeitslosigkeit nach Beruf oder Erwerb. 

Tab, 6. 



Beruf oder Erwerb 


Ziii-ieli 


lueh liiir InlbMflklim 


. IBS9 1 


Arbeiter 

am 
1. Juni 1894 


Durelitch.6Jalirf 


1 Maximum 


ucR nr loiHZUHonh ■••« j 


Arbeiter 

am 
1. Dez. 1888 


geztttilte 
Arbeitslose 


■ ■kaitalM» ' 1 IbIisiUIma 

Arniiiini i JuiiwiiiNV 


Zahl 


"'o 


Zaiil 


7o 


Zatil 0/0 


Taglöhner aUer Art . 
Maurer u. Steinhauer . 
Zimmerleute . . . . 
Schreiner n. Glaser 

Maler 

Sonstige Bauarbeiter . 
Metallarbeiter . . . 
Sehneider a. Sehahmacher . . 
Lebensmittelberufe . 

Gärtner 

Handel B. Wirthsehftften . . 

Dienstpersonal . . . 

Sonstige Berufe . . 

Total 


5845 
3002 

681 
1472 

739 

985 
2533 
1353 
1126 

399 
4539 
6545 
5402 


318 
144 
36 
43 
48 
59 
64 
28 
15 
19 
33 
31 
55 


5,4 

4,8 
5,3 
^,9 
^,5 
^,0 
2,5 \ 

4,8 1 

^,0 


627 

263 

73 

102 

99 

104 

155 

57 

36 

32 

45 

56 

100 


10,^ 

e,i 

4,2 


213 

103 

331 

418 

208 

1035 

1008 

730 

1093 

311 

1667 

4369 

7198 


22 

9 

4 

6 

27 

29 

31' 

11 

30 

8 

113 

180 

117 


10,s 

1,* 
13,0 

2,s 
3,1 
U 

e,8 

.iL 


34621 


893 


^,6 


1749 


Sü 


18684 


587 


^1 



Neben dem Sechsjahresdurchschnitt bietet die Tab. 6 für 
Zürich noch andere Zahlen der Arbeitslosen; nämlich die 
Maximalzahlen jeder Gruppe in den sechs Jahren. Trotzdem 
diese Maximalzahlen im Durchschnitt fast noch einmal so 
gross sind, als die Durchschnittszahlen, erschien ihre Bei- 
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Ziehung als durchaus nothwendig, während die Beisetzung 
der Minimalzahlen als überflüssig erachtet werden muss, da 
schon die Durchschnittszahlen als Minima angesehen werden 
dürfen. Objektiven Lesern gegenüber dürfte eine Verwahrung 
dagegen, dass mit den Maximalzahlen Schwarzmalerei be- 
trieben werden wollte, unnöthig sein, sie werden ohne wei- 
teres begreifen, dass selbst diese Maximalzahlen noch keines- 
wegs das Bild einer schwerern Arbeitslosigkeit geben. Dafür 
kann leicht ein Beweis erbracht werden. 

Bei der Volkszählung am 2. Dezember 1900 wurden in 
Zürich auch die Arbeitslosen gezählt, wobei sich rund 3000 
als arbeitslos bezeichneten. Die gleich nachher begonnenen 
nähern Nachforschungen ergaben, dass rund 2500 wirklich 
arbeitslos waren, eine grössere Zahl war bereits zur Zeit der 
nähern Nachforschungen abgereist, wäre also ohne Zweifel 
auch zu den wirklich Arbeitslosen zu zählen, ein anderer 
Theil war arbeitsunfähig wegen Gebrechen oder Krankheit. 
Aber rund 2500 waren wirklich arbeitslos, und doch meldeten 
sich bei der Arbeitslosen-Kommission nur 1158, also nicht 
einmal die Hälfte an. 

Von den Gründen dieser Erscheinung wird später zu 
sprechen sein, hier gilt es nur, zu zeigen, dass die angewandte 
Maximalzahl von 1749 noch bedeutend unter der beobachteten 
Zahl vom 2. Dezember 1900 bleibt. Und die Arbeitslosigkeit 
erreicht ihre grössere Intensität erst im Januar, sie wird auch 
im nächsten Winter wahrscheinlich grösser sein. Wie wenig 
mit den Maximalzahlen „gekünstelt" wurde, zeigt schon, dass 
8 von den 13 Zahlen aus einem Jahre, 1892/93, stammen, 
vier weitere ebenfalls aus einem Jahre, 1900/01, und nur 
eine stammt noch aus einem andern Jahre. Der grösstc 
Theil der Zahlen ist also wirklich neben einander ermittelt 
worden. 

Was nun die von Basel gewonnenen Ziffern anbetrifft, 
so zeigt sich, dass fünf derselben mit den aus den Maximal- 
zahlen von Zürich gewonnenen Verhältnissziffern fast genau 
übereinstimmen, nämlich bei den Taglöhnern, Maurern und 
Steinhauern, Malern, Lebensmittelberufen und bei den son- 
stigen Berufen; dabei soll nicht verschwiegen werden, dass 
diese Uebereinstimmung wahrscheinlich bei den Taglöhnern 
und sonstigen Berufen auf Zufall beruht. Die kleinem Ziffern 
bei den Basler Zimmerleuten, sonstigen Bauarbeitern und 
Gärtnern kommen vielleicht daher, dass weil im Dezember 
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gezählt wurde, diese Berufe noch mehr beschäftigt waren, 
als es nach Neujahr der Fall ist. Jedenfalls gilt das von den 
Schneidern und Schuhmachern. Zudem ist zu bemerken, dass 
das Jahr 1888 zu den „normalen" gezählt werden kann mit 
geringer Arbeitslosigkeit, seine Ziffern also nur einen Minimal- 
charakter haben können. Nun ist der allgemeine Durch- 
schnittsgrad der Arbeitslosigkeit von sechs Arbeitslosigkeits- 
Wintern in Zürich 2,6 o/^^, der in Basel von einem Normal- 
winter 3,2 %, d. h. um 23 %, also fast um an Viertel höher. 
Das zeigt schon an einem weitern schweizerischen Beispiel, 
dass nur durch eine die ganze Bevölkerung umfassende 
Zählung die wirkliche Arbeitslosigkeit ermittelt werden kann, 
keineswegs aber durch freiwillige Anmeldung der Arbeitslosen. 

Für die Messung der von Zürich gewonnenen Ziffern 
gibt es übrigens ein sehr werthvoUes Material. Die Regierung 
des deutschen Reiches hat nämlich im Jahre 1895 ein Mass 
von Einsicht in wirthschaftlichen Dingen gezeigt, das andern 
Regierungen als gutes Beispiel dienen darf. Bekanntlich wii'd 
im deutschen Reiche die Bevölkerung alle fünf Jahre ge- 
zählt, was bei uns nur dem lieben Vieh passirt. Man liess 
nun der Volkszählung vom 2. Dezember 1895 eine Berufs- 
Zählung am 14. Juni des gleichen Jahres vorausgehen und 
verband sowohl hiemit, wie mit der Volkszählung, auch eine 
Zählung der Arbeitslosen. Die Ergebnisse wurden auch kaum 
ein Jahr nach der Volkszählung veröffentlicht und bilden 
trotz verschiedener Aussetzungen ein Material von grösstem 
Werth. 

Wir geben nun nachstehend Darstellungen über die Ergeb- 
nisse dieser Arbeitslosenzählung und zwar eine für das ganze 
Deutsche Reich, mit Angabe der Sommer- und der Winter- 
zählung ohne Ausscheidung nach dem Geschlecht, sodann 
eine über die Arbeitslosenzählung in Strassburg im Elsass 
und eine für Stuttgart, beides nur Winterzählungen. Das 
Material für Strassburg musste aus zwei verschiedenen Heften 
zusammengezogen werden, was auf Schwierigkeiten stiess, da 
bei der Berufs- und bei der Arbeitslosenzählung nicht immer 
die gleichen Berufsarten von einander ausgeschieden waren. 
Bei dem Material von Stuttgart mangelt die Gesammtzahl 
der Arbeiterinnen in fünf Gruppen mit Arbeitslosen, so dass 
wir nur die männlichen Arbeiter nehmen können. Die Klassi- 
fikation haben wir der Vergleichbarkeit wegen überall der 
in Zürich geübten angepasst, und solche Berufe, die bei uns 



Digitized by 



Google 



— 57 — 

^ar nicht oder nur in ganz geringem Masse vorkommen, ein- 
fach weggelassen. So z. B. Erz-, Stein- und Braunkohle- 
Gewinnung, Hüttenhetrieb, Herstellung von Blech, Spiegel- 
jrlas, Porzellan etc., Gold- und Silberschläger, Schifffahrt, 
Hafen- und Lootsendieust etc. Ferner wurden weggelassen 
die Gruppen, die für unsre Behandlung nicht in Betracht 
fallen, wie das Personal des Post-, Telegraphen-, Eisenbahn- 
und Trambetriebs, die Beamten in Verwaltung, Kirche, Schule, 
in Anstalten etc., gelehrte Berufsarten, sowie Musiker, Schau- 
spieler etc. Endlich wurde bei Seite gelassen die Land- und 
Forstwirthschaft, Torfgräberei etc. Es wurde also nur der 
Theil des Materials gebraucht, der zur Vergleichung mit 
unserm Material von Nutzen sein konnte. Die Darstellung 
von Tab. 7 zeigt am besten, was in unserer Klassifikation von 
Zürich alles in den Gruppen enthalten ist und aus wie ver- 
schiedenen Elementen die Durchschnittszahlen sich aufbauen. 

Die Zahlen für das Deutsche Reich (Tabelle 7) wurden 
entnommen dem Buche von Prof. Dr. Georg Schanz, Neue 
Beiträge zur Frage der Arbeitslosenversicherung, allerdings 
mit veränderter Gruppirung. Für Tabelle 8 wurden benützt 
die „Beiträge zur Statistik der Stadt Strassburg", heraus- 
gegeben vom Statistischen Amt der Stadt. Heft I, Die Er- 
hebungen über die Arbeitslosigkeit am 2. Dezember 1895, 
bearbeitet von Dr. N. Geissenberger. Heft II, Die Ergeb- 
nisse der Volkszählung vom 2. Dezember 1895. Die Angaben 
zu Tabelle 8 wurden entnommen den Württembergischen Jahr- 
büchern fär Statistik und Landeskunde, herausgegeben vom 
Statistischen Landesamt, und zwar dem vierten Heft des 
Jahrganges 1896, enthaltend die Ergebnisse der Arbeitslosen- 
statistik im Dezember 1895, bearbeitet vom Direktor des 
Statistischen Amts der Stadt Stuttgart, Dr. jur. H. Rettich. 

Weiteres Material aus der gleichen Arbeitslosenzählung 
von 1895 herbeizuziehen, erschien nicht angezeigt, nachdem 
die Angaben der beiden uns nächstliegenden Städte schon 
nur theilweise mit denen von Zürich vergleichbar sind und 
anzunehmen ist, dass die Verhältnisse in entfernteren Städten 
wohl noch verschiedener von den unsrigen sein werden. Ueber 
den Grad der Arbeitslosigkeit bei möglichst vielen auch bei 
uns vorkommenden Berufsarten gibt übrigens die folgende 
Tabelle für das ganze Deutsche Reich die beste Auskunft. 
Schon in den grossen Zahlen verschwinden alle die Zufällig- 
keiten, die bei Erhebungen im kleinern Kreise so leicht das 
Bild verzerren. 
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Die Arbeitslosen im Deutschen Reiche 



Tab, 7. 



Beruf oder Erwerb 



Zahl der 

Arbeiter 

am 

U.JoiiilSDd 



Davon waren arbeitslos 



amliJoniM 
(im Sommer) 



Zahl 



%; 



am2.Doi.1895 
(im Wintor) 



Zahl 



iffl 

Mittel 



Taglöhner aller Art . . 

Taglöhner 

Arbeiter ohne nähere Angabe . . 

Maurer u. Steinhauer . . 

Maurer 

Steinhauer 

Zimmerleute 

Schreiner u. Glaser . . . 

Schreiner 

Glaser * 

Maler 

Sonstige Bauarbeiter . . 

Pflasterer 

Stukkateure, Gipser . . 

Dachdecker 

Tapezierer 

Hafner, Ofensetzer* . . 
Ziegeleiarbeiter . . . . 
Bauarbeiter o. n. Angabe . 

Drechsler* 

Sand-, Kalk- und Cementarbeiter 
Steinbrecher 

Metallarbeiter 

Kupferschmiede* . . . 

Schlosser 

Feinmechaniker* . . . 

Spengler 

Elektrotechnik . . . . 

Uhrmacher* 

Schmiede 

Gold- u. Silberarbeiter* . 
Maschinenbauer . . . . 
Eisengiesserei . . . . 
Zeug- u. Messerschmiede . 

Schneider- u. Schuhmacher 

Kleider- nnd Wäschei[onfektion . . 

Näherinnen 

Schneider and Sehneiderinnen . . 
Schuhmacher 



229461 

200919 
28542 

480329 

427221 
53108 

164229 

262057 

250772 
11285 

96013 

751936 

17202 
12185 
22120 
21369 
12341 
176234 
365474 
21773 
36427 
66811 

769314 

10073 

271853 

21909 

47135 

13070 

18572 

132808 

22157 

138044 

73466 

20227 

599420 

49914 
129314 
233752 
186440 



12524 

11797 

727 

6493 

6023 
470 

2170 

5283 

4960 
323 

2283 

10731 

341 
237 
434 

1132 
857 
708 

6107 
471 
184 
260 

13770 

341 

6267 

601 

933 

194 

419 

1906 

431 

1779 

777 

122 

12340 

1835 
3425 
4710 
2370 



5,4 

5,9 

U 

ö,9 

2,0 i 
'2,9 1 

2,4 

^4 

2,0 
^,9 
2,0 
5,8 

^,9 

2,2 

Oa 

5,4 
2,3 

2,7 

2,0 

2,3 

u 

2,1 

5,7 
2,6 

2,0 
U 



47040 

41849 
5191 

82749 

79918 
2831 

15372 

6835 

6522 
313 

16620 

49142 

3767 

2135 

3799 

2331 

595 

13073 

21043 

439 

670 

1290 

17697 

317 
7830 

471 
1353 

378 

387 
3312 

298 
2112 
1081 

158 

20774 

2609 
6183 
8091 
3891 



20,5 

2Ö,8 

18,1 

5,3 

«,4 

2,6| 
2,6! 
2,8 I 



^7,8 
^,6 

2U 
17.f> 
17,2 
10,9 

4,8 

7,4 
5,8 

2,0 

^,8 
1,9 

2,3 

3a 

2,9 

2,1 

2,9 
2,9 

2,1 

2,5 

0,8 

5,5 
5,2 

4,8 
5,5 

2,1 



^2,98 

^0,37 

^,29 
10,06 

5,10 

5,34 

2,31 
2,29 
2,81 

^,84 

^,00 
11,94. 
9,13 
9,57 
^,10 
5,88 
5,91 
5,71 
2,09 

lal 

l,u 

2,05 
5,26 
2,59 
2,45 
2,42 
2,19 
2,17 
^•96 
J,65 
^,41 
^:26 
0,69 

2,76 
4.45 
5,71 
2,73 
^j68 
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bei den Zählungen vom 14. Juni und 2. Dezember 1895. 



Dienstpersonal . . . 

Sonstige Berufe . . . 
Wäscherei .... 

Sattler 

Barbiere 

Buchdruckerei* . . . 

Fuhrleute 

Hutmacher .... 
Stein- u. Zinkdrucker* 

Küfer 

Buchbinderei* . . . 

Wagner 

Gerber 

Posamentirer* . . . 
Sticker, Spitzenmacher* 
Bürstenmacher . . . 
Tuchmacher .... 
Korbmacher .... 

Färber 

Handschuhmacher . . 
Papierfabrikation . . 
Strickerei u. Wirkerei** 
Farbmaterialien ** . . 
Spinnerei u. Spuhlerei . 

Weberei 

Bleicherei, Druckerei, Appretur * 



1570888 

1424139 

54760 
43915 
22185 
69835 
41983 
16892 
22049 
32377 
49569 
47400 
39387 
30113 
31224 
13737 
62703 
20747 
35521 
13137 
68922 
69832 
18656 
167523 
406648 
45024 



I9II0 


1.2 


26574 


16271 


^1 


22725 


1246 


^,B 


3183 


1004 


^,3 


1803 


509 


>2,B 


854 


1922 


^,7 


1805 


585 


U 


1465 


366 


2,% 


441 


520 


2a 


509 


621 


u 


865 


1233 


^,5 


1002 


529 


u 


1124 


408 


u 


832 


474 


u 


442 


553 


u 


349 


134 


u 


235 


715 


u 


971 


191 


ö,9 


344 


365 


u 


542 


127 


u 


152 


523 


Ö,8 


694 


557 


Ö,8 


552 


138 


Ö,7 


141 


947 


Ö,6 


1270 


2310 


Ö,6 


2920 


294 


Ö,6 


230 



1.1 

5,8 

4,1 

5,8 

^j6 , 

5,5 |! 
^)6 j 

^,3 
^,7 
^,0 

U\ 

U 

ö,8 
ö,8 
ö,8 
Ö,7 
ö,5 



',45 

^37 
4,04 
5,19 
5,07 
^,66 
^,44 
^,39 
^,33 
^•29 
^^25 
i,74 
^,57 
^,52 
lu 
^,34 
^,32 
^,28 
^,28 
J^.06 
Ö,88 
Ö.79 
Ö,75 
^,66 
^,64 
^r58 
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Die Arbeitslosen in Strassburg Im Elsass 



Tab, 8, 



Taglöhner aller Art 

Maurer u. Steinhauer 
Maurer .... 
Steinhauer . . . 

Zimmerleute . . 

Schreiner u. Glaser 

Schreiner . . . 
Glaser .... 



821 


336 


1157 


"^1 


^,0 


5 


^5 


46 


^,0 


2047 


10 


2057 


91 


U 


— 





91 


4,4 


1565 


4 


1569 


74 


4,7 


— 





74 


4.7 


482 


6 


488 


17 


5,5 


— 


— 


17 


5,5 


304 


— 


304 


12 


u 


— 


— 


12 


u 


1308 


— 


1308 


51 


5,9 


• 





51 


3,9 


1259 


— 


1259 


50 


4,0 


— 


— 


50 


4,0 


49 


— 


49 


1 


2,0 


— 


— 


1 


2,0 


592 


2 


594 


57 


«,6 


— 


— 


57 


5,6 


1738 


56 


1794 


85 


^,9 








85 


4,7 


102 


— 


102 


2 


2,0 





— 


2 


2,0 


46 


— 


46 


2 


4,8 


— 


— 


2 


4,8 


189 


13 


202 


9 


4,8 


— 


— 


9 


4,5 


14 


1 


15 


1 


7.1 


— 


— 


1 


^,7 


1192 


16 


1208 


67 


5,6 





— 


67 


5,5 


121 


25 


146 


2 


J^,7 





— 


2 


u 


74 


1 


75 


2 


2,1 


— 


— 


2 


2,1 


1893 


27 


1920 


64 


5,4 








64 


5,3 


22 


— 


22 


3 


13,6 


— 


— 


3 


^5,6 


1117 


2 


1119 


35 


5,1 


— 


— 


35 


5,1 


220 


2 


222 


5 


2,3 


— 


— 


5 


2,3 


185 


— 


185 


6 


5,8 





— 


6 


5,3 


51 


15 


66 


2 


5,8 


— 


— 


2 


5,0 


152 


1 


153 


8 


5,3 


— 


— 


8 


5,3 


65 1 1 


66 


3 


4,6 


— 


— 


3 


4,5 


81; 6 


87 


2 


2,, 


— 


— 


2 


2,3 


1067 


1698 


2765 


34 


3,2 


81 


^,8 


115 


4,2 


30 


66 


96 


— 




3 


4,5 


! 3 


5,1 


— 


1295 


1295 


— 


— 


58 


4,5 


58 


4,5 


498 


220 


718 


19 


5,8 


15 


^•8 


34 


4,7 


539 


117 


656 


15 


^,8 1 


5 


4,8 


20 


5,0 



Maler 

Sonstige Bauarbeiter 

Pflasterer . . . 
Dachdecker . . . 
Tapezierer . . . 
Ziegeleiarbeiter . 
Bauarbeiter ohne n&here Angabe 
Drechsler . . . 
Sand-, Kalk-, Cementarbeiter 

Metallarbeiter . . 

Kupferschmiede . 
Schlosser . . . 
Spengler .... 
Schmiede . . . 
Gold-u. Silberarbeiter 
Maschinenbauer . 
Eisengiesser . . 
Zeng- n. Messersehmiede . 

Schneider u. Schuhm 

Kleider- n. Wäschefabrikation 
Näherinnen . . . 
Sehneider n. Sehneiderinnen 
Schuhmacher . . 



Die auf Tab. 7 mit einem Stern (*) bezeichneten Berufs- 
arten weisen im Sommer eine stärkere Arbeitslosigkeit auf 
als im Winter. Bei den mit zwei Sternen bezeichneten Be- 
rufsarten ist die Arbeitslosigkeit Sommers und Winters 
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nach der Zählung vom 2. Dezember 1895. 



Beruf oder Erwerb 



ZiU Itr Arkeiter an 
1. Jai 1896 



■ftinUdi flaikifcli 



Total 



ArbeitBlose m 2. Dezember 1895 



männlich 



Zahl 



weiblich 



Zahl % 



Total 



Zahl 



Lebensmittelberufe 
Metzger .... 
Bäcker u. Konditoren 
Bierbrauer . . . 
Fabrikation pllaDzI. NShnnittel 
Tabakarbeiter . . 

Gärtner .... 



Handel n.Wirthschaften 

Waarenhandel . . 
Handelshülfsgewerbe 
Hotols 0. Wirthschaften . 

Dienstpersonal . . 

Sonstige Berufe 

Wäscherei . . . 
Sattler .... 
Barbiere .... 
Bnch-, Stein- u. Zinkdroeker 
Fnhrleute . . . 
Hutmacher . . . 

Küfer 

Buchbinder . . . 
Wagner .... 
Gerber .... 
Posamentirer . . 
Sticker, Spitzenmaeher . 
Bürstenmacher 
Korbmacher . . 
Papierfabrikation . 
Spinnerei u. Spuhlerei 
Weberei 

Total 



\SBO 881 

471' 47 

646^ 150 

355, 3 

62 98 

126! 583 

268| 26 

25572060 

1738 951 
33] 

78611109 
257 1182 

24501 II 10 

19l 616 
173 3 
246 13 
705 51 
177 3 

60 52 
174, - 
153i 34 

93 
285 

16 
1 

88 

12 
184 

49 

15 



16992 



4 
17 
21 
90 
14 
131 
53 

8 



2541 

518 
796 
358 
160 
709 

294 

4617 

2689 

33 

1895 

1439 

3560 

635 
176 
259 
756 
180 
112 
174 
187 

93 
289 

33 

22 
178 

26 
315 
102 

23 



74 

27 

33 

9 

1 

4 

II 

132 

41 
14 

77 

7 
112 

24 

15 

26 

5 

4 

6 

12 

2 



'^15 

5,7 

5,1 

•5,2 

? 
2,7 



4, 



^,1 
5,7 

2,8 
6,7 
5,4 
7,8 
2,2 
2,8 

? 

5,4 
2,2 

2,0 
6,1 



24 



5 
16 



83 

37 

46 
116 

56 

39 

3 
2 
4 



5,1 
2,1 

U 

4,1 

^,3 



7388 



24350 



771 



*,5 



365 



W 



7,1 

0,8 
7,5 



98 
27 
36 
9 
6 
20 

II 

215 

78 

14 

123 

123 

168 

39 

24 

15 

29 

5 

6 

6 

16 
2 
8 
1 
1 
4 
1 
5 
5 
1 



^,8 
5,2 
4,5 
^,5 
S,l 
2,8 

3,7 

*,1 

? 

«,5 

^,7 
^,1 

5,8 
5,8 
2,8 
5,4 
5,4 
^,6 
2,2 
2,8 

5,0 

4,5 
2,2 
5,8 
^6 
4,9 
4,3 



1136 



vollständig oder nahezu gleich. Dabei ist freilich zu bemerken, 
dass der Höhepunkt der Arbeitslosigkeit des Sommers im Juli 
und des Winters im Januar ist; von aussergewöhnlichen 
Umständen abgesehen. 
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Die Arbeitslosen in Stuttgart am 2. Dezember 1895. 

Tab. 9. 



Beruf oder Erwerb 



ZakI der 

mlniiiiGlien 

Arbeiter 



DaYon varen 
arbeitslos 



Zahl 



% 



Zimmerleute 

Schreiner und Glaser 

Schreiner 

Glaser 

Gipser und Maler 

Sonstige Bauarbeiter 

Baugewerbliches Arbeitspersonal .... 
Steinbrecher, Steinhaner, Ziegeleiarbeiter . 

Drechsler, Holzbildhauer 

Kaminfeger, Dachdecker, Pflasterer etc. . 

Metallarbeiter 

Schlosser, Zeug- und Messerschmiede . . 

Gold- und Silberarbeiter 

Kupferschmiede, Gürtler, Giesser etc. . . 

Schmiede 

Maschinen- und Instrumentenbauer . . . 
Spengler und Installateure . . - . . . . 
Schneider und Schuhmacher 

Schneider 

Schuhmacher 

Lebensmittelberufe 

Müller, Bäcker, Konditoren 

Metzger 

Bierbrauer 

Andere Produkte 

Gärtner 

Handel und Wirthschaften 

Kauf leute und Hülfspersonal 

Kellner und Wirthschaftspersonal . . . 

Dienstpersonal 

Sonstige Berufe 

Wagner und Küfer 

Chemische Produkte 

Textilarbeiter, Färber, Posamenter . . . 
Buch-, Stein- und Kupferdrucker . . . 

Buchbinder 

Sattler- und Tapezierer 

Hutmacher und Kürschner 

Barbiere, Friseure 

Total 



253 
2459 

2302 

157 

1125 

5654 

4927 

427 

148 

152 

6408 

342 

352 

818 

150 

4287 

459 

1927 

1181 

746 

3161 

1925 

537 

261 

438 

295 

7676 



818 

691 

5647 

361 
672 
261 
2113 
1028 
642 
242 
328 



II 



92 
103 

82 

12 

2 

7 

93 

8 

9 

5 

66 

5 

34 

25 

9 

112 

59 

15 

35 

3 

20 

159 

108 

51 

38 

167 

20 

3 

5 

62 
19 
47 
1 
10 



35296 



^s 

'j3 



56 

55 I 2,4 
1 I ö,e 



«,2 

u 
u 

5,3 
U 

1,2 

5.5 

^,1 

^6 
6,2 

5,0 

5,5 

Oa 

5,0 
^8 
7,8 

Oa 
5,0 



^5 
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Man wird beachten, dass in Tab. 8 die Gruppe der Tag- 
löhner aller Art in Strassburg verhältnissmässig klein ausge- 
fallen ist, offenbar ist diese Gruppe in Wirklichkeit bedeu- 
tend stärker, ein Theil der Leute steckt jedenfalls unter den 
Bauarbeitern ohne nähere Angabe. In Stuttgart konnte diese 
Gruppe gar nicht ausgeschieden werden, und ebensowenig 
die der Maurer und Steinhauer, diese befinden sich unter 
andern Gruppen bei den sonstigen Bauarbeitern. Durch 
diesen Umstand wird di^ Vergleichbarkeit allerdings etwas 
gestört; wir wollten aber doch auf die Beiziehung des Ma- 
terials der beiden nächstgelegenen Städte, von denen es 
überhaupt vorliegt, nicht verzichten. 

Bevor nun zu einer Vergleichung der Gradziffern der 
Arbeitslosigkeit übergegangen wird, ist folgendes zu bemerken : 
Zur Vergleichung müssen selbstverständlich die Zahlen des 
Sommers bei Seite gelassen werden, denn die Zürcher Zäh- 
lungen geschahen ausschliesslich im Winter. Sodann ist zu 
beachten, dass der Höhepunkt der Arbeitslosigkeit im Winter 
in den Januar fallt, die Zürcher Zahlen stammen alle aus 
dem Januar, die Zahlen aus dem Deutschen Reich, von 
Strassburg und Stuttgart aber vom Anfang Dezember, sie 
sind also schon darum als Minima zu betrachten. Die Ver- 
hältnissziffern sind auch weiter darum als Minima zu taxiren, 
weil in der Arbeiterzahl alle Personen über 14 Jahren ent- 
halten sind, also auch die Lehrlinge, die bei der Zählung in 
Zürich ausgeschieden sind, da Lehrlinge in der Regel nicht 
arbeitslos werden und unter den Arbeitslosen stets nur 
VoDjährige gezählt wurden. Endlich fällt in Betracht das 
Zählungsjahr im Deutschen Reiche, das Jahr 1895. Es gehört 
unter die Jahre eines normalen, sogar eines guten Geschäfts- 
ganges. Der Winter von 1895/96 war ein milder und ge- 
stattete fast eine ununterbrochene Fortführung der Bau- 
arbeiten. Eine Arbeitslosigkeit von irgend welcher Bedeutung 
machte sich nirgends bemerklich, weder in Deutschland noch 
in der Schweiz. Weder in Zürich noch anderswo kam es 
zu einer Erhebung der Arbeitslosen, trotzdem an allen Orten 
die Arbeiterorganisationen Wache hielten und sicher eine 
solche Erhebung reklamirt hätten, wenn sie dringend er- 
schienen wäre. 

Alle diese Wahrnehmungen zeigen also deutlich, dass die 
Ergebnisse der Arbeitslosenzählung in Deutschland als Minima 
aufzufassen sind, als eine Erscheinung bei regelmässigem 
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Geschäftsgang. Wenn daher am 2. Dezember 1895 im Deut- 
schen Reiche 400,017 männliche und 143,623 weibliche, zu- 
sammen 553,640 wirklich Arbeitslose gezählt wurden, so stellen 
diese eine wirkliche Reservearmee in normaler Zeit dar. 

Nach diesen Vorbemerkungen stellen wir nun in einer 
vergleichenden üebersicht die Verhältnissziffern, die den Grad 
der Arbeitslosigkeit nach den 13 Berufs- oder Erwerbsgruppen 
bezeichnen, zusammen, um sie aneinander abzumessen. Die 
höchsten Relativziffern sind durch T'ettdruck hervorgehoben. 



Vergleichende Üebersicht des Grades der Arbeitslosigkeit. 

Tab, 10, 



Beruf oder Erwerb 


Von Je 1000 Arbeitern varen arbeitslos || 


in Zürich 


1 am 2. Dezember 1896 | 


luKlnoiiMtt 
SWintM* 


luiiniiii 


1 m 
1 Daotttiiin Rsieli 
MdifiMclil. 


in 
Strmfeari 
■amlidi 


ifl 


Taglöhner aller Art ... . 
Maurer und Steinhauer . . . 

Zimmerleute 

Schreiner und Glaser . . . 

Maler 

Sonstige Bauarbeiter . . . 

Metallarbeiter 

Schneider und Schubmacher . 
Lebensmittelberufe .... 

Gärtner 

Handel und Wirthschaften 

Dienstpersonal 

! Sonstige Berufe 


54 
48 
53 
29 
65 
60 
25 
21 
13 
48 
7 
05 
10 


107 
88 

107 
69 

134 

106 
61 
42 
32 
80 
10 
9 
19 


205 
172 

94 
26 
173 
66 
23 
35 
31 
62 
33 
17 
16 


50 
44 
40 
39 
96 
49 
34 
32 
45 
41 
52 
27 
46 


9 

? 

43 
23 
82 
18 
15 
18 
35 
68 
21 
55 
30 



Das Bild, das sich uns in Tabelle 10 darbietet, ist 
einigermassen überraschend. Trotzdem die Relativziffern aus 
dem Deutschen Reiche als Minima anzusehen sind, überragen 
sie doch in 7 von 13 Gruppen die Maximalziffem von Zürich, 
und zwar darunter in solchen Gruppen, bei denen eine grosse 
Differenz in der Klassifikation kaum denkbar ist, wie bei 
den Maurern und Steinhauern, den Malern und den Lebens- 
mittelberufen. Die Durchschnittsziffern aus sechs Wintern 
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der Arbeitslosenermittlung in Zürich werden durchweg von 
den deutschen Ziffern überholt. Eine mit der Volkszählung 
verbundene und vor dem Höhepunkt der Arbeitslosigkeit vor- 
genommene Arbeitslosenzählung ergab also selbst in einem 
normalen Jahre mehr wirklich Arbeitslose, als der Durch- 
schnitt von sechs Wintern, in denen die Arbeitslosigkeit sich 
ernstlich bemerklich machte. Dieses Bild zeigt deutlich, wie 
viel damit versäumt wurde, dass man das Begehren der Ar- 
beiterschaft um eine Arbeitslosenzählung in Verbindung mit 
der Volkszählung von 1900 nicht berücksichtigte. Sie hätte 
ein anderes Ergebniss gehabt, als unsere mühsam zusammen- 
gesuchten Zahlen und Ziffern! 

Behelfen wir uns nun noch einmal und berechnen nach 
den aus der Zürcher Volkszählung vom I.Juni 1894 erhaltenen 
Zahlen eine Arbeitslosigkeit gemäss den Maximalziffem der 
Tab. 10, so kämen wir auf eine Gezammtzahl von 3276 Arbeits- 
losen, eine Zahl, die von der Arbeitslosenzählung bei der 
letzten Volkszählung von 1900 beinahe erreicht wurde und die 
im nächsten Winter bei einer gleichartigen Erhebung wahr- 
scheinlich überschritten würde. Ob dabei auf die eine oder 
auf die andere Gruppe etwas mehr oder weniger entfiele, das 
kommt ganz auf den Geschäftsgang in den verschiedenen 
Industrien an. Bei einer tiefer gehenden allgemeinen Geschäfts- 
krise würde die Zahl mit grösster Wahrscheinlichkeit noch 
bedeutend höher anschwellen. Um das einigermassen an- 
schaulich zu machen, werden noch einige weitere Darstel- 
lungen gegeben. 

In der vom belgischen Arbeitsamt herausgegebenen Mo- 
natsschrift „Revue du travail" gibt ein Korrespondent dieses 
Amtes, Herr Louis Varlez, alljährlich das Verhältniss der 
Arbeitslosen in den Genter Gewerkschaften, und zwar je auf 
den 15. jedes Monats. Aus diesen umfangreichern Darstel- 
lungen haben wir die jährlichen Mittelzahlen gezogen und 
geben sie nebst den entsprechenden Verhältnissziffern in einer 
zusammengedrängten Uebersicht, der wir auch die Maximal- 
ziffem beifügen, soweit sie benutzbar sind. Weggelassen sind 
dabei solche Maximalziffern, die sich ergaben, wenn in einem 
Monat die Mitgliederzahl der Gewerkschaft sehr klein, die 
Zahl der Arbeitslosen ungewöhnlich gross war. Man beachte 
in Tabelle 12, dass die Mittelziffern der Bauarbeiter, Lebens- 
mittel- und Bekleidungsgewerbe höher sind als die Maximal- 
ziffern in Tabelle 10, also das oben Gesagte bestätigen. 
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t^ u 


a. AJbficIuur Zahlen 






•«*r^ 


Ti 


107 


i0i 


i0i 


I9M 


^ i 


In- ■§ 


>. i 
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b* Verhältnissziffem. 
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Proportion den ohOmeurs dans les syndicats gantois. Communiqu6 par 
l,tmh r«Wf#. Hevno du trayail, publice par TOffice du Travail de Belgique. 
Hr\U(illAii. lHt)7, 1H9H, 1899, 1900 et 1901. — Bei den Maximalziffem sind 
unwtOirMonttiuliohe höhere Zinoru uioht genommen worden. 
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Das amtliche englische Material ist für unsere Zwecke 
sehr kümmerlich. Allerdings erscheint seit geraumer Zeit 
alljährlich ein Bericht über die Gewerkschaften (Report on 
Trade Unions), der genaue Angaben über Mitgliederzahl, 
Einnahmen und Ausgaben etc. enthält, Einnahmen und Aus- 
gaben auch nach Hauptposten mitteilt, aber die Hauptsache 
für unsere Zwecke mangelt: Die Zahl der Arbeitslosen und 
der Unterstützungstage. In den vielen, sonst ausserordent- 
lich interessanten Drucksachen des Arbeitsamtes des briti- 
schen Industrie-Ministeriums fand sich nur eine Darstellung 
in der siebenten Jahresübersicht der Arbeitsstatistik, die zur 
Vergleichung mit unserm Material geeignet ist. Sie beruht 
auf monatlichen Angaben einer Anzahl von Gewerkschaften 
über ihre Arbeitslosen. Der amtliche Bericht gibt aber keine 
absoluten Zahlen, sondern nur die Verhältnissziffer des Grades 
der Arbeitslosigkeit für jeden Monat. Die Wiedergabe der 
ganzen Darstellung würde zu viel Raum beanspruchen und 
wäre auch unübersichtlich. Wir geben in Tabelle 13 die 
Jahresmittel und die von uns berechneten arithmetischen 
Monatsmittel der 13 Jahre. 

Grad der Arbeitslosigkeit in englischen Gewerkschaften. 

Tah, 13. 



Jahre 


yonlOOvareniirbeitslog 












YenlOOwirMirbiitilosI 


i 


li 


1^ 


I| 


Monate 


1 


li 


ll 


li 




fl 


i^ 


|i 




i 


fi 


|i 


1888 


4,9 


5,5 


6,0 


2,4 


Januar 


5,0 


4,6 


6,1 


3,9 


1889 


2,1 


3,8 


2,3 


2,5 


Februar 










4,6 


4,6 


5,6 


3,8 


1890 


2,1 


2,2 


2,2 


2,2 


März . 










4,1 


3,8 


5,2 


3,2 


1891 


3,5 


2,5 


4,1 


4,0 


April 










3,9 


3,0 


5,0 


3,3 


1892 


6,3 


3,0 


7,7 


4,3 


Mai . . 










3,8 


2,4 


4,8 


3,3 


1893 


7,5 


3,8 


•1,4 


4,1 


Juni . . 










3,7 


2,2 


4,8 


3,6 


1894 


6,9 


4,1 


11,2 


6,7 


JuU . . 










3,7 


2,0 


5,1 


3,4 


1895 


5,8 


3,8 


8,2 


4,9 


August . 










4,1 


1,7 


5,8 


5,0 


1896 


3,4 


1,8 


4,2 


4,8 


September 










4,3 


2,0 


5,7 


6,3 


1897 


3,5 


1,6 


4,8 


3,9 


Oktober 










4,8 


2,0 


6,0 


4,8 


1898 


3,0 


1,3 


4,0 


3,7 


November 










4,1 


2,3 


5,9 


8,1 


1899 


2,4 


1,5 


2,4 


3,9 


Dezember 










4,7 


3,1 


6,0 


3,2 


1900 
Mittel 


2,9 


2,5 


2,« 


4,2 












4,8 


2,8 


5,5 


3,9 


4,2 


2,8 


6,5 


3,9 



Digitized by 



Goos 



— 68 — 

In der ersten Kolonne befinden sich die Angaben aller 
Gewerkschaften, die überhaupt geantwortet haben, wie viel 
deren sind und welches ihre Mitgliederzahl, das ist nicht an- 
gegeben. In der zweiten Kolonne sind die Angaben der bei- 
den einzigen Baugewerbe, die geantwortet haben, der Zimmer- 
leute und der Bleiarbeiter (Plumbers), worunter Bleidach- 
decker und Installateure von Bleileitungsröhren zu verstehen 
sind. Die Maximalziffem sind: Bei allen Angaben 10,0% 
im Januar 1893, bei den Zimmerleuten und Bleiarbeitem 
10,7 ^/o im März 1888, bei den Mechanikern und Schiffbauern 
12,6% im Dezember 1893 und bei den Buchdruckern und 
Buchbindern 7,7 % im Oktober 1892. Das Monatsmittel des 
Januar bei den Mechanikern und Schiffbauern entspricht ge- 
nau dem Maximum der Metallarbeiter in Zürich. Aus all 
den Ziffern geht deutlich hervor, dass bei diesen Angaben 
die Arbeitslosigkeit wegen Streik nicht inbegriffen ist, denn 
der grosse Konflikt des Verbandes der Maschinenbauer, der 
theils durch Streik, theils durch Aussperrung über 35,000 
Gewerkschaftsmitglieder über sechs Monate lang ausser Arbeit 
setzte, macht sich weder im Jahresmittel von 1897, noch in den 
Monatsangaben der zweiten Jahreshälfte irgendwie bemerklich. 

Ausser dem Material zu Tabelle 13 befindet sich in der 
gleichen Jahresübersicht noch ein Material, das später bei 
Beobachtung der Schwere der Arbeitslosigkeit benützt wird, 
ferner befinden sich noch Angaben über die Beschäftigung 
der Dock- und Werftarbeiter, der in Textilfabriken beschäf- 
tigten Frauen und Mädchen, der Kohlen- und Eisenberg- 
arbeiter. Mit vieler Mühe Hessen sich allerdings wohl noch 
einige Uebersichten daraus berechnen, aber mehrere dieser 
Berufe kommen, bei uns gar nicht vor, oder wenigstens für 
die Arbeitslosenfrage zu wenig in Betracht. 

Unter den so umfangreichen Berichten der amerikani- 
schen Bureaus fui- Arbeitsstatistik bieten nur solche von 
Massachusetts einige Angaben über Arbeitslosigkeit, die an 
dieser Stelle zu zwei Uebersichten benützt werden. Die erste 
ist dem 24. Jahresbericht des Arbeitsstatistik - Bureaus ent- 
nommen und gibt in Tabelle 14 einen kleinen Einblick in 
die Wirkungen einer schweren Geschäftskrise, der des Jahres 
1893. Die Zahlen sind amtlich unter Angabepflicht mit Eides- 
zwang gewonnen worden ; das schützt freilich nicht vor Irr- 
thümem, aber doch vor dem Verdacht einer Tendenz, der 
so gern einer Darstellung über Arbeitslosigkeit gemacht wird. 
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Tabelle 14 ist ein Auszug und Zusammenzug aus einer 
grössern Tabelle. Weggelassen sind nur Berufe, die bei uns 
nicht vorkommen, oder für die Arbeitslosenfrage wenig in's 
Gewicht fallen, wie Farmer und Landarbeiter, Seeleute, Hafen- 
arbeiter, Fischer, Lehrlinge, Dienstboten etc. Die Zahl der 
Arbeitslosen ist auch im Original neben die Zahl der ent- 
sprechenden Arbeiter von 1887 gestellt, also einer sechs Jahre 
vorher stattgefundenen Zählung; indessen gehört das indu- 
strielle Massachusetts zu den altangesiedelten Neuengland- 
staaten, die nicht mehr so starke Bevölkerungsvermehrungen 
aufweisen, wie die andern, namentlich die westlich gelegenen 
Staaten. Vielleicht sind die Verhältnissziffern um 1/4 oder 1/5 
zu hoch, doch ist das nicht ohne weiteres anzunehmen. 

Die Arbeitslosigkeit im Staat Massachusetts 1 893. 

Tab. 14. 



Berufe 



nlDoliclies Gescbleclit 



Zahl der 

Arbeiter 
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8362 
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5858 
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200235 
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3816 
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45,0 
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34,2 
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27,8 
55,4 
39,2 
39,3 
38,6 
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30,6 
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54,7 

7,8 

6,9 

19,2 



31741 
10896 

1757 

3289 

14420 



1666 
5374 



71705 



464826 



155067 33,4 144677 



13836 
4932 

970 

3083 

10250 



924 

494 

449 

16972 



43,6 

45,3 

55,2 
93,7 
71,2 



55,4 

9,2 

il,7 
23,7 



51910 



35, 



Unemployment. Twenty-fourth Annual Report of the 
Bureau of Statistics of Labor. Boston. March 1894. 
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Stellt man nun die den Grad der Arbeitslosigkeit dar- 
stellenden Verhältnissziffern des schweren Krisen jahres 
1893 von Massachusetts den Maximalzahlen von Tabelle 10 
in einigen vergleichbaren Gruppen gegenüber, so ergibt sich 
folgendes : 

Taglöhner aUer Art Deuts chl. 205, Mass. 615, also das Dreifeche. 

Maurer und Steinh. „ 172, 

Zimmerleute Zürich 107, 

Maler Deutschi. 173, 

Metallarbeiter Zürich 61, 

Gärtner „ 80, 

Und doch sind gerade die Ziffern von Massachusetts in 
dieser Vergleichung für ein schweres Krisenjahr durchaus nicht 
unwahrscheinlich, d. h. eine gleich grosse Arbeitslosigkeit ist 
in einer Krise auch bei uns sehr wahrscheinlich. Allerdings 
ist ein solcher Hochstand der Krise nur zu gewissen Zeiten 
anzunehmen, wie oft er wiederkehren kann, ist schwer zu 
sagen, vielleicht je in 20 Jahren, beim Zusammentreffen ver- 
schiedener Umstände kann er aber auch häufiger erscheinen. 
Das ist unberechenbar, in einer vorsichtigen Rechnung wird 
man aber eine öftere Wiederkehr in Anschlag bringen müssen. 

Zur Ergänzung dieser Darstellung aus dem Krisenjahr 
1893 haben wir aus den Drucksachen des Bureaus für Ar- 
beitsstatistik von Massachusetts noch eine weitere Uebersicht 
herausgezogen, beziehungsweise aus dem Rohmaterial be- 
rechnet. Wir fanden nämlich Aufzeichnungen über das Ver- 
hältniss der Beschäftigten zu den Unbeschäftigten in den 
sieben Hauptindustrien des Staates für jeden Monat vom 
Jahre 1889 ab. Im 24. Jahresbericht sind die Aufstellungen 
von 1889 — 1893, dann verschwinden diese Angaben aus den 
Jahresberichten, konnten aber für 1894 und 1895 aufgefunden 
werden in den Berichten über die Fabrikstatistik, die all- 
jährlich erscheinen ; dann verschwanden sie auch dort wieder, 
und erst als die Tabelle 15 schon gesetzt war, entdeckten 
wir, dass sie nach einem Unterbruch von zwei Jahren wieder 
in der Fabrikstatistik auftauchten. Um diese Fortsetzung' 
auch noch zu benätzen, hätten wir die ganze mühsame Be- 
rechnung — mühsam namentlich wegen der augenmörderischen 
kleinen Schrift — noch einmal von vorn beginnen müssen, 
darum begnügten wir uns mit der erstellten Berechnung der 
sieben Jahre, die in Tabelle 15 gegeben wird. 
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Grad der Arbeitslosigkeit in den Hauptindustrien von 
Massacliusetts 1 889- 1 895. 



Tab. 15. 
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Bureau of Statistics of Labor. Boston. March 1894. Die An- 
gaben für 1894 und 1895 sind aus dem 11. und 12. Jahres- 
bericht der Statistics of Manufactures gezogen, später finden 
sich solche Angaben erst wieder in der Fabrikstatistik für 
1898 und 1899. 
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Es handelt sich in Tabelle 15 um Industrien, die in Fa- 
briken betrieben werden, die Verhältnisszahlen können also 
nicht wohl mit denen der Tabelle 14 verglichen werden, 
auch für das Jahr 1893 nicht, da die Zahlen von 1893 in 
Tabelle 14 einer Spezialerhebung entstammen und gemessen 
sind an einer Berufszählung von 1887. Immerhin zeigen sich 
auch hier ganz bedeutend hohe Maxima, und zwar in der 
Mehrzahl im September 1893, wo die Krise mit aller Wucht 
einsetzte, einige Industrien wurden erst später von der Krise 
ergriffen. 

Um nun das etwas schwer verständliche Bild der Ver- 
hältnisszahlen in Tabelle 15 durch ein etwas deutlicheres zu 
ersetzen, wurden der Fabrikstatistik von 1893 die Zahlen 
der durchschnittlich in den neun Hauptindustrien beschäf- 
tigten Arbeiter entnommen; die absoluten Zahlen der Ar- 
beitslosen fanden sich allerdings nicht vor und mussten nach 
der Verhältnissziffer in runden Summen berechnet werden. 
Die Kontrolle dieser Annäherungszahlen ergab sich daraus, 
dass ihre Summirung auch den Jahresdurchschnitt der Ar- 
beitslosigkeit für alle Industrien ergab. Es ist lehrreich, 
dieses Bild als Ergänzung hier wiederzugeben: 

Schuhindustrie 48,859 Arbeiter, davon 5200 arbeitslos, 

Teppichindustrie 4,703 „ „ 600 ,, 

Baumwollindustrie 73,748 „ „ 3700 

Lederindustrie 5,918 ,, „ 950 „ 

Maschinenindustrie 17,979 ,. ,. 2000 

Metallindustrie 14,356 „ „ 1100 

Papierindustrie 10,085 „ ,. 600 ,. 

Wollindustrie 17,100 „ „ 2000 

Kammgarnindustrie 8,996 „ „ 850 „ 

Total 201,744 Arbeiter, davon 17,000 arbeitslos. 
Die Zahlen der Arbeitslosigkeit sind durchaus nach den 
Verhältnissziffem von 1893 berechnet, obgleich die mächtigste 
Industrie, die der Baumwolle, erst im Jahre 1894 von der 
Krise betroffen wurde, ebenso die Wollindustrie; beide In- 
dustrien beschäftigen ungefähr die Hälfte aller hier aufge- 
führten Arbeiter. Aber das Bild zeigt dadurch auch die 
Zahl der ungefähr gleichzeitig arbeitslosen Arbeiter. 

Dieses Bild bietet nun für uns ein besonderes Interesse, 
weil die Gesammtzahl der Arbeiter in den neun Industrien 
fast der Gesammtzahl der Arbeiter entspricht, die in der 
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Schweiz dem Fabrikgesetz unterstehen. Man hat also mit 
der Möglichkeit, oder vielmehr mit der Wahrscheinlichkeit zu 
rechnen, dass bei einer schweren Geschäftskrise in der Schweiz 
eines Tages etwa llfiOO Fabrikarbeiter auf dem Pflaster liegen, 
zu denen noch eine grössere Zahl von Arbeitslosen in den andern 
Gewerben kommen würde ! 

Die Fabrikstatistik von Massachusetts gibt uns aber auch 
noch ein anderes Bild, das dem auf Seite 26 — 30 erwähnten 
von Herrn Dr. Wegmann gegebenen entspricht. Bevor wir 
darauf eintreten, ist es angebracht, zu sagen, was diese all- 
jährlich herausgegebene Statistik alles bietet. Sie zeigt, 
immer nach 76 Industriezweigen geordnet: 

Die Fabriken nach Eigenthumsart, ob Einzelpersonen 
oder Gesellschaften gehörend, bei Handelsgesellschaften die 
Theilhaber, bei Aktiengesellschaften die Aktionäre nach Zahl 
und Geschlecht, ferner die Betheiligung von Banken und 
Finanzgruppen am Fabrikbesitz. 

Das Anlasfekapital. 

Das Betriebskapital. 

Den Jahreswerth der produzirten Güter. 

Die beschäftigten Personen im Durchschnitt und in ihrer 
grössten und kleinsten Zahl. 

Die Gesammtsumme der gezahlten Löhne. 

Den durchschnittlichen (Brutto-) Gewinn. 

Die Lohnklassen der Arbeiter. 

Das Verhältniss der Produktion zur Produktivkraft. 

Die Durchschnittszahl der Arbeitstage per Jahr. 

Dazu kommen noch Spezialdarstellungen für die wich- 
tigeren Industriezweige, weitere Erläuterungen und Aufzählung 
der verschiedenen Begebenheiten in der Weiterentwicklung 
der Industrie während des Berichtsjahres. 

Man sieht, es ist ziemlich viel, was das arbeitsstatistische 
Bureau zu erheben und mitzutheilen hat Die Fabrikanten 
sind verpflichtet, auf die Fragen des Bureaus zu antworten 
und unrichtige Antworten werden mit der gleichen Strafe 
bedroht, die auf falsches Zeugniss unter Eid steht. Damit ist 
nun freilich nicht gesagt, dass die Angaben bis auf den letzten 
Dollar genau sein müssten, aber doch ist anzunehmen, dass 
die unverfänglicheren Fragen, wie die nach der durchschnitt- 
lichen Arbeiterzahl, sowie nach der grössten und der klein- 
sten Zahl der während eines Jahres beschäftigten Arbeiter, 
richtig beantwortet werden. 
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Die Fabrikstatistik von 1898 gibt nun eine Darstellung 
des Verhältnisses der kleinsten zur grössten Arbeiterzalil in 
Prozenten der letztern wälirend 13 Jahren von 1886 bis und 
mit 1898. Am Anfang der Periode standen 1027 Fabriken 
unter Beobachtung, am Schlüsse 4701. Das Verhältniss der 
kleinsten Arbeiterzahl geht während der ganzen Periode nie 
unter 20% der grössten Arbeiterzahl, es beträgt 

20,5—23,4 o/o in 7 Jahren, 1886 bis und mit 1892, 
25,6—29,6 0/0 „ 3 „ 1895, 1897 und 1898, 
32,7—35,6 0/0 „ 3 „ 1893, 1894 und 1896. 
Das Jahr 1898 weist ein Verhältniss von 29,6 o/o auf 
und zeigt folgende absolute Zahlen: 

DurchschnittszeM der Fabrikarbeiter 332,669 

Grösste Zahl „ „ 386,383 

Kleinste Zahl „ „ 271,847 

Unterschied 114,436 
Wenn man diese grosse Arbeitermasse, die in dem Unter- 
schiede zwischen der grössten und der kleinsten Zahl sich 
darstellt, auch nicht ohne weiteres als industrielle Reserve- 
armee bezeichnen kann, so gibt sie doch eine deutliche Vor- 
stellung von der grossen Erwerbsunsicherheit, unter der die 
Fabrikarbeiterschaft arbeitet. Dass diese Erscheinung nicht 
bloss auf Amerika beschränkt ist, ersieht man aus der Tabelle 
1 auf Seite 28 nach den Angaben von Herrn Dr. Wegmann, 
die sich auf eine Erhebung des eidgenössischen Fabrikin- 
spektorates stützen, dort findet man gegen den Fuss der 
Tabelle sehr ähnliche Erscheinungen auch für die Schweiz 
nachgewiesen. 

Fragt man nun nach all diesen Darstellungen nach dem 
Schlussergebniss der Nachforschungen nach dem Grade der 
Arbeitslosigkeit, so ist darauf zu antworten : Die über eine 
längere Zeit sich erstreckenden Beobachtungen, wie die in 
England (Tabelle 13) und zum Theil auch Massachusetts 
(Tabelle 15) weisen darauf hin, dass die Zeiten, „wo Jeder, 
der arbeiten tvill, auch Arbeit findet", ausserordentlich selten 
sind, in der Begel vielmehr immer ein gewisser Ueberschuss von 
Arbeitern, selbst von gelernten, vorhanden ist, der je nach dem 
Beruf und der Geschäftslage verschieden ist. Das ist der 
Boden, auf dem die zeitweise greller auftretende Erschei- 
nung der Arbeitslosigkeit einsetzt. Wenn zu gewissen sel- 
tenen Zeiten und in einzelnen Berufen und Gegenden sich 
Arbeitermangel zeigt, so ist das eine Ausnahmserscheinung, die 
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die Eegel nur bestätigt. Wenn es Berufs- oder Erwerbs- 
zweige gibt, in denen die Klage über Arbeitermangel ständig 
wiederkehrt, so bilden diese keinen Gegenbeweis, sondern 
zeigen nur, dass die Arbeitsverhältnisse in diesen Berufen 
oder Ei-werben so unzulängliche sind, den heutigen Ansprüchen 
der Arbeiter so wenig entsprechen, dass sie wo immer mög- 
lich diese Berufe oder Erwerbe fliehen. Darin zeigt sich der 
passive Widerstand, den auch eine unorganisirte Arbeiter- 
schaft ausübt im unbewussten Ringen nach bessern Lebens- 
und Arbeitsverhältnissen. 

Eine durch die Jahreszeit bedingte, also verhältnissmässig 
bald vorübergehende Beschäftigungslosigkeit bei übrigens 
gutem Geschäftsgang, der die Hoffnung auf baldige Wieder- 
erlangung von Arbeit gibt, wurde von der Arbeiterschaft 
bis jetzt noch nicht als eigentliche Arbeitslosigkeit empfunden 
und darum still ertragen, doch ist nicht darauf zu rechnen, 
dass das auch in Zukunft immer geschieht. Der Umstand, 
dass im Winter 1897/98 in Zürich Hülfe für die Arbeitslosen 
verlangt wurde, obgleich die Zahl der Unterstützten kaum 
400 betrug und auch noch nicht schlechter Geschäftsgang 
in naher Aussicht stand, dürfte darauf hinweisen, dass die 
Arbeiterschaft gegen die Noth aus Arbeitslosigkeit empfind- 
licher geworden ist als fi'üher. Dies ist jedenfalls dann der 
Fall, wenn noch Wanderarbeiter beschäftigt tverden, während 
ansässige Arbeiter arbeitslos sind. 

Hier ist Gelegenheit, auf eine Erhebung zu kommen, 
die im Dezember 1893 unternommen wurde und über die 
Merk in seiner Arbeit berichtet. Allen Bauunternehmern, 
Maurer-, Steinmetz- und Zimmermeistern waren folgende 
Fragen vorgelegt worden : 1. Wie gross war die diessjährige 
Maximalzahl Ihrer Arbeiter? 2. Wie viele davon wurden 
bis jetzt aus Mangel an Arbeit entlassen? 3. Wie viele 
müssen Sie noch entlassen beim Eintritt strengerer Winter- 
kälte? Die Angaben wurden für Schweizer und Ausländer 
gesondert erbeten. 75 Firmen, darunter alle grössern, ant- 
worteten. Aus dem Zusammenzug der Antworten ergibt 
sich folgendes Bild: 

Maximalzahl der Arbeiter 2173 Schweizer, 4100 Ausländer 
Entlassen bis 20. Dezbr. 689 „ 2541 

Arbeiteten noch 20. Dezbr. 1484 „ 1559 

Noch zu entlassen 242 „ 395 ,, 

Blieben in Arbeit 1242 „ 1164 
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Die bis zum 20. Dezember entlassenen 2541 Ausländer 
waren ohne Zweifel durchweg Wanderarbeiter, die grössten- 
theils gewohnheitsgemäss über den Winter heim nach Italien. 
Tyrol etc. gegangen waren. Jedenfalls befand sich aber unter 
den 1559 Ausländern, die am 20. Dezember noch Arbeit 
liatten, ja sogar unter den 1164, die zuletzt noch übrig blie- 
ben, noch ein Theil Wanderarbeiter, die ebenfalls über den 
Winter heimgegangen wären, wenn man sie entlassen hätte. 
Es mögen zum Theil bessere Arbeiter gewesen sein, die der 
Unternehmer behalten wollte, es mögen aber auch solche 
dabei gewesen sein, die für niedrigem Lohn arbeiteten, und 
vielleicht war das der grössere Theil. 

Begreiflich ist es aber, däss es die Einheimischen auf- 
regen muss, wenn sie als Arbeitslose beim Arbeitsuchen überall 
abgewiesen werden, während sie auf den Bauplätzen junge 
Ausländer beschäftigt sehen, die nichts an den Platz bindet, 
die oft genug nicht einmal Steuern bezahlen, während der 
Einheimische durch seine Familie an den Ort gebunden ist 
und dem Gemeinwesen Steuer- und Militärpflicht leisten muss. 
Man braucht nicht Chauvinist und Fremdenhasser zu sein, 
um in einem solchen Falle durch die Noth aufgeregt zu wer- 
den und nicht mehr zu ertragen, was man sonst ertragen 
hätte. Diese psychologische Wirkung der Arbeitslosigkeit 
darf nicht übersehen werden, sie äussert sich, auch wenn die 
Arbeitslosigkeit nicht einen sehr grossen Umfang erreicht. 
Die Arbeitslosen haben beim Arbeitsuchen genug Gelegenheit, 
sich zu sehen, und wenn ihrer einige Hundert sind, so findet 
sich bald die Einsicht der gemeinsamen Noth. 

Von einer ernstlichen Arbeitslosigkeit aber ist zu reden, 
sobald von grössern Berufsgruppen der zehnte Theil und darüber 
arbeitslos ist, und zwar ohne Aussicht, bald wieder Beschäf- 
tigung zu finden. Freilich mangelt es uns heute noch stark 
an den Mitteln, den Grad der Arbeitslosigkeit zu messen, 
davon wird übrigens später zu sprechen sein. Dass ein all- 
gemeiner Nothstand vorliegt, sobald von grössern Berufs- oder 
Erwerbsgruppen ein Drittel, die Hälfte, oder gär zwei Drittel 
und mehr arbeitslos sind, wie Tabelle 14 von Massachusetts 
im Jahre 1893 zeigt, darüber kann kein Zweifel sein. 

Weitere Erörterungen über die Beurtheilung der Arbeits- 
losigkeit nach dem Grade sollen hier nicht angeknüpft wer- 
den, da später hiezu noch Gelegenheit ist. Vorerst muss 
noch eine weitere Frage untersucht werden, deren Behand- 
lung von grösster Wichtigkeit ist. 



Digitized by 



Google 



- 77 — 
h. Die Schwere der Arbeifslosigkeif. 

Die erste zu behandelnde Frage war: Wie gross ist der 
Bruchtheil einer bestimmten Arbeiterschaß, der mit einiger Wahr- 
scheinlichkeit von Arbeitslosigkeit betroffen toird? Die Antwort 
auf diese Frage würde die Häufigkeit oder den Grad der 
Arbeitslosigkeit einer bestimmten Gruppe von Arbeitern er- 
geben, was wir soeben behandelt haben. Die zweite zu be- 
handelnde Frage ist nach der Schwere der Arbeitslosigkeit 
gerichtet und würde lauten: Welches ist die tvahrscheinliche 
Zeitdauer der Arbeitslosigkeit in einer bestimmten Arbeiterschaft? 
Suchen wir nun diese Frage zu beantworten, soweit das zu- 
gängliche Material das ermöglicht. Es versteht sich von selbst, 
dass wir wiederum zunächst zu den Wahrnehmungen greifen, 
die in der Schweiz an den uns am besten bekannten Orten 
gemacht wurden. 

Von dem Material der Stadt Zürich ist für die Unter- 
suchung der Schwere der Arbeitslosigkeit nur das von vier 
Jahren zu verwenden, der drei ersten und des letzten Win- 
ters der Arbeitslosenunterstützung, denn nur das letztere 
konnte noch nach den gleichen Gruppen klassifizirt werden, 
wie in den drei ersten Jahren. Allerdings müssen die 13 
Gruppen der Tabelle 3 und 4 auf sieben zusammengezogen 
werden, weil dies schon für die drei ersten Winter geschah 
und heute nicht mehr geändert werden kann. Um nicht eine 
grosse, wenig übersichtliche Tabelle mit vielen kleinern und 
für Durchschnittsberechnungen ungeeigneten Zahlen zu er- 
halten, wurden die Zahlen der vier Jahre zusammengezogen 
und nicht für die einzelne Gruppe, sondern nur im Jahres- 
zusammenzug extra gegeben. 

Um eine Einsicht in die Beurtheilung der Frage: Wie 
lange soUte eine Unterstützung der Arbeitslosen dauern? zu er- 
halten, geben wir die Dauer der Arbeitslosigkeit in vier 
Gruppen — bis 30 Tage — 31—60 Tage — 61—90 und 
über 90 Tage. In sehr vielen Fällen wird nämlich die 
Durchschnittsdauer der Arbeitslosigkeit, d. h. die durch- 
schnittliche Zahl von Arbeitslosentagen (wir bilden diesen 
Ausdruck nach dem Beispiel der Krankentage) auf einen 
Arbeitslosen, als Massstab für die aufzustellende Unter- 
stützungsdauer genommen. Das scheint uns aber ein falscher 
Masstab, denn entscheidend kann nur die Beantwortung der 
Frage sein: Ist ein grosser Theü der Arbeitslosen über die 
Durchschnittsdauer hinaus arbeitslos? 
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Die Schwere der Arbeitslosigkeit nach vier Jahren In Zürich. 

Tab, 16. 



Beruf 


Es waren arbeitslos 




bis 
30 Tage 


Isi-eOTage 


61-90 Tage 


Ober 
90 Tage 


Zusammen 




Pers. 


Ta^e 


i Pers. 


Tage 


Pers. 


Tage 


Pers. 


Tage 


Pers. 


Tage 


Taglöhner aUer Art . 


184 


4047 


1 707 


33943 


' 419 


31727 


198 


24461 


1508 


94178 


62 1 


Bauarbeiter . . 


102 


2037 


1 457 


22204 


307 


23124 


181 


21934 


1047 


69299 


60 ! 


SGhreiD«r »nd Zimmerl. 


57 


1122 


1 145 


6840 


, 101 


7622 


61 


7612 


364 


23196 


64 , 


Metallarbeiter . 


38 


626 


1 121 


5702 


; 92 


7105 


69 


8671 


320 


22104 


69 1 


Bekleidaogsgewerbe . 


12 


261 


43 


2072 


1 32 


2447 


,' 12 


1451 


99 


6231 


63 


Handel D.WirthschafteD 


30 


667 


1 52 


2406 


, ^ 


3858 


69 


9954 


201 


16885 


80 


ücbrige Berufe 
1892/93 


60 


1205 


181 


8680 


\ 145 


11175 


101 


13033 


487 


34093 


70 ! 


99 


2460 


799 


38862 345 


27015 


234 


29935 


1477 


98272 


67 


Zasammen 1893/94 


100 


2266 


398 


19520 200 


15213 


66 


7880 


764 


44879 


59 


nach Jahren 1894/95 


33 


724 


146 


7261 


i 340 


25551 


121 


15408 


640 


48944 


76 


1900/01 
Total 


251 


4515 


363 


16204 


1 261 


19279 


270 


33893 


1145 


73891 


64 


483 


9965 


1706 


81847 


1146 


87058 


691 


87116 


4026 


265986 


66 


Es entfallen 






















1 


aufje 100 Personen 


12,0 




42,4 




28,5 




17,1 




130,0 






auf je 100 Tage 




3,7 




30,8 




32,7 




32,8 




100,0 





Bei Betrachtung der letzten Kolonne mit Angabe der 
Tag^, die durchschnittlich auf einen Arbeitslosen kamen, 
sieht man, dass im allgemeinen Durchschnitt 66 Tage auf den 
Arbeitslosen entfallen. Es ist nicht ganz sicher, ob immer 
nur Arbeitstage gerechnet wurden, dagegen ist aber auch 
anzunehmen, dass bei Vielen nicht die volle Dauer der Ar- 
beitslosigkeit bekannt gewesen ist, denn mit Aufhören der 
Unterstützung hörte auch die Zählung der Arbeitslosentage 
auf. Unter diesen Umständen nehmen wir an, die gezählten 
Tage seien durchweg Arbeitstage, nicht etwa um künstlich 
die Arbeitslosigkeits-Schwere zu vergrössem, — das könnte 
ja jeder Kritiker mit leichter Mühe auf ein anderes Mass 
zurückführen — sondern um die Zahlen auch für weitere Be- 
rechnungen anwenden zu können. Erinnert man sich der 
Wahrnehmung, dass die wirkliche Arbeitslosigkeit jedenfalls 
grösser war, als die in Folge der Anmeldungen beobachtete, 
so wird man ohne weiteres zugestehen, dass man jedenfalls 
der Wahrheit näher kommt, wenn man etwas höher f echnet, 
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als zu niedrig. Für Versicherungszwecke wäre das letztere 
geradezu verhängnissvoll. Wir nehmen daher auch später, 
wo wir gar nicht wissen, welche Art Tage gezählt wurden, 
ohne weiteres Arbeitstage an, um ja nicht zu niedrig zu rech- 
nen, und zwar aus keiner andern Tendenz, denn aus Vorsicht. 

Der Umstand, dass das Personal in Handel und Wirth- 
schaften sich am weitesten nach oben vom allgemeinen Durch- 
schnitt entfernt, bietet die G-elegenheit, hier einige Bemerkun- 
gen über diesen Theil der Arbeitslosen zu bringen. Er ent- 
hält nur ausnahmsweise gelernte Kauf leute, meist gewöhnliche 
Schreiber und sodann Packer, Magaziner etc., also eigentlich 
ungelernte Leute, die zeitweise in Handelsgeschäften Unter- 
kunft finden, die aber für gröbere Arbeiten, z. B. bei Bauten, 
nicht Kraft genug besitzen. Daneben gibt es auch Kellner, 
Kellnerinnen, Küchenaushülfspersonal etc. Obgleich dieser 
Punkt erst später zur Erörterung kommt, muss doch hier 
schon betont werden, dass diesem Theil der Arbeitslosen am 
schwierigsten Stellen verschafft werden können, die ihren 
Kräften oder Fähigkeiten augemessen sind, denn für Dienste 
der genannten Art finden sich selbst in guten Geschäftszeiten 
immer Angebote genug. Die absolut und relativ grösste Zahl 
der Personen findet sich in der Gruppe mit 31 — 60 Tagen 
Arbeitslosigkeit, das Schwergewicht der Arbeitslosentage liegt 
fast gleichmässig auf den beiden folgenden Gruppen. 

Nun muss man die Arbeitslosentage nicht nur in's Ver- 
hältniss zu den Arbeitslosen setzen, denn damit lernt man 
nur den unbedeutenderen Theil der Schwere der Arbeits- 
losigkeit kennen. Die Hauptsache ist, diese Arbeitslosen- 
tage in*s Verhältniss zur Gesammtzahl der vorhandenen oder 
beobachteten Arbeiter, sei es jeder Gruppe, sei es der Ge- 
sammtarbeiterschaft, zu bringen. Zu diesem Zweck muss 
man wieder zu den Zahlen der Gemeindevolkszählung von 
1894 greifen. Dies darf hier um so eher geschehen, als diese 
Zählung ungeföhr in der Mitte von drei der vier beobachteten 
Jahre Hegt und ihre Ergebnisse hier wirklich am geeignet- 
sten sind. Da zudem eine Sommerzählung vorliegt, kann auch 
die Hinzunahme der Zahl des letzten Winters keine grosse 
Fehlerquelle sein, umsomehr, als ja nicht die Gesammtzahl 
der Arbeitslosentage, sondern der durch Theilung mit vier 
gewonnene Jahresdurchschnitt in's Verhältniss zu der Gesammt- 
, arbeiterzahl gesetzt wird ; damit reduzirt sich natürlich auch 
der vermeintliche Fehler bis zur ünbedeutendheit. 
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Versuch einer Berechnung der Schwere der Arbeitslosigkeit. 

Tab, 17. 



Beruf oder Erwerb 


Zahl 

der 
Arbeiter 

am 
1. Jnni 

1894 


Ourchschn. der vier Winter 
1892/93, 1993/94, 1994/96, 1909/01 


Kombinirtes Maximum des (1 
Grades und der Schwere || 


Total 
der 
Arbeits- 
losen- 
Tage 


Es entfallen aaf 


Total 
der 
Arbeits- 
losen- 
Tage 


1 Es entfallen anf | 


i ArMtM* 
oder 390 

ArMtttiiie 
Tage 


1990 
ArMtttigi 

Tage 


1 ArMtM* 
oder 390 

ArMbtage 
Tage 


1999 
Tage 


Taglöhner aller Art . 
Bauarbeiter .... 
Schreiner and Zimmerlente . . 
Metallarbeiter . . . 
Bekleidungsgewerbe . 
Handel und Wirtschaften . . 
Uebrige Berufe . . . 
Total 


5845 
4726 
2153 
2533 
1353 
4539 
6927 


23545 
17325 
5799 
5526 
1558 
4221 
8524 


4,03 
3,66 
2,70 
2,18 
1,15 
0,94 
1.23 


I3„ 

12,2 

9,0 

7,3 

3,8 

3,1 

4,1 


46398 

35416 

14175 

11160 

4332 

5000 

9882 


7,94 
7,49 
6,58 
4,41 
3,20 
1,10 
1,42 


26,5 

24,9 

21,9 
14,7 
10,7 
3,7 

4,7 


28076 


66498 


2,37 


7,9 


126363 


4,50 


15,0 



Ausser der Durchschnittszahl der Arbeitslosentage wird 
noch eine andere Zahl ins Verhältniss zur Arbeiterzahl ge- 
setzt, nämlich ein kombinirtes Maximum des Grades und der 
Schwere. Man erinnert sich von Tabelle 6 auf Seite 54, 
dass dort die Durchschnittszahlen des Grades der Arbeits- 
losigkeit als Minimalzahlen angenommen werden mussten 
und ihre Ergänzung fanden in der Danebenstellung der Maxi- 
malzahlen, die sich in den beobachteten 6 Jahren ergeben 
hatten. Das gleiche Verfahren wird nun auch in Tabelle 17 
angewandt, nur sind hier die Maximalzahlen des Grades kom- 
binirt worden mit den Maximalzahlen der Schwere; letztere 
ergaben sich aus einer grossen Hülfstabelle, die zur Anferti- 
gung von Tabelle 16 angelegt wurde. Die beobachtete grösste 
Zahl von Arbeitslosen jeder Gruppe ist also mit der beob- 
achteten grössten Durchschnittszahl von Arbeitslosentagen 
jeder Gruppe vervielfältigt worden und das Ergebniss ist die 
Maximalzahl von Arbeitslosentagen. Die Berechnungszahlen 
sind also nicht künstlich koustruirt, sondern aus wirklichen 
Beobachtungen gewonnen worden und das Berechnungser- 
gebniss zeigt, wie man später sehen wird, noch lange nicht 
eine übertriebene Arbeitslosigkeit, oder eine schwere Krise an. 

In Tabelle 17 ist aber nicht nur angegeben, wie viele 
Tage auf einen Arbeiter der betreffenden Gruppe an durch- 
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schnittlicher Arbeitslosigkeit entfallen, sondern auch, wie viel 
Arbeitslosentage auf je 1000 Arbeitstage entfallen. Dabei 
ist angenommen worden, jeder Arbeiter vertrete jährlich 300 
Arbeitstage, das wird freilich in vielen Fällen nicht richtig 
sein, aber wir kennen die genaue Zahl nicht und nehmen 
desshalb die theoretisch stets angewandte Zahl. Durch die 
Berechnung des Verhältnisses der Arbeitslosentage auf je 
1000 Arbeitstage gewinnen wir ein anschaulicheres Mass der 
Belastung durch die Arbeitslosigkeit. Das ist nicht blosse 
statistische Spielerei. Denn wir können nun die Belastung 
auch in Geld, die Belastungstage in Franken oder vielmehr 
Rappen ausdrücken. Wollte eine Arbeitslosenversicherung 
den vollen Lohnausfall bei Arbeitslosigkeit decken (was aller- 
dings nirgends geschieht), so zeigen die Zahlen der letzten 
Kolonnen, wie viele Rappen auf je 10 Lohnfranken in die 
Versicherungskassen zu bezahlen wären, also z. B. im all- 
gemeinen Durchschnitt im Minimum 8 R:p., im Maximum der 
Tabelle 15 Rp. von je 10 Fr., oder von 1000 Fr. Jahreslohn 
8, beziehungsweise 15 Fr. im Jahre. Die bisherigen Ver- 
sicherungen bezahlen nie den ganzen Lohn, geben überhaupt 
keine Arbeitslosenunterstützung in bestimmten Theilen des 
Lohnes, sondern feste Beiträge, die höchstens auf die Hälfte 
des Lohnes steigen, wie später noch dargelegt werden soll. 
Leider ist von der Stadt St. Gallen nur wenig Material 
hier zu benützen. Die im Uebrigen sehr interessante Arbeit 
des Herrn Nationalrath Dr. Hofmann, die das XI. Heft der 
Statistik des Kantons St. Gallen bildet, enthält leider nur 
eine Tabelle, die über die Dauer der Arbeitslosigkeit Aus- 
kunft gibt, und zwar nur über die sogenannten Saisonarbeiter, 
wir geben sie zusammengezogen in drei Gruppen. Dabei ist 
zu beachten, dass die Arbeitslosenversicherung nur für 10 
Wochen oder 60 Arbeitstage Unterstützung leistete, die Dauer 
der Arbeitslosigkeit also auch nur so lange beobachtet wurde. 
Es waren arbeitslos Taglöhner Bauarbeiter Uebrige Berufe 
Pers. Tage 

bis 30 Tage 53 901 

31—60 Tag e 77 4069 

Zusammen 130 4970 99 3239 34 1524 
Auf einen Arbeitsl. kamen 38 33 45 

und im allgemeinen Durchschnitt 37 Tage, auf einen Ver- 
sicherten kamen durchschnittlich 6 Tage. Man beachte, dass 



•ers. Tage 


Pers. 


Tage 


45 762 


6 


105 


54 2477 


28 


1419 
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trotz der niedrigen Durchschnittsziffer der Tage auf den Ar- 
beitslosen diese Ziffer auf den Versicherten höher ist. als 
die durchschnittliche Maximalziffer der Tabelle 17 für Zürich 
zeigt. Dies mag zum Theil daher kommen, dass nicht alle 
Personen der betreffenden Berufsgruppen versichert waren, 
zum grössern Theil aber jedenfalls daher, dass in St. Gallen 
die Arbeitslosen ein Anspruchsrecht auf Unterstützung hatten 
und dieses Recht ohne weiteres geltend machten. 

Ein ganz vorzügliches Material der Arbeitslosenunter- 
stützung böte der Schiveizerische Typographenbund — wenn 
in seinen Berichten die Zahl der Konditionslosen und die 
Dauer der Konditionslosigkeit augegeben wäre. Das ist nun 
nicht der Fall und darum mussten wir uns anders behelfen. 
Wir entnahmen den Jahresberichten zunächst die Zahl der 
Mitglieder am Schlüsse jedes Jahres, dann konstruirten wir 
aus der Zahl der vereinnahmten Wochenbeiträge die durch- 
schnittliche Mitgliederzahl. Man lasse sich nicht dadurch 
beirren, dass diese z. B. im Jahre 1889 höher ist, als die 
Zahl zu Ende des Jahres ; offenbar kehrte damals beim Streik- 
ausbruch ein Theil der Mitglieder dem Verband den Eücken. 
Sodann schrieben wir heraus den Betrag der Konditionslosen- 
Unterstützung und des ausbezahlten Viatikums, denn das ist 
auch eine Arbeitslosenunterstützung für Mitglieder, die arbeit- 
suchend auf der Eeise sind. Immerhin musste berücksichtigt 
werden, dass das Viatikum auch von zureisenden Mitgliedern 
der Qegenseitigkeitsverbände benützt wird, wahrscheinlich 
stärker als von Schweizern im Auslande. Endlich geht ein 
Theil der Mitglieder nicht gerade wegen Arbeitslosigkeit auf 
die Reise, sondern um andere Orte zu sehen und andere Ar- 
beitsstätten zu besuchen behufs besserer Berufsausbildung. 

Um nun doch das Viatikum als Arbeitslosenunterstützung 
in Anrechnung zu bringen, wurden 30 o/o seines Geldbetrages 
dem Betrage der Konditionslosenunterstützung beigefügt; es 
wird eher zu wenig als zu viel sein. Dies wird aber dadurch 
ausgeglichen, dass nun der Gesammtbetrag durch den Betrag 
der täglichen Konditionslosenunterstützung getheilt wird, um 
die Zahl der Arbeitslosentage zu bekommen, denn der Tages- 
betrag des Viatikums ist kleiner, als der der Konditions- 
losenunterstützung und vermischt sich mit einem Betrag per 
Kilometer der Entfernung eines Unterstützungsortes vom 
andern. Unsere Berechnung stellt einen Versuch dar und 
wird auch nur als solcher gegeben. 
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Die Arbeitslosigkeit 

Tah, 18. Versuch einer 


im Schweiz. Typographenbund. 

Berechnung ihrer Schwere, 




Jahre 


MitjIiederzaU 


Daterstfitznngen 


Auf Arbeitslosigiceit 
gerechnet 


Es entfallen auf | 


1 Mitglied 
ederSQO 
«rMttti|t 

Tage 


1«N 
ArMtstne 

Tagre 


zu 

Ende 
Jahres 


im 
Durch- 
schnitt 


bei Arbeits. 

losigiceit 

Fr. 


b. 

Viatiicum 

Fr. 


SuMMamd 
Fr. 


dunaebt 
(ä 2.. «1.2.50) 

Taj^e 


1885 


860 


834 


912. 50 


2612. 75 


1696 


848 


1,02 


3,4 


1886 


918 


934 


1510. 50 


4125.50 


2748 


1374 


1,47 


4,9 


1887 


1006 


1015 


2307. — 


8130. - 


4746 


2373 


2,34 


7,8 


1888 


1110 


1095 


3826. - 


5634.40 


5516 


2758 


2,52 


8,4 


1889 


1057 


1161 


1956. - 


3858. 90 


2814 


1407 


1,21 


4,0 


1890 


1150 


1116 


4337. 50 


3957. 60 


5524 


2762 


2,48 


ö,3 


1891 


1211 


1161 


5031. 15 


5632.20 


6720 


3360 


2,89 


9,6 


1892 


1205 


1187 


7562. — 


7285. 20 


9748 


4874 


4,11 


13,7 


1893 


1272 


1240 


4610. - 


4771.20 


6042 


3021 


2,44 


8,1 


1894 


1328 


1329 


4410.— 


5784.60 


6144 


3072 


2,31 


7,7 


1895 


1434 


1401 


3636. -^ 


5255.70 


5114 


2557 


1,83 


6,1 


1896 


1556 


1508 


3594.— 


5433.40 


5224 


2612 


1,73 


5,8 


1897 


1564 


1607 


4832.- 


4457.- 


6168 


3084 


1,92 


6,4 


1898 


1684 


1636 


4925.— 


5006.40 


6425 


2570* 


1,56 


5,2 


1899 


1801 


1756 


4066. 50 


5665. 10 


5766 


2306* 


1,31 


4,4 


1900 


1936 


1879 


6603.— 


7405.30 


8824 


3530* 


1,88 


6,3 




Einzii 


y aus 


dem Jahi 


re 1899 1 


laben wir 


eine An 


?abe über 



die Zahl der unterstützten Konditiouslosen. Die Sektion 
Zürich hatte eine Prüfung der Frage gewünscht, ob man den 
konditionslosen und auf der Eeise befindlichen Mitgliedern 
nicht die Steuern erlassen könne. Darauf hin theilte das 
Zentralkomite in seinem Bericht mit, dass im genannten 
Jahre 113 Mitglieder im ganzen 300 Wochen die Konditions- 
losen-Unterstützung bezogen hätten, und zwar 

36 Mitglieder je 1 Woche, 

30 „ „ 2 Wochen, 



17 


Vi 


„ 3 


10 


» 


« 4 


7 


r 


„ 5 


13 


r 


„ 6 



*) Seit dem Jahre 1898 ist die Arbeitslosen-Üntersttttzung von Fr. 2 
auf Fr. 2.50 im Tag erhöht. Das Mittel aUer 16 Jahre ist: 2,04 Tage 
Arbeitslosigkeit im Jahre auf ein Mitglied oder 300 Arbeitstage und 
6,8 Tage Arbeitslosigkeit auf 1000 Arbeitstage. Die Arbeitslosen-Unter- 
stützung wird nur bis zu sechs Wochen geleistet. 



Digitized by 



Google 



- 84 — 

Dabei erklärt das Zentralkomite, keinen Anhalt zu haben, 
wie viele Wochen ffir die auf der Reise befindlichen Mitglieder 
zu rechnen wären. In keinem Fall wird unsere Rechnung 
zu hoch gegriffen sein und als Minimum gelten dürfen. Frei- 
lichist der Umstand zu berücksichtigen, dass es Buchdruckerei- 
besitzer gibt, die das verfassungsmässig gewährleistete Koa- 
litionsrecht der Arbeiter derart missachten und verletzen, 
dass sie grundsätzlich keine Verbandsmitglieder in Arbeit 
nehmen, so dass eine Anzahl von Offizinen den Mitgliedern 
des Typographenbundes bei Arbeitslosigkeit verschlossen 
ist, wenn sie nicht dem Verband untreu werden und damit 
ihre Unterstützungsansprüche verlieren wollen. Dieser Um- 
stand könnte verstärkend auf die Schwere der Arbeitslosig- 
keit wirken. Anderseits aber ist es Thatsache, dass gerade 
die leistungsfähigsten Arbeiter Verbandsmitglieder sind, also 
solche, die eher wieder angestellt werden, und das dürfte den 
ersten Umstand mehr als aufwiegen. 

Von ausländischem Material benützen wir wiederum zu- 
nächst, was von der amtlichen Arbeitslosenzählung von 1895 
in Deutschland benutzbar ist, und hier finden wir nur einiges 
aus den beiden Städten Strassburg und Stuttgart. In Strass- 
burg findet sich eine Angabe der Arbeitslosentage nur nach 
den Hauptgruppen der Berufe, und zwar für beide Geschlechter. 
Das weibliche Geschlecht aber lassen wir hier bei Seite; 
einestheils kommt es doch fürs erste für eine Arbeitslosen- 
versicherung nicht in Betracht aus Gründen, die später dar- 
zulegen sind, anderntheils sind auch die Angaben allzu sum- 
marisch, als dass desswegen eine besondere Tabelle einzu- 
richten gewesen wäre, während wir so für beide Städte die 
Ergebnisse in einer Tabelle darstellen können. Es sei übri- 
gens erwähnt, dass die Schwere der Arbeitslosigkeit beim 
weiblichen Geschlecht eine geringere ist als beim männlichen, 
und zwar in allen Gruppen. Während beim männlichen Ge- 
schlecht die durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit 57 
Tage beträgt, ist sie beim weiblichen nur 50. Für Stuttgart 
war dann zwar die absolute Zahl der Arbeitslosentage nicht 
angegeben, aber man konnte sie leicht herstellen durch Ver- 
vielfältigung der Zahl der Arbeitslosen mit der Durchschnitts- 
zahl der Dauer per Arbeitslosen, und so waren auch die 
weiteren Berechnungen ermöglicht. Die Differenzen, die bei 
dieser Berechnung vorkommen können, sind sehr unwesentlich 
und fallen nicht in's Gewicht. 
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Die Schwere der Arbeitslosigkeit in Strassburg und 
Tab. 19. Stuttgart 1895. 



Berufsgruppen 


Zahl 

der 

Arbeiter 

1895 


Zabl 
der 
Arbelts- 
losen 

männl. 


Zabl 
der 
Arbeits- 
losen- 
tage 


Es entfallen Tage auf je || 


einen 

Arbeits. 

losen 


•iRM 

Irtiitir-- 

306 
ArMtttag« 


tooo 

Arbeits- 
tage 


Strassburg 

Landwirthschaft, Gärtnerei 
Industrie, Bauwesen . . 
Handel und Verkehr . . 
HäusL Dienste, Taglöhner 
Total 

Stuttgart 

Maschinenbauer .... 
Sattler, Tapezierer . . . 

Schreiner 

Müller, Bäcker, Konditoren 

Bierbrauer 

Bangewerbliche Arbeiter . 
Gipser und Maler . . . 

Buchdrucker 

Kaufleute, Magaziner . . 

Wirthschaftspersonal . . 

Total 


856 

13086 

4040 

941 


32 
691 
185 

48 


1524 
39534 
11744 

1913 


47 
57 
63 
40 


1,78 

3j02 
2,91 
2,03 


5,» 
10,1 

9,7 
6,8 


18923 

2957 

642 

2302 

1925 

261 

4927 

1125 

1609 

6858 

818 


956 

57 
47 
55 
59 
35 
82 
92 
44 
108 
51 


54715 

1653 
2209 
1815 
2714 
1890 
2870 
3036 
2464 
7776 
1989 


57 

29 
47 
33 
46 
54 
35 
33 
56 
72 
39 


2,89 

0,56 
3,44 
0,79 
1,41 
7,24 
0,58 
2,70 
1,53 
«,17 
2,48 


9,6 

•,» 

11,5 

2,6 

♦,7 

24,1 
>,» 
9,0 
5,1 

3,9 

«1 


23424 


630 


28416 


45 


';21 


4,0 



Zur Beurtheilung der Zahlen muss wieder daran erinnert 
werden, dass das Zählungsjahr keine besonders bemerkte Ar- 
beitslosigkeit darbot, dass die Zählung im Anfang Dezember 
stattfand, also keineswegs zu einer Zeit, da die Arbeitslosig- 
keit erfahrungsgemäss auf ihrem Höhepunkt steht und endlich, 
dass beide Berichte, der von Strassburg und der von Stutt- 
gart, bemerken, dass in vielen Fällen das Ende der Arbeits- 
losigkeit der Gezählten nicht ermittelt wurde, die Zahlen also 
nicht die ganze Arbeitslosigkeit aufweisen. Der gleiche Um- 
stand ist übrigens bei den meisten Erhebungen über Arbeits- 
losigkeit anzutreffen. In einem gewissen Zeitpunkt werden 
die Beobachtungen abgeschlossen und die länger andauernde 
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Arbeitslosigkeit entzieht sich der Beobachtung. Wir haben 
es also wohl nirgends mit Maximalzahlen zu thun, die wirk- 
liche Dauer der Arbeitslosigkeit wird immer grösser sein 
als die beobachtete. Das darf allgemein gelten. 

Jedenfalls ist es in örtlichen Verhältnissen begründet, 
wenn die Verhältnissziffern der Schwere der Arbeitslosigkeit 
in Strassburg mehr als doppelt so gross sind wie in Stutt- 
gart; sie übersteigen den Durchschnitt von vier Arbeitslosig- 
keitswintem in Zürich, während die Ziffern von Stuttgart 
darunter bleiben. Wie wenig übrigens die durchschnittliche 
Dauer der Arbeitslosigkeit per Arbeitslosen für die Berech- 
nung der Schwere der Arbeitslosigkeit ausschlaggebend ist, 
zeigt ein Vergleich zwischen den Schreinern und den Gipsern 
und Malern in Stuttgart. Beide Gruppen weisen die gleiche 
Durchschnittsdauer auf, nä^mlich 33 Tage auf den Arbeits- 
losen, und doch ist die Schwere der Arbeitslosigkeit bei den 
Gipsern und Malern mehr als dreimal so stark als bei den 
Schreinern, weil, wie wir auf Tabelle 9 sahen, von den 
Schreinern nur 2,3 % arbeitslos waren, von den Gipsern und 
Malern aber 8,2 %. 

Diese Beobachtung sollte nun jfreilich dazu führen, das 
weitere Material, das nur ermöglicht, die durchschnittliche 
Zahl der Arbeitslosentage darzustellen, unberücksichtigt zu 
lassen. Das woUen wir aber doch nicht. Das Material ist 
eben das einzige, das wir überhaupt zur Vergleichung haben, 
und bei der Kümmerlichkeit der Angaben darf man nichts 
Benutzbares bei Seite lassen, und zudem gibt es doch eine 
Möglichkeit, das Material vergleichungsweise zu benützen. 

Im Winter 1892/93 veranstalteten deutsche Gewerk- 
schaften in verschiedenen Städten Erhebungen über die Ar- 
beitslosigkeit. Die Anregung und Anleitung dazu war von 
Dr. Adolf Braufij damals in Berlin, ausgegangen, sie wurde 
unterstützt und erweitert von der Generalkommission der 
deutschen Gewerkschaften in Hamburg, an deren Spitze der 
frühere Drechsler Karl Legiert stand und noch steht, ein 
Mann, der für statistische Aufgaben grosses Verständniss hat. 
Das gewonnene Material erschien dann in verschiedenen 
Nummern des „Sozialpolitischen Centralblatt", es wurde auch 
schon von Professor G. Schanz in seinem Buche „Zur Frage 
der Arbeitslosen- Versicherung" benützt. Wir haben uns be- 
müht, die Ergebnisse von vier Städten, Leipzig, Stuttgart, 
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Köln und Mannheim in einer möglichst einheitlichen Grup- 
pirung nebeneinander zu stellen und zu summiren. 

Die Zahl der Arbeitslosentage wurde aus den Durch- 
schnitten berechnet, die von Leipzig, Stuttgart und Köln in 
Wochen, von Mannheim in Tagen angegeben sind. Sie wird 
nicht bei den einzelnen Orten gegeben, weil sonst die Dar- 
stellung auf einer Tabelle, die dem Format angepasst ist, 
nicht möglich gewesen wäre, sondern nur im Total, wo sie 
zur Berechnung des allgemeinen Mittels dient. Wenn die 
Mittel in den einzelnen Berufsarten von denen der Gruppen 
nicht unerheblich abweichen, so ist das dem Einfluss der 
Leipziger Erhebung geschuldet, die nicht nach den einzelnen 
Berufsarten, sondern nur nach Berufsgruppen ihre Ergebnisse 
mittheilt. v 



Arbeitslosenstatistik deutscher Gewerkschaften 1892/93. 

Tah, 20. 



Berufe und 
Berufsgruppen 


Leipzig 

6. Februar 1893 


Stuttgart! 

und lororte 


Köln 

Ende Februar 


Hannliein 

1. Dezmber 


Total 1 


Januar 1893 j 


1893 


1892 


Arbwts- 
lose 


fiesamffltzahl 
der 

ArbeiUloson- 
Taie 


Tage 


ArlNiU. 
Ion 


Tage 


Arbwts. 


Tage 


Arbeits- 
lese 

1 


Tue 


Arbeits. ^Sf 


Baugewerbe .... 
Taglöhner . . , . 
Maorer, Steinhaaer n. Gipser . 
Maler 

Holzarbeiter. . . . 

Zimmerlente . . . 
Schreiner .... 

Metallarbeiter . . . 

Schlosser .... 
Andere Metallarbeiter 

Lebensmittelgewerbe . 

Bäcker ..... 
Andere Lebensnittelarbeiter . 

Bekleidungsgewerbe . 
Schneider .... 
Schuhmacher . . . 

Graphische Gewerbe . 

Uebrige Berufe . . 

Total 


2876 

425 

463 

285 

626 

297 
3636 


74 

— 
71 
_ 
101 

112 

105 

- 

96 
82 


1161 

627 
411 
123 

295 

101 
194 

93 

67 
26 

95 

36 
59 

158 

119 
39 

112 

229 


33 

33 
29 
43 

44 

40 

47 

44 

49 
83 

36 

29 
41 

30 

22 

55 

91 
50 


373 

279 
54 
40 

46 

7 
39 

50 

50 

2 

2 

23 

8 
15 

25 


97! 

lOOl 

71| 
113; 

103 

99i 
104| 

Il2j 

112^ 

90! 

901 

90 

79 
95 

138 


399 

268 
90 
41 

36 

36 

148 

73 
75 

31 

31 

53 

29 
24 


48 

54 
26 
59 

37 

37 

44 

41 

47 

44 

44 

36 

45 
25 


4809 \ 307345 

1174' 63186 

555: 17988 

204 12211 

802 : 49551 

108 4734 
269' 14472 

754 62919 

140 ; 6245 
151! 10004 

413 36955 

69 ' 2588 
59 , 2390 

860 74402 

156 4509 
78 4164 

409 38682 

38901 314526 


64 

55 
32 
60 

62 

44 
54 

83 

45 
66 

90 

38 
41 

87 

29 
53 

95 

81 


8608 


81 


12143 


40 


519 


101 


667 


45 


11937 


884380 


74 
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Wer gewohnt ist, Tabellen nachzurechnen, um ihre arith- 
metische Richtigkeit zu prüfen, kann beim ersten Blick ver- 
sucht sein, in den Kolonnen der Totalrubrik Eechnungsfehler 
zu finden, da in den fünf Berufsgruppen das Total grösser 
ist, als die Summe der Berufsarten. Es enthält eben auch 
die unausgeschiedene Zahl der Erhebung von Leipzig. Bei 
der Zahl der Arbeitslosen lässt sich das leicht kontroliren, 
nicht aber bei der Gesammtzahl der Arbeitslosentage. Diese 
konnte nicht für jede Stadt besonders eingesetzt werden, weil 
das Format es nicht erlaubte. Es erschien aber doch ge- 
boten, die Resultate der vier Städte neben einander zu geben, 
um sie leichter vergleichen zu können. 

Diese Nebeneinanderstellung zeigt nämlich gerade, wie 
verschiedenartig die Ergebnisse dieser Erhebungen sind. Und 
doch ist keines dieser Ergebnisse unwahrscheinlich, wie man 
früher etwa angenommen hat. Die Erhebungen sind wirklich 
besser als der Ruf, der von ihnen ging. Wie leicht örtliche 
Verhältnisse grosse Verschiedenheiten zeigen können, hat 
Tabelle 19 bewiesen, und die Arbeitslosenzählung von 1895 
war doch eine amtliche und erfolgte in beiden Städten am 
gleichen Tage. Das ist nun bei den Erhebungen von 1892/93 
in Tabelle 20 nicht der Fall. Desswegen ist der Erhebungs- 
termin am Kopf der Tabelle angegeben. Die niedrigere Ziffer 
Mannheims erklärt sich da ohne weiteres durch den frühen 
Zählungstermin zu Anfang Dezember. Die noch niedrigem 
Ziffern Stuttgarts mögen abweichenden örtlichen Verhältnissen 
entspringen ; die Zählung fand Anfang Januar statt. Leipzig 
zählte am 5. Februar und Köln gar erst zu Ende Februar. 
Diese beiden Orte mussten geradezu eine grössere Zahl von 
Arbeitslosentagen bekommen, schon allein wegen des spätem 
Zählungstermins. Ja in Köln, das die grössten Ziffern auf- 
weist, wurden wahrscheinlich nur noch die Arbeitslosen an- 
getroffen, die nicht schon wieder Arbeit erlangt hatten, denn 
diese grösste der vier Städte weist die kleinste Zahl der 
Arbeitslosen auf. Der Zählungstermin erklärt alles. 

Der Vollständigkeit wegen geben wir nun noch einen 
Zusammenhang der Ergebnisse von Erhebungen einzelner 
deutscher Gewerkschaften, die sich über das ganze Land, 
oder doch wenigstens über eine grössere Zahl von Ortschaften 
erstreckten und nach gleichmässigem Plane durchgeführt 
wurden. Wir haben hier zusammengezogen, was irgendwie 
vergleichbar war und dabei alle dubiosen Angaben auf der 
Seite gelassen. 
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Arbeitslosenstatistik einzelner Gewerkschaften. 

Tab, 21. 



Berufsorganisationen 


Arbeits- 
lose 


GesafflnüBlil 
der Tage 

der Arbeits- 
losig][eit 


Anteiiei 
Arbeits- 
lose! 
][onnei 

Tage 


Maurer 1890 

wegeu Arbeitsmangel 
,. Witterung 


7155 


363785 

154950 
208835 


51 


1891/92 
wegen Arbeitsmangel 
„ Witterung 
Steinliaaer 1894 


2807 
1440 


159998 

85119 
74879 
89500 


57 
62 


Zimfflerleute 1891/92 
1892/93 


731 
3764 


42956 
133196 


59 
35 


Holzarbeiter 1893 am Ort 

auf der Heise 


4832 

2025 


166482 

60333 


36 

30 


davon Schreiner am Ort ... . 
auf der Reise 


2742 

1166 


92217 

34484 


34 

30 


„ Drechsler am Ort ... . 
auf der Reise 


199 

134 


6603 

5138 


33 

38 


„ Wagner am Ort 

auf der Reise 


35 

62 


1310 

2039 


37 

33 


^ Bürstenmacher am Ort . . 
auf der Reise 


78 

88 


3179 

3218 


41 

37 


„ Andere am Ort 

auf der Reise 


1578 

575 


63173 

15454 


40 

27 


Holzarbeiter in 35 Städten . . 


3516 


134543 


38 


Drechsler 1890/91 
1891/92 


488 
637 


15816 
29574 


33 
47 



Auch diese Erhebungen, die anfänglich als tendenziös 
und agitatorisch, „aufhetzend", verschrien wurden, zeigen 
sich in ihren Ergebnissen als durchaus wahrscheinlich und 
keineswegs übertrieben. Die Männer der Wissenschaft und 
der Verwaltung dürften schon noch dazu kommeUj die An- 
gaben der organisirten Arbeiterschaft objektiver und ver- 
trauensvoller zu behandeln, als es bisher meist der Fall war. 
In ihren eigenen Angelegenheiten sind sie in der Regel 
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scharfsichtiger, als die offiziellen Zähler und eine allzugrosse 
Vertrauensseligkeit gegenüber unwahrscheinlichen Angaben, 
verliert sich erfahrungsgemäss gerade bei Arbeitern sehr bald. 

Ein besonderes Interesse verdient die Erhebung der 
Holzarbeiter-Gewerkschaft von 1893, weil dabei nicht nur 
die Arbeitslosen am Ort, sondern auch die auf der Heise 
befindlichen gezählt wurden. Augenscheinlich ist die dabei 
gewonnene Zahl der Arbeitslosentage auf der Reise noch 
eher zu klein, als die am Ort erhobenen, denn sie wird 
nur in einem Theil der Fälle erst am Ende der Reise und 
beim Wiederbeginn der Arbeit gezählt worden sein, die Reise 
und die Arbeitslosigkeit dauerte wohl in den meisten Fällen 
noch Aveiter. Die Bearbeiter der Statistik des Holzarbeiter- 
verbandes kombiniren die Arbeitslosentage am Ort und auf 
der Reise und kommen so dazu, im Allgemeinen auf einen 
Arbeiter 8,5 Arbeitslosentage am Ort und 3,1 auf der Reise, 
zusammen also 11,6 Arbeitslosentage zu rechnen. Diese Ziffer 
ist für den allgemeinen Durchschnitt zu hoch. Dagegen ist 
die Zahl der auf einen Arbeitslosen kommenden Tage in 
Tab. 21 entschieden zu klein und erreicht bei den Holz- 
arbeitern bei weitem nicht die Durchschnittszahlen von Zürich, 
die keineswegs als Maximalzahlen anzunehmen sind. Sie 
geben also nicht das Bild einer wirklichen Arbeitslosigkeit. 

Die Zahlen der Tabellen 20 und 21 ermöglichen nur 
die Angabe der durchschnittlichen Arbeitslosentage auf einen 
Arbeitslosen, nicht aber eine Berechnung der Schwere, denn 
es mangeln die Zahlen der Arbeiter der betreffenden Berufe 
und Berufsgruppen. Doch aber soll ein Versuch gemacht 
werden. Daher benützen wir von Tabelle 21 die Durch- 
schnittszahlen der Maurer, Zimmerleute und Drechsler von 
1891/92, die der Steinhauer von 1894 ; femer die der Schreiner 
und Maler von Tabelle 20, also von 1892/93, und für did 
sonstigen Bauarbeiter die Durchschnittszahl der Taglöhner! 
und nehmen die Arbeitslosen von der Zählung voin 2. De- 
zember 1895 im ganzen Deutschen Reich, konstruiren daraus 
die Zahl der Arbeitslosentage und setzen sie ins Verhältniss 
zu den Zahlen der Berufszählung vom 14. Juni 1895. Man 
sieht, wir lassen sowohl die Maximalzahlen von Tabelle 20, 
wie die Minimalzahlen von Tabelle 21 auf der Seite, um 
wenigstens für die Bauberufe den Versuch einer Berechnung 
der Schwere der Arbeitslosigkeit nach deutschen Angaben 
zu machen, der in Tabelle 22 folgt: 
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Versuch einer Berechnung der Schwere der Arbeits- 
rad. 22. losigiceit nach deutschen Angaben. 



1 

Bauberufe 


Zalil der 
Arbeiter 
1896 ^ 


Arbeitslose 

am 
2. Dezeaber 

1896 


Zabl der 

berectaeten 

ArbeiUlosen- 

tage 


EsentfalieiTageanfje || 


•inen 
Arbeits- 
losen 


linM 
aiwiir —^ 

m 


1000 

ArlMHi- 

tage 


Maurer . . . 
Steinhaner . . 
Zimmerlente . 
Schreiner . . 
Maler .... 
Drechsler . . 
SoMtige Bauarbeiter . 

Total 


427221 

53108 

164229 

250772 

96013 

21773 

751936 


79918 
2831 

15372 
6522 

16620 
439 

49142 


4555326 
175522 

906948 

352188 

997200 

20633 

2702810 


57 
62 
59 
54 
60 
47 
55 


10,6« 
3,30 
5,52 
1,40 

10,39 
0,95 
3.59 


35,5 

11,0 
18,4 

4,7 

3*,« 

3,2 

12,0 


1765052 


170844 


9710627 


57 


5,50 


18,3 



Vergleichen wir nun die Ergebnisse von Tab. 22 mit 
denen von Tab. 16, die die Verhältnisse von Zürich darstellt, 
so sehen wir, dass das allgemeine Mittel der deutschen An- 
gaben das kombinirte Maximum von Zürich übersteigt. Dies 
ist keineswegs etwa hohem Durchschnittszahlen von Arbeits- 
losentagen per Arbeitslosen geschuldet, denn die deutschen 
Durchschnittszahlen sind im Gegentheil niedriger als die zür- 
cherischen. Der höhere Stand der Schwere in Deutschland 
kommt einzig von dem hohem Grade der Arbeitslosigkeit, der 
in der amtlichen Zählung der Arbeitslosen ermittelt wurde, 
trotzdem das Zählungsjahr zu den normalen, ja sogar zu den 
guten Geschäftsjahren gehörte. 

Sehr lehrreich ist in dieser Beziehung das einzige Bei- 
spiel aus England, das uns zur Darstellung der beobachteten 
Schwere der Arbeitslosigkeit zur Verfügung steht. Es ist 
enthalten in der siebenten jährlichen Uebersicht der Arbeiter- 
statistik, die vom Arbeitsdepartement des Industrieministe- 
riums herausgegeben und im Jahre 1901 erschienen ist. Es 
behandelt die durch sieben Jahre beobachete Arbeitslosigkeit 
in zwei Distriktsverbänden der bekannten verschmolzenen 
Gewerkschaft der Maschinenbauer (Amalgamated Society of 
Engineers), nämlich der Bezirke Manchester und Leeds. Die 
Angaben sind den Einträgen in den „Vacant Books", den Ar- 
beitslosenbüchem der Gewerkschaft entnommen, in das sich 
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jeder Arbeitslose täglich einzutragen hat, sie bieten also 
ein durchaus genaues Material. Dabei ist zu bemerken, dass 
Arbeitslosigkeit, die nur drei Tage in einem Jahre beträgt, 
nicht unterstützt, also auch nicht notirt wird. 



Arbeitslosenstatistik der Gewericschaft der Mechaniker 
Tah. 23. in den Bezirken Manchester und Leeds. 



Jahre 



ZabI 
der 
Hit- 
glieder 



DiTon waren 
arbeitslos 



Zahl 



% 



Es waren arbeitslos 



3-23 24-71 72 u.ie. 



Arbeitstage 



Pers. Pers. Pers. 



Total 
Arbeits- 
losen- 
Tage 



Es entfaUen auf 



einen 
Arbeits- 
losen 

Tage 



I Wtillii 

IrWtttaii 
Tage 



1000 
Arbeits- 
tage 

Tage 



1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 

Mittel 



5988 
6344 
6690 
6956 
6934 
7045 
7265 



1079 
1356 
2593 
2770 
1832 
1939 
1708 



6746 



1897 



18,0 

21,4 

38,8 
39,8 
26,4 
27,5 
23,5 



681 
895 
1568 
1214 
403 
582 
519 



250 
323 
611 

788 
309 
310 

584 



148 
138 
414 
768 
1120 
1047 



39029 
40825 
93481 
159791 
215874 
191484 
116777 



36 
30 
36 

58 
118 



6)52 

6,44 

13,97 

22;,, 

31,13 

27,18 

16,07 



21,7 
21,5 

46,6. 
76,6 
103,8 
90,6 
53,6 



28,1 



838 



453 



606 



122466 



65 



18. 



,15 



60 



',5 



Seventh annual Abstract of Labour Statistics of the 
üniled Kingdom. 1899—1900. Board of Trade (Labour 
Department). London 1901. 

Hier fallt vor allem der hohe Grad der Arbeitslosigkeit 
auf und zwar sind offenbar keine Streiks hier inbegriffen. 
Die höchste Gradzahl auf Tab. 10 betrug 205 auf 1000 Ar- 
beiter bei den Taglöhnern im Deutschen Reich. Bei den 
englischen Mechanikern ist die kleinste Zahl im Jahre 1889 
180, sie steigt auf 398 im Jahre 1892 und der Durchschnitt 
der sieben Jahre ist 281. Das kommt nun offenbar von dem 
AnspruchsrecA^ der Mitglieder auf Unterstützung; Jeder, der 
arbeitslos wird, meldet sich dann auch zur Unterstützung 
und will sein Recht ausüben. Die Durchschnittszahl der 
Unterstutzungsdauer, also der Arbeitslosentage auf den ein- 
zelnen Arbeitslosen ist nicht übertrieben gross, sie ist in den 
ersten drei Jahren sogar klein, steigt dann freilich im Jahre 
1893 ganz bedeutend und bleibt auch im folgenden Jahre 
hoch, so dass ein Durchschnitt von 65 Arbeitslosentagen auf 
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den Arbeitslosen kommt, was höher ist als das Maximum in 
Zürich für die Metallarbeiter, das sich im Jahre 1892/93 
zeigte. Die Schwere der Ai'beitslosigkeit ist das Vierfache 
vom Maximum in Zürich (Tab. 17) und mehr als das Drei- 
fache der Tab. 22 nach deutschen Angaben. Man hat sich 
diese Thatsachen der Tab. 23 vor Augen zu halten, wenn 
man deiÄ Gedanken der Aiheitslo&en' Versicherung mit An- 
spruchsrecht der Versicherten nachgeht. Dann erst wird die 
Arbeitslosigkeit ganz vollständig an's Tageslicht treten und 
wird man sehen, dass sie viel stärker ist, als die bisherigen 
Beobachtungen zeigen. 

Nur der Vollständigkeit wegen bringen wir noch das 
einzige Beispiel aus Frankreich, das zur Berechnung der 
Schwede der Arbeitslosigkeit zu verwenden ist, obgleich es 
nicht massgebend sein kann. Im Jahre 1896 gab das Arbeits- 
amt des französischen Handelsministeriums Aktenstücke zur 
Frage der Arbeitslosigkeit heraus. Es hatte unter den Ar- 
beitergewerkschaften eine Erhebung gemacht, deren Ergeb- 
nisse wir in eine Tabelle zusammengezogen haben. 

Erhebung des französischen Arbeitsamtes bei den 
Tab. 24, Gewericschaften 1894. 



Berufsgruppen 


Mit- 
glieder 


DiTOn waren 


Total 
Arbeits- 
losen- 
Tag. 


Es entfallen auf 1 


arbeitslos 


einen 
Arbeits- 
losen 

Tage 


1 WtilU 
oderaoo 
ArMtitaii 

Tage 


iftl 


Zahl 


% 


LebensDiitteigewerbe . . 
Papier- nnd Bnehgewerbe . 
Lederarbeiter . . 
Textilarbeiter . . 
Holzarbeiter . . . 
Metallarbeiter . . 
Bauarbeiter . . . 
TTandelsgehülfen . . 
i Total 


91 
2729 

553 
1229 
1179 
1090 

230 
6420 


42 
465 

96 
186 
145 
210 

28 
129 


46,1 
17,0 

17,4 

15,1 

12,3 
19,3 
12,2 

2,0 


225 
5144 
2103 
10075 
1801 
4002 

422 
2273 


5 
11 
22 
54 
12 
19 
15 
18 


2,47 

1,88 
3,80 
8,19 
1,53 
3,67 
1,83 
0,35 


8,2 

6,2 
12,8 

27,3 

5,1 

12,2 

6,1 

1,2 


13521 


1301 


9,6 


26045 


20 


J,93 


6,4 



Documents sur la question du chomage. Ministere du 
Commerce, de rindustrie etc. Office du travail. Paris 1896. 



Digitized by 



Google 



— 94 — 

Dabei ist zu bemerken, dass 35 Gewerkschaften nur 
vier Wochen oder einen Monat Unterstützung leisten (16 we- 
niger als vier Wochen) und nur 20 mehr als vier Wochen, 
nur wenige ohne statutarische Zeitbeschränkung. 9 Gewerk- 
schaften geben erst nach 35 Tagen Arbeitslosigkeit Unter- 
stützung, 17 erst nach 6 bis 8 Tagen, 2 erst nach 10 und 
2 erst nach 15 Tagen Arbeitslosigkeit. Dabei ist stets vorher 
eine längere Mitgliedschaft nothwendig. Die Gewerkschaften 
berichteten aber nur über die von ihnen unterstützte Arbeits- 
losigkeit. An einzelnen Stellen mangelte es an Genauigkeit, 
das konnte aber, da der Unterstützungsbetrag angegeben ist, 
korrigirt werden. 

Der Grad der Arbeitslosigkeit ist ein ziemlich hoher, 
wozu ohne Zweifel das Anspruchsrecht an die Unterstützung 
beiträgt. Die hohe Ziffer bei der kleinen Zahl der Lebens- 
mittelgewerbe ist allerdings zufällig. Die Durchschnittszahl 
der Tage auf den Arbeitslosen ist klein, wegen der im All- 
gemeinen nur kurzen und in vielen Fällen erst spät eintre- 
tenden Unterstützung. Eine gewisse Störung in das Bild 
bringen die Gewerkschaften der Handelsgehülfen mit einem 
sehr geringen Grade der Arbeitslosigkeit, wegen ihrer grossen 
Mitgliederzahl. Lassen wir diese auf der Seite, dann ergeben 
sich 7101 Mitglieder mit 1172 = 16,5% Arbeitslosen und 
23,772 Arbeitslosentagen. Auf den Arbeitslosen kommen auch 
jetzt durchschnittlich 20 Tage Arbeitslosigkeit, auf das Mit- 
glied aber 3,35 und auf je 1000 Arbeitstage 11,2 Tage Ar- 
beitslosigkeit. Diese Ziffern stünden zwischen dem Durch- 
schnitt und dem Maximum von Zürich. 

Und nun noch ein Krisenmaximum aus Massachusetts nach 
dem schon angeführten Jahresbericht fär 1893, dem Jahr 
einer starken Krise in den Vereinigten Staaten von Amerika. 
Es wird dort angegeben, dass die durchschnittliche Dauer 
der Arbeitslosigkeit auf den männlichen Arbeitslosen 3,93 
und auf den weiblichen 3,85 Monate betrage, das sind 98 
bezw. 96 Tage, Arbeitstage. Nach Berufen oder Berufs- 
gruppen ist diese Durchschnittsdauer nicht angegeben. 

Zahl der Arbeiter 603,847 männl. 212,623 weibL. zusammen 816,470 

Arbeitslose 178,628 „ 62,961 ,. „ 241,589 

also 29,6% 29,6 o/o 29,6% 

Arbeitslosentage 17,505,544 6,044,256 23,549,800 

Anf Je einen Arbertslosen 98 96 98 * 

„ „ „ Arbeiter 29,00 28,43 ' 28,84 

„ „ 1000 Arbeitstage 96,6 94.8 96,1 
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In diesen Zahlen zeigt sich die schwerste bis jetzt um- 
fassend beobachtete Arbeitslosigkeit. Wenn fast 30% der 
Arbeiterschaft beinahe vier Monate auf dem Pflaster liegen, 
dann ist das eine schwere Erschütterung für die ganze Ge- 
sellschaft. Ist nun eine solche Erscheinung im letzten Jahr- 
zehnt nur in Massachusetts vorgekommen, oder auch anderswo ? 
Wann und wie weit kann die gleiche Erscheinung auch in 
der Schweiz eintreten? Wer will diese Fragen beantworten? 

Damit man sich jedoch eine Vorstellung davon machen 
kann, welchen Umfang und welche Bedeutung eine gleich- 
schwere Krise und Arbeitslosigkeit wie in Massachusetts in 
der Schweiz haben würde, möge eine kleine Umrechnung 
geboten werden. Als die dabei in Betracht kommende Ar- 
beiterzahl wollen wir nur 400,000 annehmen, also eine sehr 
niedrige Zahl. Ein Grad der Arbeitslosigkeit von 29,6 o/^ 
würde 118,000 Arbeitslose zur Folge haben. Eine durch- 
schnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit von 98 Tagen ergäbe 
rund 11,620,000 Arbeitslosentage. Nimmt man einen durch- 
schnittlichenTaglohn von Fr. 2.50 an, wie er bei der Kranken- 
und Unfallversicherung auch in^ Anschlag gebracht wurde, 
so ergäbe sich ein Lohnverlust von Fr. 29,050,000. Rechnet 
man nun sehr bescheiden die tägliche Unterstützung nur auf 
die Hälfte des Lohnes, also durchschnittlich Fr. 1.25 per Tag 
und zwar nur per Arbeitstag, was ja nur Fr. 7.50 per Woche 
ausmachen würde, also ganz unzulänglich wäre, so macht 
das den Betrag von mehr als 141/2 Millionen Franken aus. 
Jeder Batzen Zulage zur täglichen Unterstützung würde über 
eine Million Franken mehr ausmachen. So stellt sich das 
Bild einer allgemeinen schweren Krise für die Schweiz dar. 
In diesem Umfange ist sie freilich wohl noch nicht dagewesen, 
aber wer möchte die Gewähr übernehmen, dass sie nicht doch 
einmal hereinbricht? Und wer kann glauben, dass unser 
Staatswesen von einer solchen sozialen Erschütterung un- 
berührt bliebe, oder ihr gleichgültig gegenüber stehen könnte? 

Nachdem wii' nun das aufzutreibende Material, soweit 
es zu einer Darstellung oder Berechnung der Schwere der 
Arbeitslosigkeit dienen kann, erschöpft haben, ist es wohl 
angezeigt, die Ergebnisse in einer vergleichenden Uebersieht 
zusammen zu stellen und vorzuführen. Ist auch in Wirklich- 
keit nicht Alles mit einander vergleichbar, so gewinnt man 
doch wenigstens einen Ueberblick über das, was auf ver- 
schiedenen Wegen gewonnen wurde. 
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Yergleichende DebersicM der gefundenen Schwere der Arbeitslosigkeit. 

Tab. 25. (ArbeitshsMtage auf je 1000 Arbeitttage.) 



Berufe 


Zürich 


ff 

s 

s 


c 

1 


S 


1 
if 


■§ 

1 

Um 


* O 


1 


- 


Gärtnerei 

Industrie allgemein .... 
Baugewerbe allgemein . . 
Taglöhner aller Art . . . 

Maurer . 

Steinhauer 

Zimmerleute 

Zimmerleute und Schreiner . 

Schreiner 

Maler (auch Gipser) . . . 

Drechsler 

Lebensmittelgewerbe . . . 
Müller, Bäcker, Konditoren . 

Bierbrauer 

Bekleidung 

Textilarbeiter 

Lederarbeiter 

Sattler und Tapezierer . . 

Metallarbeiter 

Papiergewerbe 

Buchdrucker 

Handel und Verkehr . . . 

Handelsgehülfen 

Wirthschaftspersonal . . . 
Sonstige Berufe 

Mittelzahlen 


12^2 
13,4 

9,0 

•3^8 
Tis 

6,8 

3,1 


24^9 
26,5 

21,9 

10,7 

14^7 

13,7 
3,7 

4,7 


5,9 

10„ 

6,8 
9,7 


1^9 

2^6 

9,0 

4,7 

24,1 

11^5 
1,9 

5,1 

3,9 

8,1 


18^8 

12,0 
35,5 

11,0 

18,4 

4,7 

34,6 
3,» 


60^5 


6^1 
5^1 

8^2 

27,8 

12,3 

12„ 

*>,2 
1,« 


—■ 


7,9 


15,0 


9,6 


4,0 


— 


— 


6,4 


B6,i 



Ein erster Blick zeigt schon, wie kümmerlich und wider- 
spruchsvoll trotz aller aufgewandten Mühe das Gefundene 
ist. Es sind wesentlich Momentbilder, die wir vor uns haben, 
und zwar so wechselvoll, dass irgend ein bestimmter Typus 
für gewisse Gruppen nicht herausgefunden werden kann. Es 
ist ja betrübend, eine mühevolle Untersuchung mit dem Ge- 
ständniss abzuschliessen, dass fast gar nichts Brauchbares 
dabei herausgekommen ist. Aber es liegt darin doch auch 
eine Mahnung an Alle, denen die Mittel dazu geboten sind, 
mit allem Eifer an die genauere Erforschung dieser so wich- 
tigen gesellschaftlichen Erscheinung zu gehen, um die so 
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lückenhaften bisherigen Ergebnisse zu vervollständigen und 
m-it der Zeit zu festern Anhaltspunkten zu kommen. 

Allerdings wird man sich keine Illusionen machen dürfen. 
Man hat schon die Arbeitslosenversicherung mit der Kranken- 
versicherung in Parallele gebracht. Das geht natürlich nicht. 
Bei der Krankenversicherung kann man sich, sobald der 
Versicherungskreis Tausende umfasst, auf regelmässige Er- 
scheinungen stützen. Bei der Arbeitslosenversicherung könnte 
man das auch bei einem viel grossem umfang des Versicherungs- 
kreises nicht. Es lassen sich zwar auch hier chronische, zeit- 
weise wiederkehrende Erscheinungen beobachten, aber im 
wesentlichen ähnelt die Arbeitslosigkeit nicht der Krankheit 
sondern der Epidemie. — 

c. Persönliche Verhältnisse der Arbeitslosen. 
Die Arbeitslosen nach Heimat und Zivilstand. 

Tab, 26, 



Ort und Jahr 


Heimat 


Total 


Zivilstand 


Kinder | 


SS 


<« 


< 


Ledifl 


1 


^ c 


Zahl 


!ll 

< 


Zürich 1893 


524 
31,1 


600 


528 
32,0 


1652 

100,0 


775 
47,0 


795 

48a 


82 

4,9 


1806 


110 




349 
39,4 


353 


183 


885 

100,0 


433 
49,0 


343 

38,1 


109 

12,B 


803 


91 


„ 1896 


230 

35,9 


231 
36,1 


179 

28,0 


640 

100,0 


296 
46,2 


277 
45,3 


67 

10,0 


671 


105 


„ 1898 
% 


149 

37,8 


163 


87 

21,B 


399 

100,0 


121 
30,s 


229 
57,, 


49 
12,s 


? 


? 


„ 1900 


179 

28,i 


225 

55,7 


226 
55,9 


630 

100,0 


188 
29,s 


393 
62,, 


49 

7,8 


730 


116 


„ 1901 
% 
Mittel 

% 


270 
23,3 


395 
34a 


493 
42,e 


1158 

100,0 


140 
12a 


909 

78,5 


109 
9,, 


1325 


114 


284 

31,1 


328 

36,1 


283 

3U 


895 

100,0 


326 

36,^ 


491 

54,9 


78 

8,1 


1067 


107 


1894 gezählt 
"foArheitslose 


4420 

6,4 


4327 

7,6 


9129 
3a 


— 


11938 

2,s 


6709 

7,3 


918 

8..0 


— 


— 


üt. «all» 1896 


154 
30,2 


174 
34,1 


182 
55,7 


510 

100,0 


114 
22,, 


347 
68,0 


49 

^,6 


647 


127 
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Unsere eigenartigen staatsrechtlichen Verhältnisse, die 
bürgerliche Organisation der Unterstützungspflicht bei Noth 
und Verarmung und die starke Beimischung ausländischer 
Arbeiter in unserer städtischen Bevölkerung stellen die Frage 
nach den Heimatsverhältnissen der Arbeitslosen in den Vorder- 
grund. Die Erhebungen von sechs Wintern in Zürich und die 
Arbeit des Herrn Dr. Hofmann über die Arbeitslosenkasse in 
St. Gallen ermöglichen eine Darstellung, von andern Schweizer- 
städten ist gar kein oder kein genügendes Material vor- 
handen. Die Betheiligung der Ausländer an den angemeldeten 
Arbeitslosen schwankte zwischen einem und zwei Fünfteln, 
die stärkste Betheiligung entfällt auf die beiden letzten 
Winter. Um nicht gar zu viel Tabellen bringen zu müssen, 
haben wir eine Kombination der Heimatsverhältnisse mit der 
Aufenthaltsdauer der Arbeitslosen unterlassen, aber wir wollen 
nicht unterlassen zu sagen, dass sich unter den angemeldeten 
Ausländem ein grosser Theil mit langer Aufenthaltsdauer in 
Zürich befindet. 

Es ist schon vdederholt gesagt worden, dass die wirk- 
liche Zahl der Arbeitslosen grösser ist, als die Zahl der An- 
gemeldeten, die wir eben nur bringen können. Das ist auch 
hier wieder zu beachten. Wenn daher die absolute und relative 
Zahl der arbeitslosen Schweizer aus andern Kantonen immer 
etwas grösser ist, als die der arbeitslosen Kantonsbürger, so 
ist damit noch nicht gesagt, dass dieses Verhältniss in Wirk- 
lichkeit auch so sei. Der alteingesessene Kantonsbürger hat 
mancherlei Gelegenheit, sich über eine schlimme Zeit der 
Arbeitslosigkeit hinwegzuhelfen, die dem Zugezogenen man- 
gelt, er wird dadurch weniger veranlasst, sich als arbeitslos 
anzumelden. Klarheit darüber kann erst durch Verarbeitung 
der amtlichen Arbeitslosenzählung vom 2. Dezember 1900 
geschaffen werden, die leider noch nicht vorliegt. Allerdings 
ist zu sagen, dass die Industrien, in denen vorwiegend Kantons- 
bürger beschäftigt sind, wie z. B. die Seidenindustrie, in den 
beobachteten Wintern keine bemerkbare Arbeitslosigkeit auf- 
wiesen. Bei einer allgemeinen und tiefer gehenden Krise 
dürfte das Verhältniss sich anders gestalten. 

Es ist nun versucht worden, auch den Grad der Ai'beits- 
losigkeit nach den Heimatsverhältnissen zu berechnen. Dazu 
wurden die Ergebnisse der städtischen Volkszählung vom 
1. Juni 1894 benutzt, und zwar die Zahlen der in der Indu- 
strie beschäftigten Arbeiter nach den drei Heimatskategorien, 
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zu denen das Sechsjahresmittel der Arbeitslosen in's Ver- 
hältniss gesetzt wurde. Natürlich kann es sich nur um An- 
näherungsziffern handeln. Dabei zeigt sich nun die auffallige 
Erscheinung, dass die Ausländer nur eine halb so grosse 
Arbeitslosigkeit aufweisen, wie die Kantonsbürger und noch 
mehr hinter den Schweizern anderer Kantone zurückstehen. 
Und doch sind gerade in den von der Arbeitslosigkeit in der 
Regel stark betroffenen Berufen die Ausländer besonders 
stark vertreten. Allerdings stammen die Zahlen von 1894 
von einer Sommerzählung und enthalten darum auch die 
Wanderarbeiter, die bei den Volkszählungen im Dezember in 
der Regel nicht mitgezählt werden. Man müsste nun an- 
nehmen, dass die Hälfte der am 1. Juni 1894 gezählten aus- 
ländischen Arbeiter Wanderarbeiter seien, erst dann wäre 
die Arbeitslosigkeit der Ausländer gleich gross wie die der 
Kantonsbürger. So gross ist aber die Zahl der Wanderarbeiter 
nicht anzunehmen. Es bleibt also nur der Schluss übrig: 
Entweder hat sich nur ein kleinerer Theil der ausländischen 
Arbeitlosen angemeldet oder es war ein verhältnissmässig 
grösserer Theil der Ausländer während der Arbeitslosigkeit 
noch beschäftigt. Genauere Auskunft darüber könnte nur 
eine amtliche Arbeitslosenzählung geben, die so umfassend 
wie eine allgemeine Volkszählung vorginge. 

Bei Betrachtung der Zivilstandsgruppen unter den Ar- 
beitslosen ist die bedeutende Abnahme der Ledigen besonders 
beachtenswerth. Von 47 und 48% in den beiden ersten 
Wintern geht ihre Betheiligung bis auf 12% im letzten 
Winter zurück. Das ist auf die Handhabung der Unterstützung 
zurückzuführen. Im letzten Winter wurden Ledige ohne an- 
gehörige unterstützungsberechtigte Familienglieder nicht 
unterstützt. Das wurde sehr bald bekannt und darum mel- 
deten sich auch nur verhältnissmässig sehr wenige Ledige an. 
Dagegen stieg absolut und relativ die Betheüigung der Ver- 
heiratheten stark an und überwog im letzten Winter Drei- 
viertel der Arbeitslosen. 

Darnach ist auch der Grad der Arbeitslosigkeit nach 
Zivilstandskategorien zu beurtheilen. Die Ziffer der Ledigen 
ist ohne Zweifel hier niedriger als in Wirklichkeit. Die Ziffer 
der Verheiratheten und der Verwittweten, Geschiedenen und 
öetrenntlebenden entspricht eher der Wirklichkeit. Bei der 
letzten Kategorie hat man es wohl auch zum Theil mit 
schiffbrüchigen Existenzen zu thun, die leichter der Arbeits- 
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losigkeit unterliegen, zumTheil sind auch die höhern Alters- 
klassen stärker vertreten. 

Die Zahl der Kinder der Arbeitslosen gibt einen An- 
haltspunkt für die Gesammtzahl der zu unterstützenden Per- 
sonen, aber keineswegs einen erschöpfenden, denn ausser 
den Kindern sind noch andere Familienglieder, die vom 
Arbeitsverdienst des Arbeitslosen oder von seiner Unter- 
stützung abhängen. Der Bericht der Zürcher Arbeitslosen- 
kommission von 1900/01 gibt darüber Auskunft. Es waren 
angemeldet 1115 männl., unterstützt 819 männl. Personen; 

43 weibl., „ 29 weibl. 

zusammen 1158 Pers.. „ 848 Arbeitslose. 

Zu den 848 Arbeitslosen kamen aber noch 

689 Frauen und 
1325 Kinder, die in der Unterstützung berück- 
sichtigt wurden. Demnach kamen auf je 1000 unterstützte 
Arbeitslose 2375 mitunterstützte Familienglieder. Zur Er- 
klärung dieser Zahlen muss hier, vorgängig der spätem Er- 
örterungen über die Arbeitslosen- Unterstützung in Zürich 
während des letzten Winters, noch einiges bemerkt werden. 
Wie Tab. 26 zeigt, waren angemeldet: 

Davon wurden unterstützt: nicht unterstützt: 
140 Ledige 81 59 

909 Verheirathete 688 221 

109 Verw., Gesch. etc. 79 30 

Ein Theil meldete sich nur an und erschien dann nicht 
mehr. Von den Wiedererschienenen wurde ein Theil der 
Ledigen ganz abgewiesen, die Verheiratheten, Verwittweten, 
Geschiedenen und Getrenntlebenden, die schon früher von 
der Freiwilligen Armenpflege Unterstützungen bezogen hatten, 
wurden an diese gewiesen und von dieser nach den gleichen 
Grundsätzen wie die andern Arbeitslosen unterstützt. Darüber 
später. 

Will man daher sicher gehen, so wird man gut thun, 
im Allgemeinen, sobald es sich wesentlich um männliche 
Arbeitslose handelt, deren Zahl 2^/2 Mal zu nehmen, um 
einen üeberschlag über die unterstützungsbedürftigen An- 
gehörigen der Arbeitslosen zu gewinnen. Es ist nämlich an- 
zunehmen, dass die an die Freiwillige Armenpflege Gewie- 
senen wahrscheinlich eine relativ grössere Zahl von Ange- 
hörigen hatten. Bei einer Krisis in der Maschinenindustrie 
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wäre ein solcher Ansatz vermuthlich zu niedrig, in der 
Textilindustrie dagegen, die in hohem Grade weibliche und 
junge unverheirathete Personen beschäftigt, jedenfalls zu hoch. 

Die Zahlen von St. Gallen sind, soweit Angaben vor- 
liegen, zur Vergleichung beigesetzt, dabei ist zu berücksich- 
tigen, dass diese Arbeitslosen Mitglieder der öflfentlichen 
Arbeitslosenkasse waren, was auf deren Zusammensetzung 
einen bestimmten Einfluss ausübt. 



Tab. 27, 



Die Arbeitslosen nach Aufenthaltsdauer und 
Vereinszugehörigkeit. 



Ort und Jahr 


D 


aiier 


des Aufen 


thalts 


Total 


Es gehörten an 1 


bis 

1 


bis 
2 


bis 
3 


bis 

4 


bis 
5 


aber 
5 


einem 


IceineJ 


Jahre 


Vereine || 


Zürich 1894 


299 


97 


62 


39 


34 


354 


885 


174 


711 


% 


55,8 


11,0 


7,0 


4,4 


5,8 


40,0 


iöö,o 


19,ß 


80,4 


„ 1895 


136 


70 


39 


49 


26 


320 


640 


69 


571 


% 


2U 


11,0 


6,1 


7,6 


4,0 


50,0 


100,0 


10,8 


8^,2 


1898 


70 


49 


43 





44 


193 


399 


43 


356 


X 


17,5 


12,s 


10,s 


— 


11,0 


48,4 


iöö,o 


10,B 


89,2 


„ 1900 


105 


82 


55 


— 


97 


291 


630 


110 


520 


% 


16,1 


13,0 


S,i 


— 


15,4 


4^,2 


iöö,o 


17,6 


«2,5 


„ 1901 


155 


141 


156 


101 


108 


497 


1158 


202 


956 


% 
Total 


13,4 


12,2 


13,5 


8,1 


^,3 


42,9 


100,0 


i7,4 


82,6 


765 


439 


355 


189 


309 


ia55 


3712 


598 


3114 


% 


20,^ 


lU 


9,6 


5,1 


8,s 


44,6 


iöö,o 


16,1 


85,9 


Bt. Gallen 1896 


54 


60 


28 


23 


20 


325 


510 


9 


? 


% 


10,B 


^^8 


5,5 


4,5 


5,9 


65,7 


100,0 


— 


— 



Wer die Arbeitslosen vorwiegend in der flottanten Be- 
völkerung vermuthet, wird durch Tab. 27 eines andern be- 
lehrt. Zweifunftel bis die Hälfte der Arbeitslosen wohnte 
seit mehr als fünf Jahren in Zürich. Dabei ist insbesondere 
zu bemerken, dass ein grosser Theil der angemeldeten Aus- 
länder auch über fünf Jahre am gleichen Orte wohnt, ein 
Theil mehr als zehn und mehr als zwanzig Jahre. Für Alt- 
eingesessene namentlich an kleinern Orten trägt freilich ein 



Digitized by VjOOQIC 



— 102 — 

Aufenthalt von fünf Jahren noch den Charakter der vorüber- 
gehenden Anwesenheit. Für eine grössere Stadt, deren Ein- 
wohnerzahl sich in kurzer Zeit um die Hälfte vermehrt hat, 
muss ein anderer Massstab angenommen werden. Die Erörte- 
rungen über die Schwankungen in der Industrie, über die 
fast beständig vorhandene Reservearmee zeigen an, dass ein 
nicht unbeträchtlicher Theil der Bevölkerung einem starken 
Wechsel in der Beschäftigung unterworfen ist, der vielfach 
Ortsveränderungen mit sich bringt. Potenzirt zeigt sich diese 
Erscheinung in den grössern Städten, wo die ortsgebürtige 
Bevölkerung allenthalben in bedeutender Minderheit ist. Nach 
der städtischen Volkszählung vom 1. Juni 1894 standen 

39,666 Ortsgebürtigen 

81,492 auswärts Geborne gegenüber, d. h. 
mehr als ZweidriUel der Bevölkerung waren auswärts geboren. 
Von diesem Boden aus müssen die Zahlen und Ziffern der 
Tab. 27 betrachtet werden. Dabei ist ferner zu beachten, dass 
Arbeitslose, die weniger als ein halbes Jahr Aufenthalt in 
der Stadt hatten, nicht mitgezählt wurden ; in St. Gallen 
wurden nur solche Arbeitslose gezählt, die ein Jahr der Kasse 
angehört hatten. 

Der Abnahme der Ledigen in Tab. 26 entspricht hier 
die Abnahme der Arbeitslosen, die nur bis ein Jahr x\uf- 
enthaltsdauer aufweisen, in der Wirklichkeit würden auch 
diese Zahlen grösser sein. Für das Jahr 1893 wurden diese 
Verhältnisse in Zürich nicht erhoben, daher beginnt diese 
Darstellung erst mit dem Winter 1893/94. Der Grad der 
Arbeitslosigkeit nach der Aufenthaltsdauer kann nicht be- 
rechnet werden, da diese Angaben im Volkszählungsmaterial 
von 1894 nicht vorliegen. 

Angefügt ist noch eine Darstellung über die Vereins- 
zugehörigkeit der Arbeitslosen, da diese Verhältnisse in 
Zürich seit dem Jahr 1894 erhoben wurden. Die Zahl der 
einem Verein angehörenden Arbeitslosen ist absolut und 
relativ klein, sie beträgt nicht einmal einen Sechstel der 
Angemeldeten. Von den 598 einem Verein Angehörenden 
waren 289 nur in einer Krankenkasse und nur 309 in Ar- 
beitervereinen, das sind also nur 8,3% der Arbeitslosen. 
Vor einigen Jahren berechnete der Sekretär der Zürcher 
Arbeitskammer, dass rund 25% der Arbeiter in der Stadt 
Zürich einem Berufsverein angehören, die politischen Vereine 
waren dabei nicht in Eechnung gezogen. Es ergibt sich 
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daraus, dass die organisirten Arbeiter nur zu einem Drittel 
ihres Stärkeverhältnisses unter den Arbeitslosen vertreten 
sind. Diess kann daher kommen, dass sie als die besser 
qualifizirten Arbeiter weniger der Arbeitslosigkeit unterliegen, 
oder, dass sie sich weniger anmeldeten, als die nicht orga- 
nisirten Arbeiter. Vielleicht trifft auch beides zu. 



Die Arbeitslosen nach Alters- und Lohngruppen. 

Tab. 28. 



Ort und Jahr 


Altersgrupp 


en 




Total 


Lohngruppen 1 


bis 
20 


20-30 


30-40 


40-60 


60-60 


aber 
60 


oiitir 
IM Fr. 


100 Fr. 


Ob.r 

100 Fr. 1 


Jahre 






monatlich | 


Zürich 1893 


102 

ö,2 


580 
55,1 


390 


327 


183 
lU 


70 

4,2 


1652 

100,Q 


634 
38,^ 


636 

58,5 


382 
25,1 


" ? 


81 
9,1 


277 
5i,3 


212 
2U 


167 


108 


40 

4,5 


885 


268 
5Ö,s 


445 172 
5ö,s|19,4 


! ■ ? 


38 

5,9 


188 


161 
25a 


108 


101 


44 

^,9 


640 

100,0 


128 
20,0 


340 1 172 
55,1 26,^ 


i ■ ? 


10 

^,6 


107 


92 
23a 


84 


69 


37 

9,3 


399 


102 
25,^ 


155 

58,8 


142 

55,6 


■ T 


20 

5,2 


186 


173 
27,^ 


124 
19,1 


99 
15,1 


28 

4,4 


630 


46 

7,3 


326 
5i,7 


258 
4i,o 


„ 1901 
% 
Mittel 
% 


3 

Ö,8 


252 
21,1 


347 
30,0 


298 

^5,7 


190 


68 

5,9 


1158 

100,0 


198 
:^7,i 


302 
26,, 


658 

5^,8 


42 

4,7 


265 

29,1 


230 

^5,6 


185 


125 


48 

5,3 


895 


230 

25,6 


368 

•4i,i 


297 

55,3 


1894 gezählt 
% Arbeitslose 


3936 


7314 

5,6 


3830 


2327 

7,9 


1357 

9,3 


454 
10,^ 


— 


— 


— 


— 


St. Gallen 1896 
% 


7 


94 


120 

^5,5 


146 


92 


51 


510 

100,0 


274 
55,7 


173 
55,9 


63 
12,^ 



Die Darstellung der Arbeitslosen nach Altersgruppen 
muss besonderes Interesse beanspruchen. Die erste Gruppe, 
der Personen unter 20 Jahren, dürfte aus schon früher dar- 
gelegten Gründen am unvollständigsten sein, das bei den 
Ledigen und den Aufenthaltern bis zu einem Jahr Gesagte 
trifft auch hier zu. Das Stärkeverhältniss zwischen den beiden 
grössten Altersgruppen, denen von 20 bis 30 und von 30 bis 
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40 Jahren, wechselt, die erste nahm mit den Jahren al), die 
zweite zu, die grosse absolute Zahl des ersten Beobachtungs- 
jahres verschafft der ersten Gruppe den Vorrang im Mittel 
der sechs Jahre, bei einer langem Beoachtungsdauer würde 
wohl die zweite Gruppe den Vorrang gewinnen. Allerdings 
würde das Bild sich bedeutend verschieben bei einer Krisis 
in einer Industrie, die vorwiegend jüngere Leute beschäftigt. 
Der Aufbau der Altersgruppe in den verschiedenen Gewerbs- 
zweigen spielt dabei eine gewichtige Rolle. 

Dass bei dem Aufbau der Altersklassen in den Berufs- 
gruppen übrigens sehr verschiedenartige Ursachen mitwirken, 
hat der Verfasser erfahren, als er einen grossen Theil der 
schweizerischen Berufsstatistik nach der Volkszählung von 
1880 bearbeitete. Die Berufsarten wurden damals auch nach 
Altersklassen dargestellt. Dabei lag, nach dem Vorgang älterer 
Statistiker, der Gedanke zunächst, die Berufe für die gesün- 
desten zu halten, in denen die höhern Altersklassen am 
stärksten vertreten sind. Im Kanton Appenzell Ausserrhoden 
zeigte sich nun bei den beiden grossen Gruppen der Webei* 
und Sticker eine verblüffende Erscheinung. Bei den Webern 
waren die höhern Altersklassen sehr stark vertreten und die 
untern fehlten fast ganz, während bei den Stickern nur jün- 
gere Leute anzutreffen waren und die höhern Altersklassen 
fehlten. Es wäre absurd gewesen, schliessen zu wollen, das 
Weben in den feuchten Webkellern sei eine gesündere Be- 
schäftigung als das Maschinensticken in grossen luftigen Lo- 
kalen. Des ßäthsels Lösung lag darin, dass die noch junge 
Industrie der Maschinenstickerei bessern Verdienst bot, als 
die. Weberei, die Jüngern Leute sich daher von der Weberei 
zur Stickerei wandten und der Weberei nur die altern 
Leute verblieben, die ihren Beruf nicht so leicht mehi- wech- 
seln konnten. 

Wenn eine Industrie rasch einen grossen Aufschwujig 
nimmt, wie das z. B. beobachtet werden konnte bei der Er- 
stellung von Wasserwerken zur Umwandlung in Elektrizität 
behufs Benutzung zur Triebkraft, Beleuchtung oder Elektro- 
lyse, dann zieht sie eine grosse Zahl junger Leute an sich 
und verändert damit oft in kürzester Zeit vollständig den 
Aufbau der Altersklassen. Die rapide Entwicklung des Eisen- 
bahnwesens wirft grössere Massen von Angestellten und Ar- 
beitern mit relativ sichern Stellungen an ihre Zentralpunkte, 
die, wie bei frühem Volkszählungen beobachtet wurde, Fa- 



Digitized by 



Google 



— 105 — 

milien mit viel Kindern bilden und dadurch den Aufbau der 
Altersklassen in der Bevölkerung stark beeinflussen. Diese 
Beispiele werden hier nur angeführt, um zu zeigen, dass das 
gegenseitige Verhältniss der Altersklassen sehr stark durch 
die wirthschaftlichen Verhältnisse der verschiedenen Erwerbs- 
zweige und auch durch die Konjunktur bestimmt wird, so 
dass sich nicht wohl allgemeine Schlüsse ziehen lassen. 

Aber auch unter diesem Vorbehalt bietet der Versuch 
der Darstellung des Grades der Arbeitslosigkeit nach den 
Altersgruppen besonderes Interesse. Lässt man die unvoll- 
ständigste Gruppe der Personen unter 20 Jahren bei Seite, 
so zeigt sich der Grad der Arbeitslosigkeit auf je 1000 Per- 
sonen jeder Altersgruppe wie folgt : 

Von 20 bis 30 Jahren je 36 auf 1000. 

„ 30 „ 40 „ „ 60 „ 1000, 

,. 40 ,. 60 „ „ 79 „ 1000. 

„ 50 „ 60 „ ,. 93 „ 1000. 

Bei über 60 „ „106 „ 1000. 

Die bedeutende Steigerung von der ersten zur zweiten 
Klasse kann zufällig gerade so gross sein, aber von da ab 
in den höheren Altersklassen ist sie als allgemeine Er- 
scheinung nicht unwahrscheinlich. Je nach den Berufen tritt 
früher oder später eine verminderte Leistungsfähigkeit ein 
und bei Arbeitsmangel werden zuerst die Leistungsunfähigem 
ausgeschaltet. Einmal entlassen finden aber Personen, die 
sich dem 60. Altersjahre nähern, oder es schon überschritten 
haben, sehr schwer wieder Beschäftigung. Man traut ihnen 
oft weniger Leistungsfähigkeit zu, als sie noch besitzen. Bei 
dieser Altersstufe hätte eine Altersversorgung einzusetzen. 

Der Vollständigkeit wegen wurden auch einige Lohn- 
gruppen eingesetzt, da das Material vorlag, die Beschränkung 
auf drei Gruppen erfolgte darum, weil man nicht zu sehr 
auf die Richtigkeit der Angaben vertrauen darf und die An- 
gaben kaum genügend kontroUirt werden konnten. Dagegen 
muss vor falschen Schlüssen gewarnt werden. Man könnte 
aus dem Umstände, dass die höhere Lohngruppe ziemlich 
stark angewachsen ist, den Schluss ziehen wollen, dass die 
Löhne wahrscheinlich im Lauf der Jahre im gleichen Masse 
gestiegen seien. Das wäre aber falsch. Der Hauptgrund 
dieser Erscheinung liegt darin, dass in den letzten Jahi^n 
die gelernten und besser bezahlten Bauberufe unter den 
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Arbeitslosen stärker vertreten waren, wie auch schon ein 
Blick auf die Tabellen 2 und 3 auf den Seiten 50 und 51 
zeigt. Eine Kombination von Berufs- und Lohngruppen 
würde darüber weitem Aufschluss geben, aber das Material 
erscheint zu wenig zuverlässig, als dass man darauf ein- 
treten könnte. 

Die Zürcher Berichte enthalten noch verschiedenes Ma- 
terial, das wohl von lokaler Bedeutung sein kann, hier aber 
nicht näher in Betracht gezogen werden muss, so über den 
Wohnkreis oder das Wohnquartier, über die bezahlte Woh- 
nungsmiethe und über die Aufenthaltsdauer in der gleichen 
Wohnung etc. Dagegen bringt der Bericht des Herrn Dr. 
Hofmann über die Arbeitslosen- Versicherung der Stadt St. 
Gallen eine Darstellung über den Berufswechsel^ der bei 
Arbeitslosen beobachtet wurde, die eine Würdigung verdient. 

Von 510 Arbeitslosen hatten 357 einen Beruf erlernt, 
aber nur 233 waren noch im erlernten Beruf thätig, während 
124, also mehr als ein Drittel, den erlernten Beruf verlassen 
hatten, in einem andern Erwerb thätig waren. Dabei wird 
erst noch im Allgemeinen ein Sinken aus einer höhern in 
eine niedrigere Berufsstellung konstatirt. Darin liegt wohl von 
vornherein die Vermuthung begründet, dass der Berufswechsel 
sich unter einem gewissen Zwan^ der Noth vollzog. Zum 
Theil mögen auch Personen ihren Beruf nicht genügend er- 
lernt haben, oder dazu nicht geeignet gewesen sein, näher 
liegen jedoch andere Ursachen, wie Uebersetzung des Berufs, 
ungenügender Lohn, schlechter Geschäftsgang etc. 

Unter den Personen, die den Beruf gewechselt haben, 
stehen die Bäcker mit 14 allen andern voran, dann folgen 
9 Sticker, 8 Schuhmacher, je 7 Metzger und Maurer, 5 
Müller etc. Das gibt uns einen Fingerzeig. Der Bäcker- 
beruf ist ohne Zweifel beständig übersetzt mit Arbeitskräften 
infolge einer unerhörten Lehrlingszüchtung. Davon wird 
später noch zu reden sein. Der Berufswechsel der Sticker 
erklärt sich leicht aus den riesigen Schwankungen, denen 
diese Industrie unterworfen ist. Die Schuhmacher kämpfen 
einen Todeskampf mit der Grossindustrie etc. etc. 

In alten Zeiten galt der Berufswechsel als ein Makel, 
als ein Zeichen von Untüchtigkeit, heute ist eine solche An- 
schauung nicht mehr aufrecht zu erhalten. Die freie Kon- 
kurrenz bringt beständig in fast allen Berufen solche Ver- 
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änderungen hervor, dass der Berufswechsel oft genug zur 
Nothwendigkeit wird, um die Existenz fristen zu können. 

Nun wäre es wohl zu weit gegangen, wenn man aus 
dem St. Galler Beispiel folgern wollte, es habe unter der 
Arbeiterschaft im Allgemeinen jeder dritte Mann den Beruf 
gewechselt und sei in eine niedrigere Berufsstellung gesunken. 
Wie weit diese Erscheinung im Allgemeinen auftritt, wissen 
wir leider nicht, und es wäre sehr wünschenswerth, wenn 
eine Berufszählung darüber Auskunft ertheilen würde, denn 
damit würde ein helles Licht auf die Zustände in den ver- 
schiedenen Berufs- und Erwerbsverhältnissen geworfen. 

In Stuttgart wurde bei der Arbeitslosenzählung vom 
2. Dezember 1895 auch die Kriminalität der Arbeitslosen 
ermittelt. Da sich nur die kriminelle Bestrafung in's Ver- 
hältniss zu der der Gesammtbevölkerung setzen lässt, lassen 
wir die Fälle polizeilicher Bestrafung bei Seite. Von 1295 
Arbeitslosen waren 12 kriminell bestraft, das wären 92 auf 
10,000; im Durchschnitt der zehn Jahre 1882 — 1891 kamen 
in Württemberg auf 10,000 Personen der strafmündigen Be- 
völkerung 94 Verurtheilte. Die Kriminalität der Arbeitslosen 
stünde also etwas unter der allgemeinen. Das soll nun 
keineswegs verallgemeinert werden, aber es ist doch auch 
als Einzelerscheinung, die beobachtet wurde, nicht ohne Be- 
deutung, da man leicht annimmt, die der Arbeitslosigkeit 
verfallenden Personen seien im Allgemeinen schlechter quali- 
fizirt, als die übrigen Klassen der Gesellschaft. Eine Be- 
völkerungsschichte, die ohnehin durch Noth niedergedrückt 
ist, soll nicht obendrein durch Vorurtheile und Missachtang 
noch tiefer gedrückt werden. Lange genug ist die Arbeits- 
losigkeit als eine gewisse Schande fiir die davon Betroffenen 
betrachtet worden. Diese Anschauung ist auch heute noch 
nicht ganz verschwunden und äussert sich mitunter in kränk- 
ender Weise. Daher war es ein Verdienst des statistischen 
Amts der Stadt Stuttgart und seines Direktors, Dr. jur. 
H. Rettich, zu zeigen, dass die Arbeitslosen nicht schlechtere 
Leute sind als die andern, sondern dass sie nur leiden unter 
einem Unglück. 
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lY. 

Das Problem der Arbeitslosigkeit. 

a. Wesen und Ursachen der Arbeitslosigkeit. 

„Die Arbeitslosigkeit ist eine furchtbare Geissei für die Ar- 
beiterbevölkerung, sie bringt dieser die Gefahr des materiellen 
und moralischen Ruins. Die Mehrzahl der Menschen wird 
durch den regulären Gang der Beschäftigung und des Ein- 
kommens auf dem Wege des Guten gehalten, sie strauchelt, 
sobald dieser Gang unterbrochen wird und die Noth an die 
Thüre pocht. Die besten Charaktere erweisen sich schwach 
gegenüber dieser Gewalt." So beginnt Prof. Dr. Georg Schanz 
sein Buch „Zur Frage der Arbeitslosenversicherung". Mit 
diesen wenigen Worten bezeichnet er die Wirkungen der 
Arbeitslosigkeit auf die von ihr betroffene Arbeiterschaft, 
und was er sagt, kann wahrlich nicht bestritten werden, ist 
vielmehr allen, die sich mit der Volksmoral beschäftigen, 
dringend zur Beachtung zu empfehlen. 

Ist aber die Arbeitslosigkeit gleich zu ächten einem 
unabwendbaren, mit höherer Gewalt hereinbrechenden Ele- 
mentarereigniss ? Gehört sie zu den naturgesetzlichen Er- 
scheinungen, die zu allen Zeiten mit eherner Nothwendigkeit 
walten? Nein! Die Arbeitslosigkeit ist eine moderne Er- 
scheinung und nur ein Ausßuss des modernen WirthschaftS" 
Systems, Das moderne Wirthschaftssystem ist aber keine 
absolute, sondern nur eine historische Kategorie, es ist nicht 
von Ewigkeit her, sondern erst spät in der Menschheits- 
geschichte entstanden, und es ist dem Wechsel unterworfen, 
wie jede geschichtliche menschliche Einrichtung. In den 
Wirthschaftssystemen und Betriebsformen der Vergangenheit 
war die Arbeitslosigkeit nicht anzutreffen. Ein kurzer Kurs, 
zum Theil an Hand der Studie Prof. Dr. Karl Büchers „Die 
gewerblichen Betriebsformen in ihrer historischen Entwick- 
lung" kann den Nachweis leisten. 
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Die ursprünglichste Betriebsform bezeichnet Bücher als 
Hamfleiss, sie entspricht der von Rodbertus eingehend ge- 
schilderten Oikenwirthschaft, so genannt nach dem griechi- 
schen Wort Oikos, das Hausgemeinschaft bedeutet. Damit 
wird die urwüchsige Produktion bezeichnet, die von einer 
grössern oder kleinern Gemeinschaft betrieben wird, die sich 
nur nach dem eigenen Bedarf der Gemeinschaft richtet und 
alle ihre Bedürfnisse selbst befriedigt. Ob dabei der arbeitende 
Mensch Genosse der kommunistischen Geschlechts- oder 
Dorfgemeinschaft , oder blutsverwandtes oder adoptirtes 
Glied der Hausgemeinschaft, oder Sklave des Familienvaters, 
oder Leibeigener bezw. Höriger des mittelalterlichen Fron- 
hofs sei, in jedem Falle ist in dieser Wirthschaftsform seine 
Stellung eine festgefügte, er kann nur durch Gewaltthat von 
aussen oder wirthschaftliche Umwälzungen, die seinen ganzen 
Verband betreffen, aus dieser Stellung herausgeworfen werden, 
eine Arbeitslosigkeit, die zugleich Existenzlosigkeit ist, kann 
für ihn nicht eintreten. 

In dieser Wirthschaftsform bildet sich nach und nach 
eine vollständige Arbeitstheilung aus, und auf einer gewissen 
Höhe der Entwicklung wird auch schon für den Austausch 
mit andern Gemeinschaften oder für den Verkauf an diese 
produzirt, aber nur das überschüssige, nicht selbst gebrauchte 
Produkt wird ausgetauscht, das wesentliche bleibt noch die 
Erzeugung für den eigenen Bedarf. Für diesen Austausch 
haben sich an günstig gelegenen Wasserläufen Marktorte 
gebildet, in die sich eine dichtere Bevölkerung sammelt, zu 
der sich auch Leibeigene oder hörige Handwerksarbeiter 
von den Fronhöfen, zunächst noch abgabepflichtig gegen ihren 
Grundherrn, gesellen. Damit bildet sich eine neue Betriebs- 
form, von Bücher Lohnwerk genannt. Der Handwerksarbeiter 
besitzt nur sein Werkzeug und verrichtet in der Kegel seine 
Beschäftigung im Hause oder Hofraum des Auftraggebers, 
von dem er die Arbeitsstoffe erhält, bei dem er während der 
Zeit der Beschäftigung isst und wohnt, und von dem er einen 
Lohn meist nach der Zeit erhält, üeberreste dieser Be- 
triebsform finden sich heute noch bei dem Arbeiten auf der 
Stör. Nicht nur die Näherin, die Schneiderin und die 
Wäscherin geht auf die Stör. Es gibt noch Landgegenden 
genug, wo auch der Schneider und der Schuhmacher auf die 
Stör geht und die vom Bauern selbst gekauften Arbeitsstoffe, 
Tuch und Leder, verarbeitet. Diese Betiiebsform war einst 
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allgemein; nach und nach beschaffte sich der Lohnwerker 
eine eigene Behausung und eine eigene Betriebswerkstätte. 
Aber selbst dann bearbeitete er noch sehr lange Zeit nur 
die vom Besteller gelieferten Arbeitsstoffe. Sogar der 
Schmied, wahrscheinlich der erste Lohnwerker, wie aus 
alten Sagen hervorgeht, empfing sein Eisen von dem, . der 
seine Arbeit verlangte. Thorold Bogers hat diesen Zustand 
in seinem Werk „Six Centuries of Work and Wages" (in 
Deutsch unter dem Titel „Geschichte der englischen Arbeit" 
erschienen) noch in der Mitte des XV. Jahrhunderts aus 
Baurechnungen von Oxford nachgewiesen. Die Nachzucht 
von Lehrlingen ist unter solchen Umständen nur eine spär- 
liche, und nur eine Uebersetzung im Beruf hätte eine Arbeits- 
losigkeit zur Folge haben können. Von einer solchen wird 
aber nirgends etwas berichtet, dagegen zeigen die auch im 
Verhältniss zu heute guten Taglöhne aus den alten Rech- 
nungen, dass der Lohnwerker ein gesuchter Mann war, also 
nicht unter Arbeitslosigkeit litt. 

Der Lohnwerker verwandelt sich in den Handwerker 
unsrer mittelalterlichen und nachmittelalterlichen Städte: 
Dieser betreibt Kundenproduktion in eigener Betriebsstätte 
und mit Lehrlingen oder Gesellen. Er hat seinen ganz 
bestimmten Markt, dessen Bedarf er genau übersehen kann 
und steht noch im unmittelbaren Verkehr mit den Kon- 
sumenten. Gegen Uebersetzung des Berufes schützen ihn 
die Zunftbestimmungen, die Betriebe sind noch klein, selbst 
noch im Jahre 1634 gibt es in Zürich mehr Meister als Ge- 
sellen und Lehrlinge. Die Produktion ist also nach jeder 
Richtung geregelt. Durch Krieg, Seuchen etc. konnten wohl 
Störungen im Betrieb eintreten, aber von einer Arbeitslosig- 
keit unter den gewerblich produzirenden Klassen konnte 
keine Rede sein. Das Vorherrschen des Handwerks zog sich 
übrigens in Mitteleuropa noch weit ins XIX. Jahrhundert 
hinein, die Möglichkeit, Meister zu werden, war in vielen 
Berufen noch so gross, dass es als unzulässig galt, dass ein 
Geselle heirathe. Noch vor 60 Jahren waren in vielen Be- 
rufen verheirathete Gesellen eine grosse Seltenheit. 

In dieses Handwerk war aber schon lange Bresche ge- 
schossen worden. Gewisse Bethätigungen, namentlich Spinnen 
und Weben, hatten sich als Hausfleiss unter der Bauern- 
bevölkerung forterhalten und lieferten mit der Zeit mehr als 
den Bedarf der eigenen Familie. Als die Verkehrsgebiete 
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sich erweiterten, griff der Kaufmann in dieses Produktions- 
gebiet ein und beförderte es. Da wo die selbsterzeugten 
Rohstoffe nicht zureichten, lieferte er sie und kaufte das 
Produkt den Erzeugern ab. So geht der Hausfleiss über in 
die Produktion von Handelswaaren für einen Markt, der dem 
Produzenten vollständig unbekannt ist. Produzent und Kon- 
sument stehen in gar keiner Beziehung mehr, kennen ein- 
ander gar nicht. Bücher bezeichnet diese Betriebsform, die 
wir in unsrer Seidenhandweberei noch lebendig sehen, mit 
dem norddeutschen Ausdruck Verlagssystem. Der kaufmännische 
Unternehmer ist der Verleger, er sammelt die Produkte des 
Hausfleisses und organisirt ihren Absatz als Handelswaare. 
Im Kanton Zürich war selbst die Baumwollindustrie noch im 
Jahre 1783 durchaus Handarbeit und man zählte in diesem 
Jahre 34,000 Handspinner und Spinnerinnen, die der land- 
wirthschaftlichen Bevölkerung angehörten und in ihren Fa- 
milien lebten. Eine Absatzstockung konnte freilich auch 
Arbeitslosigkeit nach sich ziehen und das Einkommen der 
Familie empfindlich verringern. Aber die gewerbliche Haus- 
arbeit war nicht die einzige Nahrungsquelle der Familie, es 
blieben ihr immer noch die Erzeugnisse der Landwirthschaft. 
Die gewerbliche Hausarbeit hatte auch die Leute noch nicht 
der landwirthschaftlichen Beschäftigung entfremdet, sie wurde 
neben ihr und namentlich im Winter betrieben, und — die 
allfällig Beschäftigungslosen vertheilten sich über ein weites 
Gebiet und über sehr viele Familien, deren Vorstände in der 
Landwirthschaft ihren festen Halt hatten. Eine Arbeits- 
losigkeit, die die ganze Existenz der Familie in Frage stellt, 
war damit also nicht gegeben. 

Eine weitere Betriebsform ist die Manufaktur. Sie wird 
auch vielfach Fabrik genannt, unterscheidet sich aber da- 
durch von der modernen Fabrik, dass in der Manufaktur 
noch durchweg Handarbeit anzutreffen ist, wie der Name 
übrigens auch sagt. Allerdings findet schon eine Zerlegung 
in Theilarbeiten statt, das Produkt geht bis zu seiner Voll- 
endung durch verschiedene Hände, aber die ganze Produktion 
ist doch nur eine Kombination von Handarbeit einer grössern 
Zahl von Theilarbeitern. Die Nadel muss bis zu ihrer Voll- 
endung durch 18 Hände gehen. Die Arbeiter sind in einer 
grossen Betriebsstätte des Unternehmers beschäftigt und sie 
benützen die dem Unternehmer gehörenden Arbeitsinstrumente. 
Sie sind also nun so vom Familienbetrieb abgelöst, wie die Ar- 



Digitized by 



Google 



— 112 — 

beiter der modernen Fabrik. Eine Absatzstockung und da- 
durch bewirkte Arbeitslosigkeit beraubt sie also auch ihrer 
Existenzquelle. Aber es handelt sich noch um verhältniss- 
mässig wenige über das Land verstreute Manufakturen, die 
ihre Leute mühsam zusammen suchen müssen, es gibt noch 
keine Eeservearmee. Zudem ist zwar durch die Arbeits- 
zerlegung eine Mehrproduktion bewirkt, aber es mangeln 
noch die Mittel der unbeschränkten Massenproduktion. Die 
herrschende Betriebsform ist während der Manufakturperiode, 
die der modernen Fabrik etwa ein Jahrhundert vorangeht, 
immer noch das zünftig geregelte Handwerk der Städte, 
durch die allein der ganze Verkehr geht. Die Handelswaaren 
des Verlagssystems und • der Manufaktur unterliegen selbst 
noch der gewerbebehördlichen Kontrolle und Stempelung. 

In all diese Betriebsformen, die zu einem grossen Theil 
noch nebeneinander bestanden, fuhr, sie alle erschütternd, 
eine gewaltige ökonomische Revolution, die in ihren Folgen 
viel gewaltiger war, als die grosse politische Revolution 
gegen Ende des XVIIT. Jahrhunderts. Es war die Arbeits- 
maschinerie und der Dampf als Triebkraft, was diese Re- 
volution hervorrief. An Stelle des Spinnrades tritt eine 
immer mehr vervollkommnete Spinnmaschine, sie findet in 
der Dampfmaschine eine konstant wirkende zuverlässige Um- 
triebskraft an Stelle der schwankenden Wasserkraft. Und 
am Anfang des XIX. Jahrhunderts ist die Dampfmaschine 
auch schon dem mechanischen Webstuhl dienstbar gemacht. 
Von da ab beginnt der moderne kapitalistische Betrieb seinen 
Siegeslauf, er erfasst und bezwingt die alten Betriebsformen 
in einem Gewerbe nach dem andern. Die Technik weiss eine 
Handarbeit nach der andern auf die automatische Arbeits- 
maschine zu übertragen. Damit werden die alten Zunft- 
schranken und Arbeitsregeln niedergerissen, und an ihre 
Stelle tritt der freie uneingeschränkte Verkehr und die freie 
Konkurrenz. 

Aber die kapitalistische Produktionsweise revolutionirt 
nicht bloss die von ihr technisch erfassten Produktionsgebiete 
der Grossindustrie, sie wälzt auch das ganze Wirthschafts- 
gebiet nach ihren Bedürfnissen um. Sie zerstört die Natural- 
wirthschaft im Landbau und setzt an deren Stelle die ihr 
allein zusagende Geldwirthschaft und trägt damit die freie 
Konkurrenz des Weltmarktes in den ursprünglichsten Betrieb, 
in die Bodenkultur. — Sie schafft sich die Mittel des ge- 



Digitized by 



Google 



— 113 — 

waltigsten Verkehrs in Dampfschiffifahrt und Eisenbahnen 
und macht sich den elektrischen Funken als Eilboten in die 
grössten Femen dienstbar. — Sie ruft grosse Institute für 
den Kredit und Geldverkehr in's Leben und mobilisirt durch 
dieses Mittel selbst die unbeweglichsten Titel: die Grund- 
schulden. — Sie findet in der Aktiengesellschaft ein Mittel 
der Konzentration zu den kühnsten Unternehmungen, die im 
Welttrust ihren Höhepunkt erreichen. — Sie macht sich alle 
Gemeinwesen dienstbar durch das Mittel der öffentlichen 
Schulden. — In der Börse schafft sie sich ein Barometer 
und zugleich einen Spieltempel für die mobilisirten Werthe 
der Gesellschaft und der öffentlichen Gemeinwesen. — In 
der Gesetzgebung schafft sie sich die ihr entsprechenden 
Rechtsnormen. — So verändert sie den Aggregatzustand 
der Wirthschaft: Das Feste wird flüssig Damit findet die 
Spekulation ihr Lebenselement. 

Mit den wirthschaftlichen Gütern werden aber auch die 
Menschen in die Bewegung gezogen. Ihre alten Produktions- 
mittel werden Brennholz, ihre Hauswirthschaft wird ver- 
nichtet. Die Familie, die vorher gemeinsam unter einem 
Dache produzirte, wird auseinandergerissen und an die ver- 
schiedenen Fabrikplätze geschleudert. Der alte Betrieb mag 
sich wehren wie er will, durch Fabriken- und Maschinen- 
Zerstörung oder durch Hunger, — es nützt ihm nichts, er 
unterliegt im langen Todeskampfe. 

Und es ist, wie wenn das Zeitalter der Völkerwande- 
rung in neuer Form wieder auferstände! Durch die Kon- 
kurrenz des Weltmarktes zu andern Betriebsweisen ge- 
zwungen, vermag die Bauprnbevölkerung, der älteste Kern 
der Gesammtbevölkerung, ihren Nachwuchs nicht mehr zu 
behalten. Mehr als ihr Geburtenüberschuss wandert zu einem 
kleinen Theil übers Meer, zum grössten Theil in die Städte 
zur Industrie. Dort trifft er wieder auf Angehörige fremder 
Völker, die das Elend aus ihrer Heimat vertrieben hat, und 
mit denen er um sein Brot kämpfen muss. Die Land- 
bevölkerung nimmt ständig ab, die Städte schwellen riesig an. 

Die ganze Zusammensetzung der Bevölkerung ändert 
sich. Die Einheimischen in den Städten werden zur Minder- 
heit und der Aufbau der Altersklassen wird ein ganz ver- 
schiedenartiger. Auf dem Lande sind die höhern Alters- 
klassen verhältnissmässig stark vertreten, in den Städten 
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wiegen die prodoktiTstea Alterskkisseii midirig Tor. £eim 
Wunder, dass diese beiden Berdlkenmgstfaefle sich im Dedoen 
immer mehr nnd mehr entfremden« denn die Jnge&d denkt 
anders wie da« Alter. 

Aber selbst der FamüienTerband nnteiiiegt grossen yer- 
ändemngen. Die lütöchinme yerdrängt Muskelkraft nnd 
erheizt die Arbeit erwachsener Männer dnrch Franoi- nnd 
Kinderarbeit Der FamüienTater wird^ wie Marx richtig be- 
merkt, gezwungen^ Sklayenhändler zn werden nnd sein eigen 
Fleisch nnd Blnt in die Fabrik zn verdingen. Das rtcht 
sich dnrch den Verinst der Täterlichen Autorität. Sobald 
die etwas herangewachsenen Kinder den Baariohn in die 
Hand bekommen, verlassen sie die elterliche Familie nnd 
machen sich selbständig. Aber selbst wenn die etwas heran- 
gewachsenen Kinder in der Familie verbleiben, ändert sich 
ihre Stellung zn den Eltern bedeutend, und das so viel be- 
obachtete Feilschen um das zu zahlende Kostgeld ist das 
bezeichnendste Kennzeichen für die veränderte Stellung. Die 
Signatur der kapitalistischen Produktionsweise ist das Zer- 
reissen der alten Verbände und die Individualisirung der 
Gesellschaft. 

Damit ändert und differenzirt sich auch das Denken der 
Menschen. Die äussern ökonomischen Verhältnisse, die die 
ganze Lebenshaltnug des Menschen bestimmen, üben ihren 
unwiderstehlichen Elnfluss auf sein Denken aus. Wer sich 
auch nur einigermassen hineindenkt, den kann es gar nicht 
Wunder nehmen, dass die besitzlosen Klassen anders denken, 
als die besitzenden, dass, wie Heine sagt, die Logik eines 
Hungrigen eine ganz andere ist, vi^e die eines Satten. Es ist 
ja nicht nur die ungünstigere Stellung der besitzlosen Klassen, 
die das bewirkt, es ist noch mehr die Unsicherheit der 
Existenz, hervorgerufen durch die Schwankungen des Wirth- 
schaftslebens. 

Der Gang der kapitalistischen Produktionsweise unter- 
scheidet sich von dem früherer Betriebsformen hauptsächlich 
dadurch, dass er ein sprunghafter ist und eine Unsicherheit 
mit sich bringt, die frühern Wirthschaftssystemen vollständig 
unbekannt war. Das Gebiet des Weltmarktes ist trotz des 
sehr entwickelten Nachrichtendienstes schwer zu übersehen, 
seine Aufnahmsfähigkeit fär Waaren schwer zu schätzen. 
Zudem produzirt jeder Unternehmer völlig unabhängig vom 
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andern und sucht in der Konkurrenz den Vorrang zu ge- 
winnen, dadurch, dass er schneller und mit billigerer Waare 
auf den Markt kommt Sobald der Markt aufnahmsfähig 
erscheint und guten Profit verspricht, beginnt ein Wettrennen 
der Konkurrenz. Die Fabriken werden vergrössert, sie ar- 
beiten mit voller Kraft und grösster Anspannung der Arbeiter. 
Die Spekulation und die Hoflhung, rasch grosse Gewinne zu 
erzielen, reisst immer weitere Kreise in die Jagd, neue 
Fabriken entstehen und suchen durch vortheilhaftere Ein- 
richtung, durch stärkere Produktionsfähigkeit obzusiegen. 
Die Jagd wird immer zügelloser und halsbrechender, zuletzt 
mischt sich noch der Schwindel drein, der unzertrennliche 
Nachreiter der Spekulation, — schliesslich kommt der ab- 
grundtiefe Graben, der der wilden Jagd Einhalt gebietet und 
der die verwegensten Reiter aufnimmt, — die Panik, der 
Krach ist da, — und mit ihm das graue Elend der Massen- 
arbeitslosigkeit. 

„Der Verkehr stockt, die Märkte sind überfüllt, die Pro- 
dukte liegen da, ebenso massenhaft wie unabsetzbar, das 
baare Geld wird unsichtbar, der Kredit verschwindet, die Fab- 
riken stehen still, die arbeitenden Massen ermangeln der 
Lebensmittel . . . Bankerott folgt auf Bankerott, Zwangs- 
verkauf auf Zwangsverkauf . . . Produktivkräfte wie Pro- 
dukte werden massenhaft vergeudet und zerstört, bis die auf- 
gehäuften Waarenmassen unter grösserer oder geringerer 
Entwerthung endlich abfliessen, bis Produktion und Austausch 
allmälig wieder in Gang kommen." So hat, die Thatsachen 
kurz zusammenfassend, Friedrich Engels die Krise geschildert, 
und wie sehr diese Schilderung der Wahrheit entspricht, das 
kann man gegenwärtig zur Genüge beobachten. 

Die Hauptursache der in heftiger Form auftretenden 
Arbeitslosigkeit ist die durch die freie Konkurrenz ermög- 
lichte und durch sie auch bedingte relative Ueberproduktion, 
d. h. eine Produktion, die die derzeitige Höhenstufe des Ver- 
brauchs übersteigt. In manchen Fällen kann man vielleicht 
sogar von einer absoluten Ueberproduktion sprechen, einer Pro- 
duktion, die sogar das wirkliche Bedfirj&iiss nach dieser oder 
jener Waare übersteigt, was namentlich bei Luxusgegen- 
ständen vorkommt. In den meisten Fällen übersteigt die 
Produktion nicht den wirklichen Bedarf, eine grosse Mehrzahl 
der Bevölkerung hätte das Bedürfniss nach den entsprechen- 
den Erzeugnissen, kann es aber nicht befriedigen, die Pro- 
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duktion übersteigt nur die durch die Kaufkraft der Bevöl- 
kerung bedingte Aufnahmsfähigkeit des Marktes. Daher 
sprechen manche Volkswirthschafter mehr von der Unter- 
konsumtim als der Hauptursache der Krisen. Das kommt 
ungefähr auf das Gleiche heraus, nur dass wohl richtiger 
das aktive Moment der Produktion, als das passive der Ent- 
behrung betont zu werden verdient. 

Dabei tritt regelmässig eine eigenartige Erscheinung ein, 
auf die besonders aufmerksam zu machen ist. Man beobachtet 
nämlich fast immer, dass die Ueberproduktion selbst dann 
noch fortdauert, wenn bereits durch untrügliche Symptome 
die Ueberladung des Marktes schon sichtbar geworden ist. 
Man könnte hier fast von einer bewussten Ueberproduktion 
sprechen, und zum Theil ist es auch bewusster Schwindel, 
der als Begleiterscheinung auftritt, um beim bevorstehenden 
Zusammenbruch noch eine Ernte einzuheimsen. In der Regel 
ist aber dieses letzte Stadium der Ueberproduktion aus der 
Verzweiflung geboren, es entspringt der trügerischen Hoflf- 
nung, sich noch vom Untergang retten zu können. Es sind 
daher auch in der Regel die schwächeren Existenzen, die 
diesem letzten Stadium der Ueberproduktion fröhnen und 
die damit ihren ökonomischen Untergang in der Krise nur 
beschleunigen. 

Noch vor 30 Jahren konnte man in der offiziellen Wissen- 
schaft den Gemeinplatz hören, die grössten Uebelstände im 
sozialen Leben kämen daher, dass zu wenig produzirt werde, 
darum ermangle ein grosser Theil des Volkes des Noth- 
wendigen. Die wirthschaftlichen Thatsachen sprechen ganz 
anders. Sie zeigen, dass die Krise darum nothwendigerweise 
den wirthschaftlichen Kreislauf abschliesst, weil zu viel pro- 
duzirt wurde, weil anarchisch erzeugt wurde. Das Elend der 
Arbeitslosigkeit, die Folgeerscheinung der Krise, stammt nicht 
vom Mangel an Produkten, sondern im Gegentheil von ihrem 
Ueberfluss. Und gerade in dem Moment, wo die Produkte 
am meisten gehäuft sind und am sehnlichsten auf Käufer 
warten, gerade im gleichen Moment werden die Produzenten 
auf das Pflaster geworfen, wird ihre Arbeitskraft lahm ge- 
legt, so dass sie die Erzeugnisse am allerwenigsten kaufen 
können. Das ist der gigantische Widerspruch im Gang der 
modernen kapitalistischen Produktionsweise, dass sie aus dem 
Ueberfluss mit Notwendigkeit Elend erzeugt. 
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Die Erscheinung der üeberproduktion und der daraus 
entspringenden Krise zeigt sich aber nicht nur im eigensten 
Gebiet der kapitalistischen Produktionsweise, nicht nur in 
der Grossindustrie, die Massenerzeugnisse, Stapelartikel liefert. 
Als herrschende Produktions- und Wirthschaftsform hat sie, 
wie schon erwähnt, alle Gebiete der Produktion und des 
Austausches in ihren Kreislauf hineingezogen, ihren Verkehrs- 
formen unterthan gemacht.. Aus seiner ehemaligen Unbeweg- 
lichkeit ist auch der Grund und Boden herausgerissen wor- 
den, er hat modernen Waarencharakter angenommen und 
geht heute so leicht aus einer Hand in die andere wie irgend 
ein Erzeugniss aus Baumwolle. Und gleich mobil sind auch 
die Häuser, die Erzeugnisse der einst so ehrwürdigen Hand- 
werke des Baugewerbes, als Handelswaare geworden. Sie 
wurden Spekulationsartikel wie irgend welche Spielpapiere 
an der Börse. 

Das haben wir im letzten Jahrzent mit grösster Deutlich- 
keit erlebt. Dunkle Ehrenmänner, untauglich als Flickschuster, 
verhandelten in Spelunken Grund und Boden, sowie Häuser, 
wie wenn es baumwollene Nachtmützen wären und brüsteten 
sich: Heute habe ich 5000, 10,000 oder 15,000 Fr. verdient, 
obgleich sie nicht fttr einen Rappen wirthschaftlichen Werthes 
geschaffen hatten. Eine Börse andern Stiles hatte sich neben 
der Effektenbörse etablirt und deren Tageskönige fuhren bald 
ebenso in Equipagen mit Gummirädem, wie die andern — 
bis die Sintfluth kam und sie wegschwemmte. Leider aber 
traf diese Sintfluth am schwersten die Arbeiter, die während 
dem „Aufschwung" nicht einmal eine kleine Lohnerhöhung 
erreicht hatten, und sie traf ebenso schwer eine grössere 
Zahl von Handwerksmeistern, die beim „Aufschwung" auch 
nichts profitirt hatten. 

Es erscheint angezeigt, über diese Periode einige Dar- 
stellungen in Zahlen zu geben, soweit das Material für die 
Stadt Zürich in amtlichen Quellen zu schöpfen ist. Es ist 
wenigstens ein kleines Bild der Vorgänge, die sich im grossem 
Rahmen in der Grossindustrie auf dem Weltmarkte abspielen. 
Es gibt eine leichtfassliche Darlegung der üeberproduktion 
und Ueberspekulation mit ihrem Ausgang in der Krise. Die 
erste Darstellung ist entnommen den Geschäftsberichten des 
Stadtraths von Zürich, die ergänzt wurden durch Auszüge 
aus dem städtischen Inventar und durch die Freundlichkeit 
der kantonalen Brandassekuranzanstalt. 
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Die Bauthätigkeit in der Stadt Zürich von 1892 bis 1900 

gezeigt im Asseicuranzwerth der Gebäude. 
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werthe der Gebäude im öffenüichen Eigenthum der Stadt- 
gemeinde, des Kantons, des Bundes und die Ejrchen im Be- 
sitz der Kirchgemeinden und religiösen Genossenschaften, 
wobei zu beachten ist, dass auch unter dem Kantonseigen- 
thum sich Kirchen befinden. Diese Gebäude sind nicht auf 
Spekulation errichtet und sie werden auch nicht mit Hypo- 
theken belastet, sie sind also auszuscheiden, wenn man die 
Bauthätigkeit im spekulativen Sinne messen will. Dabei ist 
noch zu bemerken, dass die Werthvermehrung der Gebäude 
der Stadt und des Kantons nicht allein auf Neubauten zu- 
rückzuführen ist. Stadt und Kanton haben in den letzten 
Jahren in grösserem Masse Privatgebäude für ihre Zwecke 
angekauft und dadurch dem Privatbesitz entzogen. Die Ver- 
mehrung des Assekuranzwerthes der Privatgebäude ist daher 
in Wirklichkeit grösser als sie in Tabelle 29 erscheint, um 
wie viel, das wäre nur mühsam zu erforschen. 

Die Assekuranzsumme zeigt ein konventionelles Minimum 
des Bauwerthes an, sie bleibt eher unter den Baukosten, als 
dass sie dieselben überstiege; sie darf also als ein Zeichen 
der Bauthätigkeit gegeben werden. Und es ist ein sehr lehr- 
reiches Bild, das sich in Tabelle 29 bei den Gebäuden im 
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Privateigenthum uns bietet. In nur acht Jahren vermehrt 
sich der Assekuranzwerth von 341 Millionen Franken auf 
rund 594 Millionen, d. h. um rund 253 Millionen, oder über 
74%, um zirka drei Viertel des vorherigen Bestandes. Und 
diese Vermehrung ist eine sprungweise, sie setzt mit 24 Mil- 
lionen im Jahre 1893 ein, springt aber schon im Jahre 1896 
auf fast 51 Millionen. Im Oktober 1896, also ungefilhr im 
Zenith der Bewegung, findet eine Wohnungserhebung statt, 
in der sich zeigt, dass das Wohnungsbedürfhiss nach der 
Kaufkraft der Bevölkerung schon überschritten war. Ausser 
den noch nicht bewohnbaren Eohbauten fanden sich 1401 
leerstehende Wohnungen vor, wovon 511 im Miethwerth von 
über 600 Fr. Im Ganzen wurden 9842 Wohnungen im Preise 
von über 600 Fr. gezählt, es standen also 5,2 % davon leer, 
auf 20 Wohnungen also mindestens eine unbesetzt, das ist 
schon viel vom Standpunkte der Wohnungsproduktion und 
macht sich auf dem Wohnungsmarkte schon bemerkbar. Trotz- 
dem wurde noch lustig weiter gebaut und es kamen in den 
vier folgenden Jahren noch etwa 110 Millionen an Privat- 
gebäuden hinzu, bis zu Ende November 1900 1914 leerstehende 
Wohnungen gezählt wurden, wovon 772, also über 40 ^/o, mit 
einem Miethwerthe von über 500 Fr., also zu einem Preise, 
den die gi^osse Mehrheit der Bevölkerung nicht zu erschwingen 
veimag. 

Die leerstehenden Wohnungen betrugen zu Ende No- 
vember 1900 nur 5,35 % sämmtlicher Wohnungen. Eine 
verhältnissmässig gleiche Ueberproduktion würde in der Gross- 
industrie gar nichts besagen, denn die Vorräthe fertiger 
Waaren sind jedenfalls auch in Zeiten sehr guten Geschäfts- 
ganges grösser als 5 — 6^/0. Auf dem Wohnungsmarkte ist 
das aber anders, ein so kleiner üeberschuss von Wohnungen 
war schon im Stande, die Wohnungspreise in den äussern 
Quartieren um 10, 15 und mehr Prozent herabzudrücken, was 
freilich einem grossen Theile der Arbeiterschaft wenig genug 
nützte, denn seine Verdienstverhältnisse waren zu gleicher 
Zeit weit mehr herabgedrückt. 

Der Umstand, dass ein so kleiner Wohnungsüberschuss 
eine so bedeutende Entwerthung der Wohnungen nach sich 
zieht, scheint darauf hinzudeuten, dass in „normalen Zeiten", 
wenn man so sagen darf, die Mehrzahl der Wohnungen einen 
künstlich hohen Preis hat, was namentlich auf alle kleinern 
Wohnungen zutreffen wird. Diese Wohnungen sind in der 
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Begel rar. Beständig werden alte Hänser mit kleinem Woh- 
nungen beseitigt, bei Neubauten bevorzugt die Spekulation 
aber nur grössere Wohnungen. Desshalb muss der Arbeiter 
den Kubikmeter Baum in seiner kümmerlichen Wohnung 
theurer bezahlen, wie der Wohlhabende in seiner mit allem 
Komfort ausgestatteten Behausung. Diese künstliche Preis- 
höhe muss daher in's Schwanken kommen, sobald auch nur 
ein kleiner üeberschuss von Wohnungen etwas Luft macht. 
Immerhin ist der Preisfall dann bei den grossem und mitt- 
lem Wohnungen stärker, als bei den kleinern. 

Um den Wohnungsfiberschuss von 5,35 ^/q wirthschaftlich 
bewerthen zu können, muss übrigens bemerkt werden, dass 
dieser Prozentsatz von den 593,9 Millionen Assekuranzwerth 
der Privatgebäude die hübsche Summe von rund 32 Millionen 
ausmacht, also einen auch für die gesammte Wirthschaft in 
der Stadt Zürich nicht unbedeutenden Betrag, der brach ge- 
legt ist. Das musste an und für sich schon die Bauthätig- 
keit lahm legen. Aber die Krise wurde noch verschlimmert 
durch den Krach, der auf die geradezu wahnsinnige Boden- 
spekulation folgte und nothwendig folgen musste. Darüber ge- 
statten Angaben aus den Rechenschaftsberichten des Ober- 
gerichts einige Darstellungen zu geben. 

Die Bewegung der Bodenspekulation von 1892 bis 1900 
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Die erste Hälfte der Tabelle zeigt die Bewegung der 
Gnindversicherungen in der Stadt Zürich. Es gehen stets 
nebeneinander Neuerrichtungen und Löschungen von Grund- 
Versicherungen, und daraus ergibt sich regelmässig eine Ver- 
mehrung der Bodenverschuldung. In einem Gremeinwesen, 
das sich in starker Fortentwicklung bewegt, ist eine Zu- 
nahme der Bodenverschuldung an und fiir sich kein schlimmes 
Zeichen. Mit der Zunahme der Bevölkerungszahl und aller 
wirthschaftlichen Werthe geht natürlich auch eine Zunahme 
des Bodenwerthes Hand in Hand. Aber die vorstehende Dar- 
stellung zeigt ein wesentlich anderes Bild, es zeigt einen ge- 
waltigen Sprung in die Höhe und dann ein starkes Hinunter- 
gehen, weil man viel zu hoch gesprungen war. Die Stei- 
gerung der Bodenverschuldung geht der in Tabelle 29 ge- 
zeigten Steigerung der Bauthätigkeit voran, sie ist bedeutend 
stärker und erreicht ein Jahr vor der Steigerung der Bau- 
thätigkeit ihren Höhepunkt. Schon im Jahre 1894 nimmt 
die Grundschuld um 50 Millionen zu, im Jahre 1895 gar um 
84 Millionen, um über 20% der Schuld am Ende des Vor- 
jahres und noch im Jahre 1896 beträgt sie 67 Millionen, sie 
hält sich im Jahre 1897 noch auf 50 Millionen, um dann in 
den nächsten Jahren rasch zu sinken. In diesen Zahlen sieht 
man ungefähr, mit welchen Mitteln die Bodenspekulation „ge- 
arbeitet" hat. Auswärtige Konsortien, Banken und Einzel- 
kapitalisten sprangen ein und zu den 364 Millionen Gesammt- 
vermehrung der Grundversicherung in den acht Jahren wird 
noch ein starker Posten unversichertes Baarkapital zu rech- 
nen sein, das sich in die Spekulation mit dem stadtzürche- 
rischen Boden steckte. 

Dass sich der Werth der Liegenschaften in der Stadt 
Zürich von 1892 auf 1900 um über 110 o/o vermehrt, also 
mehr als verdoppelt habe, kann wohl kein ernsthafter Mensch 
behaupten, es ist also künstliche Steigerung durch Spekulation, 
die uns diese Darstellung zeigt und es sind fiktive Werthe, 
die in der gesteigerten Grundversicherung zu Tage treten. 

Dass es sich um fiktive Werthe handeln muss, wird eine 
kleine Eechnung sofort zeigen. Einer der besten Massstäbe 
für die wirkliche Werthsteigerung von Liegenschaften ist in 
der Bevölkerungszahl gegeben. Diese ist für die Stadt Zürich 
zu Ende 1892 auf rund 100,000 anzunehmen und sie betrug 
zu Ende 1900 rund 160,000. Demnach kam am Beginn der 
Beobachtungsperiode auf den Kopf der Bevölkerung eine 
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Grundschuld von 3290 Fr., am Schluss von 4620 Fr., die 
Grundschuld hätte sich also um über 4:0<>/o stärker vermehrt 
als die Bevölkerung. Dass das kein realer Werth sein kann, 
springt Jedem in die Augen. Da in der modernen Gesell- 
schaft die Dinge wirthschaftlich vor sich gehen, so muss der 
Zins der Grundschuld aufgebracht werden, und zwar von der 
Bevölkerung selbst. Demnach hätte, zu 6% gerechnet, am 
Anfang der Periode es auf jeden Kopf eine Jahresleistung 
von Fr. 164.50 getroffen und am Schluss Fr. 231, also Fr. 66.50 
mehr. Am Schluss der Periode war die Leistungsfähigkeit 
der Bevölkerung nicht etwa gesteigert, sondern im Gegen- 
theil durch die Krise bedeutend geschwächt. Von einer Mehr- 
leistung kann gar keine Eede sein. Die künstliche Steige- 
rung der Grundversicherung muss also durch die Krise auf 
ihr richtiges Mass zurückgeführt werden, vorübergehend wird 
sie wahrscheinlich noch etwas tiefer gehen. Millionen müssen 
verloren gehen. Leider gehen nicht nur die Luftmillionen 
der Spektdanten verloren, sondern auch sehr reale Millionen 
anderer Leute. Die Zeche bezahlt die Arbeiterschaft durch 
Elend und ein Theil der Handwerkerschaft durch Bankerott. 

Um noch etwas genauer in die Bodenspekulation hinein- 
blicken zu können, müssen wir die Werthe der Grundver- 
sicherung in's Verhältniss zu den Werthen der Gebäudeasse- 
kuranz setzen. Dabei kommen nur die Privatgebäude in 
Frage. Aber es kann sich auch nicht um den ganzen Asse- 
kuranzwerth der Privatgebäude handeln, denn dieser wird 
nie vollständig belehnt, sondern nur ein bestimmter Theil. 
Bei der Kantonalbank beträgt dieser belehnbare Theil vor- 
schriftsgemäss für städtische Gebäude höchstens zwei Drittel 
des Assekuranzwerthes. Dieser Ansatz findet sich in der 
Mittelrubrik auf Tabelle 30. Man kann sagen, dass manche 
private Grundversicherungen über diese zwei Drittel hinaus- 
gehen. Dagegen sind wohl die meisten Häuser lange nicht 
bis auf diese zwei Drittel belehnt, so dass mit grösster Wahr- 
scheinlichkeit der Ansatz von zwei Dritteln des gesammten 
Assekuranzwerthes der Privatgebäude eher zu hoch als zu 
niedrig angesetzt ist, also eine Maximalzahl bildet. 

Zieht man nun diese Maximalzahl vom Bestand der 
Grundversicherung ab, so erhält man den Ueberschuss der 
Grundversicherung, der als Minimum der Belastung des un- 
überbauten Bodens durch Hypotheken anzusehen ist. Diese 
Minimalbelastung des leeren Bodens steigt in den acht Jahren 
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von 102 auf 297 Millionen, also um 195 Millionen oder 
191,2 %, d. h. sie hat sich fast verdreifacht, namentlich wenn 
man in Betracht zieht, dass im letzten Jahre bereits ein 
Minus von 2 Millionen verzeichnet ist, das als Speknlations- 
verlust zu bezeichnen ist. Um diese künstliche Steigerung 
ganz würdigen zu können, muss man beachten, dass der 
Flächeninhalt des stadtzürcherischen unÜberbauten Bodens 
sich in der gleichen Zeit durch üeberbauung ganzer Quar- 
tiere sehr bedeutend verringert hat, dass es also eine be- 
deutend kleinere Bodenfläche ist, die am Schluss der Be- 
obachtungsperiode mit dem dreifachen Betrage belastet war, 
wie die bedeutend grössere Bodenfläche am Anfang der Periode. 
Wenn man den Gesammtbetrag der üeberspekulation auf rund 
200 Millionen ansetzt, so wird man nicht sehr fehl greifen und 
erhält damit einen kleinen Begriff vom Umfang der Spekulation, 
und damit von der Hauptursache der jetzigen Küse. 

Im Anfang der Periode beträgt die Minimai-Bodenbe- 
lastung 45ö/q der Maximalbelastung der Gebäude. Das ist 
schon viel, mag aber noch unbedenklich sein. Dann aber 
steigt diese Minimalbelastung des Bodens bis auf 79% der 
maximalen Gebäudebelastung, und das ist erschreckend. Hier 
sehen wir auch die Triebfedern der Ueberproduktion in den 
letzten Jahren. Der Spekulationsboden gibt für sich keinen 
Ertrag, es ist verödetes Kulturland. Die Gnindversicherung 
muss aber verzinst werden. Also muss man bauen, zu den 
alten Schulden neue häufen. Für einen Kundigen war es 
deutlich sichtbar, dass der grösste Theil der Bauthätigkeit 
in den letzten Jahren der Verzweiflung entsprang. Ein Theil 
glaubt wohl wirklich, sich dadurch retten zu können, daneben 
gibt es aber auch andere, die bewusst Schwindel treiben, um 
Andere in's Verderben zu stürzen. So wird der Krach un- 
vermeidlich. Er riss auch eine grössere Zahl von Hand- 
werksmeistern in's Verderben, die selbst gar nicht spekulirt 
hatten, die aber für die gelieferten Arbeiten nicht bezahlt 
wurden und dadurch in Konkurs kamen. 

Die Darstellungen der Tabellen 29 und 30 werden noch 
durch eine weitere ergänzt, die ebenfalls den Rechenschafts- 
berichten des Obergerichts, speziell über die Notariate, ent- 
nommen wurde. Die Notariate haben auch alljährlich über 
Zahl und Geldwerth der Handänderungen von Liegenschaften 
zu berichten. Die Zusammenstellung dieser Angaben ist sehr 
lehrreich. 
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Auf und Ab der Bodenspekulation 

gezeigt durch die Handänderungen. 
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Die erste Hälfte der Tabelle betrifft die Handänderungen 
in der Stadt Zürich. Das plötzliche Anschwellen der Speku- 
lation zeigt sich hier noch drastischer, als auf den andern 
Tabellen, zugleich hier aber auch der Sturz von der schwindel- 
haften Höhe wieder herab. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass die Angaben nur das in den Grundbüchern schliesslich 
Fixirte wiedergeben, also nicht etwa wirklich alle Hand- 
änderungen. In der Zeit der tollsten Spekulation vollzogen 
sich viele Eigenthumsübergänge nur durch Kaufverträge, und 
oft war die Liegenschaft schon in der dritten oder vierten 
Hand, ehe die notarialische Fertigung, der Eintrag in's Grund- 
buch, erfolgte. Die Jagd war also viel ärger, als sie aus 
der Tabelle ersichtlich ist, auch wenn man annehmen muss, 
dass die gleiche Liegenschaft jedenfalls mehnnals in den 
Handänderungen wiederkehrt, denn ein grosser Theil der 
Liegenschaften ist auch in den Grundbüchern mehrmals als 
Handänderung eingetragen worden. 

Ein ganz besonderes Interesse bietet die vierte Zahlen- 
kolonne, die einen Massstab für die relative Höhe der Hand- 
änderungen abgibt. Einen ganz genauen Massstab hätte man 
freilich nur dann, wenn es einen Kataster sämmtlicher Liegen- 
schaftenwerthe gäbe, in dem auch der Boden nach seinem 
Verkehrswerthe angegeben wäre. Da ein solcher Kataster 
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nicht existirt, kann nnr die Höhe der Grundversicherung als 
Massstab benützt werden. In der erwähnten vierten Zahlen- 
kolonne ist nun das Prozentverhältniss des Werthes oder 
vielmehr des Preises der Handänderungen zum Gesammt- 
werth der Grundversicherungen am Ende des Vorjahres an- 
gegeben. Es ist stets der Gesammtwerth angenommen, also 
für Häuser und Boden. Man erhält nun einen Begriff von 
dem Umfang der Spekulation, wenn man sieht, dass sie im 
Jahre 1895 bis auf 47,4 o/^ der gesammten Grundversicherung 
zu Ende 1894 betrug, also fast die Hälfte der Grundbelastung. 
Zieht man in Betracht, dass sich die Spekulation hauptsäch- 
lich auf den unüberhaiiten Boden warf, dass sie sich vor- 
zugsweise auf Bauplätze verlegte, so können wir annehmen, 
dass zu jener Zeit ungefähr die Hälße des für Bauplätze in 
Frage kommenden Bodens im Handel war, sich im beweglichen 
oder flüssigen Zustande befand. Damit wird die Analogie 
der Boden-Ueberspekulation mit der grossindustriellen Ueber- 
produktion und Ueberspekulation deutlich gemacht. 

Begünstigt wurde diese Spekulation noch einigermassen 
durch den Stand des Geldmarktes, durch den relativ niedri- 
gen Stand des Zinsfusses, der das beste Zeichen genügend 
verfügbarer Geldmittel ist. Ein niedrigerer Zinsfuss bringt 
selbst bei reeller Rechnung einen höhern Grundwerth mit sich, 
hier kam er noch der Spekulation zu Hülfe und der Kredit 
stand eine Zeit lang im ausgiebigsten Masse zur Verfügung. 
Die Mittelkolonne von Tabelle 31 gibt aus den Rechenschafts- 
berichten der Zürcher Kantonalbank den durchschnittlichen 
Zinsfuss für grundversicherte Darlehen. Dieses staatliche 
Institut, das mit grosser Sorgfalt verwaltet wiid, leistete 
freilich der Spekulation keinen Vorschub, dagegen stellten 
andere Geldinstitute, darunter auch auswärtige, der Speku- 
lation ganz bedeutende Mittel zur Verfügung. Als dann aber 
der Geldmarkt knapper wurde — man sieht, dass der Zins- 
fuss vom Jahre 1897 an wieder stieg — dann zogen sie 
sich zuerst wieder zurück und vergrösserten durch ihre plötz- 
lichen Kündigungen noch die Panik. 

In diese Kehrseite der Medaille gewährt die zweite 
Hälfte der Tabelle 31 einen kleinen Einblick durch Angabe 
derjenigen Handänderungen, die nicht freiwillig, sondern durch 
Zwangsversteigerung erfolgten. Hier sind freilich die Angaben 
nicht fftr die Stadt Zürich besonders ausgeschieden, sondern 
nnr für den ganzen Bezirk gegeben, aber das macht nicht 
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viel aus. Peccatur intra et extra muros! Die Spekulation 
suchte den Bezirk nicht minder heim wie die Stadt, und die 
Stadt hat dabei immer das Schwergewicht, wie man deutlich 
sieht. 

Die Zwangsversteigerungen setzen beim Beginn der Be- 
obachtungsperiode mit einem absolut und relativ kleinen Be- 
trage ein, sie gehen auf dem Höhepunkte der Spekulation 
noch relativ zurück, aber mit dem Jahre 1896 beginnen sie 
unheimlich zu wachsen, sie beti-agen im Jahre 1898 schon 
fast den sechsten Theil der Handänderungen überhaupt, er- 
reichen im Jahre 1899 fast den fünften, und im letzten 
Jahre sogar mehr als den vierten Theil aller Handänderungen. 
Zieht man die Zwangsversteigerungen von den Handände- 
rungen ab, so ist deren Werth oder Preis im Jahre 1900 
um mehr als drei Millionen tiefer als im Jahre 1892. 

Schade, dass wir mit dem Jahre 1900 abbrechen müssen, 
denn die Liquidation der Ueberspekulation war mit dem ab- 
gelaufenen Jahrhundert bei weitem nicht beendigt. Man 
braucht kein Prophet zu sein, um mit grosser Wahrschein- 
lichkeit sagen zu können, dass die Zwangsversteigerungen 
im Jahre 1901 noch bedeutend zugenommen haben und dass 
sie damit noch keineswegs an ihrem Abschluss angekommen 
sind. Die Spekulation hat die Entwicklung von mindestens 
20 Jahren voraus eskomptirt, die Werthe derart künstlich 
erhöht und hoffte, den Betrag einfach in den Sack stecken 
zu können. Die Krise hat diesem Spiel ein Ende bereitet 
und sie kann nicht eher aufhören, als bis diese künstlichen 
Werthe liquidirt oder richtiger wieder verschwunden sind. 
. Um auch Solchen, die gewohnheitsgemäss Tabellen 
überschlagen, Gelegenheit zu einem üeberblick zu geben, 
wurde eine graphische Darstellung angefertigt und in typo- 
graphischer Ausführung beigegeben. Vielleicht wäre eine 
Darstellung in Kurven deutlicher gewesen, diese hätte aber 
eine Extrabeilage beansprucht, was vermieden werden wollte. 
Das Verfolgen von fünf unter einander herlaufenden Kurven 
bietet dem ungeübten auch einige Schwierigkeiten, vielleicht 
sogar noch mehr, als die Vergleichung von unter einander 
gestellten Linien. Der geschilderte Verlauf der üeberpro- 
duktion und Ueberspekulation, sowie das Einsetzen der &ise 
ist nebenstehend leicht ersichtlich. 
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Der Verlauf der Bodenspekulation und der damit ver- 
bundenen Ueberproduktion von Häusern in der Stadt Zürich 
ist durchaus analog dem Verlauf einer Ueberspekulation und 
Ueberproduktion auf industriellem oder kommerziellem Ge- 
biet. Einzelne Darlegungen in dem Abschnitt von den 
Schwankungen der Industrie von 1882/83 bis 1898/99 haben 
das bereits gezeigt. Existirten über die eine oder andere 
unsrer Hauptindustrien ähnliche amtliche Aufzeichnungen, 
wie über den Assekuranzwerth der Gebäude, die Grundver- 
sicherung und die Handänderungen, so wäre es nicht schwer, 
den zahlenmässigen Nachweis zu erbringen. Der Thatsachen- 
beweis liegt aber immer in der auf jede Ueberproduktion 
und Ueberspekulation folgenden Krise mit ihrer Arbeits- 
losigkeit. 

Die Folgen mit Noth, Elend, materiellem und morali- 
schem Untergang von ehrlichen und nützlichen Existenzen, 
Entwerthung von Gütern etc. etc. hat immer die grosse Mehr- 
heit der Bevölkerung zu tragen. Kein Wunder, wenn dann 
in der Noth allgemein die Meinung auftritt, es sei dieses von 
vielen zu tragende Unglück durch persönliches Verschulden 
der Ueberspekulanten und Ueberproduzenten verursacht. Man 
weiss, dass dieses schwere Leiden einer Masse Unschuldiger 
nicht von irgend einer hohem Gewalt verursacht wurde. 
Man erinnert sich, dass von Personen gehandelt wurde und 
zwar in der Absicht, Gewinn zu erzielen. Da aus diesem 
Handeln der Bevölkerung schwere Leiden erwuchsen, so 
empfindet man es als ein begangenes Unrecht. Wer heute 
in Zürich über die Spekulanten schimpft und sie in's Zucht- 
haus verwünscht, wird kaum auf Widerspruch stossen. 
Spekulant und Schwindler wird jetzt fast gleichbedeutend 
gebraucht. 

Die moralische Entrüstung Geschädigter ist sehr be- 
greiflich, aber sie darf das Urtheil in wirthschaftlichen Fragen 
nicht beirren. Grund und Boden ist ökonomisch und recht- 
lich eine freie Waare, Jedermann hat das Recht, sie zu 
kaufen und zu verkaufen. Es geht auch nicht an, Käufer 
und Verkäufer von Grundstücken für schlechter zu halten, 
als Händler mit andern Waaren. Der Waarenmarkt ist eine 
Republik, in der volle Gleichberechtigung herrscht. Dass 
der Händler bei seinem Geschäft Profit machen will, ist 
selbstverständlich und kann ihn nicht moralisch herabsetzen. 
Der Profit ist die Triebfeder der kapitalistischen Wirth- 
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schaftsordnung und ohne ihn würde auch diese Wirthschafts- 
ordnung aufhören. Selbst der Umstand, dass viele Boden- 
spekulanten ohne eigene Kapitalien Liegenschaften kaufen 
und wieder verkaufen, ist vom Standpunkt der heutigen 
Wirthschaftsordnung nicht anzufechten. Der Kredit ist ein 
unentbehrliches Hüfismittel der heutigen WirthSchaftsweise, 
ohne ihn wurde sie einen ganz veränderten Charakter an- 
nehmen. Und wer Kredit erhält, hat auch das Recht, ihn 
zu gebrauchen. Auch der Irrthum über das Mass der Werth- 
steigerung kann nicht als moralisch verwerflich betrachtet 
werden. Wenn die Bevölkerung einer Stadt sich innerhalb 
acht Jahren um 50% vermehrt, so kann der Glaube ent- 
stehen, diese Vermehrung werde noch eine Weile in gleicher 
Weise vor sich gehen und damit eine weitere Werthsteigerung 
mit sich bringen. 

Die ganze Geschäftsgebahrung der Liegenschaften-Spe- 
kulation bewegt sich also durchaus innerhalb der Grundlagen 
der kapitalistischen Produktions- und Austauschweise, sie 
kann auch nicht einmal mit dem Makel des „unlautern Wett- 
bewerbes" behängt werden. Eine moralisch verwerfliche 
Gebahrung beginnt erst dann, wenn Spekulanten in grober 
Fahrlässigkeit das Gebiet ihrer Spekulation weit über ihre 
Kräfte ausdehnen, so dass sie bei einiger Ueberlegung sich 
sagen müssten, dass sie damit mit grosser Wahrscheinlichkeit 
grossen Schaden anrichten werden. Aber das gilt doch nicht 
nur für den Liegenschaftenhandel, sondern für alle indu- 
striellen und kommerziellen Unternehmungen. Und bisher 
hat immer nur der Erfolg über die moralische und über die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit entschieden. Wer Erfolg 
hat, ist nach beiden Eichtungen unanfechtbar, sei er auch 
noch so waghalsig vorgegangen, habe er den Kredit auch 
noch so stark ausgenutzt. Wer aber keinen Erfolg hat, und 
wäre er auch nur ein kleiner Sünder, der wird moralisch 
und strafrechtlich verurtheilt. 

Es wurde schon erwähnt, dass der Schwindel der un- 
zertrennliche Nachreiter der Spekulation sei, und diese Be- 
zeichnung darf hier als zutreffend wiederholt werden, wobei 
unter Schwindel ein wissentlich schädigendes Geschäftsgebahren 
zu verstehen ist. Ein solches tritt in der Regel erst dann 
ein, wenn die Spekulation bereits im Niedergange begriffen 
ist, wenn schon die Erkenntniss aufdämmert, dass sie mit 
Schaden abschliessen werde. Dann kommen die Versuche, 
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den Schaden auf Andere abzuwälzen, Versuche, die zu mo- 
ralisch und strafrechtlich verwerflichen Handlungen führen 
und zugleich zu einer bewussten Gemeinschädigung durch 
bewusste üeberproduktion und bewusste Verschärfung der 
Krise. Indessen ist auch hier noch mit einer gewissen Vor- 
sicht zu verfahren, das Bewusstsein einer schädigenden Hand- 
lung ist vielleicht weniger häufig, als gewöhnlich angenommen 
wird. 

Diese Bemerkungen werden wahrlich nicht etwa aus 
Sympathie für die Spekulanten gemacht — dui-chaus nicht 
— sondern, um zu zeigen, dass die üeberspekulation und 
üeberproduktion eben im ganzen Wesen des heutigen Wirth- 
schaftssystems liegt, von ihm unzertrennlich ist, dass daher 
die nothwendigerweise nachfolgende und liquidirende Krise 
ein nicht zu vermeidender Schlussstein in diesem Gebäude 
ist, und dass ihre Folgeerscheinung, die Arbeitslosigkeit, nicht 
eine Folge persönlicher Verschuldungen, sondern eine un- 
vermeidliche Begleiterscheinung der gegenwärtigen Wirth- 
schaftsordnung ist. Wenn die in Folge Arbeitslosigkeit Noth- 
leidenden Anklagen erheben, dann können diese sich richtiger- 
weise nicht gegen Einzelpersonen oder Personengruppen, 
sondern nur gegen die wirthschaftlichen Zustände erheben; 
deren Folgeerscheinung die Arbeitslosigkeit ist. 

Das Problem der Arbeitslosigkeit ist ein sociales, ein 
gesellschaftlich-wirthschaftliches. Klarheit darüber ist nicht 
nur nothwendig für die Arbeiterklasse, den am schwersten 
darunter leidenden Theil der Gesellschaft, sondern ebenso 
fiir die andern Klassen der Gesellschaft. Denn das Problem 
birgt seine Gefahren in sich. In ihrer chronischen Form 
wirken Noth und Elend abstumpfend, in ihrer akuten Form 
aber wirken sie aufreizend. Und die Arbeitslosigkeit ist 
eine akute Form des Elends. 

Die bürgerliche Gesellschaft beruhigt sich so gern damit, 
dass sie die Ausbrüche der Verzweiflung, die dann und wann 
erfolgen, auf das „Hetzen und Wühlen" revolutionärer Par- 
teien zurückführt. In ihrem eigensten Interesse sollte die 
bürgerliche Gesellschaft auf dieses falsche Beruhigungsmittel 
endlich einmal verzichten, bald wird sich Niemand mehr da- 
durch bethören lassen. Das erfolgreichste „Hetzen und 
Wühlen" geschieht wahrlich nicht durch Reden und Schriften, 
sondern durch Thatsachen, durch aufreizende Noth, die auf 
einem gewissen Höhepunkte nicht mehr ertragen wird und 
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dann eine Verzweiflung gebiert, die vor Kampf und Tod 
keine Bedenken kennt. 

Zwei der gewaltigsten Erschütterungen, die heute noch 
in der landläufigen Geschichtsschreibung bequemerweise nur 
auf „Hetzen und Wühlen" zurückgeführt werden, haben ihre 
unmittelbare Ursache im Elend der Arbeitslosigkeit: die 
Junischlacht von 1848 und die Erhebung der Kommune von 
1871, beide in Paris. Bei der Junischlacht liegt die Ursache 
klar am Tage. Mit dem Heldenmuth der Verzweiflung 
wehrten sich die Arbeitslosen drei Tage lang gegen ihre Ab- 
schiebung und nur ein entsetzliches Blutbad konnte sie nieder- 
werfen. Und ebenso klar liegt heute zu Tage, däss die 
revolutionären Komites in Paris am Morgen des 18. März 
1871 durch den Ausbruch der Bewegung auf dem Montmartre 
völlig überrascht wurden. Der Sold von Fr. 1.50, den die 
Arbeiter in der Nationalgarde erhielten, war in der damaligen 
Zeit der Geschäftslosigkeit eine andere Art von Arbeitslosen- 
unterstützung, die einzige Nahrungsquelle für sich und ihre 
Familien. Als die Weiber der Arbeiter jenes Arbeiter- 
quartiers an jenem frühen Morgen bemerkten, dass man die 
dort postirten Kanonen wegnehmen wollte, sah ihr Scharfblick 
sofort, dass das der Anfang der beabsichtigten EntwafiEuung 
der Nationalgarde sei. Sie widersetzten sich dieser Weg- 
nahme und damit begann der Kommuneaufstand. 

Schon der Weberaufstand in Lyon vierzig Jahre vorher 
war ein Hungeraufstand gewesen, und seither wiederholen 
sich solche Aufstände regelmässig in jeder Krisenzeit. Bis 
jetzt hat man sich jedesmal durch militärisches Einschreiten 
geholfen, aber damit stillt man den Hunger nicht und man 
„beruhigt" nur vorübergehend — bis zum nächsten Male. 
Schliesslich wird auch dieses Mittel unzuverlässig und eines 
Tages wird es versagen. 

Die Arbeitslosigkeit ist ein socialökonomisches Problem 
und nur durch socialökonomische Mittel kann es gelöst 
werden. 

*. Miffel zur Verhütung oder Milderung 
der Arbeifslosigkeii 

Im Vordergrund steht hier eine grosse Frage : Ist unter 
dem heutigen Wirthschaftssystetn eine gänzliche Verhütung der 
Arbeitslosigkeit möglich ? Bei der Untersuchung dieser Frage 
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soll jedes störende Moment vollständig auf der Seite gelassen 
werden, hauptsächlich der Krieg, der, wenn auch mehr und 
mehr in den Dienst des Wirthschaftssystems tretend, doch 
noch wesentlich eine Erbschaft aus barbarischer Zeit ist; 
ebenso das Auftreten grosser Epidemien, die einestheils durch 
den Weltverkehr, anderntheils aber auch von schlechten 
Wohnungsverhältnissen begünstigt werden könnten; letztere 
aber stammen, wenigstens im Innern von Städten, noch aus 
alten Zeiten her, aus Zeiten eines andern Wirthschaftssystems. 
Es wird also zur Untersuchung der Frage ein Zustand an- 
genommen, in dem das heutige Wirthschaftssystem ungestört 
walten kann. 

Als Hauptursache der Arbeitslosigkeit wurde im vorigen 
Abschnitt die üeberproduktion und Ueberspekulation ange- 
führt und an einem Beispiel deutlich nachgewiesen. Die zu 
beantwortende Frage kann also genauer so formulirt wer- 
den : Ist unter der kapitalistischen Produktionsweise die Ver- 
hütung der Üeberproduktion und Ueberspekulation möglich ? 
Diese Frage ist in letzter Zeit von verschiedenen Seiten 
eingehend behandelt worden. Unter dem Eindruck einer 
mehrjährigen aussergewöhnlichen Prosperität wurde die Hoff- 
nung ausgesprochen, auch unter Beibehaltung des freien 
Wettbewerbes werde die Vervollkommnung des Nachrichten- 
dienstes über den Stand des Weltmarktes, die Verfeinerung 
des Barometers der Börse und die solidere Ausgestaltung 
des Kreditwesens die Produzenten in den Stand setzen, die 
Produktion dem Weltmarkte besser anzupassen und sie ver- 
hindern, planlos den Markt zu überfüllen. 

Während dieser Diskussion brach die Krise aus ; sie ent- 
hüllte wiederum eine grossartige Üeberproduktion und Ueber- 
spekulation, und in ihrem Geleite einen so grossartigen 
Schwindel, wie er vorher als unerhört erschien. Die That- 
sachen gaben damit Jenen Recht, die behauptet hatten, die 
üeberproduktion sei von dem Walten der freien Konkurrenz 
untrennbar ; solange die kapitalistische Produktionsweise 
herrsche, solange werde sie auch Üeberproduktion und damit 
Arbeitslosigkeit im Gefolge haben. 

Eine Frage, wie die oben aufgestellte, kann wirklich 
nicht durch blosse Theorien beantwortet werden, sondern nur 
durch Thatsachen und durch auf solche sich stützende 
Theorien. Bis jetzt haben die Thatsachen die gestellte Frage 
vermint. Nach einem englischen Sprüchwort sind Thatsachen 
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halsstarrige Dinge, sie lassen sich nicht verneinen^ sie sind 
stärker als Theorien nnd reissen erbarmungslos jede Be- 
schönigung vom wahren Bilde herunter. Wer gegen That- 
sachen nicht blind ist, der wird zugeben müssen, dass bis 
jetzt mit dem unbeschränkten Walten der freien Konkurrenz 
auch stets nur ein Abschluss des wirthschaftlichen Kreis- 
laufs logisch verbunden war : die Krise und die Arbeitslosigkeit. 
Es wäre nur noch die Frage, ob die Krisen sich vielleicht 
mit der Zeit etwas gemildert hätten. Zur Beantwortung 
dieser Frage fehlt aber nicht weniger wie alles Material, 
was man schon in den Darstellungen über die Arbeitslosig- 
keit in den ersten Abschnitten gesehen hat. Und die heutige 
Krise tritt mit einer solchen Intensität auf, dass wirklich 
die Frage müssig ist, ob die Krisen früher stärker gewesen 
seien. Das Elend der jetzigen Krise ist so gross, dass wahr- 
lich kein Trost darin gefanden würde, dass es früher noch 
schlimmer gewesen sei — was überhaupt gar nicht bewiesen 
werden könnte. 

Untersuchungen darüber, wie es in Zukunft kommen 
„könnte", „möchte" oder „dürfte", könnten sich nur auf 
wirthschaftliche Symptome gründen, deren Ausgestaltung noch 
durchaus unsicher ist, deren Einfluss noch nicht mit irgend 
einer Wahrscheinlichkeit geschätzt werden kann. Es ist mög- 
lich, dass Kartell- oder Syndikatsverbände in verschiedenen 
Industrien zu einer gewissen Regelung der Produktion und 
zur Verhütung einer stärkern Ueberproduktion führen können, 
aber es ist bei weitem noch nicht sicher, denn kein Kartell 
besitzt die Macht, die Entstehung neuer Etablissemente zu 
verhindern, oder alle Outsiders, d. h. Aussenstehende zum 
Beitritt zu zwingen. 

Die Wirthschaftsgeschichte weist eine grosse Zahl un- 
erfüllter Illusionen auf. Welche Hoffnungen und welche Be- 
fürchtungen knüpften sich an die gesetzliche Beschränkung 
der Kinder- und Frauenarbeit, an die Begrenzung der Ar- 
beitszeit erwachsener Männer, an das Verbot der Sonntags- 
arbeit? Lange Zeit hofften die Arbeiter dadurch zu einer 
Beschränkung oder Verminderung der Produktion zu gelaugen, 
so dass die arbeitslose Reserve Arbeit erlangte und damit 
ihi'e Lohndrückerei aufhörte. Die Fabrikanten befürchteten 
das gleiche zum Schaden der Konkurrenzfähigkeit der Indu- 
strie. Nichts davon ist eingetroffen. Die Leistungsfähigkeit 
der Arbeiter stieg bei kürzerer Arbeitszeit, die Arbeit wurde 
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intensiver, so dass die Produktion pro Person bei verminderter 
Arbeitszeit grösser war, als vorher bei längerer. Wo ge- 
stiegene Löhne die Produktion etwas vertheuerten, da half 
sofort die Technik mit vervollkommneten Maschinen nach, 
die bei verminderter Arbeiterzahl mehr leisteten, als die 
alten Maschinen bei grösserer Arbeiterzahl. Die Industrie 
des Landes, das mit den gesetzlichen Beschränkungen am 
weitesten ging, England, hat heute noch die leistungsfähigsten 
Arbeiter. 

Als in verhältnissmässig sehr kurzer Zeit unter der 
Herrschaft des Freihandels die Ueberproduktion zu einer 
Krise führte, in der die Konkurrenz des Weltmarktes doppelt 
drückend empftmden wurde, da machte man sich überschweng- 
liche Illusionen von einer günstigen Einwirkung des Schutz- 
zolls. Man übersah, dass das schutzzöllnerische Amerika in 
der gleichen Woche seinen Krach erlebte, wie das frei- 
händlerische Oesterreich. Wir wollen die „nationale Arbeit 
schützen", so tönt es ja heute noch. Wir wollen den ein- 
heimischen Markt für die einheimische Produktion reserviren. 
Wir wollen die Ueberproduktion des Auslandes fernhalten, 
wir wollen unabhängig von internationalen Krisen sein. 
Leben und leben lassen! Aber der Schutzzoll wurde sogar 
zu einer Brutstätte der Ueberproduktion, er ermöglichte 
höhere Preise im Inland und einen Massenexport zu niedri- 
gem Preisen, also eine Begünstigung des Auslandes vor dem 
Inlande auf Kosten der einheimischen Konsumenten. Da jedes 
Schutzzollland es gleich betrieb, war die Ueberproduktion 
erst recht eine allgemeine und der Krach erst recht ein 
internationaler. Trotzdem sehen wir gegenwärtig die all- 
gemeine Rüstung zu noch hohem Schutzzöllen — die Schraube 
ohne Ende, die wirklich die Aussicht eröffnet, dass jede 
folgende Krise noch stärker werde als die frühere, und wer 
vermag eine Antwort auf die Frage zu geben: Was dann, 
wenn der auf die Spitze getriebene Schutzzoll unmöglich 
wird? Oder gehört eine solche Situation etwa zu den Un- 
wahrscheinUchkeiten ? 

Nur nebensächlich sei an die zerstörten Illusionen er- 
innert, die sich an allerlei kleine und kleinliche Massregeln 
knüpften, wie z. B. an die Straf bestimmungen gegen den un- 
lautern Wettbewerb, die ja immer noch nicht aus der Mode 
gekommen sind. Öder an die Zwangsgenossenschaften in 
Oesterreich oder an die Zwangsinnungen im Deutschen Reiche. 
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Keine dieser Massregeln hat verhindert, dass die Gross- 
produktion und damit die Ueberproduktion nur immer noch 
weitere Gebiete eroberte. 

Wer seit etwa vierzig Jahren die Entwicklung des 
Wirthschaftslebens beobachtet und sich bemüht hat, einen 
Einblick in seine Bewegungsgesetze zu gewinnen, der muss 
das Staunen verlernen. Freie Konkurrenz, freier Verkehr, 
Freihandel und Ablehnung jeder staatlichen Einmischung, das 
erschien wie ein Begriff, als ob das eine ohne das andere 
nicht denkbar wäre. Volle Niederlassungsfreiheit, Freiheit 
der Eheschliessung gehörte selbstverständlich auch dazu und 
ein damaliger Professor der Nationalökonomie am eidge- 
nössischen Polytechnikum leitete allen Ernstes die Religions- 
freiheit von der freien Konkurrenz ab. Das war noch das 
goldene Zeitalter des konsequenten wirthschaftlichen und 
politischen Liberalismus. Wie arg ist dieses einstige liberale 
Credo beschnitten worden. Patent-, Marken- und Muster- 
schutzgesetze , Lebensmittelgesetze aller Art, Schutzzölle, 
Gewerbeordnungen, Fabrikgesetze, Haftpflichtgesetze, Ver- 
sicherungen, polizeiliche Vorschriften der verschiedensten Art, 
Beschränkungen des Niederlassungsrechtes durch chikanirende 
Vorschriften etc. etc., und trotz alledem ist der Kapitalismus 
in seinem Eiesenaufschwung nicht gehindert worden! 

Das will Zweierlei beweisen. Erstens, dass die kapita- 
listische Produktionsweise, einmal zur Herrschaft gelangt, 
ihren Siegeslauf doch fortsetzt, auch wenn die anfänglich 
vorausgesetzten Bedingungen, — die damals als conditio sine 
qua non galten, — sich vollständig geändert haben. Zweitens, 
dass sie nicht so schwachnervig ist, wie ihre Vertheidiger 
immer vorgeben, sondern, dass sie sehr starke Eingriffe ver- 
trägt und sich gar nicht schwer auch veränderten Lebens- 
bedingungen anpasst. Das erkünstelte Angstgeschrei, das 
bei der bescheidensten Forderung der Sozialpolitik immer 
wieder erhoben wird, ist darnach zu beurtheilen und von den 
Behörden nicht so bitter ernst zu nehmen. 

Von manchen Seiten sind grosse Hoffnungen auf die 
dermalen höchste Entwicklungsform der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise, auf die Trusts, gesetzt worden. Unter Trust 
ist hier zu verstehen die Verwandlung einer ganzen nationalen 
oder gar internationalen Industrie in einen Aktienbetrieb, mit 
einer Leitung, wobei die bisherigen Unternehmer Aktionäre 
werden, Antheilhaber eines rechnerischen Theiles vom Ganzen, 
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aber sowohl ihr Spezialeigenthum am bisherigen Betriebe, 
wie dessen Leitung vollständig aufgeben, so dass sie nur 
noch durch ihr begrenztes Stimmrecht an der Verwaltung 
theilnehmen, sonst aber nur Dividendenbezüger sind. Ein 
Trust dieser Art ist die Standard Oil Company, deren Or- 
ganisator und Leiter Rockefeiler ist, er herrscht innerhalb 
eines grossen Gebietes auf dem Petroleummarkte, und hat 
sich auch verschiedene Eisenbahnen und Kohlenbergwerke 
zu eigen gemacht, vielleicht auch schon weitere Unter- 
nehmungen. 

Es kann sich hier nicht darum handeln, eine ganze Ab- 
handlung über die Trusts zu schreiben, sondern nur zu unter- 
suchen, wie weit dadurch üeberproduktion und Arbeitslosigkeit 
verhütet werden kann. Nun ist klar, dass ein solcher Trust, 
der die Herrschaft auf einem bestimmten Marktgebiet erobert 
hat, auf diesem Gebiete ohne Konkurrenz dasteht, sehr leicht 
seine Produktion derart regeln kann, dass keine üeberpro- 
duktion entsteht. Das ist sogar sein eigentlicher Zweck, 
denn jede üeberproduktion wurde den Werth der Produkte 
herabsetzen, also den Trust schädigen. Denn der Profit ist 
beim Trust, wie im ganzen Wirthschaftssystem die Haupt- 
sache. Aber gerade wegen des Profits ist der Trust ge- 
nöthigt, nur die profitablen Betriebe mit den besten Ein- 
richtungen fortzubetreiben und alle unrentablen eingehen zu 
lassen. Dadurch aber werden die bisherigen Arbeiter in 
diesen Betrieben überschüssig gemacht und der Trust schafft 
selbst damit Arbeitslosigkeit und vermehrt dadurch die Re- 
servearmee. 

Bis jetzt ist aber der Petroleumtrust der einzige seiner 
Art, der auf einige Zeitdauer mit Erfolg zurückblicken kann. 
Neben ihm bestehen allerdings noch viele, die den gleichen 
Namen führen, die aber meist nur grössere Konkurrenten 
neben kleinem sind. Welche Schicksale der grösste unter 
den neuern, der von Pierpoint Morgan organisiite Stahltrust 
mit einem Kapital von fünf Milliarden Franken haben wird, 
bleibt noch abzuwarten. Einstweilen hat er in einem Kampfe 
mit den Arbeitern gesiegt und das Koalitionsrecht dieser 
Arbeiter stark erschüttert. Ob er im Stande ist, eine solche 
Herrschaft auf dem Markte zu erringen, dass er die Pro- 
duktion regeln kann, weiss man noch nicht. 

Verschiedene Trustversuche sind daran gescheitert, dass 
nicht die Regelung der Produktion und des Absatzes der 
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Hauptzweck war, sondern die mit den Finanzoperationen bei 
der Gründung verbundene Spekulation. Das sind aber eben nur 
„Gründer"-Spekulationen, deren Scheitern über die Zukunft 
der Trusts gar kein Urtheil erlaubt. Es ist vielmehr anzu- 
nehmen, dass der Trust wahrscheinlich die Zukunftsform der 
kapitalistischen Produktionsweise sein wird, dass sie viel- 
leicht in nicht gar femer Zeit die Produktion von Massen- 
artikeln beherrschen werde. Auf diesem Gebiete haben bisher 
die kapitalkräftigem Unternehmungen noch stets über die 
schwachem den Sieg davongetragen, und es ist gar nicht 
abzusehen, dass die Entwicklung künftig einen andern Weg 
nehmen sollte. Der Trust wäre aber in seinem Gebiet eben 
der kapitalkräftigste, und „wenn die Zeit erfüllt ist", werden 
sich die Organisatoren und die Mittel schon finden. Im Berg- 
bau und Hüttenwesen, in manchen Zweigen der Lebensmittel- 
industrie, wie in der Müllerei, Brauerei etc. sind die Ansätze 
schon vorhanden, andere. Zweige der Grossindustrie reifen 
mehr und mehr nach. Jede Krise befördert diese Reife, da 
es in der Regel die Schwächern sind, die in ihr untergehen, 
während die Stärkern übrig bleiben und beim Wiederaufleben 
der Geschäfte mit grösserer Kraft und geringerer Konkurrenz 
ihre weitere Ausdehnung betreiben können. 

Das Gesagte soll nicht missverstanden werden, wir wollen 
keineswegs prophezeihen, dass in absehbarer Zeit die Trusts 
alle Industrien beherrschen werden. Dafür ist noch keine 
Aussicht, wenigstens bei uns in der Schweiz noch nicht. 
Immerhin erobert auch hier die Form der Aktiengesellschaft 
immer mehr Industrien und Gewerbe, die Tendenz der Ent- 
wicklung zum Trust ist auch hier vorhanden und wird mit 
der Zeit durch die Trastbildungen in andern Ländern gestärkt 
und zur Nachahmung gezwungen werden. So lange aber ein 
grosser Theil der Industrien noch nicht vertrustet ist, wird 
auch die freie Konkurrenz zu zeitweiser Ueberproduktion und 
damit zur Krise und zur Arbeitslosigkeit treiben, so lange ist 
an eine Regelung der Produktion kaum zu denken. Die 
loseren Kartelle z. B. in Deutschland, die durch Kontingen- 
tirung der Produktion auf die einzelnen Angehörigen eine 
Regelung bezweckten, konnten bis jetzt Absatzstockungen und 
Arbeitslosigkeit nicht verhüten. 

Wenn aber auch einst, in einer Zeit, die noch nicht 
abzusehen ist, durch die Herrschaft der Trusts über den 
Grosstheil von Gewerbe und Industrie eine derartige Rege- 
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lung der Produktion eintreten würde, dass die Krisen ver- 
schwänden, es somit auch keine Arbeitslosigkeit wegen Ueber- 
produktion mehr gäbe, so hätte sich damit auch das Bild 
der kapitalistischen Produktionsweise ganz gewaltig verän- 
dert. Auf einem solchen Höhepunkte der kapitalistischen Ent- 
wicklung würde die Quantität in die Qualität umschlagen, 
aus der kapitalistischen Produktionsweise wären kapita- 
listische Monopole geworden, die ihr Dasein vor der Gesell- 
schaft mit ganz andern Gründen zu vertheidigen hätten, als 
die kapitalistische Produktionsweise. — 

Wenn man die Arbeitslosigkeit zu behandeln hat, so er- 
scheint die kapitalistische Produktionsweise nicht in rosigem 
Licht, denn die Arbeitslosigkeit ist eben ein Schlagschatten 
dieses Wirthschaftssystems. Das darf aber nicht abhalten, 
anzuerkennen, dass trotz vieler Leiden in ihrem Gefolge die 
kapitalistische Produktionsweise eine wirthschaftsgeschicht- 
liche Nothwendigkeit war, und dass sie wahrscheinlich den 
grössten Fortschritt in der Produktivität bewirkt hat, jeden- 
falls die Gesellschaft um die grössten Machtmittel bereichert 
hat, welche die Menschheitsgeschichte kennt. Zugleich hat 
sie das Denken der Menschen ungemein erweitert und die 
Arbeiterklasse zum Selbstbewusstsein gebracht. 

Das hat sie in der Hauptsache bewirkt durch die Ent- 
fesselung der Kräfte in der fi-eien Konkurrenz und in dem 
Ansporn dieser Kräfte durch den Profit. Um den möglichst 
grössten Profit zu erzielen, muss möglichst wirthschaftlich 
produzirt werden, d. h. es muss getrachtet werden, mit dem 
möglichst geringen Aufwand von Mitteln und Kraft den 
grösstmöglichen Erfolg zu bewirken. Der Profit findet seine 
soziale Rechtfertigung darin, dass er der Gesellschaft die 
Bedürftiissartikel inmier reichlicher und immer wohlfeiler zur 
Verfügung stellt. Die gesteigerte Produktion erhöht dadurch 
den Konsum, der seinerseits wieder der Produktion einen 
neuen Antrieb gibt. Dass hierin die kapitalistische Produk- 
tionsweise Grosses geleistet hat, kann nicht bestritten werden. 
In ihrer Reinheit aber tritt die kapitalistische Produktions- 
weise nur dort auf, wo die Unternehmungen im Eigenthutii 
und unter der Leitung von Einzelpersonen stehen, die durch 
ihren Profit angetrieben, unmittelbar an beständiger Erhöhung 
der Produktionsfähigkeit interessirt sind und darum auch 
nach diesem Ziele arbeiten. Unter diesem Gesichtspunkt 
erhält der Unternehmergewinn seine soziale Berechtigung. 
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Es ist gleichsam quantitativ ein höherer Lohn für qualitativ 
höhere Leistung. Anders stellt sich schon die Sache bei 
der Aktiengesellschaft. Hier liegt die Leitung nicht mehr 
bei einem Privateigenthümer, sondern bei einer Direktion mit 
fixer Besoldung, an Stelle des üntemehmergewinns tritt bei 
den Direktoren etwa eine Gewinnbetheiligung durch Tantiemen. 
Aber eine Aktiendividende, die den Tageszinsfuss übersteigt, 
findet keine soziale Rechtfertigung mehr, denn die Aktionäre 
sind an der Förderung der Produktion nicht mehr betheiligt, 
sie üben gar keine soziale Funktion mehr aus. 

Die apologetische Richtung der Nationalökonomie hat 
allerdings den Versuch gemacht, diesen Unternehmergewinn 
von Aktionären mit dem Risiko zu vertheidigen, dem das 
Aktienkapital unterworfen ist. Diese Vertheidigung ist schon 
darum schief und unwissenschaftlich, weil die wirthschaftlichen 
Thatsachen dem widersprechen. Es gibt wohl in Einzelfällen 
ein Risiko, das durch Verluste verwirklicht wird, aber im 
grossen Ganzen erleidet das Kapital nicht Verluste, sondern 
erzielt Gewinne und nimmt desshalb auch stetig zu. In der 
Wissenschaft aber entscheidet stets die allgemeine Regel und 
nicht die Ausnahme. Müsste übrigens der Produktionsgewinn 
nach dem Risiko vertheilt werden, dann gebührte ein Vor- 
zugsrecht den Arbeitern, die das grösste Risiko mit dem Ein- 
satz ihrer ganzen Existenz zu tragen haben. 

Wenn aber die kapitalistische Produktionsweise im Trust 
ihren Höhepunkt erreicht, dann ändert sich ihr Charakter 
vollständig, er schlägt um in das Monopol, in die Allein- 
herrschaft auf dem Markt. Die freie Konkurrenz ist be- 
seitigt. Der Profit entspringt nicht mehr den Anstrengungen, 
die Produktion weiter zu entwickeln, der Gesellschaft in 
reichlichstem Masse und zu möglichst wohlfeilem Preise die 
Bedürfiiissartikel zu verschaffen — er ist nur noch ein Rechen- 
exempel, das nach fi-eiem Belieben mit dem Marktpreise ge- 
macht werden kann. Irgend eine soziale Verantwortlichkeit 
ist mit dem Profit nicht mehr verbunden, irgend eine soziale 
Rechtfertigung für ihn wäre nicht mehr aufzutreiben. Viel- 
leicht wäre auf diesem Höhepunkte die Krise beseitigt und 
mit ihr auch die periodische akute Arbeitslosigkeit; aber um 
den Preis einer so absoluten Tributpfiicht, wie wir sie dem 
Staate in einigermassen demoki-atischen Ländern nicht mehr 
zugestehen. Wäre ein solcher Zustand der Höhepunkt der 
kapitalistischen Entwicklung, dann wäre er zugleich auch 
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ihr Ende, der Antrieb zu weiterem Fortschritt wäre dahin und 
damit aber auch die Daseinsberechtigung; die Gesellschaft 
müsste andere Kräfte mobil machen, um sich einen weitern 
Fortschritt zu sichern. Davon ist hier nicht weiter zu reden. 
Sache dieser Untersuchung war nur, darzuthun, dass 
gemäss den uns bekannten Thatsachen innerhalb des heutigen 
Wirthschaftssystems ein Aufhören der Krisen und der da- 
durch bewirkten Arbeitslosigkeit nicht zu erwarten ist und 
dass ein Zustand der geregelten Produktion, wobei es keine 
Krisen und keine solche Arbeitslosigkeit mehr gäbe, auch 
das Aufhören des heutigen Wirthschaftssystems bedeuten 
würde. Immerhin wäre es nicht unmöglich, dass die Ent- 
wicklung auch einen andern Gang nähme, dass Verbände 
anderer Art sich bildeten, als wir heute voraussetzen können, 
dass Vereinbarungen unter den Staaten ein Eingreifen anderer 
Art ermöglichten, als wir heute uns vorstellen können, und 
dass ein starker wirthschaftlicher Druck von aussen, viel- 
leicht von dem in Bewegung gerathenden Ostasien, die Staaten 
Europas dazu zwingt. Das alles aber liegt so sehr ausser 
dem Bereich unserer Berechnungen, es mangeln noch so sehr 
die Ansätze dazu, dass man den Weg der Utopie betreten 
müsste, wollte man diese Möglichkeiten weiter untersuchen. 
Für heute müssen wir uns damit begnügen, die gestellte 
Frage zu verneinen. 



Ist aber in der heutigen Wirthschaßsordnung wenigstens 
eine Milderung der Krisen und damit der Arbeitslosigkeit mög- 
lich? Diese Frage darf ohne weiteres bejaht werden und es 
ist nur zu untersuchen, wo die Mittel liegen. Zu diesem 
Zweck werden wir auf verschiedene Begleiterscheinungen 
der Hauptursache der Krisen einzutreten haben, die uns auf 
entsprechende Milderungsmittel verweisen können. 

Neben der Ueberproduktion wurde schon mehrmals die 
üeberspekulation als Mitursache der Krisen genannt, und diese 
spielt bei Hervorrufung und Verschärfung der Krisen eine 
wichtige Rolle. Geschichtlich geht die Üeberspekulation als 
Krisenursäche der Ueberproduktion ein bedeutendes Stück 
Zeit voran. Es ist an die Handelskrisen in den italienischen 
Städterepubliken im XIII. und XIV. Jahrhundert zu erinnern, 
an die starke Krise in Folge der Üeberspekulation des John 
Law in Frankreich, an die fast gleichzeitig in England auf- 
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tretende Südseeschwindel-Krise , dann an die Hamburger 
Handelskrisen von 1763 und 1799, bei denen von Ueber- 
produktion keine Rede war. Das Wesen der Ueberspekulation 
besteht darin, dass zu Zeiten eines geschäftlichen Aufschwunges 
an und für sich reelle Werthe künstlich auf einen höhern 
Werth hinaufgeschraubt werden, um sie den Leichtgläubigen, 
deren es allezeit gibt, zu verkaufen. Zeigt sich dieses Ge- 
schäft erfolgreich, dann werden durch allerlei Kunstgriffe 
fiktive, eingebildete oder vorgespiegelte Werthe auf den Markt 
gebracht, in der modernen Sprache heisst das „gründen". 
Es werden Prospekte gemacht, die den Leuten das Wasser 
im Munde zusammenziehen, hohe Zinsen versprochen, die aus 
einer fabelhaften Ertragsfähigkeit sich ergeben ; die Zeitungen 
werden bestochen, um die Dummen anzulocken, Beamte und 
Parlamentarier werden betheiligt, um mit ihrem Namen Ver- 
trauen zu erwecken. Um die Wirklichkeit zu verschleiern, 
fusioniren die verschiedenen „Gründungen", oder eine ruft 
die andere hervor, die Papiere werden herüber und hinüber 
geschoben. Ist das leichtgläubige Publikum genügend an- 
geschmiert und verschlechtert sich die Geschäftslage, dann 
platzt die Blase — das Publikum sieht, dass seine „schönen" 
Papiere nur noch Makulaturwerth haben, die pflfflgsten Spe- 
kulanten haben ihren Kaub in Sicherheit gebracht, die andern 
kann der Staatsanwalt am Kragen nehmen, um sie in's Zucht- 
haus zu versorgen. 

Gehen solche üeberspekulationen mit der Ueberproduktion 
Hand in Hand, so verschärfen sie natürlich die Krise ganz 
bedeutend, sie bringen einen Schrecken über das Leihkapital 
und lähmen zeitweise vollständig den Kredit. Das Geld ver- 
kriecht sich und es erleiden ja auch stets bei solchen Ge- 
legenheiten Leute Verluste, die an der Ueberspekulation nicht 
im mindesten betheiligt waren, die nur diesem oder jenem 
Geldinstitute Vertrauen schenkten, ohne zu wissen, dass es 
auch bei der Ueberspekulation oder gar beim Schwindel be- 
theiligt war. Welcher Art aber diese Üeberspekulationen, 
„Gründungen" oder Schwindel sind, so werden sie eine der 
drei Organisations- und Verkehrsformen für ihre Zwecke 
brauchen; die Aktiengesdlschaß, die Bank und die Börse, bei 
vielen wirkt diese ganze Dreieinigkeit brüderlich zusammen. 

Diese drei Institutionen des Kapitalismus unterstehen 
wohl bisher schon überall der Gesetzgebung und einer ge« 
wissen staatlichen Aufsicht und bestünde sie auch nur in der 
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Vorschrift der Veröffentlichung der Bechnungsabschlässe. 
Aber diese Gesetzgebung und Aufsicht weist noch vielfach 
Mängel und Lücken auf. Wenn das Kind in den Brunnen 
gefallen ist, dann tciU man den Brunnen zudecken. Aber 
die Gesetzgebungsmaschinerie arbeitet bekanntlich sehr lang- 
sam, unter der Zeit hat man das verunglückte Eänd wieder 
vergessen, es ist wieder eine Prosperitätsperiode herange- 
brochen, jetzt will man wieder „verdienen" und am „Geschäft" 
nicht durch „Gesetzeschikanen" gestört sein, so dass eben 
der Brunnen doch nicht genügend zugedeckt wird. 

Es würde ganz bestimmt der wirthschaftlichen Entwick- 
lung nicht hinderlich sein, wenn die Verantwortlichkeit und 
Haftbarkeit bei den Aktiengesellschaften bedeutend verschärft 
würde und wenn sämmtliche Banken nebst der Börse unter 
eine intensive Aufsicht der Staatsbehörden dui'ch fachmännische 
KontroU- und Eevisionsbeamte gestellt würden. Wenn man 
neuerdings sogar den Hausirhandel scharf unter den Daumen 
nimmt, so würde sich das noch viel mehr empfehlen bei In- 
stitutionen, die so unheilvoll in den Gang der Wirthschaft 
eingreifen können. Das läge sogar im Interesse des Kapi- 
talismus selbst. Aus diesem Grunde, und da SpezialVorschläge 
wohl kaum im Rahmen des Arbeitersekretariats liegen, — 
es gibt bessere Fachmänner hiefür — so sollen die Mass- 
nahmen dieser Ait hier nur erwähnt werden. Wir geben 
uns zwar nicht allzu grossen Illusionen hin, es wird auch 
schwer sein, der Ueberspekulation und dem Schwindel alle 
Hinterthüren zu versperren, aber was gemacht werden kann, 
sollte auch gemacht werden, etwas wird's immer nützen. 
Die Angelegenheit eignet sich auch zu internationalen Ver- 
einbarungen, damit nicht über einseitige Schädigung in nur 
einem Lande geklagt werde. Man hat es mit sehr beweg- 
lichen Instituten zu thun. So hat man in den Vereinigten 
Staaten den Trusts die Thüre vernageln wollen, aber sie 
finden alle im Staat New Jerse}^ ihren Schlupfwinkel, der 
den Gründern gefällig ist. 



Es wurde ebenfalls schon mehrfach der eigenartigen Er- 
scheinung gedacht, dass die Ueberproduktion selbst dann 
noch weiter betrieben werde, ja mitunter noch einen starken 
Anlauf nehme, wenn bereits genügend Symptome dafür sicht- 
bar sind, dass der Markt schon übersetzt ist. Bei der Bau- 
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thätigkeit in Zürich ist diese Erscheinung zahlenmässig nach- 
gewiesen worden. Ein Beispiel für einen bedeutenden Zweig 
der Schweizer Industrie, die Zürcher Seidenstoff-Fabrikation, 
entnehmen wir dem Bericht der Handelskammer über Handel 
und Industrie im Kanton Zürich für das Jahr 1900; dort 
heisst es auf Seite 78: 

„Allen Betheiligten wurde nachgerade klar, dass die 
Stoff- Fabrik an einer starken üeberproduktion zu leiden 
habe. Diese Erkenntniss in weite Kreise der Abnehmer und 
Konsumenten zu bringen, dafür sorgten die Zeitungen. In- 
telligente Reporter interviewten die Chefs massgebender ameri- 
kanischer Firmen, und deren einstimmige Antwort „üeber- 
produktion" wurde nicht nur in allen amerikanischen, sondern 
auch in unzähligen europäischen Zeitungen reproduzirt. 
Schliesslich wusste es der jüngste Lehrjunge, was der Grund 
der Krisis sei. Was that aber die zürcherische Fabrik, um 
dieser üeberproduktion abzuhelfen? Es blieb bei einigen 
schüchternen Versuchen. In einzelnen Fabriken wurde im 
Frühwinter nur bei Tageslicht gearbeitet und somit die täg- 
liche Arbeitszeit um 1 — 2 Stunden gekürzt. Andere Hessen 
den Samstag Nachmittag, etwa auch einmal den ganzen Sams- 
tag nicht arbeiten, unter diesem oder jenem Verwände. Bei 
diesem Anlasse sei bemerkt, dass diese Reduktion des Ar- 
beitstages auf 10 oder gar 9 Stunden und der freie Samstag 
Nachmittag von den Arbeitern absolut nicht dankbar aner- 
kannt wurden. Einzelne Fabriken stellten einen Theil der 
Stühle ausser Betrieb; aber zu einer durchgreifenden Re- 
duktion, die auch nach aussen gegenüber den Käufern von 
Wirkung gewesen wäre, kam man nicht, um in einer so 
aussergewöhnlichen Krisis den Ausgleich zwischen Nachfrage 
und Angebot durch eine allgemeine Reduktion durchzuführen, 
bedarf es einer Solidarität zwischen den Fabrikanten, die 
leider bis heute noch nicht vorhanden ist. Analog dem Vor- 
gehen der englischen Spinner und Weber sollte in einem 
solchen Momente für alle Fabriken eine Arbeitseinstellung von 
1 — 2 Tagen in der Woche angeordnet werden. Die Arbeiter 
sollten eine gemeinsam vereinbarte Entschädigung für die freien 
Tage erhalten und die Arbeitgeber sich verpflichten, keine 
Arbeiter eines andern Etablissements an sich zu ziehen. 
Durch ein solches Vorgehen, das wohl von den Fabriken der 
Nachbarstaaten noch so gerne nachgeahmt worden wäre, hätte 
man der Stoff-Fabrik einen grossen Verlust ersparen können." 
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Da hätten wir das Beispiel und zugleich das anzu- 
wendende Mittel zur Milderung der Krise. Die Einstellung 
der Arbeit am Samstag hat zur Zeit seiner Blüthe auch der 
Zentral verband der Stickerei-Industrie vom 21. Januar bis 
31. März 1889 durchgeführt und sein Verbandskomite be- 
dauerte im rv. Jahresbericht, dass es keinen Krisenfond be- 
sass, aus dem der Verdienstausfall wenigstens zum Theil 
ersetzt werden konnte. Der Verband versuchte eine weitere 
Regulirung dadurch, dass er die Eintrittstaxe für neuerstellte 
Maschinen von 200 auf 400 Franken erhöhte, alte Maschinen, 
die durch neue ersetzt werden wollten, mussten innert ge- 
wisser Frist an ihrem bisherigen Standort demolirt werden, 
später gewährte man Entschädigungen für demolirte und nicht 
wieder ersetzte Maschinen. Kurz, der Stickerei -Verband 
zeigte, wie man eine herannahende Krise mildern könne, 
aber er brach leider zusammen und konnte seine segensreiche 
Thätigkeit nicht im gewünschten Masse fortsetzen. 

Bekanntlich führte das Beispiel des Stickereiverbandes 
damals zu gleichen Bestrebungen in der ührenindustrie und 
daraus entwickelte sich das Postulat der obligatorischen 
ßerufsgenossenschaften. Es wurde an verschiedenen Arbeiter- 
tagen behandelt und veränderte sich in seinem Bestände all- 
mälig. Der Gewerbeverein hatte das Postulat ungefähr gleich- 
zeitig aufgegriffen. Nach und nach zeigte es sich, dass die 
Anschauungen ziemlich weit auseinander gingen. Die Ver- 
treter der Grossindustrie verhielten sich gänzlich ablehnend, 
so dass die Hoffnung auf eine gesetzliche Regelung schwinden 
musste. Dazu kam die Erwägung, dass die Arbeiterorgani- 
sation in gewerkschaftlicher Beziehung noch viel zu schwach 
war, um ein Eintreten der Arbeiterschaft auf dem Fusse der 
Gleichberechtigung zu gewährleisten, und so wurde ein Ab- 
schluss in der Frage verschoben. 

Es kann sich nun keineswegs darum handeln, dieses 
Postulat im vollen Umfange wieder aufzurollen, das könnte 
zur Zeit nur akademischen Werth haben. Dagegen ist zu 
erwägen, ob es nicht Mittel gäbe, die heute zum eigenen 
Schaden fehlende Solidarität der Fabrikanten wachzurufen, 
ihre Ausübung zu fördern und ihr nöthigenfalls den staatlichen 
Schutz angedeihen zu lassen, selbstverständlich unter der 
Voraussetzung, dass dabei die Arbeiter nicht wie willenlose 
Wesen zu behandeln wären, sondern auch in den Fall ge- 
setzt würden, ihre Interessen zu vertreten. Man kann bei 
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diesen Erwägungen an sehr Bekanntes und längst Geübtes 
anknüpfen. 

So haben die Arbeitsherren schon wiederholt gezeigt, 
wie man es machen kann, um sich die Solidarität der Kol- 
legen zu sichern — freilich bis jetzt nur bei Konflikten mit 
Arbeitern: Sie Hessen nach gefasstem Beschluss Sichtwechsel 
unterschreiben, die in Händen des Vorstandes blieben und 
sofort in Umlauf gesetzt werden konnten, wenn ein Mitglied 
dem Beschluss zuwiderhandelte. Beim Bierboykott von 1894 
erfuhr man, dass der Betrag eines solchen Wechsels auf 
Fr. 4000 lautete, es soll sogar noch grössere gegeben haben. 
Für die kapitalkräftige Grossindustrie, deren Organisation 
zudem eine nahezu vollständige ist, wäre das Mittel ganz 
gut anzuwenden, üebrigens könnte man sich auch auf dem 
Vertragswege mit Konventionalstrafen helfen, deren Höhe 
sich nach der Zahl der beschäftigten Arbeiter zu richten 
hätte. Eine Solidarität unter den Organisirten wäre also 
gar nicht schwer zu erzielen und zu sichern. 

Aber es gibt noch Outsiders, aussenstehende Nichtorgani- 
sirte, oder es können bei einem solchen Vorgehen Austritte 
aus der Organisation erfolgen, was dann? Auch dafür gäbe 
es ein Vorbild in schweizerischen Verhältnissen, auf das der 
Arbeitersekretär schon vor mehr als 13 Jahren verwiesen 
hat. Für die Landwirthschaft bestehen in verschiedenen 
Kantonen Flurpolizeigesetze, um die Bildung von Flurgenossen- 
schaften zu ermöglichen. Zur gemeinsamen Abwendung von 
Schaden oder zur Einführung von Verbesserungen können 
die Landwirthe Beschlüsse fassen oder Genossenschaften 
bilden. Den gefassten Beschlüssen einer ordnungsgemäss 
einberufenen Versammlung oder einer ordnungsgemäss kon- 
stituirten Flurgenossenschaft hat sich sowohl die Minderheit 
der Versammlung, wie der abwesende Theil der Landwirthe 
zu unterziehen. Die Kosten der beschlossenen Einrichtung 
dürfen auf Alle im Verhältniss des Grundbesitzes vertheilt 
werden. Bei weiter gehenden Beschlüssen ist etwa die Ein- 
schränkung getroffen, dass die Mehrheit der grundbesitzenden 
Landwirthe dafür gestimmt haben müsse, manchmal muss 
diese Mehrheit auch den Grosstheil des landwirthschaftlich 
benützten Bodens repräsentiren, damit die Beschlüsse für Alle 
verbindlich seien. Immer aber muss die Minderheit, auch wenn 
sie nicht mitgewirkt hat, sich den Beschlüssen unterziehen, 
einzig das Rekursrecht an höhere Instanzen ist vorbehalten. 
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Der Weg ist also schon gebahnt und es kann nicht 
schwer fallen, ihn auch für Gewerbe und Industrie gangbar 
zu machen. Allerdings vorläufig nur behufs gemeinsamer 
Abwendung von Schaden. Selbstverständlich kann es sich 
dabei nicht etwa um Schaden handeln, der vom Klassenstand- 
punkt der Industriellen und Gewerbsinhaber in Gegenüber- 
stellung zu den Arbeitern erblickt wird, sondern um Schaden, 
der in gleicher Weise beide Theile betrifft, wie also bei 
ersichtlicher üeberproduktion, die durch gemeinsames Vor- 
gehen verhindert werden soll. Daher muss auch die Arbeiter- 
schaft angehört und als gleichstehende Partei betrachtet 
werden, es ist ihr das Recht der Initiative wie der Beschwerde 
oder des Rekurses zuzuerkennen. 

Dieser letztere Punkt wird die Industriellen stutzig 
machen, sie sind so lange daran gewöhnt, dass nur sie zu 
verfügen und die Arbeiter nur zu gehorchen haben, dass es 
ihnen als ungeheuerlich erscheinen wird, wenn die Arbeiter- 
schaft auch etwas zu sagen haben soll. Bei näherem Nach- 
denken werden sie aber zugeben dürfen, dass die Sache gar 
nicht so ungeheuerlich ist, wie sie ihnen auf den ersten An- 
blick erscheint. Die Arbeiter sind nun eben doch ein zur 
Produktion unentbehrlicher Theil und unter den Schädigungen 
durch üeberproduktion leiden sie relativ mehr als die Ge- 
werbsinhaber, denn in der Arbeitslosigkeit steht ihre ganze 
Existenz in Frage, was beim Gewerbsinhaber doch nur aus- 
nahmsweise der Fall ist. 

Sodann kommt noch ein anderes Moment in Betracht. 
Sobald die Arbeiter zu einem gemeinsamen Handeln kommen, 
ist bei ihnen das Solidaritätsgefühl und namentlich der Ge- 
meinsinn stärker als bei den Arbeitsherren. Eine langjährige 
Beobachtung hat das erwiesen. Wie oft konnte man staunend 
sehen, dass die ärmsten Arbeiter mit wahrem Heldenmuth 
AUes in die Schanze schlugen, um für Kameraden einzutreten, 
denen unrecht geschehen war. Das kommt nicht daher, dass 
die Arbeiter an und für sich bessere Menschen wären, als 
die Gewerbsinhaber, es liegt begründet in ihrer sozialen 
Stellung. Der besitzende Fabrikant ist vorsichtiger; da er 
in Konkurrenz mit seinen Kollegen steht, vor ihnen Geschäfts- 
geheimnisse haben muss, nicht nur auf Festhaltung, sondern 
auf Erweiterung seines Absatzes trachten muss und dabei 
auf gleiches Streben seiner Kollegen stösst, kann er ein tief- 
gehendes Solidaritätsgefühl gegen sie nicht empfinden, er 
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geht mit ihnen nur zusammen, soweit die Notwendigkeit es 
erheischt und kommt nur dann in eine gehobenere üeberein- 
Stimmung, wenn es gilt, gemeinsam einen Konflikt mit den 
Arbeitern auszufechten. 

Bei den "Arbeitern entspringt ein natürliches Solidaritäts- 
gefühl aus der gemeinsamen Stellung und den gemeinsamen 
Leiden, dadurch erhält es einen gewissermassen religiösen 
und leidenschaftlichen Charakter, bei dem alle individuellen 
Bedenken in den Hintergrund gedrängt werden und zeitweise 
ganz verschwinden. Für Alle, die längere Zeit in der Ar- 
beiterbewegung stehen, ist es eine immer wieder gemachte 
Erfahrung, dass es zu den schwersten und meist vergeb- 
lichen Anstrengungen gehört, eine Arbeiterschaft von einem 
Streik zurückzuhalten, -wenn einzelne Kameraden gemassregelt, 
unrecht behandelt oder gar misshandelt worden sind. Die 
schwersten Bedenken gleiten meist fruchtlos ab, und würden 
sie auch von solchen Personen erhoben, die sich sonst grosser 
Beliebtheit erfreuen. So unangenehm mitunter für den Einen 
oder Andern solche Erfahrungen sind, so sehr zeigen sie, bis 
zu welcher Höhe und Wucht das Solidaritätsgefühl in einer 
Arbeiterschaft steigt und welchen Heldenmuth es entfesselt. 
In solchen Momenten ist die Arbeiterschaft wirklich gross 
und liefert den Beweis, dass sie einer grossen Aufopferung 
für die gemeinsame Sache fähig ist, ja dass man ihr grosse 
Aufgaben stellen darf. 

So hat sich auch wiederholt gezeigt, dass eine auch nur 
irgendwie von der Bewegung erfasste Arbeiterschaft in Zeiten 
der Krise sofort solidarisch denkt. Wie oft schon hat eine 
ganze Arbeiterschaft erklärt, sich lieber einer Reduktion der 
Arbeitszeit und des Lohnes zu unterziehen, damit Entlas- 
sungen vermieden werden, obgleich sie damit das Opfer des 
Nothwendigsten bringt. Bei Massnahmen, wie sie hier zur 
Milderung der Krise in Vorschlag kommen, wird natürlich 
auch an die .Opferwilligkeit der Arbeiter appellirt werden 
müssen. Auch wenn, wie in dem zitirten Bericht der Zürcher 
Handelskammer vorausgesetzt, eine Entschädigung der Ar- 
beiter für die verlorne Zeit bei Betriebseinstellungen statt- 
findet, wird sie ja kaum dem entgangenen Verdienst ent- 
sprechen, nur einen Theil davon betragen. Die Arbeiterschaft 
wird also Entbehi'ungen auf sich nehmen müssen, um grössern 
Schaden abwenden zu helfen. Das aber lässt sich heute nicht 
mehi- einfach kommandiren, ohne Widerstand hervorzurufen. 
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Träte ein solcher neben der mangelhaften Solidarität der 
Fabrikanten zu Tage, so könnte die ganze Massnahme da- 
durch in Frage gestellt werden. 

Die beste Sicherheit für ein Gelingen solcher Massnahmen 
wird dadurch geboten, dass man die Arbeiterschaft als gleich- 
berechtigte Vertragspartei an den Schlussnahmen und an der 
Durchführung betheiligt. Die einsichtigen Elemente unter 
den Fabrikanten sollten das bei Zeiten in ihren Kreisen vor- 
bereiten, damit die schlimmen Erfahrungen nicht erst dann 
gemacht werden, wenn es zu spät ist. Der einst so blühende 
Stickereiverband hat diese schlimme Erfahrung machen 
müssen und ist darunter sozusagen zusammengebrochen. Die 
Interessengruppen waren wohl mit der Zeit organisirt worden, 
aber die Führung lag zu sehr in der Hand der Kaufleute 
und exportirenden Fabrikanten. Als die Zustände bereits 
begannen kritisch zu werden, wandte sich ein einsichtiger 
Grossfabrikant an den Verfasser; er sah ein, dass nur eine 
kräftige Organisation der Arbeiter dem Verbände die Kraft 
und den Schwung verleihen könne, um die bevorstehenden 
Kämpfe durchzufechten. Und in der That, wie ganz anders 
wäre der Boykott gegen Fenkart durchgeführt worden, wären 
die Arbeiter mobilisirt gewesen. Aber es war zu spät, die 
Stimmung war schon gedrückt und dann stossen die Bestre- 
bungen für eine kräftige Organisation immer auf Widerstand, 
wenigstens auf passiven Widerstand. Darum Hess sich in 
der kritischen Zeit Niemand herbei, diese Bestrebungen in 
die Hand zu nehmen. Dagegen gingen später die organi- 
sirten Schalenmacher in's Feuer des Streiks, um die Outsiders 
unter den Schalenmacher - Prinzipalen zum Eintritt in den 
Prinzipalenverband zu zwingen. Die Kosten wurden zu 
gleichen Theilen von den Verbänden der Arbeiter und der 
Prinzipale getragen. Wenn damals dieser Streik nicht zu 
dem gewünschten Resultat fühi-te, so waren die ungünstigen 
Zeitverhältnisse die Hauptschuld, die organisirten Arbeiter 
aber haben ihre Pflicht vollständig erfüllt. 

Dürften diese Darlegungen schon für einsichtige Gewerbs- 
inhaber nachweisen, dass die selbständige Mitwirkung der 
Arbeiter als Vertragspartei bei Produktionseinschränkungen 
zur Milderung der Krisen sehr angezeigt ist, so sollten sie 
erst recht den Behörden zeigen, dass sie nicht umgangen 
werden darf bei der Aufstellung von Bestimmungen, die einer 
JSIehrheit von Berufsangehörigen das Recht ertheilen, für den 
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ganzen Industriezweig rechtsgültig eine Produktionseinschrän- 
kung zu beschliessen und durchzuführen. Das könnte freilich 
nur durch ein eidgenössisches Gesetz erfolgen, denn die 
Industriezweige gehen über die Kantonsgrenzen hinaus. Dabei 
wäre auch das Genehmigungsrecht des zuständigen eidgenös- 
sischen Departements und der Eekurs an den Gesammt- 
bundesrath vorzubehalten, um zu verhindern, dass solche 
Produktionseinschränkungen nur zu dem Zweck beschlossen 
würden, um eine künstliche Vertheuerung der Produkte zu 
erzielen, während sie nur eine künstliche Entwerthung durch 
üeberproduktion verhindern sollen. Würde einmal der Zweck 
als richtig anerkannt, so dürfte die Formulirung keine grossen 
Schwierigkeiten machen. 

Die Anhänger der obligatorischen Berufsgenossenschaften 
könnten einen solchen Schritt nur begrüssen, denn er führt 
eine von ihnen allgemein gewünschte Massnahme wenigstens 
auf einmi Gebiete ein. Erweisen sich die Wirkungen als 
gute, so wäre doch Aussicht, dass die Befugnisse von Berufs- 
genossenschaften, welche die Mehrheit der Berufsgenossen 
umfassen, später vermehrt werden könnten. Die Gegner der 
obligatorischen Berufsgenossenschaften aber hätten kaum 
Ursache, einer solchen Massregel wenigstens als Versuch ent- 
gegenzutreten, denn, wenn sich bei Ausübung des Rechts der 
Produktionseinschränkung üebelstände ergäben, so könnten 
diese schon durch die behördliche Verweigerung der Geneh- 
migung in weitern Fällen verhindert werden. Die Oeffent- 
lichkeit würde darüber wachen, und es wäre den verschie- 
densten Interessen genug Gelegenheit geboten, sich geltend 
zu machen. Wem es ernstlich um Mittel zu thun ist, die 
Krisen zu mildern, der wird diesen Vorschlag nicht einfach 
von der Hand weisen dürfen, namentlich wenn er nichts 
Besseres an seiner Stelle vorzuschlagen hat. 

Dabei ist ausdrücklich zu betonen, dass wir kein Mittel 
vorschlagen, das die Weiterentwicklung der kapitalistischen 
Produktionsweise irgendwie hindern oder verlangsamen soll, 
sondeiTi nur solche, die vielleicht unnütze Schädigungen ver- 
hindern können, und zwar Schädigungen, welche die Arbeits- 
herren nicht minder an ihrem Vermögen treffen, wie die 
Arbeiter an der Verwerthung ihrer Arbeitskraft. Wir haben 
gezeigt, dass die Weiterentwicklung der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise durch viel eingreifendere Massnahmen nicht 
aufgehalten wurde und wir wünschen wahrlich nicht, sie auf- 
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zuhalten, denn — wie die Sachen einmal liegen — erblicken 
wir nur in der ungestörten Weiterentwicklung die Aussicht 
auf soziale Fortschritte. Die Hoffnung auf bessere Zustände 
durch ein Wiederaufleben des Kleinbetriebes theilen wir nicht, 
sondern halten sie für trügerisch. 

Damit soll noch weniger gesagt sein — und es ist nöthig, 
sich dagegen zu verwahren — dass wir den Untergang der 
Kleinbetriebe zu beschleunigen wünschen. Wenn es Mittel 
gibt, die, ohne die Weiterentwicklung des Grossbetriebes zu 
hemmen, geeignet sind, die üebergänge zu mildern, leistungs- 
fähige ökonomisch schwache Existenzen zu schonen und zu 
schützen, so werden wir gern fiir solche Mittel eintreten und 
in diesem Sinne halten wir uns das Protokoll bei den obli- 
gatorischen Berufsgenossenschaften noch offen. 



Als ein Mittel, das auch eine Milderung der Krisen 
bewirken könnte, ist die Enttmcklung des Genossenschaftswesens 
genannt worden. Verstanden ist darunter hauptsächlich das 
Konsumvereinswesen mit seiner Entwicklung ins Grosse, zu 
grossen Einkaufsgenossenschaften und der Anhandnahme der 
Selbstproduktion der hauptsächlichsten Bedarfsartikel. Dr. F. 
W. Förster sagt in seinem Schriftchen „Die Arbeitslosigkeit 
und die moderne Wirthschaftsentwicklung" : 

„Die Konsumgenossenschaft bedeutet einen wichtigen 
Schritt auf dem Wege zu jener planvollen Ausgleichung von 
Angebot und Nachfrage, welcher die unberechenbaren Schwan- 
kungen in der Beschäftigung der Arbeiter zum Stillstand zu 
bringen bestimmt ist. In der Konsumgenossenschaft tritt die 
Gemeinschaft der Konsumenten an die Stelle der Konkurrenz 
privatkapitalistischer Gewinnbezieher und lässt ihre Lebens- 
bedürfnisse auf Grund geordneter Berechnung der Nachfrage 
durch eigene Beamte einkaufen und schliesslich selbst pro- 
duziren. Während der Unternehmer und der private Händler 
für einen mehi' oder weniger unbekannten Markt arbeiten, 
hat der Konsumvereinsunternehmer von vornherein eine ge- 
sicherte Kundschaft. Die englischen Grosshandelsgenossen- 
schaften versQrgen heute schon mehr als zwei Millionen 
Arbeiter. Ihr Güterumsatz — über 200 Millionen Mark — 
übertrifft den der grössten kaufmännischen Firmen. Sie be- 
sitzen eine ganze Keihe überseeischer Dampfer und haben 
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Einkaufsniedeiiassungen in Hamburg, Kopenhagen und New- 
York. Ihre Waar6nhäuser in Manchester und andern eng- 
lischen Städten nehmen ganze Strassenviertel in Anspruch. 
Sie besitzen gi-osse eigene Fabriken auf dem Gebiete der 
Schuh-, Seifen-, Biscuit- und Bekleidungs-Industrie und 
erobern jährlich neue Branchen. Die Hemdenfabriken der 
schottischen Grosshandelsgenossenschaft beschäftigen allein 
mehrere tausend Arbeiter. Ihr grosser und gesicherter Ab- 
satz ermöglicht ihnen die Herstellung vorbildlicher Arbeits- 
bedingungen. Innerhalb dieses genossenschaftlichen Systems gibt 
es keine Arbeitslosigkeit mehr. Und dieser ,Staat im Staate', 
wie Lord Eoseberry den Genossenschaftsverband genannt hat, 
ist auf dem Wege, das System der Konkurrenz immer weiter 
zurückzudrängen und — genau wie das Kartell — bereits 
internationale Verbindungen und Vereinbarungen anzubahnen." 

Nun hat sich freilich das Genossenschaftswesen und 
speziell das der Konsumvereine riesig entwickelt. In Eng- 
land zählte man im Jahre 1898 über 1 V2 Millionen Mitglieder 
und mehr als eine Milliarde Franken Verkaufserlös; in 
Deutschland zur gleichen Zeit etwa 437,000 Mitglieder mit 
etwa 119 Millionen Franken Verkauf, in Oesterreich 212,000 
Mitglieder mit 71 Millionen Franken Verkauf, in der Schweiz 
im letzten Jahre über 117,000 Mitglieder mit etwa 46 Mil- 
lionen Franken Verkaufserlös. Die Entwicklung in Dänemark 
und Belgien ist wahrscheinlich relativ noch stärker, in Italien 
kaum viel geringer und sie hat auch in Frankreich einen 
grossen Aufschwung genommen. Man begreift daher wohl, 
dass sich die kühnsten Hoffnungen an diese Entwicklung 
knüpfen und gewiss ist dem Genossenschaftswesen ein sehr 
grosser Theil an der allgemeinen sozialen Entwicklung vor- 
behalten. Der Arbeiterschaft ist dieses Thätigkeitsgebiet zu 
intensiver Pflege wärmstens zu empfehlen und den Behörden 
ist wenigstens anzurathen, dieser Entwicklung nicht mit 
kleinlichen Chikanen und Steuerplackereien Steine in den 
Weg zu werfen, vielmehr ihm freie Bahn zu lassen. 

Dagegen muss vor überschwänglichen Hoffnungen ge- 
warnt werden. Selbst wenn die Konsumgenossenschaften die 
ganze Bevölkerung eines Landes umfassten und alle Bedürf- 
nisse ihrer Mitglieder vermittelten und soweit möglich selbst 
produzirten, wäre die Konkurrenz und die Arbeitslosigkeit 
doch nur für einen Theil der Arbeiter beseitigt, der je nach 
der industriellen Entwicklung verschieden gross sein würde. 
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Es darf nämlich nicht vergessen werden, dass die Industrie- 
staaten eben auch — und zwar zu einem' starken Theile — 
für den Export arbeiten und darauf durchaus angewiesen 
sind, um ihre importirten Lebensbedürfnisse mit dem Werth 
der Exportwaaren bezahlen zu können. Die Exportindustrie 
ist durchaus Grossbetrieb. Machen wir uns das ein wenig 
klar, soweit das möglich ist. 

Einen Begriff von den Verhältnissen der Schweiz er- 
halten wir in der Zollstatistik, die schon seit ihrer Reorgani- 
sation in Ein- und Ausfuhr eine Ausscheidung der Waaren 
in Lebensmittel, Rohstoffe und Fabrikate gibt, die mit aller 
Sorgfalt getroffen wird. Natürlich ändern sich die absoluten 
und die relativen Zahlen je nach den Verhältnissen innerhalb 
gewisser Grenzen, man kann also nicht einzelne Jahre heraus- 
greifen, sondern muss einen Durchschnitt suchen, wir nehmen 
den Durchschnitt der letzten neun Jahre, wie sie im Jahres- 
bericht für 1900 bei einander sind, also von 1892 — 1900. 
Daraus ergibt sich Folgendes: 

Einfahr Ausfuhr mehr Einfuhr mehr Ausfuhr 

Lebensmittel 294 MUl. 85 Mül. 209 MiU. — MiU. 

Rohstoffe 374 „ 84 „ 290 „ — „ 

Fabrikate 308 „ 534 „ - „ 226 „ 

Hier zeigt sich zunächst eine durchschnittliche Unter- 
bilanz von 273 Millionen Franken jährlich, wie sie die Signa- 
tur aller Industriestaaten ist, die durch verschiedene Erträge 
jedenfalls mehr als gedeckt wird, denn das schweizerische 
Nationalvermögen — wenn man diesen alten Ausdruck noch 
brauchen darf — nimmt nicht ab, sondern zu. Damit haben 
wir uns übrigens hier nicht zu befassen. Das Wesentliche ist, 
dass die Mehrausfuhr von Fabrikaten die Mehreinfuhr von 
Lebensmitteln bedeutend übersteigt und dass eine bedeutende 
Arbeiterzahl für den Export benöthigt wird, um die Lebens- 
mittelzufuhr zu decken, sofern die jetzige oder gar eine stei- 
gende Bevölkerungszahl vorausgesetzt wird. 

Lassen wir nun die ganze Urproduktion, den Handel 
und Verkehr und die übrige Bevölkerung bei Seite und ver- 
suchen wir, in Gewerbe und Industrie auszuscheiden den 
Theil, dessen Produktion man für den innern Markt rechnen 
kann, und den Theil, den man für den Export, also für den 
äussern Markt rechnen darf. Dabei müssen wir freilich auf 
die Berufsstatistik nach der Volkszählung von 1888 zurück- 
greifen, da neuere Arbeiten nicht vorliegen. Es kann natür- 
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lieh nur nach grossen Gruppen und nur ungefähr gerechnet 
werden und man muss eins in das andere rechnen Von den 
sieben Hauptgruppen der Industrie rechnen wir vier dem 
innern Markt zu, die der Nahrungs- und Genussmittel, der 
Bekleidung und des Putzes, die der Bau- und Wohnungs- 
einrichtung und die der Vervielfältigung, während dem äussern 
Markte zugeschieden werden die Hauptgruppen der Textil- 
industrie, der chemischen Industrie und der Metall- und Ma- 
schinenindustrie. Dann bekommen wir: 

aesammtindustrie 527,000 Thttige == 100 % 1,074,000 Emttrta = 100 % 

Für den innern Markt 268,000 „ == 61% 581,000 „ = 540/0 
Für den äussern Markt 259,000 „ = 4:9% 493,000 „ = 46% 

Diese Zahlen können natürlich nicht als ganz sichere 
genommen werden, sie können nach der einen oder nach der 
andern Richtung anders sein, es kann sich nur um ein sehr 
ungefähres Bild handeln, Zudem ist sehr wahrscheinlich, dass 
das Verhältniss sich in den 13 Jahren zu Ungunsten des 
innern Marktes geändert hat, denn die Ausfuhr der Fabrikate 
ist ganz beträchtlich gestiegen und zwar um mindestens einen 
Viertheil. Aber abgesehen davon, halten wir uns für einmal 
an die vorstehenden Zahlen. Nehmen wir an, die Konsum- 
genossenschaften umfassten fast die ganze Bevölkerung und 
sie würden durch Eigenproduktion sämmtliche Nahrungs-, Klei- 
dungs- und Wohnungsbedürfnisse des innern Marktes befrie- 
digen können, so hätten sie damit höchstens für die Hälfte 
der in Gewerbe und Industrie Thätigen die Produktion regu- 
lirt und allenfalls die Arbeitslosigkeit beseitigt, für die andere 
Hälfte aber immer noch nicht, ja eine Krise unter der andern 
Hälfte würde auch die erste Hälfte in Mitleidenschaft ziehen 
und Arbeitslosigkeit über sie verhängen. . Und doch ist für 
die gemachte Annahme in absehbarer Zeit noch keine Aus- 
sicht auf Verwirklichung vorhanden. Erfahrungsgemäss kön- 
nen die Konsumvereine die Eigenproduktion nur sehr all- 
mälig ausdehnen und müssen dabei mit der grössten Vorsicht 
vorgehen, wenn sie sich nicht schwer schädigen wollen. 

So ist nach den vorliegenden Thatsachen keine Wahr- 
scheinlichkeit dafür vorhanden, dass das Konsum vereinswesen 
eine allgemeine Regelung der Produktion bewirken könne; 
es hat seine Grenze und ist vorläufig vor allem aus ein vor- 
zügliches Mittel, auf dem Lebensmittelmarkte eine wohl- 
thätige Konkurrenz auszuüben, die Mitglieder an Baarzahlung 
zu gewöhnen und damit unabhängig von der Ausbeutung der 
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Krämer zu machen. Eine intensive Zukunffcswirkung wird 
vorderhand auch noch durch das Auszahlen der Verkaufs- 
provision oder Bezugsdividende eingeschränkt, die das An- 
sammeln bedeutender Gesellschaftsmittel verhindert. 

Innerhalb ihres Wirkungskreises können also die Konsum- 
vereine sehr wohlthätig wirken, aber die moderne Produktion 
für den Weltmarkt mit seiner internationalen Arbeitstheilung 
können sie nicht überwinden und zu einer Regelung führen. 
Zudem können wir uns noch nicht recht vorstellen, wie es 
käme, wenn die Konsumvereine auf einem grössern Gebiete 
des Marktes das Monopol hätten, welche Interessenkonflikte 
sich zeigen dürften, wenn die Produktion von den Kon- 
sumenten kommandirt würde — und darauf käme es hier 
doch hinaus. Wir wünschen die Weiterentwicklung durchaus 
nicht zu hemmen, im Gegentheil, wir wünschen ihr allen 
Vorschub zu leisten, aber wir wollen vor Illusionen warnen. 

Mildernd könnten freilich auch heute schon die Konsum- 
vereine in einer Krise wirken, wenn sie ihre Mitglieder an- 
hielten, einen bestimmten Theil der ihnen zukommenden Be- 
zugsprovision als Nothfond stehen zu lassen, wie das z. B. 
der Konsum-, Bau- und Sparverein „Produktion" in Hamburg 
thut, der diesen Nothfond für das Mitglied auf 100 Mark 
festgesetzt hat. Das aber fällt mehr in das Gebiet der Ar- 
beitslosen-Unterstützung oder Arbeitslosen- Versicherung, was 
noch zu behandeln ist. 



Wir haben bis jetzt hauptsächlich von der Krise und der 
akuten Arbeitslosigkeit gesprochen, weil diese in erster Linie 
als soziale Erscheinung vor's Auge tritt. Es ist aber an diesem 
Orte auch noch von der chronischen Arbeitslosigkeit etwas zu 
sagen und zu untersuchen, wieweit diese etwa verhütet oder 
gemildert werden könnte. 

Einen Einblick in die chronische, schleichende Arbeits- 
losigkeit gewährte schon die Einleitung des II. Abschnitts 
„Schwankungen in der Industrie von 1882/83 bis 1898/99", 
den zahlenmässigen Nachweis geben die Tabellen 1 und 2 
auf den Seiten 28 und 29. Ferner sieht man die chronische 
Arbeitslosigkeit in den Auszügen aus den Ergebnissen der 
zwei Arbeitslosen-Zählungen im Deutschen Reiche im Sommer 
und im Winter 1895, welche die Tabelle 7 auf den Seiten 58 
und 59 bringt. 
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Diese chronische Arbeitslosigkeit und ihr Produkt, die 
industrielle Reservearmee, ist sozusagen immer vorhanden 
und verschwindet höchstens bei sehr gutem Geschäftsgange 
vorübergehend. Wir sind gegen ihre Erscheinung so abge- 
stumpft, dass wir sie fast als einen „normalen" Zustand 
betrachten, wie z. B. eine Mittelzahl von Verbrechen und Ver- 
gehen, sofern sie uns nicht unmittelbar betreffen. Zeitweise 
werden wir aber doch daran erinnert, dass der Zustand nicht 
normal ist, da er allerlei üebelstände mit sich bringt. Daher 
ist es angezeigt, einigen Ursachen dieser chronischen Arbeits- 
losigkeit nachzuforschen. 

Da treten uns zwei Hauptursachen entgegen. Erstens 
die in Folge des technischen Fortschritts stattfindende Er- 
setzung menschlicher Arbeit durch die automatische Arbeit von 
Maschinen. Zweitens die Uebersetzung von Berufen durch über- 
grosse Nachzucht von Lehrlingen und durch Einfuhr von Wander- 
arbeitern. Anzufügen wäre noch eine dritte Ursache, nämlich 
die Ersetzung von männlichen Arbeitskräften in gewissen Be- 
rufen durch weibliche. Letzteres soll jedoch dabei nur soweit 
in Betracht kommen, als von Arbeiterseite vorgebracht wird, 
die Einführung von weiblichen Arbeitskräften gefährde deren 
Gesundheit mehr als die Gesundheit der Männer. 

Wieweit menschliche Arbeit durch Maschinenarbeit er- 
setzt und überschüssig gemacht mrd, das ist durch Zahlen 
ungemein schwer zu erweisen. Einmal mangelt es fast 
allenthalben an einer Statistik der Arbeitsmaschinen und 
ausserdem treten die Erscheinungen auch nicht so einfach 
und klar zu Tage, wie sich das der davon betroffene Arbeiter 
vorstellt. Die Einführung und Verbesserung der Arbeits- 
maschinerie bewirkt eine Verwohlfeilerung der Produktion, 
dadurch wird der Kreis der Käufer und also auch der Markt 
erweitert und dadurch auch unmittelbar die Produktion selbst, 
so dass in der ßegel trotz der arbeitsparenden Maschinen die 
Arbeiterzahl der betreffenden Industrie sich vergrössert, aller- 
dings bei meist veränderter Zusammensetzung der Arbeiterschaft. 

Immerhin erscheint es noth wendig, wenigstens mit dem 
fiir unsere Verhältnisse verfügbaren Material eine Vorstellung 
zu geben, wieweit mindestens in der Umtriebskraß mensch- 
liche Arbeitski'aft in immer steigendem Masse ersetzt wird. 
Das Material ist geboten in der schweizerischen Fabrik- 
statistik von 1882, 1888 und 1895. Da diese Statistik sowieso 
nicht in Vieler Händen ist, geben wir die Zahlen nach den 
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10 Gruppen, in der sie von Anfang an von den Fabrik- 
inspektoren geführt wurde. 

Arbeiter und Triebkräfte in der Schweiz. Industrie 

Tab, 32. nach den drei Zählungen. 



Industrien 


Zahl der Arbeiter und Pferdestärken 


Auf je 100 
Arbeiter 


ZmahMiir 
HPaiifjt 


1882 


1888 


1895 


kamen 
Pfcrdestftrk. 


lOOArbittir 
Mit 1882 


UWaf 


HP 


Ariwitar 


HP 


Arboitar 


HP 


1882 


1888 


m 


HP 


7o 


Textilindnstm . . 


85703 


39602 


91098 


46185 


91454 


62327 


46 


51 


68 


22 


47,8 


Leder, Haare d. Hon 


3753 


428 


5158 


682 


8365 


1616 


11 


13 


19 


8. 


72,^ 


Lebens- n. Qenossm 


6636 


1337 


10702 


8925 


14004 


19159 


20 


83 


137 


117 


585,0 


Cliem. pliysik. Ind 


2749 


1769 


2696 


2947 


4058 


14354 


64 


109 


354 


290 


453a 


Papier n.graph.lBd 


4950 


4697 


7356 


6901 


11062 


II3I5 


95 


94 


102 


7 


7,4 


Hohbearbeitong 


2913 


1863 


5048 


3414 


11347 


10000 


64 


67 


88 


24 


57,5 


Hetallbearbeitiing 


2158 


2650 


4157 


3249 


9936 


10339 


123 


78 


104 


-19 


-i5,4 


Haschinenindnstrie 


14272 


4389 


16490 


4849 


23921 


10983 


37 


29 


46 


9 


24,s 


Uhren ii.0oldiDdo8t 


8558 


664 


12409 


1570 


16334 


2473 


8 


13 


15 


7 


87,, 


Salin., Erden, SteiD 
Tota 


j 3170 


2107 


3992 


3671 


9718 


10152 


66 


92 


104 


38 


57,e 


1 134862 


59506 


159106 


82393 


200199 


152718 


44 


52 


76 


32 


72,, 



Nnn müssen wir anch gleich die Tabelle an verschie- 
denen Punkten korrigiren, um nicht zu falschen Schlüssen 
zu verleiten. Bei drei Gruppen finden sich auffällige Erschei- 
nungen. Bei der Gruppe der Metallbearbeitung findet sich 
eine stärkere Zunahme der Arbeiter als der Triebkräfte, also 
eine Abnahme der Verhältnissziffer der Pferdestärken auf je 
100 Arbeiter. Das sieht wie ein ßückschritt in der tech- 
nischen Entwicklung aus, ist es aber in Wirklichkeit durch- 
aus nicht, sondern kommt nur von der Unterstellung einer 
Anzahl von Geschäften mit kleinern Motoren unter das Fabrik- 
gesetz. Da bei den Berichten über die Neuunterstellungen 
die Motorenstärke nicht angegeben ist, können wir die Wii-- 
kung dieser Massregel nicht abziehen. 

Anders ist es bei der Gruppe der Lebens- und Genuss- 
mittel. Hier fehlten im Jahre 1882 noch die grossen Industrie- 
zweige der Müllerei und Bierbrauerei, und dann kam erst im 
Jahre 1895 noch die Wasserversorgung hinzu. Begreiflicher- 
weise verändern diese Gruppen das Bild vollständig, denn 
bei den Mühlen trifft es auf 100 Arbeiter 665 Pferdestärken 
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und bei den Bierbrauereien noch 206 Pferdestärken auf je 
100 Arbeiter. Bringen wir nun diese drei erst später hinzu- 
gekommenen Zweige ab, so trifft es auf je 100 Arbeiter der 
Gruppe Lebens- und Genussmittel nach ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung im Jahre 1895 nur noch 39 Pferdestärken, 
was also eine Vermehrung von 19 Pferdestärken auf je 100 
Arbeiter oder von 95% ausmacht. Also auch dann noch hat 
sich die Betriebskraft im Verhältniss zu den Arbeitern bei- 
nahe verdoppelt. 

Bei der Gruppe der chemisch-physikalischen Industrien 
ist seit dem Jahre 1882 noch der wichtige Zweig der Elek- 
trizitätswerke hinzugekommen, der in der Gesammtgruppe 
sich stark bemerklich macht und zur richtigen Vergleichung 
abgezogen werden muss. Dann ergeben sich für diese Gruppe 
auf je 100 Arbeiter 181 Pferdestärken, das macht eine Ver- 
mehrung von 117 Pferdestärken auf 100 Arbeiter, also um 
182,9 o/o, es fehlt demnach trotzdem zur Verdreifachung der 
Triebskraft auf die Arbeiterzahl nicht viel. 

Korrigiren wir nun zum Schluss noch das Gesamtergebniss 
durch Abzug der vier neu hinzugekommenen Industriezweige, 
so ergeben sich auf je 100 Arbeiter im Jahre 1895 immer 
noch 66 Pferdestärken, woraus sich eine Vermehrung der 
Triebkraft auf die Arbeiterzahl von genau 50 o/o darstellt. 
Dabei ist zu beachten, dass die Gruppe der Metallbearbeitung 
mitgezählt wurde und die Vermehrung bei den andern In- 
dustriezweigen, die z. B. bei der Bierbrauerei in sieben Jahren 
allein 121,5% beträgt, nicht mitgerechnet sind. Also selbst 
bei der peinlichsten Korrektur ergibt sich für den kurzen Zeit- 
raum von 13 Jahren eine verhältnissmässige Vennehrung der 
Triebkraft von 50 ^/q mindestens. 

Aber die grössere Arbeitserspamiss kommt erst bei den Ar- 
beitsmaschinen, die durch diese Pferdestärken getrieben werden, 
zum Vorschein, d. h. sie kommt leider nicht zum Vorschein, 
weil wir die Zahl und den Zuwachs dieser Arbeitsmaschinen 
nicht kennen. Schon die einfachsten Arbeitsmaschinen ver- 
richten die Arbeit einer Mehrzahl von menschlichen Personen, 
so die Kreis- und Bandsägen, die Hobel- und Kehlmaschinen 
in der Holzbearbeitung, die Hobel-, Stanz- und Bohrmaschinen 
etc. in der Metallbearbeitung. Die Arbeitsleistung wird aber 
noch viel mehr potenzirt bei den grossen maschinellen Ein- 
richtungen einer modernen Mühle, einer Bierbrauerei, einer 
Schuhfabrik etc. etc. 
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Und hier tritt nun die eigenartige Erscheinung ein, dass 
in vielen Fällen es gerade qualifizirte Arbeit, gelernte Be- 
rufsarbeit ist; die von der Maschine verrichtet wird, während 
ihre Bedienung nicht mehr einen gelernten Arbeiter, sondern 
nur noch einen Handlanger braucht. 

Bei dieser Erscheinung setzt ein langer und hartnäckiger 
Kampf ein, in dem zwei Hauptstadien sich herausheben. Im 
ersten Stadium geht der Kampf gegen die Maschine und die 
Maschinenarbeit überhaupt. Die durch die Maschine bedrohten 
Arbeiter wenden sich zuerst mit Mitteln der Zerstörung gegen 
die Maschine. Jene Hausweber aus dem Kellenlande, die 
am 22. November 1832 zur üsterfeier kamen, um zur Er- 
öffnung die erste mechanische Weberei von Corrodi und 
Pfister in Oberuster zu zerstören, glaubten damit um ihr 
Brot zu kämpfen, sie fanden es aber nur im Zuchthause. 

Die schlesischen und flandrischen Hausweber führten den 
Kampf durch verunglückte Aufstände, und dann mit Hunger 
und Elend, das sie aufrieb. Und heute noch sehen wir gegen 
die Maschinenarbeit auf gewerkschaftlichem Gebiete kämpfen 
mit der Begründung, dass die Maschinenarbeit die Qualität 
der Produkte verschlechtere, so auch in einigen Zweigen der 
schweizerischen Uhrenindustrie. Alle diese Kämpfe, so be- 
klagenswerth ihre Opfer auch sind, müssen aussichtslos ver- 
laufen, die Konkurrenz entscheidet unbarmherzig für den 
Sieg der Maschine. Ob ein späteres Geschlecht, wie John 
Ruskin und William Morris es erhofften, die Handarbeit, an 
der ein Stück Seele ihres Verfertigers hängt, das ihr einen 
eigenen Reiz verleiht, der seelenlosen Maschinenarbeit wieder 
vorzieht, bleibe dahin gestellt. Wer vermöchte künftigen Ge- 
schlechtern in der Seele zu lesen ! Heute siegt die Maschine 
über den Menschen! 

Das zweite Stadium des Kampfes richtet sich um den 
Platz an der Maschine. Der gelernte Arbeiter ergibt sich 
darein, dass die Arbeit seiner Hände nun von der Maschine 
gemacht wird, aber er will dabei doch noch sein Brod finden, 
er beansprucht daher in erster Linie den Platz an der Ma- 
schine, er wiU sie selbst bedienen. Dem Maschinenbesitzer 
wäre das schon recht, aber der Arbeiter will auch ferner 
als Berufsarbeiter angesehen und belöhnt sein, während der 
Maschinenbesitzer den Profit aus der Maschine allein beziehen 
will und ihn vergrössert sieht, wenn er einen ungeleniten 
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und darum schlechter gelöhnten Arbeiter an die Maschine 
stellt. Zugleich erwacht im Maschinenbesitzer das Herrscher- 
bewusstsein, er will „Herr im Hause" sein und sich keine 
„Vorschriften" über die Anstellung von Arbeitern machen lassen. 

Dieser Kampf wird heute noch gewerkschaftlich auf einem 
weiten Gebiete geführt, und er wird noch lange dauern. Un- 
mittelbar ist er ein Kampf um die Aufrechterhaltung einer 
bestimmten Lebenshaltung, um einen Standardlohn, aber es 
verbindet sich mit ihm der Kampf um das Verbleiben bei 
einem Lebensberuf, an dem nicht nur erworbene Kenntnisse 
und Fertigkeiten hängen,, mit dem auch Sympathie und Tra- 
dition verbunden ist. Dieses moralische Moment greift unter- 
stützend in den Kampf ein, namentlich so lange die Tradi- 
tion noch lebt. Und darum hat dieser Kampf bei guter Or- 
ganisation auch meistens Erfolg. Es gilt als ein soziales 
Unrecht, bei Einführung neuer Maschinen alle die Arbeiter, 
die das nun von der Maschine Geleistete bisher mit der Hand 
vollbrachten, von ihrem Lebensberuf mit kaltem Egoismus 
zu verdrängen, und es gilt als ein soziales Recht der Ar- 
beiter, doch wenigstens an der Maschine noch weiter zu ar- 
beiten an dem Produkt, das bisher ihrer Hände Arbeit ent- 
sprang. Aber das Recht gilt für die Arbeiter nur bei guter 
Organisation, die Gesellschaft lässt nur Den gelten, der sich 
wehren kann, und der Arbeiter kann sich nur in der Orga- 
nisation wehren. Wo die Wehrkraft mangelt, da versagt 
unter der Herrschaft der freien Konkurrenz die Moral. 

So kämpfen viele Arbeiterkoalitionen um den Platz an 
der Maschine, gegenwärtig sehen wir die Schriftsetzer an 
diesem Kampfe für den Platz an der Setzmaschine. Aber 
wenn dieser Kampf auch für die Arbeiter siegreich ausge- 
fochten wird, so haben eben doch nicht alle verdrängten Ar- 
beiter an der Maschine Platz. Die Produktion vergrössert 
sich auch nicht in dem Masse, dass sie sonst einen Platz in 
ihrer Berufsarbeit finden würden. Und so sehen wir bei dieser 
Entwicklung immer wieder eine chronische, schleichende Ar- 
beitslosigkeit, die Hunderte und Tausende von qualifizirten 
Arbeitern umfasst und einen Theil davon aus ihrem Berufe 
drängt, oft genug an einen niedrigem Platz. Das erklärt 
zu einem Theile den ziemlich häufigen Berufswechsel, von 
dem früher schon die Rede war. Ein Theil der qualifizirten 
Arbeiter wird dadurch in die Masse der unqualifizirten ge- 
worfen und theilt nun deren dunkleres Loos. 
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Unter diesem Gesichtspunkt ist die Tabelle 32 zu be- 
trachten. Sie zeigt uns freilich, dass trotz der gewaltigen 
absoluten und verhältnissmässigen Vermehrung der Triebkraft 
auch die Arbeiterzahl angewachsen ist, aber sie zeigt uns 
nicht, welche Verschiebungen in dieser Arbeiterzahl statt- 
gefunden haben. Dass solche Verschiebungen stattgefunden 
haben, ist bei der starken Vermehrung der Triebkraft und 
der durch sie gezeigten technischen Umwandlung in den 
verschiedenen Industriezweigen als gewiss anzunehmen. 

Es wird angezeigt sein, nach den vorgenommenen Kor- 
rekturen die letzte Kolonne der Tab. 32, welche die verhält- 
nissmässige Zunahme der Triebkraft im Verhältniss zur Ar- 
beiterzahl angibt, noch einmal berichtigt vorzuführen, wobei 
allerdings die Gruppe der Metallbearbeitung, die nicht korri- 
girt werden kann, wegbleiben muss. Zugleich werden die 
Industrien nach der Kangordnung der relativen Zunahme der 
Triebkraft eingesetzt. 

Die Triebkraft vermehrte «ich stärker als die Arbeiterzahl 

in um 

den chemisch-physikalischen Industrien .... 182,9% 

den Lebens- und Genussmittelindustrien .... 95,0% 

der Uhren- und Schmuckindustrie 87,5% 

der Verarbeitung von Leder, Haaren und Hom . 72,7% 

den Salinen, Erden- und Steinbearbeitungen . . 67,6% 

allen Industrien 50,0% 

den Textilindustrien 4:7,8% 

den Holzindustrien 37,5% 

der Maschinenindustrie 24,3% 

den Papier- und graphischen Industrien .... 7,4% 

Dabei ist nochmals daran zu erinnern, dass bei den 
Lebens- und Genussmittelindustrien die MüUerei und die Bier- 
brauerei ausgelassen ist, welche beiden Zweige wohl die 
grössten technischen Entwicklungen aufzuweisen haben, in 
denen die kleinern Existenzen nahezu verschwunden sind. 
Dass die Uhrenindustrie im dritten Kange der Entwicklung 
steht, wird vielleicht manchen überraschen, freilich war die 
Zahl der Pferdestärken im Jahre 1882 sehr klein und auch 
im Jahre 1895 noch nicht gross, aber sie zeigt sehr deutlich 
den Uebergang zum maschinellen Betrieb und erklärt auch 
manche Kämpfe, die in dieser Industrie sich abspielen. Sie 
gibt auch ein Beispiel, wie leichtfertig es mitunter ist, wenn 
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kleine Prinzipale sich von den grossen hinreissen lassen, bei 
dem Stück „Der Herr im Hause" gegen die Arbeiter mitzu- 
spielen. Sind erst einmal die Arbeiter gebodigt, dann kommt es 
an die kleinen Prinzipale und deren „Herrenthum im Hause". 

Das Gleiche erfahren auch die Angehörigen der Holz- 
industrien, in denen die Entwicklung zum maschinellen Gross- 
betrieb im vollen Gange ist, während die Maschinenindustrie 
darum erst hinter ihr rangirt, weil sie schon eine starke Ent- 
wicklung hinter sich hat. Wie haben die Schreiner- und die 
Glasermeister sich gegen die Arbeiter gewehrt und ihre Siege 
bejubelt. Das Schlachtfeld der heutigen Krise zeigt gar viele 
Gefallene aus diesen Berufen. Die zürcherische Völkswirth- 
schaftsdirektion verzeichnet allein im Jahre 1900 22 gestri- 
chene Etablissemente der Holzbearbeitung, 19 infolge Kon- 
kurses. Ihnen gesellt sich bei ein Schärlein kleinerer Meister, 
die nicht unter dem Fabrikgesetz stunden. Der Handwerks- 
betrieb in diesen Berufen, hauptsächlich in der Glaserei, ist 
nach den eigenen Klagen der Meister zerrüttet. Heute sieht 
mancher Meister ein, dass es besser gewesen wäre, man hätte 
die Arbeiter etwas freundlicher angehört, denn heute trägt 
er auch das Schicksal des Arbeiters, das er damals nicht 
verbessern wollte. 



. Als zweite Hauptursache der chronischen Ai'beitslosigkeit 
wurde genannt: die üebersetzung von Berufen durch über- 
grosse Nachzucht von Lehrlingen und durch Wanderarbeiter. 
Leider haben wir keine Gewerbezählung und darum keine 
genauen Nachweise über die Lehrlingshaltung. Tausende von 
jungen Leuten werden jedes Jahr in die Lehre gegeben, ohne 
dass die sorgenden Eltern oder Vormünder auch nur eine 
Ahnung haben, wie es mit der Besetzung des gewählten Be- 
rufes steht. Um wenigstens eine Vorstellung davon zu geben, 
müssen wir wieder zu den Ergebnissen der stadtzürcherischen 
Volkszählung vom 1. Juni 1894 greifen, denen wir eine grössere 
Zahl von Berufsarten entnehmen mit den Angaben der 
Meister oder Selbständigen, der Arbeiter und der Lehrlinge. 
Es ist freilich keine Betriebsstatistik, eine solche kann nur 
durch eine Gewerbezählung erhalten werden, aber sie zeigt 
doch die Zahlen der an jenem Tage in der Stadt wohnenden 
Berufsthätigen nach den drei Kategorien. 

11 
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Die Verhältnisse der Berufslehre in Zürich am i. Juni 1894. 

Tah, 33, 



Schreiner 

Schneider 

Gipser 

Zimmerleute .... 

Metzger 

Gold- und Silberarbeiter 
Schnhmaöher .... 

Küfer 

Steinhaner .... 
Maurer 

Schneiderinnen . . . 
Glätterinnen .... 
Modistinnen, Patimacherinnen . 
Näherinnen .... 



264 


1260 


114 


3 


38 


^,5 


3,0 


429 


507 


49 


2,5 


20 


^,1 


4,0 


19 


318 


20 


3 


7 


^,1 


2,2 


65 


708 


36 


2,5 


15 


^,0 


2,1 


173 


346 


21 


2 


10 


^,9 


2,9 


23 


36 


3 


3 


1 


hl 


2,8 


443 


306 


31 


2,5 


12 


U 


3,9 


51 


216 ' 8 1 


2 


4 


U 


2,9 


22 


402 


15 


3 


5 


U 


1)2 


47 


2696 


63 


2,5 


25 


Ö,9 


0,9 


1083 


540 


674 


2 


337 


^Ö,8 


62,4 


406 


231 


121 


1 


121 


i9,i 


62,4 


120 


124 


67 


2 


33 


^5,5 


26,« 


711 


426 


120 


2 


60 


5,3 


14,1 
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Bevor auf die in Tab. 33 dargestellten Erscheinungen 
eingetreten wird, müssen wenigstens zu zwei Berufsarten 
noch einige Bemerkungen gemacht werden. Die erste betrifft 
die Maler und Lackirer. Die unter dieser Eubiik gezeigten 
739 Arbeiter sind keineswegs alles gelernte Berufsarbeiter. 
Bei strengerm Geschäftsgang werden zu den einfachem Ar- 
beiten, Grundiren etc. Arbeiter verwendet, die aus allen mög- 
lichen andern Beruf en herkommen , mitunter auch gar keinen 
Beruf erlernt haben. Die Zahl solcher Arbeiter, die sich eben 
bei einer Volkszählung dem Beruf zuschreiben, den sie' gerade 
betreiben, ist eine wechselnde, am 1. Juni 1894, unmittelbar 
nach einem Streik, bei dem viele gelernte Arbeiter abgereist 
waren, darf das Verhältniss dieser ungelernten Arbeiter als 
ein stärkeres angenommen werden. Will man aber ein rich- 
tiges Verhältniss der Lehrlinge herausfinden, so darf man 
natürlich nur die gelernten Arbeiter rechnen, deren genaue 
Zahl aber hier nicht bekannt ist. Rechnet man nun nach 
fachmännischen Annahmen nur ein Drittel auf die ungelernten 
Arbeiter, was als Minimum anzunehmen ist, so ändert sich 
das Verhältniss. Es blieben dann 494 gelernte Malerarbeiter 
und der jährliche Zuwachs an Lehrlingen betrüge dann 5,3 % 
statt den in der Tabelle angegebenen 3,5%. 

Die zweite Bemerkung betrifft die Maurer j unter den 
2696 Arbeitern befinden sich ausser 20 Polieren noch 1523 
italienische Arbeiter. Für einen grossen Theil dieser Italiener 
Maurer gibt es nach fachmännischen Mittheilungen keine 
eigentliche Berufslehre in einer bestimmten Lehreit. Die 
jungen Burschen kommen zuerst als Manovali, als Handlanger 
auf die Bauplätze, nach einigen Jahren werden sie von ihren 
Verwandten oder Kameraden „nachgenommen", angeleitet zu 
den einfachem Maurerarbeiten, und im dritten oder vierten 
Jahre ihres Handlangerdienstes stellen sich die tüchtigem 
und anstelligem bereits als Muratori, .als Maurer ein. Da in 
der Regel ganze Grappen aus den gleichen Ortschaften auf 
einem Bau zusammenarbeiten, werden diese Anfänger derart 
von den Andem in ihren Arbeiten unterstützt, dass der Mangel 
einer Berafslehre nicht bemerkt und auch bald ausgeglichen 
ist. Unter den Lehrlingen befinden sich nur 26 Schweizer, 
4 Deutsche, 16 Oesterreicher und 17 Italiener. Diese Zahl 
ist jedenfalls zu klein und dürfte sich durch die „unter der 
Hand" Lernenden jedenfalls vergrössem. 
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Und nun zu den allgemeinen Betrachtungen, zu denen 
die Tabelle 33 anregt. Im Allgemeinen kann man nicht 
sagen, dass in Zürich gerade grosse Lehrlingszächterei herr- 
sche, namentlich wenn man von den am Fuss der Tabelle 
mitgetheilten vier weiblichen Berufsarten absieht, für die auch 
ein anderer Massstab angesetzt werden muss. Die Lehrlings- 
züchterei wird überhaupt mehr auf dem Lande und in den 
kleinen Städten betrieben, als in den grössern Städten, wo 
im Allgemeinen der Geschäftsbetrieb mehr geschulte Arbeiter 
verlangt, auch Zeit und Gelegenheit zur ordentlichen Aus- 
bildung von Lehrlingen vielfach mangelt. Für einen Theil 
der Berufsarten, wie Haftier, Gipser, Zimmerleute, Steinhauer 
und Maurer wären vermehrte Gelegenheiten zu einer tüch- 
tigen Berufslehre entschieden zu wünschen, ähnlich der Lehr- 
werkstätte für Holzarbeiter,' die im Wesentlichen Möbel- 
schreiner heranbildet und sich gut bewährt und weiter aus- 
gedehnt werden sollte. 

Dagegen erscheinen die Verhältnissziffern der Berufe- 
arten auf der obern Hälfte der Tabelle zu hoch. Rechnet 
man die Erweiterung der Produktion und die Verdrängung 
von Handarbeit durch Maschinenarbeit gegen einander, als 
sich ausgleichend, so sollte man doch mindestens auf eine 
20jährige Dauer einer Berufsarbeit für die Person rechnen, 
so dass ein jährlicher Zuwachs von 5% der Arbeiter oder 
mindestens aller Berufsthätigen alle Lücken auszufüllen im 
Stande wäre. Dabei ist zu beachten, dass die Arbeiterzahl 
im Sommer des guten Geschäftsjahres 1894 eine höhere als 
die durchschnittliche ist, wodurch die Verhältnisszahl der zu- 
wachsenden Lehrlinge ohnehin eine relativ kleinere wird. 
Zudem züchten die Werkstätten auf dem Lande und in den 
kleinern Städten weit über ihren Bedarf hinaus Lehrlinge, 
die dann ausgelernt freilich nicht mehr dort arbeiten wollen, 
sondern in die grössern Städte eilen. 

Nun hat eine grössere Verhältnisszahl von Lehrlingen 
bei Berufsarten, die voraussichtlich einer grossen Entwick- 
lung entgegengehen, wie die der Feinmechaniker, Elektro- 
techniker, Mechaniker etc. nicht gerade etwas Erschrecken- 
des. Diese Berufsarten erhalten auch wenig Zuwachs vom 
Lande. Schlimm aber steht es schon mit Berufen, die, wie 
die Bäcker und Konditoren, jährlich 21,5 und 15,2 o/o ihrer 
Arbeiterzahl ausgelernt in die Welt hinausschicken. Diese 
Berufsarten leiden doch nicht etwa unter einer ausserordent- 
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liehen Sterblichkeit! Das heisst doch wahrlich, einen Beruf 
mit aller Gewalt übersetzen und dadurch ihn mit aller Ge- 
walt herunterbringen. Und doch haben beide Berufe ver- 
hältnissmässig gute Meisterorganisationen! 

Nehmen wir den Beruf der Bäcker, der sich beständig 
wehrt gegen Konsumvereinsbäckereien und Brodfabriken. 
Diese Gegenwehr wird auf die Dauer vergeblich sein, denn 
die ausgiebige Verwendung von Maschinen zum Mehlmischen, 
Teigmachen, Kneten etc. wird schon aus Gründen grösserer 
Sauberkeit schliesslich doch den Sieg davon tragen. Weit 
mehr bedrohen die Bäckermeister ihren Beruf durch die 
grosse Lehrlingszüchterei. Jährlich tritt mehr als der fünfte, 
fast der vierte Theil der Arbeiter frisch aus der Lehre und 
belagert den Arbeitsmarkt. Es gibt jahraus jahrein arbeits- 
lose Bäcker, was klar auf der Hand liegt. Ein Theil wird 
gezwungen, zu andern Beschäftigungen überzugehen, dem 
nützt die Lehrzeit absolut gar nichts, denn die dort erwor- 
benen Kenntnisse kann er nicht mehr verwenden. 

Ein anderer Theil drückt sich durch, gut oder schlecht, 
bei einer Arbeitszeit von 16, 18 und mehr Stunden. Er trägt 
die Hoffnung, sich auch einmal „selbständig'' machen zu 
können, es herrscht noch weit unter den Bäckerarbeiteni der 
Lrthum, Jeder von ihnen könne einmal Meister werden. Und 
Viele probiren das auch, richten eine kleine Bäckerei ein, 
können etwa die ersten Einrichtungen und die ersten be- 
scheidenen Mehleinkäufe baar bezahlen. Dann wird gebacken 
und dann werden mit dem Tragkorb auf dem Kücken Kunden 
gesucht. Um sie zu erlangen, wird das Brod billiger ange- 
tragen, natürlich wird dabei nichts verdient, es muss Kredit 
gewährt und in Anspruch genommen werden. Der Beruf wird 
heruntergedrückt und der Schluss ist — der Konkurs. Wer 
auch nur ein wenig sich umsieht, der hat diese Erscheinung 
des öftern beobachten können. Es ist die Minderzahl, die 
sich einen bevorzugten Platz erringen und zu Wohlstand 
gelangen kann. 

Für diese und alle ähnlichen Berufsarten ist eine Ein- 
schränkung der Lehrlingsannahme das erste unabwendbare 
Mittel, um der chronischen Arbeitslosigkeit und der schweren 
Schädigung des Berufs entgegenzuwirken. Und sobald sich 
der Staat mit der Arbeitslosennoth beschäftigt — und er 
kann heute nicht mehr theilnahmslos dagegen sein — hat 
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auch er die Aufgabe, zu verhindern, dass diese Ai'beitslosig- 
keit konstant durch Lehrlingszüchtung verursacht werde, 
ganz abgesehen davon, dass damit auch jungen minder- 
jährigen Personen zwei Jahre von ihrer Ausbildungszeit 
weggenommen werden, die ihnen für ihr späteres Leben 
nutzlos sind. 

Wii- haben bereits in einigen Kantonen Gesetze, die 
sich mit dem Lehrlingswesen beschäftigen, soweit es die Ver- 
pflichtung zur ordentlichen Ausbildung der Lehrlinge betrifft. 
Die Eidgenossenschaft sollte sich dieses Gebietes bemäch- 
tigen und dabei auch die so wichtige Frage ordnen, dass 
einer offensichtlichen üebersetzung der Berufe durch über- 
grosse Lehrlingszüchterei vorgebeugt werde. Es wird sich 
hier, wie bei der schon berührten Verhütung einer offen- 
sichtlichen Ueberproduktion durch zeitweise Betriebseinstel- 
lung, darum handeln, den Berufsgenossenschaften gewisse 
Rechte zu verleihen, wobei selbstverständlich Meister und 
Arbeiter als gleichberechtigte Parteien zu konstituiren sind. 
Damit würde übrigens nur legalisirt, was bereits in meh- 
reren Berufen sehr segensreich zu Tage getreten und erprobt 
ist. Es sind zwei Berufe anzuführen, in denen. Dank einer 
guten Organisation der Arbeiter und der Einsicht der Prin- 
zipale solche Massnahmen getroffen wurden und sich bewährt 
haben. 

Die ersten waren die Buchdrucker, die ein Lehrlings- 
regulativ aufstellten. Dieses Lehrlingsregulativ gilt seit dem 
1. Januar 1887, es beruht auf der Voraussetzung, dass nur 
männliche Lehrlinge angenommen werden. Es bestimmt über 
die Vorbildung der Lehrlinge (genügende Schulbildung), das 
Alter und die köi-perliche Befähigung, verlangt das zurück- 
gelegte 14. Altersjahr beim Eintritt, sowie ein ärztliches 
Zeugniss über die Gesundheit, wobei insbesondere auf An- 
lage zur Schwindsucht, auch auf normale Sehkraft zu unter- 
suchen ist, bestimmt vier Wochen Probezeit und vier Jahre 
Lehrzeit und schreibt angemessene Ausbildung und Anhalten 
zum Besuch einer Fortbildungsschule vor. Es enthält genaue 
Vorschriften über die Antrittsprüfung nach Fächern, wobei 
die Gehülfen mindestens zwei Drittel der Prüfungskommission 
bilden sollen. 

Am meisten fallen für uns hier in Betracht die Bestim- 
mungen über die Zahl der Lehrlinge, die im Art. 11 aufgestellt 
sind, er lautet: 
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„Art. 11. Als Norm der Anzahl der Lehrlinge in einer 
Offizin wird folgendes Verhältniss aufgestellt: 

a. Setzerlehrlinge. Auf 1 — 5 im Jahresdurchschnitt be- 
schäftigte Setzer ein Lehrling; auf 6 — 10 zwei, auf 11 — 18 
drei, auf 19 — 24 vier, auf 25 und darüber beschäftigte Ge- 
hülfen fünf Lehrlinge. Mehr als fünf Setzerlehrlinge dürfen 
nicht angenommen werden. 

6. Druckerlehrlinge. Auf ein bis zwei beschäftigte Ma- 
schinenmeister ein Lehrling, auf drei und mehr beschäftigte 
Maschinenmeister zwei Lehrlinge. Mehr als zwei Drucker- 
lehrlinge dürfen in keiner Offizin angenommen werden. 

Die Prüfungskommission ist gehalten, auf genaue Ein- 
haltung der vorstehend angeführten Normalzahl der Lehrlinge 
zu dringen." 

In den beiden Schlussartikeln verpflichtet sich einerseits 
der Schweizerische Typographenbund, nur solche frisch Aus- 
gelemte anzunehmen, welche sich durch Zeugniss über die 
bestandene Austrittsprüfung ausweisen, anderseits verpflichten 
sich die dem Regulativ beigetretenen Prinzipale, auch nur 
solche Ausgelernte anzustellen. 

Das Lehrlingsregulativ ist gegenwärtig in Revision, 
wobei das Verhältniss der Lehrlingszahl verringert werden 
soll, was angesichts der in Einführung begriffenen Setz- 
maschinen und der sehr vervollkommneten Druckmaschinen 
ganz begreiflich ist. In der romanischen Schweiz ist eine 
solche Revision auf dem Wege der Tarifverträge bereits 
durchgeführt. 

Rechnen wir nun einmal vier Buchdruckereien der ersten 
Kategorie, zwei der zweiten und je eine der folgenden, so 
erhalten wir in diesen neun Offizinen durchschnittlich 92 
Setzer und 20 Lehrlinge. Von diesen treten jedes Jahr fünf 
aus, das macht 5,4%, es übersteigt also schon den Ersatz, 
wenn man für jeden Setzer 20 Jahre Berufs thätigkeit rech- 
net, es übersteigt ihn aber noch mehr, wenn man sich die 
steigende Einfülirung von Setzmaschinen vergegenwärtigt. 

Wenn nun, wie es der Typographenbund im Sinne hat, 
dieses Lehrlingsregulativ derart revidirt würde, dass auf 
1 — 7 im Jahresdurchschnitt beschäftigte Setzer ein Lehrling, 
auf 8—12 zwei, auf 13 — 20 drei, auf 21 und darüber vier 
Lehrlinge kämen und über vier nicht angenommen werden 
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dürften, so wäre das ungefähr eine Herabsetzung des jähr- 
lichen Zuwachses von 5,4 auf 4,6 % , also eine ganz beschei- 
dene Reform, die kaum den Zuwachs so stark beschneiden 
würde, wie die Setzmaschine Handarbeit verdrängt. Das 
Schlimme dabei ist eben, dass es noch genug Druckereien 
auf dem Lande gibt, die sich diesem Regulativ nicht unter- 
ziehen, sondern nach Herzenslust Lehrlinge züchten, ja zum 
Theil ihre Geschäfte nur mit Lehrlingen betreiben. Was 
die Organisirten gut zu machen gedenken im Interesse des 
ganzen Berufs, wird von den Outsiders mit aller Gewalt 
wieder verhunzt. 

Solche Erfahrungen müssen dazu fähren, dass auf dem 
Wege der Gesetzgebung Hülfe gegen die Schädlinge und 
deren Schädigungen gesucht werden muss. Auf diesen Weg 
ist auch der Tarifausschuss der deutschen Buchdrucker ge- 
wiesen worden, eine wirthschaftliche Behörde, die zu glei- 
chen Theilen aus Prinzipalen und Gehülfen besteht, und die 
in einer Tagung vom 23. bis 28. September 1901 das bedeut- 
same Werk eines revidirten Tarifs für 40,000 Buchdrucker 
in Deutschland zu beiderseitiger Befriedigung durchgeflihrt 
hat. In diesem Tarif sind auch die Lehrlingsverhältnisse 
geregelt und am 26. September fasste die Versammlung auf 
Antrag ihres Präsidenten, des Hemi Kommerzienraths Büxen- 
stein, einstimmig folgenden Beschluss: 

„Der Tarifausschuss wolle nach Festsetzung der Lehr- 
lingsskala für Setzer- und DruckerlehrUnge unter Bezug- 
nahme auf § 128 Absatz 2 der Reichs-Gewerbe-Ordnung beim 
Bundesrathe dahin vorstellig werden, dass derselbe für das 
Buchdruckergewerbe gesetzliche Vorschriften über die höchste 
Zahl der für einen Betrieh zulässigen Lehrlinge erlassen und 
diesen Vorschriften die Lehrlingsskala des Tarifs zu Grunde 
legen möchte." 

Dieses Beispiel zeigt, wie man es machen kann, um die 
Zahl der Lehrlinge auf ein solches Mass einzuschränken, dass 
eine offensichtliche Uebersetzung des Berufes vermieden wer- 
den kann. 

Noch weitergehende Bestimmungen haben die Graveure 
und Guillocheure in der schweizerischen Uhrenindustrie auf- 
gestellt. Die im Beruf herrschende Nothlage brachte Ar- 
beiter und Prinzipale zu einem Vertrage, nach dem die Prin- 
zipale sich zuerst auf zwei Jahre verpflichteten, gar keine 
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Lehrlinge mehr anzunehmen, die weitere Ausbildung von Lehr- 
lingen sei allein den TJhrenmacherschulen zu überlassen, bezw. 
deren Abtheilungen für Dekoration. Dagegen verpflichteten 
sich die Arbeiter, keine neuen Ateliers mehr zu bilden, d. h. 
sich nicht selbständig zu machen, es sei denn, dass ein Ate- 
lier durch Tod oder Abgang frei werde. Dieser Vertrag ist 
nicht nur streng durchgeführt, sondern auch im beiderseitigen 
Einverständniss erneuert worden, um diesen schönen Beruf 
vor gänzlichem Niedergang zu bewahren. Das war freilich 
nur möglich bei einer Arbeiterorganisation, die nahezu alle 
Arbeiter des Berufs umfasst. Bei der frühem Lehrlings- 
züchterei waren Arbeitspreise und Löhne stark gesunken 
und herrschte zeitweise Arbeitslosigkeit, jetzt haben die 
Preise und Löhne sich gehalten und die Arbeitslosigkeit hat 
nachgelassen. 

Nun werden gewisse Theoretiker kommen und sagen, 
solche Massnahmen sind zünftlerisch , sie beschränken die 
Freiheit der Arbeit, sie sind ein Unrecht gegen die ausser 
dem Beruf Stehenden, sie sind mit der heutigen Wirthschafts- 
ordnung nicht vereinbar. Jeder soll lernen und treiben dür- 
fen, was er will. Dabei ist richtig, dass solche Massnahmen 
einen Einbruch in die heutige Wirthschaftsordnung darstellen, 
sie halten Personen ab, einen bestimmten Beruf zu erlernen. 
Aber man vergesse nicht, dass das alles minderjährige Per- 
sonen angeht, die in vielen Fällen einen Beruf ergreifen, 
von dessen ökonomischen Verhältnissen sie sehr wenig wissen. 

Wie viele mögen z. B. den Bäckerberuf erlernen, die 
nur den wohlhabenden und wohlbeleibten Bäckermeister ge- 
sehen haben und in dem Berufe eine gleiche Zukunft auch 
für sich erhoffen. Wie viele Eltern und Vormünder geben 
sich den gleichen Illusionen für ihre Pflegebefohlenen hin, 
sie denken ihnen eine sichere und behagliche Existenz zu 
gi'ünden. Dass in mindestens drei Vierteln aller Fälle diesen 
Illusionen eine grausame Enttäuschung folgt, ist sicher. Bei 
der Berufswahl sieht man eben nur die Minderzahl der Er- 
folge, aber nicht die Mehrzahl der Misserfolge, nicht die 
vielen arbeitslosen Bäcker, arbeitslos einfach, weil viel zu 
Viele des Berufes da sind. Man sieht nicht die Vielen, die 
hinuntersteigen müssen in der sozialen Stufenleiter, weil 
ihnen die erworbenen Fertigkeiten gar nichts nützen, nicht 
die vielen geknickten Existenzen, die in der HoflFhung auf 
eine Selbständigkeit bitter enttäuscht wurden, beladen mit 
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dem Omen und oft noch mit der politischen Entrechtung des 
Falliten. 

Gegen solche Thatsachen kann die graue, doktrinäre 
Theorie wahrlich nicht aufkommen. Es soll Niemand des 
Rechts der freien Berufswahl und der freien Bethätigung 
beraubt werden, aber es soll schwerer Schaden von ihm und 
andern abgewendet werden. Es versteht sich von selbst, 
dass alle derartigen Massnahmen nur transitorischen Cha- 
rakter haben können, nur auf kürzere Zeiträume getroffen 
werden sollen, um nachher wieder revidirt zu werden, und 
es versteht sich ebenso von selbst, dass solche Massnahmen 
von Berufsgenossenschaften der Genehmigung durch eine 
staatliche Oberbehörde bedürfen, sowie dass es dagegen ein 
Rekursrecht geben muss. Aber, wenn man nicht nur der 
akuten, sondern auch der chronischen Arbeitslosigkeit ab- 
helfen will, wenn man verhüten will, dass Hunderte und 
Tausende, die sich durch eine Berufslehre eine höhere Le- 
benshaltung zu sichern gedachten, offensichtlich um ihre 
Hoffnungen betrogen werden, so muss man auch dieses Gebiet 
in's Auge fassen. 

Zu diesem Zwecke wird freilich der Erlass eines Bundes- 
gesetzes über das Gewerbewesen nöthig sein und vorgängig 
eine Revision des Artikels 34 der Bundesverfassung, damit 
der Bund befugt wird, ein bezügliches Gesetz zu erlassen. 
Die Form des Bundesbeschlusses vom 20. Dezember 1893 
dürfte für die Verfassungsrevision genügen. Wenn in der 
Volksabstimmung vom 4. März diese Revision auch verworfen 
wurde, so geschah das nur mit einer kleinen Mehrheit der 
Stimmen. Das Ergebniss ist nicht geeignet, vor einer Wieder- 
aufnahme abzuschrecken. 

Freilich wird diesmal eine bessere Verständigung unter 
den verschiedenen Interessengruppen vorangehen müssen, 
um zu einem günstigem Ergebniss zu gelangen. Es dürfte 
dem Bundesrath oder dem Industrie-Departement nicht schwer 
fallen, eine solche Verständigung durch eine vorgängige Kon- 
ferenz zu bewerkstelligen. Ohne eine solche Verständigung, 
bei der alle Theile vorurtheilslos angehört und beachtet 
werden, möchte es kaum gelingen, eine Verfassungsrevision 
in der Volksabstimmung durchzubringen. 
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Es muss an dieser Stelle noch kurz auf das Kapitel der 
Wanderarbeiter eingetreten werden, das schon früher gestreift 
wurde, Dass dieses Kapitel auch für die Schweiz ernst genug 
ist, haben die Krawalle in Bern 1893 und Zürich 1896 ge- 
zeigt und in Zeiten von Arbeitslosigkeit kommt stets viel 
Groll zum Vorschein, der nur irgend eines Funkens bedarf, 
um hell aufzulodern und sich in gewaltsamer Weise Luft zu 
machen. Das Löschen hat dann immer seine Schwierigkeiten, 
wenigstens seine Unannehmlichkeiten. Wenn grosse Länder, 
wie die Vereinigten Staaten von Amerika und Frankreich, 
genöthigt waren, sich mit dieser Frage zu beschäftigen, so 
wird es auch die kleine Schweiz thun dürfen, ohne sich 
dem Vorwurf der Engherzigkeit auszusetzen. Es wird sich 
auch nicht darum handeln, auf den Spuren dieser beiden 
Gfrosstaaten zu wandeln. 

Ein eigenartiger Schriftsteller auf gesellschaftswissen- 
schaftlichem Gebiet hat gefanden, es gelte im Wirthschafts- 
leben ein ähnliches „Naturgesetz** wie für die Luftströmungen, 
auf deren Bewegungsgesetzen sich unsere heutige Meteoro- 
logie aufbaut. Dr. Franz Oppenheimer sagt in seinem Buche 
„Grossgrundeigenthum und soziale Frage", das manches Be- 
achtenswerthe enthält: „Die Menschen strömen vom Orte hö- 
hern tvirthschaßlichen Druckes zum Orte geringern tvirthschaß- 
liehen Druckes auf der Linie des geringsten Widerstandes^. 
Das ist freilich nur eine andere Formel für Bewegungen, die 
der ökonomischen Wissenschaft schon vorher bekannt waren, 
aber sie passt gerade hier ganz gut. 

Die Wanderung der germanischen Stämme, mit der die 
Geschichte des Alterthums konventionell abschliesst und das 
Mittelalter beginnt, die Völkerwanderung, hatte die gleiche 
Ursache, und nach dem gleichen Bewegungsgesetz ist vor 
anderthalb Jahrtausenden unsere Schweiz von den Ala- 
mannen besiedelt worden, wobei wenigstens in den nördlichen 
Niederungen die keltoromanische Bevölkerung verdrängt oder 
todtgeschlagen wurde. Um eine Völkerwanderung dieses 
Stils handelt es sich heute freilich nicht mehr, aber doch 
um eine bedeutsame Erscheinung, deren Richtung diesmal 
nicht von Norden, sondern von Süden kommt, nicht aus einem 
unfruchtbaren Lande, sondern aus einem viel fruchtbarem 
als die Schweiz. 

. Die Schweiz grenzt im Süden an den „Garten Europas", 
an das viel besungene Land „wo die Citronen blühn". Dieses 
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Wunderland vermag sein Volk nicht mehr zu ernähren, Dank 
den Sünden der herrschenden Klassen aus alter und neuer 
Zeit. Es ist ein Land ungemein niedriger Lebenshaltung, 
die Hungerkrankheiten wie die Pellagra erzeugt. Seine Söhne 
strömen Jahr für Jahr in grossen Schaaren, theils über's 
Meer und hauptsächlich nach den südamerikanischen Eepu- 
blÄen, theils wälzen sie sich über die Länder Mitteleuropas 
und nicht am wenigsten über die Schweiz. Sie sind arbeit- 
sam und gutmüthig, wenn der schnellauflodernde Zorn ihnen 
nicht das stets bereite Messer in die Hand drückt. Bei den 
Unternehmern sind sie hauptsächlich desswegen beliebt, weil 
sie ihre niedrige Lebenshaltung mitbringen und bei den nie- 
drigem Löhnen noch für den Winter Geld sparen, um daheim 
bei ihrer Familie leben zu können. 

Doch ist ein grosser Theil dieser italienischen Arbeiter 
der Organisation zugänglich und damit auch einer höhern 
Lebenshaltung. Es fehlt unter ihnen nicht an Leuten voll 
Hingebung und Begeisterung, die sich bemühen, ihre Kame- 
raden zu belehren, dass sie nicht zu Lohndrückern und Kulis 
geboren sind, sondern sich die Lebenshaltung und Löhne des 
Landes erobern sollen, in dem sie ihr Brod finden. Ihren 
Stützpunkt findet dieses Streben in einer ebenso kräftigen 
wie besonnenen Arbeiterbewegung im Lande selbst, die mit 
unsäglicher Mühe und trotz allen periodischen Unterdrückun- 
gen gute Organisationen und selbst politische Bedeutung 
erlangt hat. 

Leider stösst dieses Organisationsbestreben nicht nur in 
Italien auf Widerstand und Störung, sondern sogar in un- 
serer Schweiz. Wer einsieht, dass es sich bei der Organi- 
sation der italienischen Arbeiter nicht nur um diese, sondern 
ebensosehr um Aufrechthaltung unserer eigenen Kulturstufe 
— und die gewohnte Lebenshaltung ist eine solche — han- 
delt, für den ist es beklemmend, um sehr mild zu sprechen, 
wie man in diesen Bestrebungen alle Augenblicke die innere 
und äussere Sicherheit des Landes in Gefahr sieht, wie für 
Jeden, der in den Versammlungen seiner Landsleute zu ihnen 
spricht, die Gefahr besteht, eines Tages rechtlos dazustehen 
und ohne jede Garantie eines ordentlichen Verfahrens und 
auch der kümmerlichsten Vertheidigung wie ein Verbrecher 
über die Grenze geliefert zu werden. Ja schlimmer noch, 
beim gemeinen Verbrecher bestimmt das Gericht nach einem 
ordentlichen Verfahren eine Zeit der Landesverbannung, 
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beim Verwaltungs verfahren wird auf ewig ausgewiesen, wie fest 
auch der Ausgewiesene durch Familienbande mit der Schweiz 
verknüpft sein möge. Das hat der Fall Speroni gezeigt. 

Die Unterbehörden nehmen sich ein schlimmes Beispiel 
daran, sie verfahren noch kürzer und noch brutaler. Das hat 
sich erst kürzlich wieder am Simplon gezeigt, wo man auf 
Walliser Seite ärger verfahr als auf italienischer. Täusche 
man sich nicht, die Arbeiter erblicken in einem solchen Ver- 
fahren nur eine Dienstleistung für die Unternehmer, sie sehen, 
dass die Staatsbehörden ohne weiteres Partei ergreifen und 
zwar niemals zu Gunsten der Arbeiter, sondern stets gegen 
sie. Ist es da ein Wunder, wenn die Arbeiter sich als recht- 
los betrachten, wenn sie in den Staatseinrichtungen und den 
Behörden nur noch ihre geschwomen Feinde erblicken? 
Gewiss nicht. Die Arbeiterschaft hat alle Veranlassung und 
alles Recht, gegen ein solches Verfahren mit der grössten 
Entschiedenheit Verwahrung einzulegen, und man sollte ihr 
im eigenen Staatsinteresse wahrlich mehr Gehör schenken, 
als es bisher geschehen. Mit Hofbescheiden ist es nicht 
gethan. 

Wir ziehen diese Bemerkungen nicht etwa bei den Haaren 
herbei, sie gehören zur Sache, denn nur in der Organisation 
liegt das Heilmittel gegen die Uebelstände mit den Wander- 
arbeitern. Solange die Wanderarbeiter nur kommen, wenn 
Arbeit vorhanden ist, und wieder gehen, wenn die Arbeit 
nachlässt, bilden sie keine Verschärfung der Arbeitslosigkeit. 
Diese tritt erst ein, wenn grössere Theile der Wanderarbeiter 
auch kommen oder dableiben, wenn keine Arbeit da ist und 
die ansässigen Arbeiter auf dem Pflaster liegen. Der grösste 
Uebelstand besteht aber darin, dass ein grosser Theil dieser 
Wanderarbeiter wie ein Stück Waare geliefert wird von ge- 
wissenlosen Händlern mit Menschenfleisch. 

Als es sich in der Stadt Zürich um die Errichtung eines 
städtischen Arbeitsnachweisbureaus handelte, da erklärten die 
Baumeister, sie bedürften eines solchen nicht, da sie auch 
ohne das Arbeiter genug erhielten. Nun wusste man freilich 
schon damals, dass es Agenten gebe, die sich mit der Lieferung 
von „Krumiri" von gefügigen Arbeitern befassen und dabei 
ihren Schnitt machen. Aber es mangelte noch ein wirklicher 
Beweis dafür, man konnte es ableugnen. Dieser Beweis ist 
nun erbracht. Der Redaktion des von der Generalkommission 
der Gewerkschaften Deutschlands in Hamburg herausgegebenen 
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„Operaio Italiano" fiel im Dezember 1900 ein Zirkular des 
Verbandes der Bauunternehmer, Bureau: Berlin S. W. Anhalter- 
strasse 15, in die Hände, unterzeichnet von der Präsident- 
schaft: B. Felisch, Berlin, H. Simon, Breslau und K. Blum. 
Köln. In diesem Zirkular sind 14 Agenten mit ihren Adressen 
angegeben, die italienische Arbeiter verschaflfen und es ist 
noch besonders bemerkt, dass solche Arbeiter sich langer 
Arbeitszeit unterziehen und mit Wenigem zufrieden seien. 

Das ist nun wirklicher Menschenhandel und zwar auf 
Kosten der Handelswaare selber, die jenen Agenten tribut- 
pflichtig ist. Dabei kann man allerdings Arbeitsnachweis- 
bureaus entbehren. Umsomehr muss man aber die Organi- 
sation der italienischen Arbeiter fördern, denn sie allein kann 
solchen unwürdigen Zuständen ein Ende machen und die 
italienischen Arbeiter von ihren Sklavenhändlern befreien. 
Schon längst haben die Arbeitskammern Italiens gewünscht, 
die Arbeitsnachfrage nach dem Auslande zu regeln, aber es 
kann nur geschehen, wenn die italienischen Arbeiter im Aus- 
lande gewerkschaftlich gut organisirt sind. Und nur organisirte 
Albeiter erwerben die BewegUchkeit, bei Nachlassen der Arbeit 
an einem Orte wo anders Arbeit zu suchen. Dafür haben 
wir im letzten Jahre ein Beispiel erlebt. 

Als 1900 in Zürich die Arbeit nachzulassen begann, da 
wurde in den Fachvereinen und Gewerkschaften mit Eifer 
nachgeforscht, wo etwa anderswo Arbeit zu erhalten wäre 
und bald zeigte sich die Wirkung dieses Nachforschens. 
Ganze Schaaren, und nicht nur Ledige, sondern Familien- 
väter mit Frau und Kindern, machten sich auf die Reise, um 
anderswo Arbeit zu erhalten. Von einzelnen Fachvereinen 
reiste derart mehr als die Hälfte der Mitglieder ab, so von 
den Malern, Glasern etc. Der Verfasser hat selbst Abschieds- 
szenen solcher Familien gesehen, gesehen, wie Frauen wein- 
ten, weil sie von ihrer Heimat scheiden mussten. Aber die 
organisirten Arbeiter wollten nicht warten, bis sie vollständig 
airf dem Pflaster lägen und Unterstützung beanspruchen 
müssten, sie gingen vorher, um anderswo ihr Brod zu finden. 
Eine solche Beweglichkeit ist unter unorganisirten Arbeitern 
nicht anzutreffen, daher kommt auch die kleine Minderzahl 
der Organisirten, die unter den angemeldeten Arbeitslosen 
anzutreffen sind. 

Daher ist die Organisation der Wanderarbeiter das beste 
Mittel, um nach dieser Richtung die Arbeitslosigkeit zu mil- 
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dern, zu bewirken, dass rechtzeitig den Ansässigen, die ihren 
Wohnort nicht so leicht wechseln können, die Arbeitsplätze 
überlassen werden, um die Zahl der Arbeitslosen zu vermindern. 
Wem es also wirklich darum zu thun ist, die Arbeitslosigkeit 
zu mildem, der soll diese Organisation der Wanderarbeiter 
fördern und nicht hindern. Sie ist in jeder Beziehung für 
das Gemeinwesen nützlich und niemals schädlich. Sie allein 
kann jene Kinder des Elends heben und zu Menschen ma- 
chen, die eines gesitteten Gemeinwesens würdig sind. 

Weitere Erörterungen über die Behandlung der Wander- 
arbeiter bei eingetretener Arbeitslosigkeit werden im folgen- 
den Abschnitt noch zu machen sein, da sie in Verbindung 
mit dem dort zu besprechenden Gegenstand stehen. 



Es wurde schon das Bestreben des Typographenbundes 
betreffend die Einschränkung der Lehrlingszahl erwähnt. 
Die gleiche Gewerkschaft führt aber auch noch einen andern 
Kampf gegen das Eindringen von weiblichen Arbeitskräften 
in den Setzerberuf. Nach einer alten ßegel werden nur 
männliche Personen als Setzerlehrlinge angenommen, doch 
sind in den letzten Jahrzehnten Buchdruckereien entstanden, 
die entweder vollständig oder theilweise weibliches Personal 
zum Setzen anlernen und verwenden. Meist sind es Buch- 
druckereien, in denen katholische Drucksachen erstellt werden. 
Dagegen wehren sich aber ebenfalls seit Jahren die Typo- 
graphen. Im Jahre 1889 richtete die Typographia Bern eine 
ausführliche Petition an den Bundesrath, in der sie neben 
andern Forderungen auch den Ausschluss von Frauenspersonen 
aus den Buchdruckereien verlangte. Die Forderungen wurden 
im Allgemeinen mit der besondern Gesundheitschädlichkeit 
der Arbeit in den Buchdruckereien begründet, und es wurde 
dargelegt, dass die Gesundheit weiblicher Personen noch 
stärker geschädigt werde, als die der männlichen. Namentlich 
bringe der Bleistaub im weiblichen Körper schlimmere Er- 
scheinungen mit sich als im männlichen. Der Petition wurde 
keine Folge gegeben. 

Im Grunde wehren sich die Schriftsetzer am meisten 
gegen das Anlernen und Verwenden von Setzerinnen, weil 
diese wesentlich als Lohndrückerinnen angestellt werden. 
Würden die Setzerinnen nach dem gleichen Tarif und dem 
gleichen Gewissgeld (Minimallohn) bezahlt wie die Setzer, so 
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wäre vielleicht der Widerstand weniger stark. Aber die 
betreffenden Geschäfte stellen eben darum Setzerinnen ein, 
um billigere und fügsamere Arbeitskräfte zu haben. Die 
Setzerinnen bilden also eine Bedrohung der errungenen und 
schwer erkämpften Lebenshaltung der organisirten Setzer, 
und darum wehren sie sich, vom gewerkschaftlichen Stand- 
punkte aus mit vollem Becht, gegen die Setzerinnen. Es ist 
nur eine andere Form des Kampfes um die Lebenshaltung, 

Aber es ist auch ein Kampf gegen die chronische Arbeits- 
losigkeit und gegen die Uebersetzung des Berufes und für 
das Lehrlingsregulativ, das dieser Uebersetzung steuern soll. 
Wenn die Leistungen der Setzerin in den meisten Fällen 
hinter der des Setzers zurückbleibt, so nimmt sie in der 
Offizin den Platz eines Mannes ein, sie sitzt fest, während 
bei Arbeitsmangel der Mann hinaus muss und die Zahl der 
Konditionslosen vermehrt, der Kasse also Opfer auferlegt, 
ohne dass eine Gegenleistung der Setzerin da wäre. Der 
Platz des Setzers wird ihm aber schon ohnehin von der 
Setzmaschine streitig gemacht. 

Wir sind noch am Beginn der Einführung von Setz- 
maschinen, aber neuerdings kommt diese Einführung in einen 
für die Setzer bedrohlichen Marsch. Am 1. August 1901 
standen nach einer Erhebung des Typographenbundes in 
24 Geschäften im Gebiet des Schweizerischen Typographen- 
bundes 35 Setzmaschinen von drei Systemen. An diesen 
Maschinen arbeiteten zusammen 60 Personen, davon aber 
nur 38 gelernte Setzer, die übrigen 22 waren Lehrlinge, 
ungelernte Personen, Knaben und Mädchen. Nur in 6 Ge- 
schäften wurden die Maschinen für neue Arbeiten aufgestellt 
und verdrängten keine Setzer aus ihren Stellungen, in 14 Ge- 
schäften wurden 45 Setzer von ihrer bisherigen Arbeit ver- 
drängt. Wirklich entlassen wurden wegen den Setzmaschinen 
27 Setzer. Diese letztere Angabe kann sich natürlich nur 
auf die in der letzten Zeit eingeführten Setzmaschinen be- 
ziehen, denn von den früher eingeführten lassen sich keine 
Angaben mehr machen. 

Man sieht, dass die Schriftsetzer alle Ursache haben, 
sich gegen die Setzerinnen zu wehren, um wenigstens nach 
einer Seite die Bedrohung mit Arbeitslosigkeit von sich ab- 
zuwenden. Aehnliche Kämpfe finden in der Uhrenindustrie 
statt, doch mangelt hierüber übersichtliches Material. 
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V. 

Die Hülfe flir die Arbeitslosen. 



Zu Ende August 1893 ging dem Bundesrath eine von 
52,387 stimmberechtigten Schweizerbürgern unterstützte Volks- 
initiative für das Recht auf Arbeit zu mit folgendem Wortlaut: 

„Das Recht auf ausreichend lohnende Arbeit ist jedem 
Schweizerbürger gewährleistet. Die Gesetzgebung des Bundes 
hat diesem Grundsatz unter Mitwirkung der Kantone und 
der Gemeinden in jeder möglichen Weise praktische Geltung 
zu verschaffen. 

Insbesondere sollen Bestimmungen getroffen werden: 
a. Zum Zwecke genügender Fürsorge für Arbeitsgelegenheit, 
namentlich durch eine auf möglichst viele Gewerbe und Be- 
rufe sich erstreckende Verkürzung der Arbeitszeit ; b. für wirk- 
samen und unentgeltlichen Arbeitsnachweis, gestützt auf die 
Fachorganisationen der Arbeiter ; c. für Schutz der Arbeiter 
und Angestellten gegen ungerechtfertigte Entlassung und Arbeits- 
entziehung; d. für sichere und ausreichende Unterstützung un- 
verschuldet ganz oder theilweise Arbeitsloser, sei es auf dem 
Wege der öffentlichen Versicherung gegen die Folgen der 
Arbeitslosigkeit, sei es durch Unterstützung privater Ver- 
sicherungsinstitute der Arbeiter aus öffentlichen Mitteln ; e. für 
praktischen Schutz der Vereinsfreiheit, insbesondere flir un- 
gehinderte Bildung von Arbeiterverbänden zur Wahrung der 
Interessen der Arbeiter gegenüber ihren Arbeitgebern und 
für ungehinderten Beitritt zu solchen Verbänden ; / für Be- 
gründung und Sicherung einer öffentlichen Rechtsstellung der 
Arbeiter gegenüber ihren Arbeitgebern und für demokratische 
Organisation der Arbeit in den Fabriken und ähnlichen Ge- 
schäften, vorab des Staates und der Gemeinden." 

Die Behörden erschracken ob der Aufnahme eines solchen 
ganzen Sozial-Programms in die Bundesverfassung. Sie traten 
auf eine Diskussion darüber nicht erst ein, sondern bean- 
tragten dem Schweizervolke Verwerfung dieser Volksinitiative. 
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In der Volksabstimmung vom 3. Juni 1894 wurde das Initiativ- 
begehren mit 75,880 Ja gegen 308,289 Nein abgelehnt. Da- 
gegen stellten die eidgenössischen ßäthe bald nach der Volks- 
abstimmung, am 12./26. Juni folgendes Postulat: 

„Der Bundesrath wird eingeladen, zu untersuchen 
und darüber Bericht zu erstatten, ob und eventuell in 
welcher Weise eine Mitwirkung des Bundes bei Insti- 
tutionen für öffentlichen Arbeitsnachweis und für Schutz 
gegen die Folgen unverschuldeter Arbeitslosigkeit mög- 
lich und gerechtfertigt sei." 

Die im letzten Abschnitt angeführten Massnahmen zur 
Milderung der Arbeitslosigkeit gehen allerdings über den 
Kahmen dieses Postulates hinaus, aber sie mussten bei einer 
Erörterung des Problems der Arbeitslosigkeit gemacht werden, 
und verdienen darum wohl auch ihre Beachtung. In diesem 
Abschnitt sollen die Massnahmen bei eingetretener Arbeits- 
losigkeit betrachtet werden, die Massnahmen zur Hülfe für 
die Arbeitslosen. 



a. Beschaffung von Arbeit. 

Die durchgreifendste Hülfe für Arbeitslose ist, ihnen 
Arbeit zu gehen, und die moderne Arbeiterschaft unterscheidet 
sich dadurch am meisten von dem Proletariat des alten Roms, 
dass sie nicht wie jenes „Brot und Spiele" verlangt, sondern 
in erster Linie Arbeit — und nur soweit solche nicht gegeben 
wird, auch Brot. Ausnahmen wird es ja immer geben, aber 
die gi'osse Masse der Arbeiter will zunächst Brot durch ehr- 
liche Arbeit. Man dürfte desshalb auch einmal in der bezüg- 
lichen Literatur auf die von Gegnern einer Fürsorge durch 
Arbeit erfundenen Anekdoten verzichten, wonach Pariser 
Arbeiter einen Franken täglicher Unterstützung einem Arbeits- 
angebot mit zwei Franken Lohn im Tage vorgezogen hätten. 
Wenn ein Arbeitsscheuer vielleicht so gehandelt hat, so sollte 
man sich doch hüten, eine ganze Arbeiterschaft durch solche 
Lügenanekdoten zu beschimpfen; man säet damit nur Hass. 

Nun ist zuzugeben, dass die Beschaffung von Arbeit in 
einer Zeit der Krise gewisse Schwierigkeiten bietet und dieser 
Umstand hat auch zur Verwerfung des Rechts auf Arbeit am 
meisten beigetragen. Immerhin lässt sich viel thun, wenn 
auch nicht für alle, so doch für einen beträchtlichen Theil 
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der Arbeitslosen. Das statistische Material im III. Abschnitt 
gibt dafür Anhaltspunkte. In den Tabellen 4 und 5 ist er- 
sichtlich, dass in Zürich und St. Gallen über 70<>/o der Arbeits- 
losen zu den Baugewerben gehörten mit einer Arbeitslosig- 
keitsdauer von 60—70 Tagen. Bei schweren Krisen ist aller- 
dings die Dauer der Arbeitslosigkeit höher anzunehmen. 

Das Nächstliegende ist die Beschaffung von Bauarbeit 
für Gemeinden, Kantone und den Bund, natürlich nützliche 
und nöthige Arbeit und nicht etwa jene Scheinarbeit, wie zu 
Paris im Jahre 1848 auf den sogenannten „chantiers na- 
tionaux" (was man fälschlich mit Nationalwerkstätten über- 
setzt hat), wo man die Arbeitslosen zum öffentlichen Skandal 
unnütz Erde graben und hin und her führen liess, um die 
Sache zu diskreditiren. Aber ebensowenig sollte man sich 
etwa auf das beschränken, was man unter dem Namen „Noth- 
standsarbeiten" gewöhnlich versteht, wie Steineklopfen und 
andere Beschäftigungen der allereinfachsten Gattung. Denn 
solche Arbeiten sind doch nur Nothbehelfe, sie werden in der 
Verlegenheit angeordnet, weil keine andern Arbeiten vor- 
bereitet sind, oder weil man keinen grossen Zudrang zu 
solchen Arbeiten wünscht, da viele Arbeiter sich nur in der 
grössten Noth und mit einem gewissen Widerwillen solchen 
Arbeiten zuwenden. 

Das soll nun nicht missverstanden werden, es will 
keineswegs sagen, dass man den Arbeitslosen extra ausge- 
suchte Arbeiten geben solle, sondern nur, dass die für die 
Arbeitslosen bestimmten Arbeiten im grossen Ganzen der- 
selben Art sein sollen, wie die, deren ein Gemeinwesen auch 
in gewöhnlichen Zeiten benöthigt. Das setzt eine planraässige 
Vertheilung der Arbeiten und planmässige Vorbereitungen 
für die Zeiten von Arbeitslosigkeit voraus, woran es bis jetzt 
fast immer gefehlt hat. 

Bis jetzt folgten nämlich unsere Gemeinwesen zu einem 
grossen Theile ganz dem Verlauf der Wirthschaftsperiode. 
Gingen die Geschäfte im Allgemeinen gut, so hatten die Ge- 
meinwesen höhere Einnahmen und unternahmen daher auch 
mehr öffentliche Arbeiten, sehr oft wurden sie, namentlich 
die grossem Städte, durch die Bauspekulation geradezu dazu 
gedi'ängt. Ein Steigen in den Einnahmen führte sogar oft 
dazu, die Budgets zu überlasten, mehr Arbeiten auszuführen, 
als eine gute Finanzwirthschaft erlaubte. Kamen dann die 
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schlechten Zeiten und verringerten sich dabei wie immer die 
Einnahmen, dann stand man vor einer aufs äusserste ge- 
spannten Finanzlage, namentlich wenn dazu, ebenfalls wie 
immer der Geldmarkt knapp wurde. Dann hörten die öffentr 
liehen Arbeiten ebenfalls auf und die Arbeitslosigkeit wurde 
dadurch noch verschärft. Es konnte nur noch das Aller- 
nöthigste gemacht werden und für die Masse der Arbeits- 
losen konnten höchstens solche „Nothstandsarbeiten" gegeben 
werden, die nur mit den knappsten Löhnen bezahlt wurden. 

Nun anerkennt man glücklicherweise mehr und mehr 
allgemein die Pflicht der Gemeinwesen an, in Zeiten von 
Arbeitslosigkeit durch Beschaffung von Arbeit zu helfen. Man 
sieht mehr und mehr ein, dass nur durch Arbeit bei den 
gewöhnlichen und nicht Nothstandslöhnen verhütet werden 
kann, dass ein Theil der Bürger wirthschaftlich, körperlich 
und moralisch auf eine tiefere Stufe herabsinke, dass für die 
ganze Gesellschaft und für die Gemeinwesen die Beschaffung 
von Arbeit für die Arbeitslosen nicht nur die beste, sondern 
auch die billigste Hülfe ist. Demzufolge muss auch der 
Wirthschaftsplan der Gemeinwesen sich daraufhin einrichten, 
um auf die Arbeitslosigkeit gerüstet zu sein. 

Die Verhältnisse sind derart verschieden, dass es nicht 
gerade leicht ist, genau anzugeben, wie es gemacht werden 
sollte. Im allgemeinen aber wäre folgendes anzugeben. Es 
sollte für jedes grössere Gemeinwesen, für den Bund, die 
Kantone und wenigstens für die Gemeinden mit mehr als 
10,000 Einwohnern, ein Fond angelegt werden, gespeist aus 
jährlichen Beiträgen, die mindestens 5% des Budgets der 
öffentlichen Bauten betragen. Dieser Fond wäre zu reserviren 
für Arbeiten zur Zeit der Arbeitslosigkeit und zwar für die 
Arbeitslöhne, so dass der Fond nicht durch andere Ausgaben^ 
wie Landerwerb, Materialkosten etc. aufgebraucht würde und 
für die Arbeitslöhne nichts oder nicht genug bliebe. Eine 
solche Einrichtung wäre nicht schwer zu treffen, sie belastete 
die Voranschläge nicht sehr stark und böte die Sicherheit^ 
dass zur Zeit der Arbeitslosigkeit auch die Mittel vorhanden 
sind, um Arbeiten vornehmen zu können. 

Diese Arbeiten müssten natürlich rechtzeitig vorbereitet 
werden. Planvorlagen, Kostenberechnungen und Berathungen 
durch die zuständigen Behörden, sowie die verfassungsmässigen 
Kreditbewilligungen müssten geordnet sein, bevor die Arbeits- 
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losigkeit in unmittelbare Sicht kommt, so dass dannzumal keine 
Verzögerungen vorkommen. Denn gerade die Verzögerungen 
erregen, wie die Darlegungen im ersten Abschnitt zeigen, 
stets die Erbitterung der nothleidenden Arbeitslosen. 

Ein Beispiel wird zeigen, wie die Sache sich machen 
lässt. Die Stadt Zürich verwendet bei einem ordentlichen 
Budget von über zwölf Millionen — die Unternehmungen, wie 
Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerke, Strassenbahnen, Material- 
verwaltung und Abfuhrwesen, nicht gerechnet — rund zwei 
Millionen für öffentliche Bauten, die aus dem ordentlichen 
Verkehr zu amortisiren sind. Fünf Prozent davon sind also 
100,000 Fr., die in den Lohnfond für Arbeitslosigkeit fielen. 
Dieser Fond braucht bei geringer Arbeitslosigkeit nicht in 
Anspruch genommen zu werden, da kann man sich sonst 
helfen; er könnte also jedenfalls etwa fünf Jahre geäufnet 
werden, bevor eine grössere Arbeitslosigkeit zu seiner Ver- 
wendung Veranlassung gibt. Dann wäre er, abgesehen von 
den Zinsen, auf eine halbe Million gestiegen. Den Arbeitstag 
zu vier Franken Lohn gerechnet, ergäbe das 125,000 Arbeits- 
tage, was dem in Tabelle 17 auf Seite 80 berechneten kom- 
binirten Maximum des Grades und der Schwere der Arbeits- 
losigkeit für die Stadt Zürich fast gleich käme, wobei übrigens 
zu beachten ist, dass keineswegs alle Arbeitslosen für Bau- 
arbeiten in Anspruch genommen werden könnten , sondern 
nur etwa 70%. Man wäre also auf eine stärkere Arbeits- 
losigkeit gerüstet. 

Hier wird man einwenden, dass die Arbeitslöhne doch 
nur einen Theil der Kosten für öffentliche Bauten ausmachen, 
für Strassenanlagen oder -Korrektionen vielleicht durchschnitt- 
lich nur den vierten Theil. Zu der halben Million des an- 
gesammelten Fonds würden also noch anderthalb Millionen 
an sonstigen Kosten kommen, die dann auf das laufende 
Budget übernommen werden müssten. Das ist zuzugeben. 
Dabei wolle man aber folgendes beachten; Es sollen, wie 
schon gesagt, nur nützliche und nothwendige Bauten aus- 
geführt werden, Bauten, die sowieso einmal gemacht werden 
müssten, die man aber absichtlich und planmässig für eine 
Zeit der Arbeitslosigkeit aufspart. Das Geld hätte also doch 
zu einer bestimmten Zeit ausgegeben werden müssen. Dass 
es gerade zu einer Zeit der Arbeitslosigkeit ausgegeben wird, 
belastet vielleicht zufällig das Budget von zwei Jahren, in 
deren Winter die Arbeitslosigkeit fällt, aber es erhöht nicht 
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die Budgets einer längern Reihe von Jahren, sagen wir eines 
Jahrfünfts oder eines Jahrzehnts. 

Es gehört überhaupt zu einer planmässigen Arbeitspolitik 
der Gemeinwesen, dass sie Arbeitsbudgets für eine längere 
Jahresreihe aufteilen, für je fünf oder zehn Jahre. Selbst- 
verständlich kann es sich dabei ntfr um grössere Arbeiten 
handeln. Aber man kann auf fünf oder zehn Jahre voraus 
berechnen, wann ungefähr neue Friedhofanlagen, neueStrassen- 
züge nöthig sein werden. Man kann bei Zeiten die Platz- 
und Richtungsfrage studiren, die Landerwerbungen vornehmen, 
kurz aUe Vorarbeiten so treffen, dass man die Arbeiten gerade 
zu der passendsten Zeit beginnen kann. Eine solche Voraus- 
budgetirung wird sogar für die Oekonomie der Gemeinwesen 
von grossem Nutzen sein. 

Wir kommen nun zu einem wichtigen Punkte, der die 
Ausführung der Arbeiten in Zeiten der Arbeitslosigkeit be- 
trifft. Diese Arbeiten werden nämlich nur dann ihren sozialen 
Zweck richtig erfüllen, wenn sie in Regie amgeführt werden. 
Sobald man solche Arbeiten im Submissionswege an Unter- 
nehmer vergibt, dann haben diese Unternehmer kein anderes 
Interesse, als auf ihre Rechnung zu kommen. Das ist ganz 
selbstverständlich und kann kein Vorwurf oder keine Be- 
schuldigung sein. Zu diesem Zwecke werden sie sich auch 
die Arbeiter aussuchen und trotz allen möglichen Bestim- 
mungen im Pflichtenheft nur solche nehmen, die für sie am 
vortheilhaftesten erscheinen, sei es, dass sie besonders ge- 
schickt sind, oder bei niedrigerem Lohne arbeiten. Man mag 
dann noch so bestimmt im Pflichtenheft vorschreiben, Schweizer- 
bürger müssten bei der AnsteDung den Vorzug haben, man 
wird hinterdrein doch immer wieder sehen, dass in der Haupt- 
sache Wanderarbeiter beschäftigt werden und die ansässigen 
Arbeitslosen leer ausgehen. Wird dann die Arbeiterliste 
kontroUirt, dann heisst es, die gekommenen Schweizer sind 
fortgelaufen oder ich kann sie nicht zu der Arbeit gebrauchen. 
Mit welchen Mitteln die Leute fortgebeitzt wurden, das ist 
sehr schwer zu untersuchen und noch schwerer, ob die zu- 
gewiesenen Arbeitslosen wirklich unbrauchbar waren. 

Eine Sicherheit dafür, dass wirklich die Arbeitslosen an 
den für sie bestimmten Arbeiten beschäftigt werden, und dass 
mit ihrer Brauchbarkeit auch ein ehrlicher Versuch gemacht 
werde, hat man nur dann, wenn die Arbeit in Regie aus- 
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^Bfühvt wird und unter guter Kontrolle durch die zuständigen 
Beamten. Dem steht bei uns noch vielfach ein altes Vor- 
urtheil im Wege, das behauptet, die Arbeiten kämen bei 
Regieausführung theurer zu stehen, als bei der Vergebung an 
Unternehmer. Wäre das wirklich wahr, so müsste daraus 
zweierlei geschlossen werden : entweder, dass die wohlfeilere 
Ausführung durch Unternehmer nur durch eine stärkere Aus- 
beutung der Arbeiter ermöglicht wird, oder, dass die Unter- 
nehmer intelligenter seien, als die technischen Beamten des 
Gemeinwesens. Es ist nicht anzunehmen, dass die tech- 
nischen Beamten des Gemeinwesens sich eine solche Minder- 
einschätzung gefallen lassen werden. Noch weniger aber darf 
man erwarten, dass es gerechtfertigt werde, wenn ein demo- 
kratisches Gemeinwesen seine öffentlichen Bauten, an die alle 
Steuerzahler — also auch die Arbeiter — zu bezahlen haben, 
durch stärkere Ausbeutung der Arbeiter einige Prozent bil- 
liger machen lässt. 

Uebrigens ist es gar nicht erwiesen, dass ünternehmer- 
ausf&hrung wirklich billiger sei als Regieausführung, es wird 
nur behauptet, weil es im allgemeinen der durch die herrschende 
Produktionsweise bestimmten „öffentlichen Meinung" ent- 
spricht. Da, wo die Regiearbeit planmässig durchgeführt 
wurde, wie in englischen Städten, vorab in London, wird 
sogar berichtet, dass die Regiearbeit vortheilhafter sei, die 
Ausführung sei sorgfaltiger und komme nicht theurer. Das 
ist auch durchaus nicht unwahrscheinlich, denn es ist nicht 
einzusehen, warum bei Regieausführung die Arbeiter nicht 
ebenso zu fleissiger Arbeit angehalten werden können wie 
durch den Unternehmer und seine Vorarbeiter, so dass sie 
auch einen etwas höhern Lohn verdienen. Man kann ihren 
Eifer auch dadurch erhöhen, dass man überall, wo ein Aus- 
mass der Arbeit möglich ist, zum Minimallohn noch eine 
gewisse Zulage aussetzt, wenn innert gewisser Zeit ein ge- 
gebenes Mass von Arbeit verrichtet wird. Es kommt hier 
übrigens wieder die alte Thatsache zum Vorschein, dass 
keineswegs beim geringsten Lohne die vortheilhafteste Arbeit 
erzielt wird, sondern im Gegentheil. 

Uebrigens soll und kann hier nicht die aDgemeine Frage 
behandelt werden, ob überall an Stelle der Ausführung durch 
Unternehmer diejenige durch Regie treten soll. Wir be- 
schränken uns hier ausdrücklich auf das Postulat, dass die 
zur Hülfe für die Arbeitslosen bestimmten Arbeiten in Regie 
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ausgeführt werden sollen, weil sie in diesem Falle allein den 
verlangten Zweck erfüllen. Dabei geben wir ohne weiteres 
zu, dass der erste Anfang ein etwas ungunstiger sein kann. 
Man wird hier Arbeiter zu beschäftigen haben, die vielleicht 
schon durch Mangel entkräftet sind, die sich an solche Ar- 
beiten erst gewöhnen müssen, die mitunter auch nicht den 
gi-össten Eifer mitbringen, die in mancher Hinsicht nicht 
gerade leicht zu behandeln sind. Das wird nicht für die 
Mehrzahl zutreffen, aber möglicherweise oder sogar wahr- 
scheinlich für einen Theil. Da wird etwas Geduld und viel 
Takt und vor allem guter Wille der leitenden Personen nöthig 
sein. Wer mit der Psychologie der Arbeiterklasse auch nur 
ein wenig vertraut ist, weiss, dass mit ihr sehr viel geleistet 
werden kann, sobald sie sieht, dass der Leitende es mit ihr 
gut meint. Es entwickelt sich dann sehr bald ein Corps- 
geist, der die ganze Stimmung beherrscht und die Wider- 
spenstigkeit Einzelner geschwind überwindet. 

Man wolle nicht übersehen, dass bei solchen Arbeiten es 
sich stets für eine grössere Zahl von Berufsarbeiten! um ein 
Herabsteigen zu niedriger stehenden Hantirungen handelt, was 
far die meisten Berufsarbeiter etwas Schmerzliches ist, dass 
die vorhandene Nothlage überhaupt eine gedrückte Stimmung 
erzeugt, die gar leicht in Trotz umschlägt, wenn zu der 
rohern und ungewohnten Arbeit noch eine unverständige und 
unfreundliche Behandlung kommt. Eine solche wird selbst 
von Arbeitern, die das ganze Jahr an solchen Arbeiten be- 
schäftigt sind, nur mit Murren ertragen, sie muss aber noch 
empfindlicher solche Arbeiter treffen, die vorher unter gün- 
stigem Verhältnissen ihre Berufsarbeit verrichteten. Der gute 
Wille der leitenden und beaufsichtigenden Personen ist daher 
eine wichtige Vorbedingung eines guten Gelingens solcher 
ßegiearbeiten. Die Leitenden müssen in sich selbst fühlen, 
nicht nur, dass sie Nothleidende vor sich haben, sondern 
auch, dass es ihnen eine Ehrensache sei, dass trotz gewisser 
Schwierigkeiten eine solche Kegiearbeit wohl gelinge. Die 
Oberbehörden werden daher in solchen Fällen gut thun, so- 
wohl die betreffenden Dienstchefs wie die Unterbeamten bei 
solchen Gelegenheiten über ihre Aufgabe zu belehren. Sieht 
man auf der ganzen Linie, dass von oben herab ein guter 
Wille und der feste Entschluss vorhanden ist, dass die Auf- 
gabe zweckentsprechend durchgeführt werde, dann wird sich 
der Eifer bis in die untern Stellen und bis in die Arbeiter- 
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Schaft fortpflanzen. Es empfiehlt sich sogar, dass die Ober- 
beamten zeitweise persönlich über den Fortgang der Arbeiten 
sich überzeugen und an Ort und Stelle erscheinen, das unt^- 
stützt die Belehrungen aufs wirksamste. 

Es wimmelt nämlich in allen Schriften, die sich mit der 
Sache befassen, an Klagen über die Arbeitsunlust und Unzu- 
verlässigkeit der mit Arbeit bedachten Arbeitslosen. Dabei 
wird meist mit einer wahrhaft unverzeihlichen Oberflächlich- 
keit geurtheilt. So liest man z. B. im Bericht des Gewerbe- 
vereins über eine Arbeit von Anfang 1880, wo Arbeitslose 
einen Durchschnitt durch die Eismassen im Sihlwald machen 
sollten, um eine üeberschwemmung der Sihl bei Tauwetter zu 
verhüten: „Was die Leistungen und das Verhalten betrifft, 
so muss erwähnt werden, dass sich leider eine grosse Zahl 
der Arbeiter den an sie gestellten Anforderungen entzog, 
denn es Hess sich von den am ersten Tag im Sihlwald ein- 
getretenen Arbeitern schon am zweiten Tag die Hälfte nicht 
mehr erblicken. Man machte überhaupt die Erfahrung, dass 
ein grosser Theil nach drei- bis viertägiger Arbeit lieber 
hungerte, als weiter arbeitete . . . Aus allem geht hervor, 
dass nur ein kleiner Theil der Petenten der wirklich arbeit- 
suchenden Klasse angehörte, ja man daif füglich so weit 
gehen und behaupten, dass nur ein äusserst geringer Prozent- 
satz derselben auch nur 2 bis 3 Zahltage bei der ihnen an- 
gewiesenen Arbeit ausgehalten hat." 

Die Gedankenlosigkeit dieses Berichts kann kaum über- 
troffen werden und doch masst sie sich ein abschliessendes 
Urtheil an. Man stellt sich nicht einmal die Konsequenz 
dieses Urtheils vor, denn wäre es wirklich richtig, so wäre 
der Bestand und Fortgang unserer ganzen Produktion unbe- 
greiflich, denn es sind ja die gleichen Leute, die man vorher 
in der Produktion ganz gut brauchen konnte, und die nun 
auf einmal nichts mehr taugen sollen. Man beachtet auch 
gar nicht die Ausnahmsstellung, in welche die Leute bei dem 
vorgeführten Fall versetzt wurden. Die betreffenden Leute 
werden nach wochenlanger Arbeitslosigkeit und Entbehrung 
aus der Stadt nach dem Sihlwald versetzt, um einen Gletscher 
zu durchstechen. Es herrscht eine bittere Kälte und die Leute 
sind mangelhaft ernährt und bekleidet, in gedrückter Stim- 
mung. Sie sind entfernt von ihren Familien, fär ordentliche 
Beköstigung war allerdings damals gesorgt, aber die Unter- 
kunft ist kümmerlich. Von der Arbeit im Eise werden die 
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Kleider nass, aber es ist keine Gelegenheit, sie wieder zu 
trocknen und überhaupt den Körper wieder ordentlich zu er- 
wärmen. Und da wundert man sich, dass diese Leute die 
schwere und ungesunde Arbeit nicht aushalten und „lieber 
hungern, als weiter arbeiten?" Der hat keine Ahnung davon, 
was Hunger ist, der so gedankenlos schreiben kann. Oder 
man wundert sich noch, dass die Leute, wenn sie etwas Geld 
im Sack haben, zuerst in's Wirthshaus laufen, weil sie dort 
allein eine warme Stube finden für ihre erstarrten Glieder? 

Wenn man genöthigt ist, Arbeitslose fern von ihrem 
Wohnort und ihrer Familie zumal im härtesten Winter zu 
beschäftigen, wo sie die gewohnte Ordnung und die gewohnten 
kleinen Dienstleistungen von daheim entbehren müssen, dann 
trage man auch Sorge für eine entsprechende Unterkunft 
der Leute, wo sie sich wärmen und ihre Kleider trocknen 
können, und wo sie etwas Unterhaltung vorfinden, ohne sich 
zum Alkohol wenden zu müssen. Man suche wenigstens so 
viel wie möglich das harte Loos der Leute zu erleichtern. 
Bei Arbeiten in Eis und Wasser sorge man auch für ge- 
eignete Kleider und Stiefel und setze nicht voraus, dass 
diese Arbeitslosen, die seit Wochen kein Geld mehr haben, 
sich das beschaffen könnten. Erst dann, wenn die Leute 
wirklich in den Stand gesetzt sind, ihre schwere und un- 
gesunde Arbeit zu verrichten, erst dann kann man sich mit 
Grund beklagen, wenn ein Theil leichtfertig davon läuft. 

So wie mit der angeführten, so wird es sich bei näherer 
Untersuchung mit allen den Klagen verhalten, die seit mehr 
als 20 Jahren über die Arbeitsscheu der Arbeitslosen in die 
Welt hinausgeschickt werden, und die ein Buch dem andern 
gedankenlos nachschreibt, um einer ernsten Beantwortung 
der Frage: Wie für die Arbeitslosen Arbeit beschafft werden 
könne? aus dem Wege zu gehen. Man wird ohne besondere 
Schwierigkeiten diese Frage lösen können, wenn man erst 
ein Gefühl für die Noth der Arbeitslosen hat und daraus 
den Eifer und guten Willen gewinnt, ihnen dadurch die 
beste Hülfe zu leisten, dass man ihnen so weit es irgend 
möglich ist, Arbeit verschafft. 

Und wenn nun diese Arbeit auch wirklich etwas theurer 
zu stehen kommt? Nehmen wir noch einmal das für die 
Stadt Zürich angeführte Beispiel vor. Es wurde ein geäuf- 
neter Lohnfond von einer halben Million vorausgesetzt, der 
in einem Winter mit schwerer Arbeitslosigkeit zur Verwendung 
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komme. Es wurde ferner angenommen, dass die Gesammfr^ 
kosten der Arbeit (Lohnfond inbegriffen) auf zwei Millionen 
zu stehen käme. Setzen wir nun jetzt noch den Fall, die 
Arbeitskosten kämen aus verschiedenen Gründen um 25 ^/q, 
also um einen Viertel theurer zu stehen, als bei Vergebung 
an Unternehmer, so würden die Gesammtkosten um 6V4 % 
überstiegen, eine Kreditüberschreitung, die nach unsem Ge-: 
wohnheiten sehr bescheiden ist und von jedem Parlament 
ohne weiteres genehmigt wird. Freilich die Summe der 
üeberschreitung würde 125,000 Franken betragen und das 
erscheint schon bedeutend, aber es ist doch nur die Hälfte 
der Summe, die man im Falle einer solchen Arbeitslosigkeit 
den Arbeitslosen als Unterstützung geben müsste, wenn man 
auf den Arbeitstag 2 Franken Unterstützung bezahlte. Die 
Gemeinde hätte also doch auf der andern Seite eine gleiche 
Summe erspart und erfreut sich der geleisteten Arbeit. 

Eechne man also auch ungünstig, so wird doch der 
Vortheil immer noch zu Gunsten der Arbeitslosenhülfe ver- 
mittelst Regiearbeit herauskommen. Aber noch bedeutend 
grösser als der finanzielle ist der moralische Vortheil. Die 
mit Arbeit bedachten Arbeitslosen haben sich durch . die 
schlimme Zeit ehrlich und aufrecht durchgebracht, sie haben 
für ihre Familie ordentlich sorgen können, was ja bei einer 
blossen Unterstützung nicht möglich ist, sie haben ihre Ver- 
bindlichkeiten erfüllen können und können bei Wiederaufnahme 
der gewohnten Arbeit wieder fröhlich in die Zukunft schauen, 
ohne das bedrückende Bewusstsein, Unterstützung bezogen 
zu haben und doch rückwärts gekommen zu sein, Schulden 
gemacht zu haben, die nun wieder abbezahlt werden müssen 
und unter der Zeit Abhängigkeit bedeuten. Ja selbst die 
Anlagen, die auf diese Weise erstellt wurden, werden noch 
lange mit Stolz gezeigt werden, sie sind und bleiben Wahr- 
zeichen einer Arbeitspolitik des Gemeinwesens, die rechtzeitig 
vorsehend in schwerer Zeit segensreich gewirkt hat. Noch 
lange wird der Vater den Kindern sie zeigen: Seht, dahabe 
ich in der schlechtesten Zeit Arbeit und Brot gefunden und 
brauche mich dessen nicht zu schämen. Schämet auch ihr 
euch nie ehrlicher Arbeit, sondern bleibet aufrecht in der 
Noth. Ehre dem Gemeinwesen, das die Gelegenheit dazu 
seinen Angehörigen bietet. 

Man möge uns ja nicht missverstehen. Wir wollen nicht 
etwa, dass man bei solchen Regiearbeiten den Arbeitslosen 
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Unordnung und schlechtes Betragen nachsehe, eine Lotter- 
wirthschaft einreissen lasse. Gewiss nicht, im Gegentheil! 
Es soll gute Ordnung und Disziplin herrschen, es soll auch 
fleissig gearbeitet werden. Wer im 1. Abschnitt das Reglement 
für die Arbeiterkompagnien an der Tösskorrektion liest, 
wird sehen, dass das auch schon früher eine strikte Forde- 
rung war. 

Das wird sich erzielen lassen vor allem dadurch, dass 
man den Arbeitern den ortsüblichen Lohn gibt. Man begeht 
einen schweren Fehler, wenn man meint, für solche Arbeiten 
zur Zeit der Arbeitslosigkeit könnte man einen niedrigem 
Lohn ansetzen als gewöhnlich, die Leute sollen froh sein, 
wenn sie überhaupt etwas verdienen. Damit raubt man vorab 
den Arbeitern die Lust zur Arbeit und macht sie trotzig. 
Aber man schädigt sie auch, indem man ihre Nothlage be- 
nätzt. In solchen Zeiten sind sie gewöhnlich von allen Mit- 
teln entblösst und haben vielleicht schon etwas Schulden. 
Sehen sie nun, dass ihr Lohn doch nicht hinreicht, ihre Exi- 
stenz gewohnheitsmässig zu fristen und ihren Verbindlich- 
keiten nachzukommen, dann werden sie entweder leichtsinnig, 
stuoipfsinnig und phlegmatisch oder erbittert, im ersten Falle 
träge, im zweiten aufsätzig. Beides kann man von vornherein 
vermeiden, wenn man den Arbeitern schon durch den orts- 
üblichen Lohnansatz zeigt, dass man ordentliche Arbeit von 
ihnen erwartet. Es ist auch nicht zu übersehen, dass für 
Berufsarbeiter ohnehin der ortsübliche Taglohn eine geringere 
Lebenshaltung bedeutet. Mit aller Strenge soll von den Ar- 
beitsplätzen der Alkohol ferngehalten werden, statt dessen 
wird es gut sein, den Arbeitern gute, im Winter warme, Er- 
satzgetränke zu. vermitteln oder direkt zu verschaffen, was 
heute glücklicherweise keine Schwierigkeiten mehr bietet. 

Wir haben bis jetzt hauptsächlich öffentliche Bauten als 
Erdarbeiten im Auge gehabt, da solche am leichtesten zu 
beschaffen sind und in erster Linie zu den öffentlichen Wer- 
ken gehören. Aber die Möglichkeit der Arbeitsbeschaffung ist 
damit nicht erschöpt. Selbst ein so konservativer Oekonom, 
wie Prof. Julitcs Wolf, macht einen viel weiter gehenden 
Vorschlag, indem er den Bau von Arbeiterwohnungen in's 
Auge fasst, wobei auch Berufsarbeiter in ihren gewohnten 
Berufen beschäftigt werden können. Gewiss verdient dieser 
Vorschlag alle Berücksichtigung. Freilich wird noch von 
Vielen dem Staat und der Gemeinde das Recht oder die 
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Pflicht bestritten ; Arbeiterwohnungen zu bauen, unter dem 
Vorgeben, das werde von der Privatwirthschaft besser be- 
sorgt. Ohne auf diese Streitfrage hier näher einzugehen, muss 
doch gesagt werden, dass die bisherigen Wohnungsenqueten 
immer nur gezeigt haben, dass die Privatwirthschaft sehr 
schlecht für Arbeiterwohnungen sorgt, und dass es daher 
wahrlich nur ein gutes Werk wäre, wenn die Gemeinwesen 
wenigstens zur Zeit der Geschäfts- und Arbeitslosigkeit den 
Bau von Arbeiterwohnungen unternähmen. 

Es gibt aber auch noch Arbeiten anderer Art, die von 
den Gemeinwesen auf die Zeit der Arbeitslosigkeit angeordnet 
werden könnten, mit denen auch Arbeiter beschäftigt werden 
könnten, die die strengern Erdarbeiten nicht aushalten. Jedes 
grössere Gemeinwesen hat seine Magazine mit Werkzeugen 
zur Strassenreinigung und zum Strassenunterhalt, sowie zu 
andern regelmässigen öffentlichen Besorgungen. In einer 
Zeit der Arbeitslosigkeit könnte man die Lagerbestände ver- 
grössern und auch qualifizirte Arbeiter damit beschäftigen. 
Man könnte nothwendige Ergänzungen der Feuerwehr- Uten- 
silien vornehmen etc. Das alles wären nicht Fragen von 
Mehrausgaben, sondern nur einer entsprechenden Arbeits- 
eintheilung. 

Ferner : Jedes grössere Gemeinwesen hat einen gewissen 
Bedarf an Uniformen und Ausrüstungsgegenständen für Polizei- 
angestellte oder solche von Strassenbahnen oder sonstigen 
Bediensteten. Auch hier wäre es nicht eine Frage von 
Mehrausgaben, sondern nur von richtiger Arbeitseintheilung, 
solche Arbeiten möglichst auf Zeiten der Arbeitslosigkeit zu 
vertheilen. Gerade solche Arbeiten, wo man den Bedarf 
schon lange vorher kennt, lassen sich am leichtesten auf die 
geeignetsten Zeiten vertheilen, sobald man der Sache nur 
etwas Aufmerksamkeit schenkt und den ernstlichen Willen 
dazu hat. 

Nun gibt es freilich unter den Arbeitslosen stets ein 
Trüpplein von Unglücklichen, die weiter nichts anders können, 
als gewöhnliche Schreibarbeiten. Sind solche Leute gar, wie 
nicht selten, im Aussehen und in der Kleidung schon etwas 
heruntergekommen, dann ist das Auffinden einer Anstellung 
doppelt schwer für sie, und diese Leute liegen erfahrungs- 
gemäss am längsten auf dem Pflaster. Für solche Leute hat 
man mit Erfolg Schreibstuben eingerichtet, in denen man Be- 
stellungen auf allerhand Schreibarbeiten entgegennimmt und 
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unter sachgemässer Aufsicht durch die Arbeitslosen ausfahren 
lässt. Es hat sich gezeigt, dass selbst in Mittelstädten gar 
nicht schwer solche Gelegenheitsarbeiten zu erhalten sind. 
Freilich ist hier zu bemerken, dass solche Arbeiten meist 
schlecht bezahlt werden, die Konkurrenz unter Denen, die 
nur solche Arbeiten machen können, ist sehr gross und hat 
die Bezahlung auf einen niedrigen Stand heruntergedrückt. 
Die Schreibstttbenarbeit soll nun zwar durchaus nicht etwa 
dazu dienen, den Schreiblohn noch weiter herabzudrücken, 
denn das würde ja nur die ganze Klasse solcher Leute noch 
mehr herabdrücken, aber sie kann auch nicht theurer be- 
rechnet werden, Sie wird nach der Seite oder nach der Zahl 
(wie z. B. bei Adressen) berechnet und sollte auch nach 
dem gleichen Tarif den Arbeitslosen bezahlt werden. Es 
wird also nöthig sein, die Kosten für das Lokal, dessen Be- 
sorgung, wie fiir die Aufsicht, aus öffentlichen Mitteln zu 
bestreiten und nicht pro rata der Arbeiten den Arbeitslosen 
.am Lohn abzuziehen, weil sonst dieser Lohn gar zu kläglich 
ausfallen würde; er wird ohnehin unter dem ortsüblichen 
Lohne für Kauharbeiter bleiben. 

Es bleibt hier noch ein wichtiger Punkt zu besprechen, 
der nicht übergangen werden darf, da er nicht selten mit 
einer gewissen Erbitterung besprochen wird. Es kommt näm- 
lich dann und wann vor, dass, während in vielen Geschäften 
eines Industriezweiges theilweise Betriebseinstellungen und 
Arbeiterentlassungen vorgenommen werden, andere Geschäfte 
des gleichen Zweiges wenigstens in einzelnen Abtheilungen 
mit Ueberzeit arbeiten und die behördliche Bewilligung dafür 
erhalten. Solche Erscheinungen rufen jedesmal unter den 
Arbeitern des betreffenden Berufs und auch unter den andern 
Arbeitern grosse Aufregung hervor, die sich in bittem Klagen 
gegen die Behörden äussern, welche die üeberzeiibetmlligung 
ertheilt haben. 

Dieser Aufregung und diesen bittern Klagen liegt die 
Meinung zu Grunde, dass die bewilligte Ueberzeitarbeit den 
unbeschäftigten Arbeitern Arbeitsgelegenheit wegnehme, dass 
es folglich ein Unrecht sei, wenn man zugebe, dass ein Theil 
der Arbeiter zum Schaden der Gesundheit über die regel- 
mässige Arbeitszeit angestrengt werde, während ein anderer 
Theil arbeitslos sei und Entbehrungen erleide. Unter einem 
solchen Gesichtspunkt erscheint die Aufregung gewiss als 
gerechtfertigt. Und doch liegt die Sache keineswegs immer 
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so einfach, wie sie erscheint. Es kann Fälle geben, wo die 
Ausführung übernommener Bestellungen sich nicht durch 
Anstellung arbeitsloser Arbeiter des gleichen Berufes machen 
lässt, sei es, dass die Arbeitsplätze mangeln und nicht innert 
nützlicher Frist beschafft werden können, sei es, dass Ar- 
beiter besonderer Qualität erforderlich sind, die unter den 
Arbeitslosen nicht zur Verfugung stehen. 

Dies alles zugegeben, darf aber wohl die Forderung er- 
hoben werden, dass in einer Zeit der Arbeitslosigkeit alle 
Ueberzeitgesuche doppelt genau geprüft werden sollten, na- 
mentlich darauf hin, ob die Ueberzeitarbeit nicht durch Ein- 
stellung arbeitsloser Arbeiter des gleichen Berufes vermieden 
werden könnte. Die zuständigen Behörden sollten in einem 
solchen Falle stets die bestehende Organisation der betreffen- 
den Berufsarbeiter anhören, um über die Beantwortung dieser 
Frage ins Klare zu kommen. Entweder erhielten sie dabei 
einen Aufschluss, der ihnen eine Ablehnung des üeberzeit- 
gesuches als nöthig erscheinen lässt, oder es gelingt, die 
angehörten Arbeitervertreter selbst davon zu überzeugen, dass 
die Ueberzeitbewilligung in dem betreffenden Falle nicht ver- 
weigert werden kann. 

Wie viel Aerger und Anklagen könnten sich die zustän- 
digen Behörden und Organe ersparen, wenn sie dieses so 
einfache Mittel, die Anhörung der Vertreter der organisirten 
Berufsarbeiter, gebrauchten! Und wäre das denn etwas so 
Ungeheuerliches? Gewiss nicht! Die Berufsorganisationen 
der Arbeiter dürfen ganz wohl von den Staatsbehörden und 
ihren Organen anerkannt und gehört werden, zumal in einer 
so wichtigen Frage, wo es den Behörden ja nur erwünscht 
sein muss, sich so gut wie möglich zu informiren. In ver- 
schiedenen Staaten Deutschlands stehen z. B. die Fabrik- 
inspektoren in einem geregelten Verkehr mit den Vorständen 
der Berufsorganisationen der Arbeiter und haben dabei nur 
gute Erfahrungen gemacht. Gewiss würde bei uns das gleiche 
Ergebniss zu Tage treten. 

Es dürfte wohl einleuchtend sein, wenn das Postulat 
erhoben wird: es sollen in Zeiten von Arbeitslosigkeit nur dann 
üeberzeitbetmlligungen ertheüt werden j wenn solche sich nicht 
durch Einstellung Arbeitsloser verhüten lassen. Die zuständigen 
Behörden und Organe haben bei Prüfung dieser Gesuche auch 
die berufenen Vertreter der betreffenden Arbeitororganisationen 
anzuhören. Dieses Postulat könnte leicht durch Beschluss 
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des Bundesrathes erledigt werden, denn diese Erledigung 
fällt durchaus in seine Kompetenz und stände mit keiner 
Bestimmung des Fabrikgesetzes im Widerspruch. Damit 
wäre ein Modus gefunden, der den Behörden viele bittere 
Klagen ersparen würde. 

Die Frage der Behandlung von Ausländem bei der Be- 
schaffung von Arbeit für Arbeitslose wird wohl richtiger mit 
der Arbeitslosenunterstützung behandelt. Was sich dort er- 
gibt, kann hier analoge Anwendung finden. 

Bleibt noch zu erörtern die Frage einer Bundesunter- 
stützung für Gemeinden, die aussergewöhnliche Arbeiten für 
Arbeitslose vornehmen. Diese Frage erscheint uns einfach 
zu lösen. Da wo es sich um Arbeiten handelt, die zu den 
gewöhnlichen Aufgaben der Gemeinden gehören, zu den Auf- 
gaben, die sie sowieso erfüllen müssen, die sie nur aus 
Gründen der Sozialpolitik auf Zeiten der Arbeitslosigkeit 
verschieben, da wird man eine Bundesunterstützung nicht 
postuliren können. Das wird aber die Regel sein. Anders 
aber steht es in solchen Fällen, wo eine ökonomisch schwache 
Gemeinde sich, um ihre Arbeitslosen zu beschäftigen, zu 
aussergewöhnlichen Arbeiten gezwungen sieht, zu Arbeiten, 
die ihre Finanzkräfte übersteigen. In solchen Fällen sollte 
eine Bundesunterstützung in Aussicht gestellt werden, sie 
fallen vielleicht ohnehin zusammen mit den Fällen, in denen 
der Bund heute schon Subventionen leistet, wie bei Fluss- 
verbauungen etc. Die Subventionsbedingungen wären dann 
analog zu formuliren und brauchen hier nicht näher erörtert 
zu werden. 

Dagegen wäre es zur Aneiferung wünschenswerth, wenn 
der Bundesrath an die Kantonsregierungen ein Kreisschreiben 
richtete, in dem er sie zur Arbeitsbeschaffung für Arbeitslose 
aufmunterte und zugleich sich jährlich Bericht erbäte, über 
die zu diesem Zwecke von ihnen und den Gemeinden ange- 
ordneten Arbeiten, deren Verlauf und Kostenbetreffniss. Vor- 
schriften auf diesem Gebiete wird der Bund schwerlich er- 
lassen können, aber er kann durch eine Zusammenziehung 
solcher Berichte das Beispiel wirken lassen, das sich in 
andern Staaten, wie in Frankreich und Belgien, als sehr 
wirksam erwiesen hat. Die Zahl der Gemeinden, die solche 
Arbeiten vornehmen, mehrt sich von Jahr zu Jahr und ver- 
anlasst die zurückstehenden, sich dem Beispiel mehr und 
mehr anzuschliessen. 
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Und da wo der Bund öffentliche Werke sübventionirt, 
sollte er auch in seine Subventionsbedingungen Bestimmungen 
aufnehmen, die den hier geäusserten Gedanken Ausdruck 
geben. Auch bei seinen eigenen Bauten sollte er ein gleiches 
Regime einführen, um den Kantonen und Gemeinden mit 
gutem Beispiel voranzugehen. Wir wiederholen noch einmal 
auch zu Händen des Bundes : Mit Einsicht und gutem Willen 
lässt sich viel machen und lässt sich das Elend der Arbeits- 
losigkeit durch Vornahme öffentlicher Bauten zu rechter Zeit 
zu einem schönen Theile mildern. Möge es geschehen! 



Um keine Lücke zu lassen, muss noch der Arbeüerkolonien 
gedacht werden, die auch in das Kapitel der Arbeitsbeschaffung 
für Arbeitslose gehören. Wenn diese Einrichtungen bei der 
organisirten Arbeiterschaft nicht im besten Lichte stehen, so 
kommt das wohl daher, dass namentlich früher in Deutsch- 
land schwere Anklagen erhoben wurden wegen schlechter 
Behandlung und auch wegen des konfessionellen Charakters 
und des Zwanges zu Religionsübungen. In der Schweiz und 
namentlich über die Arbeiterkolonie Herdem sind uns noch 
keine Klagen zu Ohren gekommen. Es ist klar, dass der 
Zweck dieser Anstalten, Wiederaufrichtung der durch Arbeits- 
losigkeit Herabgekommenen, nur durch eine Behandlung er- 
reicht werden kann, die den Menschen nicht herabwürdigt 
und seinen. Charakter noch mehr schädigt, sondern nur da- 
durch, dass sie ihm durch geeignete Behandlung wieder Muth 
und Selbstvertrauen einflösst, so dass er sich gern wieder 
auf eigene Füsse stellt. 

In diesem Sinne können Arbeiterkolonien sehr nützlich 
wirken, namentlich auf Arbeiter, die einigermassen Schiff- 
bruch erlitten haben. Als ständige Einrichtungen kommen 
sie allerdings hauptsächlich für die chronische Arbeitslosigkeit 
und deren Opfer in Betracht, denen sie ein Asyl bieten, wenn 
sie sonst nirgends mehr Unterkunft flnden. Für die akute 
Arbeitslosigkeit haben sie so gut wie keine Bedeutung und 
würden sie auch bei weiterer Ausdehnung nicht erlangen 
können, denn es liegt in ihrem Wesen, dass sie das ganze 
Jahr durch betrieben werden müssen und zwar, wegen des 
mit ihnen in der Regel verbundenen landwirthschaftlichen 
Betriebes, im Sommer nicht minder als im Winter. 

13 
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Da die Arbeiterkolonien ihren Insassen ausser vollständiger 
Verpflegung nur ein ganz geringes an Arbeitsverdienst bieten 
können — sie bedürfen ja ohnehin der Zuschüsse — dienen 
sie hauptsächlich Alleinstehenden. Familienvätern jeden- 
falls nur insoweit, als deren Familien sich entweder selbst 
durchbringen können, oder von anderer Seite unterstützt 
werden müssen, was schon eine gewisse Zerrüttung der 
Familienverhältnisse zeigt. Die Wirksamkeit der Arbeiter- 
kolonien ist also nach verschiedenen Eichtungen eine be- 
schränkte. Innerhalb dieser Beschränkung aber soll ihre 
Wirksamkeit von uns gern anerkannt werden, sie ist unter 
unsern sozialen Verhältnissen nothwendig und nützlich und 
verdient daher durchaus die Unterstützung aus öffentlichen 
Mitteln. 

b. ünfersfüteung der Arbeitslosen. 

Wer die Darlegungen über die vielen Fälle von Arbeits- 
losigkeit in den ersten Abschnitten dieser Arbeit, sowie die 
Nachweisungen im IV. Abschnitt aufmerksam verfolgt hat, 
der wird in den Thatsachen ersehen haben, dass die Arbeits- 
losigkeit eine gesellschaftlich-wirthschaftliche Erscheinung ist, 
die mit den übrigen gesellschaftlich-wirthschaftlichen Ein- 
richtungen im engsten und unlöslichsten Zusammenhange 
steht, mit Nothwendigkeit von ihnen erzeugt wird. Die 
persönlichen Eigenschaften der Personen fallen dabei gar 
nicht in Betracht, denn auch die stärksten Persönlichkeiten 
stehen im Banne der herrschenden Wirthschaftsordnung und 
sind ihrem Kreislauf unterworfen. 

Wollte man eine Verantwortlichkeit von Personen für 
die Krisen und die Arbeitslosigkeit aufstellen, so müsste diese 
doch sicher in erster Linie Diejenigen treffen, welche die 
Produktion, den Handel und Verkehr leiten, also die Unter- 
nehmer, die Industriellen, die Gewerbeinhaber, die Kauf- 
herren, die Spekulanten etc. etc. Diese handeln ja mit an- 
scheinender Freiheit gegenüber dem allgemeinen Wirth- 
schaftsbetriebe und mit unbedingter Freiheit gegenüber ihren 
Untergebenen, den Arbeitern der verschiedenen Zweige des 
Wirthschaftslebens. 

Man wird einwenden, die Freiheit des Handelns gegen- 
über den Arbeitern sei doch eingeschränkt durch Fabiik- 
und Haftpflichtgesetze, sowie durch Zugeständnisse an die 
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Gewerkschaften uud Fachvereine« Aber diese Einschrän- 
kungen berühren nie und nirgends die Verfügungsfreiheit des 
Unternehmers über das, was er produziren will oder wie viel 
er produziren will. Diese Einschränkungen beziehen sich 
fast nur auf den eigentlichen Arbeitsvertrag zwischen Unter- 
nehmer und Arbeiter, auf Arbeitezeit, Arbeitslohn, Arbeits- 
ordnung, Entschädigung bei Unfällen und Verhütung solcher. 
Art und Mass der Produktion bleiben vollständig unberührt. 

Es sind nur ausnahmsweise Fälle vorgekommen, wo 
Eeklamationen von Gewerkschaften den Produktionsprozess 
selbst betrafen, wo besseres Rohmaterial verlangt wurde, 
weil das geringere gesundheitsschädlich war, oder die Er- 
zielung des gewohnten Lohnes verhinderte, oder wo die 
Schiflfszimmerleute in Antwerpen in den 70er Jahren ver- 
langten, die Schiffe müssten solider gebaut werden. Und es 
ist einmal in der Gesetzgebung vorgekommen, und zwar an 
der Glarner Herbstlandsgemeinde des Jahres 1872, dass ein 
technisches Verfahren, der Doppeldruck, verboten wurde. 
Das sind aber nur Ausnahmen, welche die Regel bestätigen, 
dass die Unternehmer über Art und Mass der Produktion 
ohne Einschränkung durch ihre Arbeiter oder die Gesetz- 
gebung zu deren Gunsten verfügen können. 

Das düi-fte darthun, dass sofern überhaupt eine Verant- 
wortlichkeit festgesetzt werden wollte, diese nur auf die 
Unternehmer gelegt werden könnte. Und die Verantwortlich- 
keitsfrage kann ja nur desswegen berührt werden, weil sie 
bestimmend wäre für die Entschädigungs- oder Unter- 
stützungsfrage. Aber auch nach dieser Richtung müssten 
die Unternehmer in erster Linie in Frage kommen, denn sie 
betreiben ja ihre Unternehmungen, um Gewinn daraus zu 
erzielen. Und Gewinn wird auch dabei erzielt; wenn auch 
Einzelne oder einzelne Gruppen zeitweise oder überhaupt 
mit Verlust arbeiten und im Konkurrenzkampfe unterliegen, 
so wird doch ohne Zweifel das Untemehmerthum als Klasse 
beständig reicher. Die Wechselfälle in der Gewinnerzielung 
zeigen nur, dass die Unternehmer gegenüber dem allgemeinen 
Wirthschaftsbetriebe nicht mit der gleichen Freiheit handeln, 
wie gegenüber ihren Arbeitern. Nach unten können sie 
kommandiren, nach oben aber nicht, hier unterstehen si« den 
allgemeinen Gesetzen des Wirthschaftslebens. 

Diese Bemerkungen müssten vorausgeschickt werden, 
um zu zeigen, wie Diejenigen den Sachverhalt vollständig 
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auf den Kopf stellen, die den Arbeitslosen selbst irgend 
welche Verantwortlichkeit für ihre Arbeitslosigkeit zuschieben. 
Und das geschieht von gedankenlosen Leuten leider noch sehr 
oft, von ihnen wird der Arbeitslose von vornherein mit 
scheelen Blicken betrachtet, der selbst eine Schuld an seiner 
Arbeitslosigkeit trage. Was in längst vergaugenen Wirth- 
schaftssystemen eine gewisse Richtigkeit haben mochte, wird 
noch auf das heutige Wirthschaftssystem angewandt, ein 
Zeichen dafür, wie veraltete Anschauungen noch fortwirken, 
auch wenn längst alle Verhältnisse von Gruud aus umge- 
staltet worden sind. 

Die Arbeitslosigkeit, so wurde schon bemerkt, ist der 
ScMagschatten der kapitalistischen Produktionsweise, und für 
diese trägt die ganze Gesellschaft die Verantwortlichkeit. Die 
Arbeitslosen sind die Opfer dieser Wirthschaftswehie. So be- 
antwortet sich im Licht der Thatsachen die Frage. Die 
Arbeiter sind heute noch weit entfernt davon, auch nur in 
der Festsetzung des Arbeitsvertrages auf dem Fuss der 
Gleichberechtigung als Vertragspartei handeln zu können, 
dazu ist ihre Organisation in den meisten Berufen noch zu 
schwach. Noch viel weniger können sie auf den Produktions- 
prozess massgebend einwirken, sie sind die Kommandirten. 
Das trifft in einem so hohen Masse zu, dass bis in die 
neueste Zeit hinein sogar scheinbar sehr selbständige Hand- 
lungen nur der Ausfluss einer Einwirkung der Ai-beitsherren 
waren. Man weiss jetzt, dass verschiedene Streiks von 
Kohlenbergarbeitern, zumal in England, von den Gruben- 
besitzern provozirt wurden, um die Lager zu räumen und 
den Preis erhöhen zu können. Aehnliche Sachen kommen 
wahrscheinlich viel häufiger vor, als es den Arbeitern selbst 
bewusst wird. Die „öffentliche Meinung" aber merkt das 
noch viel weniger, dafür sorgen die Täuschungen eines Theils 
der Presse, die nur im Dienst der Unternehmer arbeitet. 

Da man bei Besprechung des Problems der Arbeitslosig- 
keit fast immer von „verschuldeter" und „unverschuldeter" 
Arbeitslosigkeit spricht, so ist aus dem Gesagten der Schluss 
zu ziehen, dass als Regel aufgestellt werden muss: Die Ar- 
beitslosigkeit ist vom Arbeiter nicht verschuldet. Nur ausnahms- 
weise mag ein Verschulden des Einzelnen veranlassen, dass 
gerade ihn die Arbeitslosigkeit mit erfasst hat, aber das 
kommt für die ganze Erscheinung nicht in Betracht; denn 
wäre gerade Dieser in Arbeit geblieben, so hätte eben ein 
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Anderer vom Platze weichen müssen. Die Gesammtzahl der 
Arbeitslosen mrd durch die Krise und den Arbeitsmangel be- 
stimmt, und nicht durch das Verhalten der einzelnen Arbeiter. 

Wer alle unsere Darlegungen aufinerksam gelesen hat, 
dem wird diese Bemerkung als etwas Selbstverständliches 
erscheinen, aber sie muss eben doch mit aller Deutlichkeit 
gesagt werden, weil auch hier, wie so oft, das Selbstver- 
ständlichste am schwersten begriffen wird, so dass es nicht 
oft genug wiederholt werden kann, bis es Anerkennung findet. 
Es ist ein üeberrest von Anschauungen aus längst vergan- 
genen Zeiten, dass man die Arbeiter geringer schätzt als 
die Angehörigen anderer Gesellschaftsklassen und dass man 
vor allem aus ihre moralischen Qualitäten als mindere hält, 
denn die anderer Gesellschaftsklassen. 

Wenn nun nachgewiesen wurde, dass die ganze Gesell- 
schaft die Verantwortlichkeit für die Arbeitslosigkeit trägt, 
so ergibt sich daraus auch die Pflicht der Gesellschaft^ für 
den Schaden der Arbeitslosigkeit aufzukommen durch Hülfe für 
die Arbeitslosen. Soweit diese Hülfe nicht durch Beschaffung 
von Arbeit geleistet werden kann, muss sie durch Unter- 
stützung der Arbeitslosen geleistet werden und man darf ein 
vollständiges Recht der Arbeitslosen auf Unterstützung durch 
die Gesellschaft aufstellen. Die Organe der Gesellschaft, die 
diese Pflicht zu erfüllen haben, sind der Staat und seine 
Einheiten: der Bund, die Kantone und die Gemeinden. 

In seinen Rechtsinstitutionen ist der Staat der Schirm- 
herr der heutigen Wirthschaftsordnung, ihrer Grundlagen 
und ihrer Lebenserscheinungen. Er schützt durch Gesetze, 
Polizei und Rechtspflege, wie Strafvollzug, das Eigenthum, 
und dass vorab das kapitalistische Eigenthum den quanti- 
tativ grössten Schutz geniesst, bedarf keines weitem Be- 
weises. Er schützt auch alle Verkehrsformen des Kapitals und 
alle daraus hervorgehenden Verpflichtungen im Obligrationen- 
recht, und noch mehr, er macht sich auch zum Exekutor, 
wenn diese Verpflichtungen nicht freiwillig erfüllt werden, 
durch den Schuldentrieb und das Konkursverfahren. Er um- 
gibt die kapitalistische Produktionsweise nach allen Seiten 
mit seinem Schutz und seiner Fürsorge, er schliesst fär sie 
Handelsverträge ab und er hält für sie Vertreter in andern 
Ländern. 

Aber der Staat ist doch nicht nur ein Rechts- und Po- 
lizeistaat zum Schutze und im Interesse der besitzenden 
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Klassen, denen freilich seine Institutionen in erster Linie zu 
Gute kommen, er ist auch eine sittliche Gemeinschaft aller 
seiner Bewohner und vorab seiner Bärger. Nur als solche 
kann er sich das Recht aneignen, im Falle der Gefahr, des 
Angriffs von aussen, den Bürgern zu befehlen, ihr Gut und 
Blut für seinen Bestand einzusetzen, ihr Leben für seine 
Unabhängigkeit hinzugeben. Und wenn der Staat eine sitt- 
liche Gemeinschaft ist, dann muss er auch die Pflichten einer 
solchen anerkennen und auf sich nehmen, dann muss er auch 
für die Schäden einstehen, die die von ihm nach allen Eich- 
tungen beschützte kapitalistische Produktionsweise noth- 
wendigerweise in ihrem Gefolge hat. Dann muss er also auch 
Fürsorge für einß Unterstützung der Arbeitslosen treffen. 

Er übt damit nur eine kleine Sühne für Unterlassungs- 
sünden gegenüber den arbeitenden Klassen. Wer objektiv 
unsere Gesetzessammlungen durchgeht, der wird darin einen 
ausgiebigen Schutz des materiellen oder todten Eigenthums 
antreffen, einen Schutz, der sich mit Aufmerksamkeit jeder 
Eigenart dieses Eigenthums anpasst. Neben diesem todten 
gibt es ein lebendiges Eigenthum, das des Arbeiters an seiner 
Arbeitskraß. Wie kümmerlich ist dessen Schutz bedacht! 
Der Gesetzgeber behilft sich mit der Fiktion, dass der Ver- 
kauf dieses Eigenthums ein freiwilliger Arbeitsvertrag zwi- 
schen dem Arbeiter und dem Unternehmer sei und unterstellt 
dabei, dass beide Theile als freie und gleichberechtigte Kon- 
trahenten mit einander die Bedingungen festsetzen. Das ist 
doch eine grausame Täuschung! Der Wechsel verkehr der 
Kaufleute, die doch viel eher gleichstarke Kontrahenten sind, 
wird aufs genaueste geregelt, man verlässt sich nirgends auf 
das freie üebereinkommen, wohl aber beim Vertrag zwischen 
dem ökonomisch so starken Geschäftsinhaber und dem öko- 
nomisch ohnmächtigen Arbeiter. Und doch ist die Arbeits- 
kraft der Arbeiter das sozial und wirthschaftlich wichtigste 
und werthvoUste Eigenthum in der Gesellschaft, ohne das 
sie keinen Tag bestehen könnte! 

Es entspricht daher nur einem Minimum des Schutzes 
dieses werthvoUen Eigenthums, wenn der Staat Fürsorge 
trifft, dass es nicht zu Grunde gehe, wenn es durch den 
fehlerhaften Kreislauf der kapitalistischen Produktionsweise 
in Unthätigkeit versetzt wird. Das nächste Kapitel wird die 
Mittel untersuchen, mit denen eine Arbeitslosen-Unterstützung 
unter Zuhfilfenahme der Selbstthätigkeit der Arbeiter durch 
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das, was man Versicherung nennt, erzielt werden könnte. 
Aber das ist eine nicht so leicht zu lösende Frage, die län- 
gere Zeit zu ihrer Lösung brauchen wird. Auch die Frage, 
ob und wieweit die Arbeitsherren zur Unterstützung der 
Arbeitslosen verpflichtet wären, wird nur nach langem 
Kämpfen gelöst werden können, gegenwärtig steht diese Lö- 
sung noch nicht in Aussicht. 

Da es nicht dem sittlichen Charakter des Staates ent- 
sprechen kann, die Arbeitslosen einfach so lange hungern 
oder verhungern zu lassen, bis diese Streit- und Organisations- 
fragen gelöst sind, so 7nuss einstweilen der Staat und müssen 
seine Einheiten selbst eintreten, müssen sie selbst aus ihren Mitteln 
die Arbeitslosen unterstützen. Für einen demokratischen Staat 
kann die Pflicht dazu gar nicht fraglich sein. Es kann sich 
nur noch um die Einrichtungen handeln zur Organisation 
einer solchen Unterstützung. Zur Erörterung solcher Ein- 
richtungen knüpfen wir an schon Geübtes im eigenen Lande 
an, und zwar zunächst an die Entwicklung dieser Frage in 
der Stadt Zürich, 

Die Arbeit von August Merk im 2. Heft der „Zeitschrift 
für Schweizerische Statistik** 1894, die auch in einer kleinen 
Zahl von Extraabzügen erschienen ist, berichtet anschaulich 
über die Anordnungen bei der Arbeitslosigkeit in den Win- 
tern von 1892/93 und 1893/94. Im ersten Winter wurde 
die Hülfe für die Arbeitslosen zunächst von der Arbeiter- 
union an die Hand genommen, die eine Kommission bestellte 
aus ihrem Vorstande mit Beiziehung von Vertretern des 
Stadtrathes und der freiwilligen Hülfsvereine. Auf einen 
Aufruf gingen der Kommission an Geldern bald über Fr. 14,000 
ein, ausserdem der sofort errichteten Volksküche für etwa 
Fr. 300 Lebensmittel. Die Stadt spendete 800 Reif Holz 
und Fr. 5000 Beitrag, von denen aber nur Fr. 3200 ver- 
wendet wurden. Die Hauptfursorge wurde auf die Beschaffung 
von Nahrung gerichtet. In der im Regiebetrieb, wobei Ar- 
beitslose beschäftigt wurden, errichteten Volksküche konnten 
die Arbeitslosen für sich und ihre Angehörigen zweimal im 
Tag eine gute kräftige Suppe, die Portion ^U Liter mit 200 
Gramm Brot, abholen oder an Ort und Stelle zu sich nehmen. 
An 38 Tagen wurden über 41,000 Portionen Suppe gekocht, 
die Kosten der Volksküche kamen auf Fr. 6069, also, pro 
Portion auf nicht ganz 15 Rp. Für weiter weg Wohnende 
wurde mit andern Suppenanstalten abgemacht, so dass diese 
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dort Suppe beziehen konnten. Ausserdem wurden an 585 
Arbeitslose Fr. 8944 Unterstützung, zum grössern Theil in 
Gutscheinen für Lebensmittel verabfolgt. 

Bei diesem ersten Eintreten hatte die Kommission fol- 
gende Grundsätze aufgestellt: 1. Es seien nur Verheirathete 
mit Beiträgen zu unterstützen; 2. die Beiträge seien haupt- 
sächlich in Naturalform zu verabfolgen ; 3. sei die Errichtung 
einer oder mehrerer Volksküchen anzustreben, um an bedürf- 
tige Familien und einzelstehende Personen ein kräftiges 
Essen verabfolgen zu können. Freilich muss der Bericht- 
erstatter erklären, dass man sich nicht allzu streng an diese 
Grundsätze halten konnte. Es habe sich als nöthig erwiesen, 
dass man auch Ledige unterstützen musste, die schon längere 
Zeit am Orte wohnten, und die man daher auch nicht an die 
Naturalverpflegung weisen konnte, da diese nur für Durch- 
reisende vorhanden ist, man konnte sie auch nicht einfach 
fortweisen, um sie nicht dem Vagantenthum anheimfallen 
zu lassen ; es wurden daher auch für sie Logisgelder bezahlt. 

Nach den Erfahrungen dieses ersten Winters nahmen 
sich die städtischen Behörden der Sache an. Am 25. No- 
vember 1893 ertheilte der Grosse Stadtrath dem Stadtrathe 
fär den bevorstehenden Winter einen Kredit von Fr. 5000 
und fasste folgenden Beschluss: 

a. Der Stadtrath erhält für den Fall des Wiedereintritts 
grösserer Arbeitslosennoth den Auftrag, die Hülfeleistung 
durch die Stadtverwaltung in Verbindung mit Vertretern der 
Arbeiterschaft, der Arbeitgeber und des freiwilligen Armen- 
vereins zu organisiren. 

h. Die städtische Arbeitslosenkommission wird vom 
Stadtrathe bezeichnet; sie bildet die Arbeitsvermittlungs- 
und Hülfestelle mit dem Auftrage, Arbeitgeber und übrige 
Einwohnerschaft zur Mithülfe aufzurufen und die Hülfe- 
leistung an bestimmte Erfordernisse zu knüpfen, für deren 
Aufstellung in der Hauptsache folgende Grundsätze mass- 
gebend sind: 

1. Die Unterstützung hat sich auf solche Arbeitslose 
zu beschränken, welche mindestens seit dem letztvorange- 
gangenen 1. Juli in der Stadt Zürich Niederlassung haben. 
Nur ausnahmsweise sind, soweit es nicht Obdachlose betrifft, 
für welche eine Beschränkung der ünterkunftsgewährung 
nach Massgabe des einzelnen Falles eintritt, auch Ledige zu 
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unterstützen. Die Arbeitslosen schweizerischer Herkunft sind 
vorzugsweise zu berücksichtigen. 

2. Die Unterstützungsfälle sind zu untersuchen; zu 
diesem Zwecke müssen die Angaben der die Unterstützung 
beanspruchenden Personen geprüft werden; die Würdigkeit 
oder Unwürdigkeit des Gesuchstellers ist mit Sorgfalt fest- 
zustellen. 

3. Die Unterstützung soll in der Regel nicht in Baar- 
schaft. sondern in Naturalform verabreicht werden. 

c. Der Stadtrat wird eingeladen, 1) soweit möglich den 
Arbeitslosen geeignete Arbeit zu verschaffen, 2) für obdach- 
lose Arbeiter Unterkunftslokale zur Verfügung zu stellen; 
die Anweisung von Schlafstellen für solche Personen ist nach 
Massgabe der Unterstützungsgrundsätze Sache der Arbeits- 
losenkommission." 

Nach diesen Grundsätzen wurde im grossen Ganzen die 
Arbeitslosen-Unterstützung bis zum Jahre 1900 eingerichtet, 
die Praxis änderte sich nicht viel. Allerdings unterblieb 
eine namhafte Beschaffung von Arbeit und ebenso eine ent- 
schiedene Fürsorge für Unterkunftslokale für obdachlose Ar- 
beitslose. Der Kredit von Fr. 5000 wurde alljährlich in's 
Budget gestellt, nicht alle Jahre beansprucht und einige Male 
um ein paar Tausend Franken überschritten, was hinterdrein 
genehmigt wurde. Ueber die Bestrebungen, eine Arbeits- 
losen-Versicherung einzuführen, wird im nächsten Kapitel 
berichtet. In den relativ guten Jahren zeigte sich auch keine 
stärkere Arbeitslosigkeit. Eine bestimmte Skala für die 
Unterstützungen wurde nicht aufgestellt, man gab nach Gut- 
finden, natürlich stets so sparsam wie möglich. 

Im Jahre 1900 zeigte sich, dass eine grössere Arbeits- 
losigkeit bevorstehe. Die Arbeitslosenkommission wurde vom 
Stadtrath bestellt wie folgt: Der Stadtpräsident, als* Prä- 
sident der Kommission, die Sekretäre der bürgerlichen Armen- 
pflege und der freiwilligen und Einwohnerarmenpflege, der 
Inspektor des Gesundheitswesens, der Vorsteher des Arbeits- 
amts, je ein Arbeiter und ein Meister aus dessen Aufsichts- 
kommission, 3 Vertreter der Arbeitskammer und 3 des Ge- 
werbeverbaiQdes, 3 Damen vom Gemeinnützigen Frauenverein 
vorgeschlagen und eine Vertreterin des Arbeiterinnenvereins. 
Das sind im Ganzen 17 Personen, worunter 5 Vertreter der 
Arbeiter. 
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Die Kommission hielt die Aufstellung einer Skala fiir 
die zu gewährenden Unterstützungen für nöthig und stellte 
zuerst folgende Skala auf: Es sind in Gutscheinen für Lebens- 
mittel zu gewähren per Tag: 

Für alleinstehende Männer 50 Ep. 

Für alleinstehende Frauen 40 „ 

Für verheirathete Männer und Wittwer mit Kindern 40 „ 
Für verheirathete Frauen und Wittwen mit Kindern 30 „ 
Für jedes Kind 15 „ 

Bald zeigte sich aber, dass diese Unterstützungen auch 
gar zu ungenügend seien, die Arbeitslosen erhoben Klagen 
und richteten an den Stadtrath das Gesuch um eine etwelche 
Erhöhung. Der Stadtrath entsprach ^ diesem Gesuche und 
erhöhte nach Vorschlag der Arbeitslosenkommission die Skala 
auf folgende Anzätze: 

Für erwachsene Personen . . 60 Ep. 
Für jedes Kind 30 „ 

Nach diesen Ansätzen wurden fortan die Gutscheine für 
je fünf Tage ausgestellt. Inzwischen mussten die Arbeitslosen 
sich wieder auf dem Arbeitsamt einfinden, um nachzuschauen, 
ob vielleicht Arbeit für sie vorhanden sei, die Bescheinigung 
des Arbeitsamtes musste vorgewiesen werden. Es versteht 
sich von selbst, dass den Leuten nachgefragt wurde, sowohl 
an den letzten Arbeitsstellen, wie in den Häusern wo sie 
. wohnten, Wer vorher von der bürgerlichen oder freiwilligen 
Armenpflege Unterstützung erhalten hatte, wurde dieser über- 
wiesen und von ihr weiter unterstützt. Wer die Gutscheine 
in baar Geld verwandelte und zum Trinken oder zu Vergnü- 
gungen verbrauchte, wurde von weiterer Unterstützung ohne 
Weiteres ausgeschlossen. Ein Mann, der heimlich Vermögen 
besass und doch Unterstützung nachsuchte und erhielt, wurde 
dem Gericht überwiesen und dort streng bestraft. 

Die Unterstützungen wurden ertheilt für: 

Suppe Fr. 694. 50 

Milch . . . 



Lebensmittel . 
Brennmaterial 
Miethe . . 
Schuhe . . 
Andere Bedürfaisse 



3,411. 50 

22.251. 50 

4;004. 50 

2,371. 50 

228. 30 

61. 20 



Zusammen Fr. 33,023. — 
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ADgemddet hatten sich 1158 Arbeitslose, davon wurden 
848 von der Arbeitslosenkommission unterstützt, 59 Ledige 
wurden ganz abgewiesen. Ein grösserer Theil Verheiratheter 
und Verwittweter wurde an die freiwillige und Einwohner- 
armenpflege gewiesen, von der sie vorher schon Unter- 
stützungen erhalten hatten. Von den Unterstützten waren 
819 Männer und 29 Frauen mit 689 erwachsenen Angehörigen 
und 1325 Kindern, so dass die Gesammtzahl der unterstützten 
Personen 2862 betrug. Diese Zahl vertheilt sich auf 

478 Schweizer mit 1050 Angehörigen und 
370 Ausländer mit 964 Angehörigen. 

Auf einen Schweizer kommen im Durchschnitt 2,2 und 
auf einen Ausländer 2,6 Angehörige, woraus sich ergibt, dass 
die unterstützten Ausländer den gleichen Charakter der Sess- 
haftigkeit aufweisen, wie die unterstützten Schweizer. Der 
Stadtrath scheint aber angesichts der grössern Anforderungen, 
die der Winter von 1901/02 mit einer grössern Arbeitslosigkeit 
stellen wird, ängstlich geworden zu sein, er beantragt dem 
Grossen Stadtrathe eine Aenderung der Aufenthaltsdauer, die 
zur Unterstützung berechtigen soll. Während im Beschluss 
von 1893 der vorangegangene 1. Juli massgebend sein sollte, 
wünscht nun der Stadtrath für Schweizerbürger den voran- 
gegangenen 1. April und für Ausländer den vorangegangenen 
1. Januar, also die Verlängerung der Aufenthaltsdauer um 
ein viertel oder ein halbes Jahr. 

Um die Tragweite einer solchen Massregel zu ermessen, 
die ja auch für die allgemeine Betrachtung der Frage von 
Bedeutung ist, wurde das Material betreffend die Arbeitslosen 
des letzten Winters noch einmal durchgenommen. Wie 
Tabelle 27 auf Seite 101 zeigt, waren von den Arbeitslosen 
des letzten Jahres 155 bis ein Jahr in Zürich, diese setzten 
sich zusammen aus 77 Schweizern und 78 Ausländern. Von 
diesen scheiden für unsre Betrachtung aus die vor dem 
1. Januar 1900 schon in Zürich Anwesenden, die allerdings 
im Dezember noch kein volles Jahr da waren, das sind 
8 Schweizer und 10 Ausländer, verblieben also 69 Schweizer 
und 68 Ausländer. Von diesen waren nach Zürich gekommen : 

bis 31. März 31 Schweizer und 39 Ausländer, 
bis 30. Juni 27 „ „ 17 

später 11 „ „ 12 
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Unterstützt wurden Schweizer, die nach dem 1. April 
und Ausländer, die nach dem 1. Januar nach Zürich ge- 
kommen waren 

Schweizer : 21 Arbeitslose mit 64 Angehörigen mit Fr. 512.95 
Ausländer : 43 „ „ 84 „ „ „ 1247.20 

Zusammen 64 Arbeitslose mit 138 Angehörigen mit Fr. 1760.15 

Das sind 7,5% der Arbeitslosen und 6,8% der Ange- 
hörigen, die im letzten Winter Unterstützung erhielten, der 
Unterstützungsbetrag macht b,S^/o der gesammten Unter- 
stützungssumme, die letzten Winter ausbezahlt wurde. Man 
sieht, dass die Erspamiss durch die Vorschrift einer langem 
Aufenthaltsdauer nicht bedeutend ist. 

Eine andere Frage ist, die Konsequenz aus einer Ver- 
längerung der Aufenthaltsdauer zu ziehen, wobei vorauszu- 
setzen ist, dass immer nur bedürftige und würdige Arbeits- 
lose unterstützt werden. Was hätte mit den 64 Arbeitslosen 
und ihren 138 Angehörigen geschehen sollen, wenn man sie 
hätte abweisen müssen? Kredit haben Leute, die erst kürzere 
Zeit an einem Orte sind, gewöhnlich nicht, Schulden hätten 
sie also kaum machen können oder höchstens für sehr kurze 
Zeit und dann ? Dann hätten sie zum Bettel greifen müssen, 
das ist ein Aushülfsmittel, das ohne Zweifel Viele ergreifen, 
die sich nie als Arbeitslose zur Unterstützung melden, aber 
es demoralisirt, es macht den ehrlichen Arbeiter zum Lumpen- 
proletarier, der nicht mehr daran denkt, sich durch ehrliche 
Arbeit sein Brot zu verdienen, und der, wenn das Betteln 
nicht mehr genug einbringt, zum Diebe, zum Verbrecher wird. 

Die Unterstützung der Arbeitslosen soll ja gerade vor 
einem solchen Herabsinken bewahren, sie soll den Arbeits- 
losen möglichst aufrecht erhalten, damit er bei Wiederbeginn 
der Arbeit wieder auf eigenen Füssen steht und frohen Muthes 
wieder an die Arbeit gehen kann. Dieser Zweck wird ver- 
fehlt, wenn man den Arbeitslosen oder seine Angehörigen erst 
an Bettelbrot gewöhnt hat. 

Oder sollte man die Arbeitslosen, die noch weniger als 
ein halbes Jahr am Orte sind, kurzerhand ausweisen, sammt 
ihren Angehörigen, ihren Frauen und Kindern? Das müsste 
doch als eine Barbarei bezeichnet werden, die einem schwei- 
zerischen Gemeinwesen schlecht anstünde. Man ist freilich 
leicht geneigt, anzunehmen, solche Leute seien durch die 
Unterstützung der Arbeitslosen angelockt worden, oder würden 
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es fernerhin, wenn man die Aufenthaltsdauer zu kurz bemesse. 
Das kann aber doch nicht nur behauptet, sondern es müsste 
auch nachgewiesen werden, was aber schwer halten dürfte. 

Die zu Unterstützenden müssen vorher eine Zeit lang 
in Arbeit gestanden sein, das lässt sich ja leicht konstatiren. 
Wer seit seiner Ankunft in Zürich keine Arbeit gehabt hat, 
wird auch nicht unterstützt. Nun ist es doch von vornherein 
sehr unwahrscheinlich, dass Arbeiter mit Familie aufs Ge- 
rathewohl nach Zürich kommen, ohne zu wissen, ob sie Arbeit 
erhalten, denn nur in diesem Falle könnten sie hoffen, im 
Winter eine knappe Unterstützung zu erhalten. Solche Leute 
kämen doch kaum auf ihre Rechnung. Berechnen wir nämlich 
den auf den Kopf entfallenden Betrag der Unterstützung des 
letzten Winters, so trifft es.bei den Verheiratheten und ihren 
Angehörigen je Fr. 11.67, bei den Verwittweten, Geschiedenen 
und Getrenntlebenden je Fr. 12.73 und bei den Ledigen je 
Fr. 8.88 für die ganze Unterstützungsdauer. Wenn die Leute 
nicht sehr aus der Nähe kämen, so schlügen sie bei einer 
solchen Spekulation kaum die Reisekosten heraus. 

Es wird gut sein, sich von dieser falschen Annahme 
einmal zu befreien, und dafür lieber nachzuforschen, ob nicht 
der grösste Theil dieser Leute vielmehr durch allerlei Arbeits- 
angebote nach Zürich gelockt worden seien, die leider von 
gewissenlosen Gewerbsinhabern und von Agenten auch bei 
schlechter Geschäftszeit gemacht, hinterdrein aber nicht ge- 
halten werden. Frage man solche Leute nur gründlich aus 
und untersuche man ihre Angaben und man wird auf ver- 
schiedene Uebelstände kommen, die sonst unentdeckt bleiben, 
obgleich sie auf den Arbeitsmarkt sehr schädigend einwirken. 

Vor einem muss sich die Organisation der Arbeitslosen- 
Unterstützung allerdings hüten, nämlich davor, durch ihre 
Unterstützung Wanderarbeiter, die sonst über den Winter heim- 
gegangen wären, zum Hierbleiben zu veranlassen. Es lässt 
sich ja nicht verhindern, dass in bessern Zeiten stets ein 
Theil der Wanderarbeiter sich an seinem Arbeitsort ansässig 
macht und eine Familie gründet, aber es soll und muss ver- 
hindert werden, dass dies zu einer Zeit geschehe, in der eine 
grössere Arbeitslosigkeit herrscht. Zum Theil wird das freilich 
dadurch bewirkt, dass man den Grundsatz, dass Ledige nur 
ausnahmsweise unterstützt werden, festhält. Noch besser 
aber dadurch, dass man diesen Grundsatz direkt ausspricht 
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und erklärt: Wanderarbeiter werden nicht unterstützt. Wir 
haben die Frage der Wanderarbeiter schon im III. und IV. 
Abschnitt behandelt und gezeigt, wie sie in Zeiten der Arbeits- 
losigkeit auf den Arbeitsinarkt drücken, es wird hier darauf 
verwiesen und ergibt sich daraus, dass man einfach in der 
Nothwehi- handelt, wenn man tfnterstützungsgesuche von 
Wanderarbeitern rund abweist. Sagt man es vorher, dann 
können sich die Leute darnach richten. Der Arbeitslosen- 
Kommission wird es leicht sein, die Wanderarbeiter heraus- 
zufinden. 



Es musste das Beispiel der Stadt Zürich angeführt werden, 
weil hier das beste Material vorliegt und die Unterstützung 
der Arbeitslosen bis zu einem gewissen Grade sich entwickelt 
hat, zu einer gewissen Praxis gelangt ist, die als Muster 
hingestellt werden kann. Sodann musste auch die Stadt 
Zürich als Beispiel genommen werden, weil keine andere 
Schweizerstadt bisher in gleicher oder ähnlicher Weise die 
Unterstützung der Arbeitslosen selbst in die Hand nahm. 

In andern Schweizerstädten wurde meist das Vorgehen 
eingeschlagen, das im Winter von 1892/93 in Zürich geübt 
wurde. Zu den Geldmitteln, die von Privaten stammten, 
gaben die Städte oder Stadtkantone wie Basel, einen gewissen 
Beitrag und Hessen sich etwa auch in den Kommissionen für 
die Unterstützung vertreten. Ein solches Verfahren ist freilich 
immer noch besser, als wenn gar nichts geschieht, aber es 
ist unzureichend und viel zu viel vom Zufall abhängig. Die 
Gemeinde tritt dabei eigentlich nur subsidiär ein und meist 
erst nach einem gewissen Drängen. In der Regel mussten 
erst die Arbeiterorganisationen die Sache an Hand nehmen, 
sie mussten die Arbeitslosen veranlassen, sich anzumelden. 
Das aUes ging nicht ohne eine gewisse Bewegung und Auf- 
regung ab. Unter gewissen Umständen flössen wohl reichlich 
Unterstützungsgelder von Privaten, unter andern Umständen 
aber flössen sie nur spärlich und ganz unzureichend. Natürlich 
war auch die Unterstützung der Arbeitslosen von diesen Zu- 
fällen abhängig, konnte auch nicht nach bestimmten Grund- 
sätzen geregelt werden. 

Es ist aber durchaus wünschenswerth, dass bei der Unter- 
stützung der Arbeitslosen bestimmte Grundsätze aufgestellt 
werden, nach denen verfahren wird, so dass Willkür oder 
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Bevorzugung so viel wie möglich ausgeschlossen ist. Eine 
regelrechte, wenn auch knapp gehaltene Unterstützung ist 
einer regellosen, selbst wenn dabei für einzelne Fälle mehr 
abfällt, durchaus vorzuziehen, und es muss als eine Pßicht 
der Gemeinde erklärt werden, die Unterstützung zu organi- 
siren und ihr die nöthigen Mittel zur Verfügung zu stellen, 
sie ist ja die einzige öffentliche Organisation, die diese Pfldcht 
auch übernehmen kann. 

Dabei soll nicht verkannt werden, dass eine gesetzliche 
Feststellung dieser Pflicht auf beträchtliche Schwierigkeiten 
stösst. Auf dem Wege der Bundesgesetzgebung wird sie 
sich nach unsern staatsrechtlichen Verhältnissen nicht bewerk- 
stelligen lassen, gegenwärtig wäre der Bund auch überhaupt 
nicht befugt dazu. In den Kantonen, mit Ausnahme der zwei 
Städtekantone, ist aber anzunehmen, dass die Abgeordneten 
der Landbezirke solchen Gesetzesvorschlägen kaum das nöthige 
Verständniss entgegenbringen. Die Bau ernbe Völker ung, die 
zeitweise an Arbeitermangel leidet, begreift die wirthschaft- 
lichen Ursachen der Arbeitslosigkeit noch zu wenig. Sie 
sieht nur, dass die Ai-beiter von der Landwirthschaft weg 
und zur Industrie laufen und betrachtet das als eine Ver- 
sündigung gegen die Landwirthschaft, ja als eine Art von 
Arbeitsscheu, für die Arbeitslosigkeit eine gerechte Strafe 
sei. Daher ist auch nicht zu erwarten, dass sie für ein 
Gesetz stimmen würde, das den Gemeinden die Unterstützung 
der Arbeitslosen als eine Pflicht vorschreibt. 

Es muss also bis auf weiteres ein anderer Weg gesucht 
werden. Der Bund sollte es dadurch als eine moralische Pflicht 
der Gemeinden bezeichnen, ihre Arbeitslosen zu unterstützen, 
dass er die Erfüllung dieser Pflicht durch Subventionen unter- 
stützt und dafür gewisse Bedingungen aufstellt, an die er die 
Leistung einer Subvention knüpft. 

Als erste Bedingung darf wohl verlangt werden, dass 
die vorübergehende Unterstützung während einer Arbeitslosig- 
keit in keiner Weise den Charakter der Almosengenössigkeit 
tragen darf, sondern nur den einer Nothstandsunterstützung, 
wie das gegenüber der Landwirthschaft bei Elementarereig- 
nissen auch geschieht. Die Unterstützten sollen aufrecht und 
in ihren bürgerlichen Rechten ungekränkt bleiben; es wäre 
geradezu gemeinschädlich im Interesse des Gemeinwesens, 
wollte man die Unterstützten durch den Stempel der Almosen- 
genössigkeit herunterdrücken, und es ihnen dadurch um so 
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schwerer machen, sich bei Eintritt besserer Geschäftszeit 
wieder emporzuschwingen; es wäre aber auch ein schweres 
Unrecht gegen die Arbeitslosen, die doch nur unfreiwillige 
Opfer der wirthschaftlichen Verhältnisse sind. 

Als zweite Bedingung hätte der Bund aufzustellen, dass 
die Unterstützung von der Einwohnergemeinde ausgehe und 
vorab alle Schweizerbfirger gleichstelle. Die Streitfrage, ob 
Territorial- oder Bürgerprinzip bei der Armenunterstützung 
herrschen soll, kann hier nicht aufgerollt werden, denn es 
handelt sich hier nicht um eine Almosengenössigkeit. Aber 
auch die Anhänger des Bürgerprinzips werden zugeben dürfen, 
dass die vorübergehende Noth bei Arbeitslosigkeit nicht unter 
dem gleichen Gesichtspunkt zu behandeln ist, wie eine Armen- 
unterstützung, so dass es nicht angeht, die Unterstützungs- 
bedürftigen ihrer Bürgergemeinde zuzuweisen, der sie in den 
meisten Fällen ohnehin gänzlich entfremdet sind. Der Arbeits- 
ort ist bei Arbeitslosigkeit auch der natürliche Unterstützuhgs- 
wohnsitz. Dabei kommt freilich sofort die Frage der Auf- 
enthaltsdauer in Behandlung: Eine wie lange Aufenthalts- 
dauer soll gefordert werden behufs Gewährung von Unter- 
stützung ? Wir haben gesehen, dass die Stadt Zürich im Jahre 
1893 ein halbes Jahr aufstellte und dass der Stadtrath die 
erforderliche Aufenthaltsdauer für Schweizer auf ^U Jahre 
und für Ausländer auf ein Jahr ausdehnen will. Man darf 
gern zugeben, dass der Standpunkt Zürichs im Jahre 1893 
ein weitherziger war und man darf hoffen, dass die Behörden 
sich nicht weit von diesem Standpunkte entfernen werden, 
da die Ausgabendifferenz keine grosse ist. In seinen Sub- 
ventionsbedingungen dürfte der Bund wohl darauf halten, 
dass das Beispiel Zürichs überall befolgt würde. 

Hier ist nun der Ort, zu besprechen, wie es mit den 
Ausländern zu halten sei. Diese Frage spielt in der Schweiz 
eine viel wichtigere Rolle, als in irgend einem andern Lande, 
weil die Ausländer einen viel grössern Prozentsatz der Be- 
völkerung ausmachen, als in den übrigen europäischen Ländern. 
Das kommt von der Eigenart unseres Bürgerrechts, das auf 
der Bürgergemeinde beruht, die gewissermassen eine Lebens- 
versicherung darstellt. Dadurch ist es namentlich besitzlosen 
Ausländern, auch wenn sie noch so lange unter uns wohnen, 
ja bei uns geboren sind und stets gelebt haben, fast un- 
möglich, sich einzubürgern, da sie die hohen Gebühren nicht 
erschwingen können. Andere Länder mit andern Grundsätzen 
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der Armenpflege, erleichtern die Naturalisation Zugewanderter, 
ja sie erzwingen sie sogar unter gewissen Umständen. Das 
hat sich bei uns bisher noch nicht als möglich erwiesen. 

So zeigen unsere Volkszählungen, dass in einer grossen 
Zahl von Berufen die Ausländer einen sehr grossen Theil 
ausmachen, in verschiedenen Berufen überwiegen sie sogar 
vollständig, dazu gehören auch die Bauberufe, die vor allem 
der Arbeitslosigkeit ausgesetzt sind. Geht es nun an, die 
Ausländer von der Arbeitslosenunterstützung auszuschliessen? 
Muss man sich nicht vor allem aus dabei auch die Frage 
vorlegen: Können die in Frage kommenden Berufe in der 
bisherigen Ausdehnung betrieben werden ohne die Ausländer? 
Und diese Frage wird ohne weiteres verneint werden müssen. 
Unter den heutigen Verhältnissen bedürfen wir der Ausländer 
für unsern gewohnten Wirthschaftsbetrieb. 

Vielleicht beantwortet sich die vorliegende Frage ein- 
facher, wenn wir noch einmal sie so stellen : Was muss dann 
geschehen, wenn wir die Ausländer von der Arbeitslosen- 
Unterstützung ausschliessen? Entweder zwänge man sie da- 
durch, freiwillig fortzugehen, oder sich an die Privatwohl- 
thätigkeit zu wenden, oder — man müsste sie ausweisen. 
Dabei ist vor Augen zu halten, dass sich darunter sehr Viele 
befinden, die viele Jahre lang hier wohnen, die Schweizerinnen 
zu Frauen haben und deren Kinder hier geboren wurden. Es 
wurde schon früher erwähnt, dass namentlich unter den or- 
ganisirten Arbeitern Viele sind, die bei eintretendem schlechten 
Geschäftsgang ohne langes Zögern mit Weib und Kind an 
andere Orte ziehen, um Arbeit und Brot zu suchen. Deren 
sind in den letzten Jahren von Zürich Hunderte fortgezogen. 

Aber das freiwillige Fortziehen hat auch seine Schwierig- 
keiten und vollzieht sich namentlich bei vorgerückterm Alter 
nicht so leicht. Und wie, wenn die Krise eine allgemeine ist, 
andere Länder auch umfasst, dann ist doch wahrlich die Aus- 
sicht, anderswo Arbeit zu finden, viel unwahrscheinlicher, als 
an dem Ort, wo man schon längere Zeit lebt und bekannt ist. 

Das Verweisen auf die Privatwohlthätigkeit ist eine 
schlimme Sache, wo man doch stets bemüht ist, deren 
Schattenseiten hervorzukehren und die Wohlthätigkeit immer 
besser zu organisiren, um den Missbrauch so viel wie möglich 
abzuschaffen. Es wurde schon darauf hingedeutet, dass 
der Bettel auch darum gemeinschädlich ist, weil er gar zu 
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leicht charakterschwache Menschen daran gewöhnt und sie 
für die Gesellschaft unbrauchbar macht, ein Wiederaufsteigen 
zu ehrlicher Arbeit leicht verhindert. 

Bliebe noch das Ausweisen, ein Mittel, das freilich 
manchen Polizeiwüthigen sehr nahe liegt. Aber der Bund 
wird hier ein Wort mitzusprechen haben, da er der Hüter 
unserer Niederlassungsverträge mit andern Staaten sein muss. 
Es ist zu beachten, dass die Noth einer Arbeitslosigkeit doch 
nur als eine vorübergehende anzusehen ist, dass die von ihr 
Betroffenen allerding^s für eine gewisse Zeit der Arbeit beraubt 
werden und dadurch in Noth kommen, dass sie aber mit 
Sehnsucht der Zeit entgegensehen, wo sie wieder Arbeit und 
Brot finden. Es ist also keine dauernde ünterstützungs- 
bedürftigkeit, der sie verfallen und eine solche ist stets von 
der Arbeitslosen-Unterstützung zu trennen. Darum sind auch 
in Zürich stets Solche, die vorher schon anderseits Unter- 
stützung bezogen hatten, besonders behandelt worden, und 
sie könnten auch allein bei einer Entziehung der Nieder- 
lassung in Frage kommen. Vorübergehend nur durch Arbeits- 
losigkeit in Noth gerathene und Unterstützung nachsuchende 
Ausländer aber können jedenfalls ohne Verletzung der Nieder- 
lassungsverträge nicht einfach ausgewiesen und ausgeschaflt 
werden. 

Darum soll man sie auch unterstützen wie die Schweizer. 
Ob für sie eine längere Aufenthaltsdauer gefordert werden 
soll, das mag ja diskutirt werden. In jedem Fall sollen 
Wanderarbeiter nicht unterstützt werden, wo aber dieser 
Charakter nicht da ist, da sollte man nicht engherzig sein. 
Die Schweiz hat sich bis jetzt auch noch nicht engherzig 
gezeigt. Gegen die Gleichsetzung der Ausländer mit den 
Schweizern in den Versicherungsvorlagen hat sich kein Wider- 
stand gezeigt. Darum soll auch weiterhin die Schweiz nicht 
den Spuren des in dieser Beziehung so chauvinistischen 
Frankreich folgen. Dieses Land hat die Ausländer von seiner 
Versicherung ausgeschlossen, aber es schreibt auch vor, dass 
bei öffentlichen Bauten höchstens 10 % der Arbeiter Aus- 
länder sein dürfen, und bei militärischen Bauarbeiten ver- 
bietet es die Beschäftigung von Ausländern gänzlich. Die 
schweizerischen Arbeiter haben nie solche Forderungen auf- 
gestellt und sie wünschen auch nicht, dass bei Arbeitslosigkeit 
ihre sesshaften ausländischen Kameraden schlechter behandelt 
werden wie sie selbst. 
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Es versteht sich von selbst, dass bei Organisation der 
Arbeitslosen-Unterstützung eine gute Kontrolle der Arbeits- 
losen vorzusehen ist. Arbeitsscheue sollen nicht unterstützt 
werden; wem angemessene Arbeit bei ortsüblichem Lohne 
angewiesen ist, der soll dazu angehalten werden; läuft er 
ohne triftigen Grund davon, dann hört natürlich die Unter- 
stützung auf. Diese Kontrolle wird noch bedeutend verbessert 
werden, wenn die Gemeinden selbst Regiearbeiten unternehmen 
und das Verhalten der Leute beobachten können. 

Von grösster Wichtigkeit ist aber, dass der grösste Theil 
der Unterstützung in Naturalien geleistet werde und nicht 
in Baargeld. Es gibt immer einen Theil der Arbeitslosen, 
der, wenn er den ganzen Tag nichts zu thun hat, mit Baar- 
geld nicht zu wirthschaften versteht und leicht versucht wird, 
einen Theil davon in Alkohol umzusetzen. Die Unterstützung 
aber wird unter allen Umständen nicht grösser sein können, 
als dass sie auf die Ernähi'ung verwendet werden muss, so 
dass auch der kleinste Abbruch daran nur auf Kosten der 
Ernährung geschehen würde. Die Arbeitslosen befinden sich 
eben in anormalen Verhältnissen, sie sind ausser Ordnung in 
ihren Lebensgewohnheiten gekommen und erliegen daher Ver- 
suchungen leichter als Leute, die stets in der gewohnten 
Ordnung leben. Das muss berücksichtigt werden. 

Es hat sich sogar als sehr praktisch erwiesen, einem 
grössern Theil der Arbeitslosen und ihren Angehörigen die 
Nahrung zubereitet zukommen zu lassen, dabei ist nicht nur 
die Nährkraft, sondern auch die Schmackhaftigkeit zu berück- 
sichtigen, nicht um den Gaumen zu kitzeln, sondern weil es 
zur bessern Ernährung nothwendig ist. Es bedarf ja nur 
einiger Aufmerksamkeit und der gehörigen Ueberwachung 
durch die Kommission, um zu verhältnissmässig billigem 
Preise eine wohlschmeckende Suppe mit nahrhaften Einlagen 
herzustellen, wie es die einzelnen Haushaltungen für höhern 
Preis nicht im Stande wären. Der Bund könnte diesem 
Streben einen guten Vorschub leisten, wenn er die kantonalen 
Militärdirektionen ermächtigte, die Kocheinrichtungen des 
Militärs für solche Zwecke, soweit es die Schulen nicht stört, 
zur Verfügung zu stellen. Wer selbst eine solche Fürsorge 
beobachtet hat, muss bekennen, dass besser kaum für die 
Ernährung der Arbeitslosen und ihrer Familien gesorgt wer- 
den kann. 
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Vielleicht befürchtet man, die Arbeitslosen-Unterstützung 
werde zu grosse Mittel in Anspruch nehmen und widersetzt 
sich aus diesem Grunde ihrer Einrichtung, als einer im voraus 
festgesetzten Organisation. Das Beispiel der Stadt Zürich 
hat gezeigt, dass diese Befürchtung grundlos ist, dass die 
Mittel aus der Gemeindekasse einen verhältnissmässig kleinen 
Theil ausmachen. Man kann aber für eine möglichste Be- 
schränkung dieser Mittel am besten dadurch sorgen, dass 
man rechtzeitig Arbeiten für die Zeit der Arbeitslosigkeit 
vorbereitet, damit gewinnt man auch das beste Mittel, all- 
fallige Arbeitsscheue aus den Listen der zu Unterstützenden 
zu entfernen. Die Unterstützung der Arbeitslosen soll über- 
haupt eigentlich ein Nothbehelf sein, wo andere Mittel der 
Hülfe für die Arbeitslosen noch nicht geschaffen sind, und 
sie soll anregen, solche Mittel zu beschaffen. Wenn sie hier 
von der Vertretung der organisirten Arbeiterschaft als eine 
Pflicht der Gemeinwesen erklärt wird, so wird das in diesem 
Sinne verstanden. Denn unter der organisirten Arbeiterschaft 
j^ibt es Viele, die lieber die grösste Noth leiden, als sich um 
Unterstützung zu melden. Das haben zwei Thatsachen be- 
wiesen: 1. die Erscheinung, dass die Zahl der angemeldeten 
Arbeitslosen stets unter der Zahl der wirklichen Arbeitslosen 
blieb, wo eine solche ermittelt werden konnte; 2. der Um- 
stand, dass die einem Verein angehörenden Arbeitslosen unter 
den Angemeldeten stets nur einen kleinen Bruchtheil bildeten. 

Die organisirte Arbeiterschaft will also die Arbeitslosen- 
Unterstützung nur als eine vorübergehende Einrichtung, die 
nur so lange zu bestehen habe, bis andere Mittel gefunden 
und in Wirksamkeit gesetzt worden sind. 



Bisher war von der Unterstützung der Arbeitslosen am 
Orte die Rede, es muss aber auch einer Unterstützung ge- 
dacht werden, welche die Arbeitslosen auf der Reise betrifft, 
der seit einer Reihe von Jahren eingerichteten Naturalver- 
pflegung. Diese ist zu einer Organisation gediehen, die nicht 
nur die verschiedenen angeschlossenen Kantone, sondern auch 
die benachbarten süddeutschen Staaten umfasst. Sie ist ge- 
gründet worden, um den Hausbettel der reisenden „Hand- 
werksburschen" abzuschaffen, dadurch, dass den mit ordnungs- 
gemässen Ausweisschriften versehenen wandernden Arbeitern 
unentgeltlich Nachtlager und Nahrung geboten wird in mög- 
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liehst gat gelegenen Stationen. Die Einrichtung ist aus der 
Initiative von Privaten und Gemeinden hervorgegangen, die 
Mittel werden zum grössten Theile von den Gemeinden be- 
schafft, doch leisten auch verschiedene Kantone Beiträge, 
einzelne Kantone haben die Einrichtung schon durch Gesetz 
oder Verordnung geregelt. 

Wie es bei einer so weit verzweigten Einrichtung wohl 
nicht anders möglich ist, sind die Verhältnisse der Natural- 
Verpflegung sehr verschieden, üeber einzelne derselben hört 
man mitunter bittere Klagen über schlechte, unreinliche 
Schlafstätten oder über schlechte und ganz ungenügende 
Nahrung, die bittersten Klagen beziehen sich auf unwürdige 
Behandlung. An andern Orten ist die Naturalverpflegung 
wieder eine ganz vorzügliche und es gibt Gemeinden, die es 
sich nicht nehmen lassen, den Reisenden Zulagen an Wurst 
oder Käse zu verabfolgen, von denen man an andern Orten 
nichts wissen will. 

Die Einrichtung an sich ist eine durchaus lobenswerthe 
und für den Arbeitsuchenden auf der Fussreise sehr wohl- 
thätige, sofern die Stationen so gelegen sind, dass sie nicht 
mehr als eine halbe Tagreise von einander entfernt sind, so 
dass der Reisende auch wirklich seinen Hunger stillen kann. 
Sie hat sich auch in vielen Landestheilen unter der Be- 
völkerung so eingelebt, dass sie von ihr festgehalten wird. 
Sie kommt alljährlich Tausenden zu Gute. Trotz sehr be- 
trächtlicher Ausgaben haben doch verschiedene Bezirks- und 
Kantonalorganisationen bedeutende Reserven angesammelt, 
um auch stärkerem Andränge gegenüber gerüstet zu sein. 
Ob und wann diese Wirksamkeit zu einer eigentlichen Staats- 
aufgabe gemacht werden soll, das lässt sich heute noch nicht 
bestimmt aussprechen. Zu wünschen ist nur, dass bestehende 
Mängel verbessert werden. 

Einer Abart der Naturalverpflegung müssen wir aller- 
dings unsere Anerkennung versagen, derjenigen, die sich 
„Arbeitshütte" nennt. Hier wird der die Naturalverpflegung 
in Anspruch Nehmende zu Arbeitsleistungen, meist Holzsägen 
und -Spalten, angehalten und zwar mehrere Stunden, deren 
Lohn sehr niedrig angesetzt ist, er soll also das Nachtlager 
oder die Mahlzeit „abverdienen". Diese Einrichtung wird 
von den Arbeitern mit Recht nur widerwillig in Anspruch 
genommen, die Gegenleistung durch Arbeit wird als Er- 
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Pressung betrachtet. Es spricht in der That aus dieser Ein- 
richtung ein kleinlicher Geist der ganz den Schaden über- 
sieht, den man dadurch den iuNoth gerathenen Arbeitsuchenden 
zufugt, indem man ihre Zeit in Anspruch nimmt. 

Der reisende Arbeitsuchende ist entweder an einem 
solchen Ort nur Durchreisender und hofft an einem andern 
Ort auf Arbeit, dann will er so rasch wie möglich an diesen 
andern Ort kommen tind soll nicht aufgehalten werden. Das 
rasche fieisen schützt ihn vor dem Herabsinken ins Stromer- 
oder Vagantenthum. Oder er möchte am gleichen Ort Arbeit 
suchen und hierzu nimmt man ihm wiederum die Zeit, die er 
mit dem „Abverdienen" versäumt. Wer die praktischen Ver- 
hältnisse kennt und wohl gar, wie der Verfasser einst, selbst 
wochenlang arbeitsuchend gereist ist, der weiss, wie oft beim 
Arbeitfinden der zufällige Umstand entscheidet, wer bei einer 
offenen Stelle zuerst als Bewerber erscheint. Darum ist beim 
Arbeitsuchen die Zeit für den Suchenden noch in einem 
höhern Grade Geld, als bei andern Menschen, und die durch 
„Abverdienen'* geraubte Zeit doppelter Verlust, und dazu 
wird sie ihm in den „Arbeitshütten" erst noch abscheulich 
niedrig verrechnet. 

Von diesen Gesichtspunkten verdienen die „Arbeitshütten" 
— und seien sie auch in der besten Meinung errichtet — 
die Qualifikation einer wohlthätigen Einrichtung durchaus 
nicht, sie erschweren dem Arbeitsuchenden das Finden von 
Arbeit, statt es zu erleichtern. Zumal in einer grossem Stadt 
braucht der Arbeitsuchende mehr Zeit, um Arbeit zu finden. 
Daher hat schon vor Jahren der freiwillige Armenverein, der 
die Kontroistelle für die Naturalverpflegung in der Stadt Zürich 
bildet, es als nöthig erachtet, die Naturalverpflegung bis auf 
drei Tage ohne jede Gegenleistung auszudehnen, um den 
Arbeitsuchenden die benöthigte Zeit zu gewähren. Dieses 
Vorbild ist eher der Nachachtung zu empfehlen, wogegen die 
„Arbeitshütten" mit ihrem „Abverdienen" am besten vom 
Schauplatz der Thätigkeit verschwinden, von einem sozialen 
Geiste sind sie nicht getragen. 

Wer dem Arbeitslosen, auch dem reisenden, helfen wiU, 
der soll ihm nicht durch engherzige Hülfe noch Schaden zu- 
fügen durch eine erpresste „Gegenleistung". Die beste wirk- 
liche Gegenleistung erhält die Gesellschaft dadurch, dass 
der Arbeitslose baldmöglichst wieder seine Arbeitskraft ver- 
werthen kann. 
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G. Die Arbeifslosenversicherung. 

Es ist eine oft gehörte Ansicht, dass ein grösserer Theil 
der Arbeiter, namentlich der alleinstehenden, Löhne beziehe, 
die ihm das Sparen eines Theils für die Zeit der Arbeits- 
losigkeit ermöglichte, wenn die Leute wirthschaftlich lebten. 
Nun hat es schon langte zu den Aufgaben der Arbeiter- 
Organisationen gehört, ihre Mitglieder zu einem wirthschaft- 
lichen Leben anzuhalten, d. h. zur Vermeidung unnützer oder 
gar schädlicher Ausgaben. Es kann auch gar nicht bestritten 
werden, dass ein sehr grosser Theil der Arbeiter noch einen 
beträchtlichen Theil des Lohnes für solche Ausgaben ver- 
wendet. Das Schädigende solcher Ausgaben besteht haupt- 
sächlich darin, dass sie eine nöthigere und nützlichere Ver- 
wendung verhindern. Sie sollten und könnten in erster Linie 
auf bessere Ernährung, bessere Kleidung, eine bessere und 
behaglichere Wohnung, auf bessere Körperpflege und auf 
Betheiligung am geistigen und künstlerischen Leben ver- 
wendet werden. 

Der grösste Theil der Arbeiter lebt desshalb am meisten 
un wirthschaftlich, weil er sich in der Regel mit dem Ge- 
ringsten begnügt, das er oft genug noch viel zu theuer be- 
zahlen muss. Würde er den Anspruch an seine Lebenshaltung 
machen, den er als nützliches Glied der Gesellschaft nach 
den Aufstellungen der Wissenschaft über die Lebenshaltung 
zu machen wahrlich berechtigt wäre, so würde es sich bald 
genug zeigen, dass er erst recht nicht sparen kann. Unnütze 
und schädliche Ausgaben zu vermeiden und dafür nöthige 
und nützliche zu machen, das sollte das Privatwirthschafts- 
Programm der Arbeiterklasse sein. Das würde sie bälder 
befähigen, den Platz in der Gesellschaft zu erobern, der 
ihnen zukommt. 

Von diesem Standpunkt aus muss erklärt werden, dass 
auch der grösste Theil der ledigen Arbeiter nicht im Stande ist, 
nach Bestreitung einer angemessenen Lebenshaltung Baargeld 
auf die Seite oder in die Sparkasse zu legen in einem Be- 
träge, der zu weiterem Sparen anreizt. Am leichtesten ist 
es jenem Theile der Arbeiterschaft gemacht, der neben freier 
Station noch einen ordentlichen Lohn bezieht. Wenn die ihm 
gebotene Behausung und Ernährung seinen Ansprüchen genügt, 
däün verbleibt nach der Bestreitung der Wäsche und Kleidung 
in der Regel ein Baarbetrag, der dazu anreizt, auf die Spar- 
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kasse getragen zu werden. Daher finden sich in diesen 
Kreisen auch die meisten Sparer, ein bedeutender Theil ihrer 
Oekonomie ist von vornherein geregelt — allerdings meist 
auf Kosten einer gewissen Bewegungsfreiheit, und aus diesem 
Grunde sind solche Stellen weniger gesucht und oft immer 
noch besser bezahlt, als andere Arbeitsstellen. 

Der ledige Arbeiter, der bei fremden Leuten Logis 
nehmen muss, der bei fremden Leuten oder gar im Wirths- 
hause Kost nehmen muss, wird nur dann sparen können, 
wenn er sich Entbehrungen auferlegt, was ihm in unserer 
Gesellschaft nach dem Beispiele, das andere Gesellschafts- 
klassen geben, nicht zugemuthet werden kann. Da sind bis 
jetzt alle Moralpredigten vergeblich gewesen und werden es 
auch künftig sein. Wer eine etwas gesicherte Stellung hat 
und eine etwas gesicherte Zukunft vor sich sieht, der wird 
auch kleinem Geldbeträgen Sorge tragen und sie zusammen 
behalten. Wer aber — und das i>t der grösste Theil der 
Albeiter — im Wechselspiel des wirthschaftlichen Lebens 
bald hier, bald dorthin geworfen wird, der kann nicht die 
Aussicht gewinnen, dass diese kleinem Geldbeträge eines 
Tages zu einem grössern Betrage angewachsen sein werden, 
und ohne eine solche Aussicht fehlt der Anreiz zum Sparen. 
Es sind also in letzter Linie die wirthschaftlichen Verhält- 
nisse selbst, die den Typus des heutigen Arbeiters geschaffen 
haben, desshalb ist es wohl richtiger, nutzlose Vorwürfe gegen- 
über der Arbeiterschaft von Leuten aus andern Gesellschafts- 
klassen, denen die Psychologie der Arbeiterklasse fremd ist, 
zu unterlassen. 

Dass der verheirathete Arbeiter, namentlich so lange er 
noch Kinder aufzuziehen hat, nicht Geld sparen kann, liegt 
wohl klar auf der Hand, selbst wenn er sich vor unnützen 
und schädlichen Ausgaben sehr hütet und seine Lebenshaltung 
nur eine bescheidene ist. Eine grosse Zahl von Haushaltungs- 
budgets von Arbeiterfamilien zeigt, dass der Familienvater 
froh sein muss, wenn seine kümmerliche Jahresrechnung ohne 
Defizit abschliesst. 

In Vorstehendem sind Thatsachen aus unserm Wirth- 
schaftsleben angeführt und soweit möglich erklärt, warum 
ein individuelles Sparen der Arbeiter nicht als allgemeines 
Hülfsmittel für die Zeit der Arbeitslosigkeit angenommen 
werden kann, moralische Urtheile und Ermahnungen desshalb 
voraussichtlich fruchtlos wären. Daraus dürfen aber nicht 
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falsche Schlüsse gezogen werden. Dem Verfasser kann nichts 
femer liegen, als den Arbeiter in Nothfallen. wozu auch die 
Arbeitslosigkeit gehört, zum Pfründner der Gesellschaft und 
ihrer staatlichen Organisation zu machen und sein Verant- 
wortlichkeitsgefühl zu untergraben. Bei der Entwicklungs- 
tendenz der kapitalistischen Produktionsweise müsste das zu 
einer modernen Sklaverei führen, die viel entsetzlicher wäre, 
als die vergangener Zeiten und in seiner Folge führte es zum 
Untergang der Gesellschaft selbst. 

Die ganze Fortentwicklung der Gesellschaft beruht darauf, 
dass die Arbeiterschaft aus der heutigen leidenden, passiven 
Stellung heraustritt und zu einem mitbestimmenden Faktor 
wird, bewusst seiner Stellung in der Gesellschaft und der 
damit verbundenen Verantwortlichkeit. Wir wehren uns gegen 
die Auflegung einer individuellen Verantwortlichkeit nur unter 
Umständen, wo sie nicht auferlegt werden kann und wo alle 
Mittel zur Erfüllung fehlen, wo der Einzelne gegenüber den 
mächtigen wirthschaftlichen Erscheinungen ohnmächtig ist. 
So lange dies der Fall ist, hat die Gesellschaft und ihre 
staatliche Organisation die Pflicht, helfend einzutreten. Aber 
diese Hülfe ist nur ein vorübergehend anzunehmender Noth- 
bekeif, wie wir viele solcher haben und wozu die mannigfache 
Hülfe für Landwirthschaft, Gewerbe etc. auch gehört. 

Ziel aller Massnahmen bei Arbeitslosigkeit muss sein, die 
Arbeiterschaft nach und nach in den Stand zu setzen, sich selbst 
zu helfen. Ihr Verantwortlichkeitsgefühl soll also nicht er- 
tödtet, sondern im Gegentheil geweckt werden, denn es ist 
heute gegenüber dem mächtigen Druck des Wirthischaftslebens 
erstarrt, da es sich individuell nicht bethätigen konnte. Es 
gibt aber nur ein einziges Mittel, durch das das Verantwortlich- 
keitsgefühl der Arbeiterklasse lebendig gemacht werden kann 
und das ihr ermöglicht, sich selbst zu helfen : die Organisation ! 
Was der Arbeitersekretär am Arbeitertage in Biel 1893 gesagt 
hat, das muss wiederholt werden: Es ist als eine allgemein 
anerkannte Wahrheit vorauszusetzen, dass es eine Hebung 
und Befreiung der Arbeiterklasse, ja dass es überhaupt einen 
sozialen Fortschritt nicht geben kann, ohne durch die Organi- 
sation und die organisirte Selbstbethätigung der Arbeiterschaft. 
Sie selbst muss ihre geschichtliche Entwicklung erringen. 
Jedes Stück sozialer Reform ist von dem Standpunkt aus zu 
betrachten, ob es der organisirten Selbstbethätigung Vorschub 
leistet oder nicht. 
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Diese Worte sind damals von dem engen Gesichtspunkte 
der Tageserscheinungen, der Tageskämpfe und der heutigen 
Parteipolitik aus verstanden und natürlich missdeutet worden, 
ihre Bedeutung kann nur von einem höhern Gesichtspunkte 
aus richtig erfasst werden und von diesem aus gewinnen sie 
die Bedeutung einer absoluten Wahrheit. So grosse Macht- 
mittel die Gesellschaft auch erringe — und sie ist auf dem 
Wege dazu — die Arbeiterschaft wird sie nie auf einen 
höhern Standpunkt erheben, wenn diese nicht selbst den 
Willen und die Macht dazu erwirbt. Vereinzelt ist das nicht 
möglich, im Gegentheil, angesichts der wachsenden Macht- 
mittel der besitzenden Klasse werden die vereinzelten Arbeiter 
nur immer ohnmächtiger. Möglich ist die Selbsthülfe der 
Arbeiter nur in ihrer Organisation, in ihr werden sie stark 
und geschult zur Ausübung der Selbstverantwortlichkeit. 

Wer das unbefangen beurtheilen vrill, der muss sich über 
alle Unannehmlichkeiten hinwegsetzen können, die mit den 
Anfängen einer Organisationsthätigkeit stets verbunden sind 
und es bei andern Gesellschaftsklassen auch waren. Auch 
die Befreiung der bürgerlichen Klasse -^ des dritten Standes 
— ist unter Umständen vor sich gegangen, die für die vorher 
herrschenden Klassen, den Adel und die Geistlichkeit, keines- 
wegs angenehm sein konnten, ja ihnen Schrecken einflössten. 
Es ist kurasichtig, von einer unterdrückten Klasse zu ver- 
langen, sie solle von Haus aus schon die Eigenschaften mit- 
briügen, die erst durch die aktive ßetheiligung an der Leitung 
eines Staates oder einer Gesellschaft errungen werden können. 

Dass die Arbeiterklasse heute ökonomisch unterdrückt, 
willenlos den Wechselfällen der kapitalistischen Wirthschaft 
anheimgegeben ist, springt aus den wirthschaftlichen That- 
sachen so sehr in's Auge, dass es nicht mehr bestritten werden 
kann, heute auch von der offiziellen Wissenschaft nicht mehr 
bestritten, vielmehr anerkannt wird. Die Wissenschaft aner- 
kennt heute auch in der grossen Mehrheit ihrer Vertreter, 
dass nur durch die Organisation die Arbeiterschaft sich phy- 
sisch, moralisch und geistig heben kann. Was aber die Wissen- 
schaft anei kennt, das darf auch den Staatsmännern als richtig 
gelten und ihnen zur Richtschnur dienen. Wir hoffen also 
auf ein besseres Verständniss unserer Worte, als vor acht 
Jahren. 

Von dem dargelegten Standpunkte aus betrachten wir 
auch die verschiedenen Vorschläge für die Arbeitslosenver- 



Digitized by 



Google 



— 219 — 

Sicherung, ja, wir halten es für amtliche Pflicht eines Ar- 
beitersekretariats, sie in erster Linie von diesem Standpunkt 
aus zu betrachten und zu behandeln. Er darf um so eher 
eingenommen werden, als bis jetzt in der Hälfe für die Arbeits- 
losen die organisirten Arbeiter stets die Initiative ergriffen 
haben und auch die ersten Beispiele einer Arbeitslosen- 
versicherung gaben. 

Seit Jahrzehnten haben die Gewerkschaften Grossbritan- 
niens die Unterstützung der Arbeitslosen aus eigenen Mitteln 
eingeführt, ihnen folgten Gewerkschaften in Frankreich, Bel- 
gien und Deutschland nach und in der Schweiz unterstützen 
die organisirten Buchdrucker ebenfalls seit 16 Jahren ihre 
Arbeitslosen. Ein anderer Theil des Hülfswerkes, die Unter- 
stützung der reisenden Arbeiter, ist in den meisten Ländern, 
auch in der Schweiz, seit den Tagen des Mittelalters unter 
den Arbeitern nie ausgestorben, sondern hat sich in den 
verschiedensten Organisationsformen forterhalten , theils in 
Berufsvereinen, theils in den deutschen Arbeitervereinen und 
den Grütlivereinen und den katholischen Gesellenvereinen. 
Die Erinnerung an diese Art der Unterstützung ist unter den 
Arbeitern nie erloschen und fand immer wieder ihre Pflege. 

Im Bericht über die Gewerkschaften (Report on Trade 
Unions) des Vereinigten Königreichs für 1899 finden sich 
über 102 der bedeutendsten Gewerkschaften Spezialangaben, 
aus denen wir einen Zusammenzug geben. In vielen Gewerk- 
schaften gibt es zwei, drei und mehr Klassen von Mitgliedern, 
sowohl nach der beruflichen Stellung, als nach der Dauer 
der Mitgliedschaft und verschiedenen Beitragsklassen ; es wäre 
unübersichtlich, wollten wir alle diese Klassen anführen, wir 
haben stets die oberste Klasse angesetzt, die meist mit der 
Bezeichnung Vollmitglieder (Füll members) angegeben ist. 
Von diesen Gewerkschaften geben 72 eine Arbeitslosen- 
oder Reiseunterstützung und 30 keine, unter letztern befinden 
sich die meisten der neuern Gewerkschaften mit ungelernten 
Arbeitern. 

Von den 72 Gewerkschaften unterstützen nur Arbeits- 
lose 33, nur Reisende 10 und beide Kategorien 29. Die Ar- 
beitslosen-Unterstützung beträgt für Vollmitglieder weniger 
als 10 Schillinge = Fr. 12. 50 in der Woche in 13 Gewerk- 
schaften, 10 Schillinge in 24 Gewerkschaften, mehr als 10 
Schillinge in 24 Gewerkschaften und eine Gewerkschaft 
leistet einen Pauschalbetrag zur Unterstützung. Die Unter- 
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stützungsdauer bietet eine wahre Musterkarte von Mannig- 
faltigkeit. 27 Gewerkschaften haben eine einmalige und 
gleichbleibende ünterstützungsdauer, bei den kurzen Dauern 
ist bemerkt, dass die Unterstützung öfter, in einigen Fällen 
sogar in jedem Vierteljahr wieder in Anspruch genommen 
werden kann. 80 unterstützen 4 und 5 Wochen lang je eine 
Gewerkschaft, 6 Wochen 7 Gewerkschaften, 7 Wochen eine, 
8 Wochen 4, 9 und 10 Wochen je eine,. 12 Wochen 3, 

13 Wochen 4, 16, 17 und 26 Wochen je eine. Drei Gewerk- 
schaften bemessen die einmalige Unterstützung nach der 
Dauer der Mitgliedschaft und zwar je eine von 4—8, von 
7—14 und von 10—13 Wochen. 

15 Gewerkschaften stellen zwei Unterstätzungsperioden 
auf, in der ersten wird volle, in der zweiten reduzirte Unter- 
stützung geleistet, so eine Gewerkschaft 4 und 2 Wochen, 
zwei 4 und 4 Wochen, eine 6 und 6, vier 10 und 10, je eine 
12 und 12 und 12 und 14, vier 13 und 13 und eine 14 und 

14 Wochen. Acht Gewerkschaften haben drei Unterstützungs- 
perioden mit absteigenden Unterstützungen, nämlich je eine 
10, 10 und 10 Wochen, 12, 12 und 18 Wochen, 12, 12 und 
28 Wochen und 13, 20 und 52 Wochen, zwei Gewerkschaften 
haben je 14, 14 und 24 Wochen und je eine 14, 30 und 34 
Wochen und 18, 18 und 18 Wochen. Eine Gewerkschaft 
unterstützt viermal 13 Wochen mit absteigenden Beträgen 
und eine andere 13, 13 und 26 Wochen und bei längerer 
Dauer der Arbeitslosigkeit gibt sie noch einen Schilling per 
Woche. Zehn Gewerkschaften setzen gar keine Zeit fest, 
aber sie unterstützen nur bei Arbeitslosigkeit durch Feuer 
im Geschäft, Maschinenbruch etc., und bei den Schneidern, 
wenn die Arbeit durch Ausbruch von Infektionskrankheiten 
unterbrochen werden muss (was das englische Gesetz für die 
Hausindustrie vorschreibt); diese Unterstützungen sind also 
von selbst auf eine kürzere Zeit begrenzt, könnten auch hier 
ohne Erwähnung bleiben, da sie nur Spezialfälle von Arbeits- 
losigkeit betreffen. 

Fassen wir diese Ergebnisse in einer Uebersicht zu- 
sammen, wobei wir nur die Vollunterstützung in Anrechnung 
bringen, so ergibt sich Folgendes. Es unterstützen: 

unter 10 Wochen 20 Gewerkschaften, 

10-13 „ 24 

über 13 „ 8 „ und 

unbestimmte Zeit 10 „ 
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das sind 62 Gewerkschaften von den 102, über die der Be- 
richt Auskunft gibt. Unsere Eisenbahner wird es interessi- 
ren, dass ihre englischen Brudergewerkschaften fast durch- 
gängig sowohl Arbeitslosen- wie Reiseunterstützung bezahlen. 
Der Schwerpunkt liegt bei einer Unterstützungsdauer von 
10 und mehr Wochen, das entspricht auch der durchschnitt- 
lichen Dauer der Arbeitslosigkeit, wenn man von schwerem 
Krisen absieht, für die die englischen Gewerkschaften zum 
Theil durch die mehrmaligen Unteistützungsperioden so gut 
wie möglich gesorgt haben. 

Eine Ausscheidung der Mitgliedsbeiträge für die Arbeits- 
losenversicherung findet sich nirgends, es ist überall nur der 
Gesammtwochenbeitrag angegeben, der auch für die andern 
Zwecke der Gewerkschaft dient, so auch in vielen Fällen zur 
Krankenunterstützung, zum Beerdigungsbeitrag, zur Invaliden- 
unterstützung und andern Unterstützungen, in denen ebenfalls 
eine grosse Mannigfaltigkeit herrscht. Eine ähnliche Erschei- 
nung zeigt sich auch beim Schweizerischen Typographen- 
bunde, wo die Vereinfachung der zentralisirten Verwaltung 
nöthigte, die Kassen zu verschmelzen. Die Ausgabenrechnung 
zeigt dann klar, was für die einzelnen Zwecke verwendet 
werden musste. Macht es der Kassenbestand nöthig, so wird 
der Wochenbeitrag erhöht, eine Reduktion der Leistungen 
findet höchst selten statt. 

Die Mannigfaltigkeit der Unterstützungsvorschriften und 
der Unterstützungsberechtigung innerhalb der gleichen Ge- 
werkschaft macht es auch unmöglich, aus der Gesammtsumme 
der bezahlten Unterstützungen Anhaltspunkte für eine Arbeits- 
losenversicherung zu gewinnen. Daher kommt es, dass die 
nachahmenden Gewerkschaften des Festlandes ihre Arbeits- 
losenversicherungen nur nach Muthmassungen einrichten 
konnten, in der Regel mit einem Wochenbeitrage von 10 
Pfennigen oder 10 Rappen, wobei sie im Allgemeinen gar 
nicht schlecht gefahren sind. Wer darüber vornehm lächelt, 
dem darf entgegengehalten werden, dass die heute so gross 
gewordenen Unfallversicherungs-Aktiengesellschaften unge- 
fähr gerade so angefangen haben, bis sie durch ihre eigene 
Statistik und Geschäftserfahrung zu genaueren Feststellungen 
— und zwar zu einer Erhöhung der Prämien kamen. 
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Zu einer Betrachtung der in der Schweiz gemachten 
Versuche einer allgemeinen, nicht berufsgenossenschaftlichen, 
Arbeitslosenversicherung übergehend, kann es sich nicht um 
eine ausfuhrliche Beschreibung handeln. Die bezüglichen 
Drucksachen sind ja leicht zugänglich, zudem haben Arbeiten 
von Prof. Georg Adler, Prof. Georg Schanz, Nationalrath Dr. 
Emil Hofmann, Prof. Dr. N. Reichesberg u. A. darüber weitere 
Kreise schon unterrichtet. Hier kann eine kurze Uebersicht 
genügen, die nur das Wesentliche bringt und die Einzelheiten 
übergeht. Diese spielen bei der ganzen Frage auch nicht 
die Hauptrolle. 

Wir können drei Typen von Versicherungsversuchen 
unterscheiden: Den Berner Tj^pus, dem man auch den Namen 
des Dr. K Wassdlieff beilegen kann, denn er entstammt seiner 
Initiative ; den St. Galler Typus und den Basler Typus, dem 
der Name des Prof. Dr. Georg Adler zukommt und dem die 
Zürcher Vorlage im Allgemeinen nachgebildet war. 

Die Hauptunterschiede zwischen diesen drei Typen sind 
folgende: Die Berner Kasse ist auf freimUigen Eintritt ge- 
gründet, was Dr. Wassilieff bei seiner Uebersiedlung nach 
Basel auch auf die dortige Kasse übertragen hat. Sie stützt 
sich auf die Beiträge ihrer Mitglieder, freiwillige Gaben von 
Privaten und einen Beitrag der Gemeinde. Die andern Ver- 
suche waren auf obligatorischen Beitritt der näher bezeichneten 
Arbeiterkategorien angelegt, sie nahmen auch beide Beiträge 
der Gemeinde, des Kantons und des Bundes in Aussicht, 
aber die St. Galler Kasse zog nur die versicherten Arbeiter 
zu Beitragsleistungen herbei, während der Basler und der 
Zürcher Entwurf aucli Beiträge der Gewerbsinhaber forderte. 

Leider ist über die Erfahrungen mit diesen Versuchen 
nicht sehr viel zu berichten, was für eine Musterorganisation 
zu verwenden wäre. Die freimllige Versicherung ohne berufs- 
genossenschaftlichen Charakter vermochte bis jetzt noch nicht 
einen bedeutendem Theil der Arbeiterschaft dauernd an sich 
zu fesseln und litt wiederholt am Mangel genügender Mittel. 
Die obligatorische Versicherung in St. Gallen, in der die Ar- 
beiter den Haupttheil allein zu bezahlen hatten, erlebte nur 
zwei Jahre des Bestandes und dann wurde sie unter Mithülfe 
der Arbeiter selbst aufgehoben. Der Veisuch in Basel und 
Zürich, auch die Gewerbsinhaber zu Beiträgen heranzuziehen, 
scheiterte in der Hauptsache am Widerstand dieser Kreise, 
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und ein weiterer Versuch in Bern wurde vom Grossen Rath 
kurzerhand abgewiesen, wobei der Widerstand der bäuer- 
lichen Mitglieder die Hauptrolle spielte. 

Ziehen wir zu diesen Erscheinungen noch die Schicksale 
der eidgenössischen Vorlagen betreffend Kranken- und Unfall- 
versicherung in Betracht, so ergeben sich für eine zwangs- 
weise Einführung der Arbeitslosen-Versicherung keine gün- 
stigen Aussichten. Trotz schwerer Bedenken hatte die 
organisirte Arbeiterschaft in Basel und Zürich den Willen 
gezeigt, bei dem Versuch ehrlich mitzumachen, aber die Ge- 
werbsinhaber weigerten sich mit der grössten Entschieden- 
heit, an den Lasten mitzutragen. 

Für das Obligatorium sprechen verschiedene wichtige 
Gründe. Einmal ist in der heutigen Wirthschaftsordnung 
Niemand sicher vor dem Schicksal der Arbeitslosigkeit. Ar- 
beiter, die sich in Stellungen befanden, die ihnen für die 
Lebenszeit gesichert erschienen, sahen sich eines Tages plötz- 
lich auf dem Pflaster, sei es wegen irgend eines Konflikts 
im Geschäft, sei es wegen Aufgabe oder Zusammenbruch des 
Geschäfts, oder wegen zeitweisem Geschäftsstillstand, oder 
weil das Geschäft in andere Hände überging etc. etc. Das 
Bewusstsein der Unsicherheit ist aber keineswegs der Mehr- 
zahl der Arbeiter eigen geworden und darum denken sie 
nicht daran, sich freiwillig gegen die Folgen der Arbeits- 
losigkeit zu versichern. 

Noch wichtiger ist aber für den etwas weiter Denkenden 
folgender Grund. Die gewerkschaftliche Arbeiterbewegung in 
England hat eine gewisse Aristokratie der Arbeiterschaft 
hervorgerufen. In einer grossen Reihe von Berufen haben 
sicli die gelernten Arbeiter, unter Aufrechterhaltung einer 
sehr langen Lehi'zeit, die bis auf sieben Jahre geht, eine 
bevorzugte Stellung erobert, hauptsächlich gute Löhne. Die 
in den seit einem halben Jahrhundert bestehenden Gewerk- 
schaften organisirten qualifizirten Arbeiter erfreuen sich einer 
Lebenshaltung, die jedenfalls über den Durchschnitt derjenigen 
unserer Handwerksmeister hinausgeht. Nun hat freilich in 
den letztern zwölf Jahren auch eine gewerkschaftliche Orga- 
nisation unter den ungelernten Arbeitern Platz gegriffen, 
aber heute noch ist nur eine Minderheit der Arbeiter von 
Grossbritannien organisirt und die grosse Mehrzahl leidet unter 
ungenügenden Löhnen, steckt noch tief im Elend. 
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Aus dieser Erscheinung ist schon von verschiedenen 
Seiten der Schluss gezogen worden, die heutige Arbeiter- 
bewegung gehe eigentlich darauf hinaus, einen neuen bevor- 
zugten „Stand", den „vierten Stand" zu bilden, hinter dem 
ein „fünfter Stand" zurückbleibe, eine Klasse der Parias in 
der Gesellschaft, die der Gesellschaft zur Last falle und eine 
stete Gefahr für sie bilde. Man hat sogar den „gesunden 
Egoismus" der englischen Gewerkschaftsbewegung gegen die 
festländische Arbeiterbewegung in diesem Sinne ausgespielt, 
um die Arbeiterschaft zu trennen und die allgemeine Soli- 
darität der Interessen der ganzen Arbeiterklasse als ein hohles 
Himgespinnst darzustellen. 

Nun lässt sich nicht bestreiten, dass Keime zu einer 
Differenzirung innerhalb der Arbeiterklasse vorhanden sind, 
und dass diese Differenzirung durch die Gewerkschaftsbewegung 
gefördert werden kann, wenn diese die Ideen der allgemeinen 
Solidarität aller Arbeiter verlässt und einem Berufsegoismus 
verfällt. Es ist klar, dass jedes Zurückbleiben der Mehrzahl, 
während die Minderzahl sich eine günstigere Stellung erringt, 
beide Theile weiter auseinander bringt. Aber bis jetzt ist die 
festländische Arbeiterschaft vor einem solchen Berufsegoismus 
bewahrt geblieben, sie war noch stets durchdrungen von dem 
Gedanken der allgemeinen Solidarität der ganzen Arbeiter- 
klasse und sie hat das noch stets durch grosse Opfer bei 
jedem Kampf bewiesen. Sie hat diesen Solidaritätsgedanken 
von den grossen Denkern und Vorkämpfern des Bürgerthums 
aufgenommen und nicht minder auch von den sozialen Gedanken 
des Christenthums, so dass die festländische Gewerkschafts- 
bewegung in Thaten der Solidarität und Bruderliebe viel 
mehr von praktischem Chi istenthum in sich trägt, als mancher 
amtliche Bekenner dieser Religion einsieht. 

In welcher Beziehung stehen nun diese Erwägungen mit 
der Arbeitslosenversicherung? Sie zeigen, dass mit der frei- 
willigen Versicherung gerade die Schichten der Arbeiterklasse 
nicht getroffen werden, für welche die Versicherung am 
Nöthigsfen ist. Es verhält sich hier ähnlich wie bei der 
Krankenversicherung und wie beim Gewerkschaftswesen. Hier 
ist es aber noch viel verhängniss voller, weil die Arbeits- 
losigkeit als Massenerscheinuug akut auftritt wie eine Epi- 
demie. Eine Krankheit trifft heute Den und morgen den 
Andern, eine akute Arbeitslosigkeit wirft auf einmal inner- 
halb weniger Wochen ganze Schaaren aufs Pflaster und in's 
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Elend. Ist ein Theü freiwillig versichert, so sieht er eine 
Mehrzahl von Unversicherten sich gegenüber, wie eine zurück- 
gebliebene Klasse. Es kann zu ernstlichen Konflikten zwi- 
schen den beiden Klassen kommen, wenn es sich dann darum 
handelt; was das Gemeinwesen nun thun soll. Hat es Ar- 
beiten für den Fall vorbereitet, welche Arbeiter sollen in 
erster Linie berücksichtigt werden, die Versicherten oder die 
Unversicherten? Werden die Versicherten bevorzugt, so 
mü.ssen die Unversicherten sonst unterstützt werden. Werden 
aber die Unversicherten bei der Einstellung bevorzugt, dann 
sind die Versicherten stark im Nachtheil, denn die Leistung 
der Versicheining wird stets unter dem ortsüblichen Lohne 
bleiben, an dem bei solchen Arbeiten festgehalten werden 
muss. 

Man sieht, dass es Erwägungen sehr ernster Natur sind, 
die für ein gesetzliches Obligatorium der Arbeitslosen- 
versicherung sprechen, Erwägungen, die für das ganze Ein- 
greifen der Gemeinden, wie des engern oder weitern Staats- 
wesens von einschneidender Bedeutung sind und an denen 
man nicht leichthin vorbeigehen darf. Erwägungen dieser 
Art waren es auch, welche die organisirte Arbeiterschaft 
bewogen haben, den Versuchen einer obligatorischen Arbeits- 
losenversicherung in Basel und Zürich zuzustimmen. Diese 
Fragen sind im Schoosse der organisirten Arbeiterschaft sehr 
reiflich besprochen worden, und man war sich dabei sehr klar 
darüber, dass ein solches Obligatorium auch seine schweren 
Bedenken habe, die den dargelegten Erwägungen gegenüber 
gestellt werden mussten und auch gegenüber gestellt wurden. 
Diese Bedenken dürfen auch hier nicht unterdrückt werden, 
sondern sie verdienen eine ebenso offene Darlegung. Die 
Frage der Arbeitslosenversicherung berührt die wichtigsten 
Probleme der wirthschaftlichen, der gewerkschaftlichen Ar- 
beiterbewegung und zwar in einem viel hohem Grade als 
die Krankenversicherung das that. 

Mit der blossen gesetzlichen Anordnung, dass jeder Ar- 
beiter gewisser Kategorien verpflichtet sei, sich gegen die 
Folgen der Arbeitslosigkeit zu versichern, wäre es natürlich 
nicht gethan, denn eine solche Anordnung würde nur auf dem 
Papier stehen. Um sie auszuführen, muss das Gemeinwesen 
selbst eine entsprechende Versicherungskasse einrichten und 
deren Organisation, Verwaltung, Mittelbescbaffung und Lei- 
stungen festsetzen. Dabei wird zunächst die zu unterstützende 

15 
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Arbeitslosigkeit zu defiairen sein, d. h. man wird die Vor- 
bedingungen aufstellen, unter denen bei Arbeitslosigkeit 
Unterstützung geleistet wird. Was sagen hierüber die Bestim- 
mungen in den schweizerischen Versuchen? 

Der Berner Stadtrathsbeschluss vom 13. Januar 1893. 
die Gründungsurkunde der Berner Arbeitslosenkässe, stellt 
in § 10 folgende Bedingungen: 

„Die Mittel der Versicherungskasse dürfen nicht zur 
Unterstützung solcher verwendet werden, welche ihre Arbeits- 
losigkeit durch Faulheit, Liederlichkeit, Unverträglichkeit, 
Ungehorsam u. dgl. selbst verschuldet oder angebotene Ar- 
beit ohne genügenden Grund abgelehnt haben, Sie dürfen 
auch nicht verwendet werden zur Unterstützung solcher, 
welche infolge von Lohnstreitigkeiten oder Streiks arbeitslos 
geworden sind." Später wurden die Bestimmungen etwas ge- 
mildert. 

Die Statuten für die Arbeitslosenversicherung in St. Gallen 
vom März 1895 erklären in ihrem § 10 Arbeitslose der Ent- 
schädigungsansprüche verlustig : 

„Wenn sie ausschliesslich durch grobes Selbstverschuldeii 
arbeitlos geworden sind, infolge eines Streiks die Arbeit 
niedergelegt haben oder die ihnen zugewiesene Arbeit ohne 
zureichenden Grund verschmähen." 

In der Basler Gesetzesvorlage vom 23. November 1899 
wurde nach § 25 der Anspruch auf Arbeitslosen-Unterstützung 
verwirkt : 

„Wenn die Arbeitslosigkeit die Folge von Streik ist, 
während der Dauer desselben, wenn die Arbeitslosigkeit die 
Folge freiwilligen Austrittes ist, ausgenommen, wenn ein 
Grund vorlag, der zum sofortigen Austritt berechtigte, wenn 
die Arbeitslosigkeit die Folge eines Verhaltens der Ver- 
sicherten ist, das nach den Bestimmungen des Obligationen- 
rechtes und des Fabrikgesetzes zur sofortigen Entlassung 
berechtigt, ... wenn der Versicherte eine ihm angebotene 
Arbeitsstelle ohne wichtige Grunde ablehnt." 

Der Zürcher Entwurf in der Fassung der grossstadträth- 
lichen Kommission vom 5, April 1898 lehnt ein Anspruchs- 
recht auf Entschädigung ab: 

„wenn die Arbeitslosigkeit durch grobes Selbstverschulden 
entstanden ist, wenn die Arbeitslosigkeit die Folge des frei- 
willigen Austrittes ist, wenn die Arbeitslosigkeit die Folge 
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von Streik ist, während der Dauer desselben, ... wenn der 
Arbeitslose die ihm zugewiesene Arbeit ohne zureichenden 
Grund ablehnt. 

Diese Sätze wollen dem Missbrauch der Arbeitslosen- 
Versicherung steuern. Der Grundsatz an sich ist allerdings 
richtig und wird auch von jeder Versicherung, die von den 
Arbeitern selbst eingerichtet und verwaltet wird, seine For- 
mulirung finden müssen. So sehr wir uns dagegen gewehrt 
haben, dass man etwa vorkommende Fälle von Arbeitsscheu 
generalisire, denn darin liegt ein Unrecht und eine Be- 
schimpfung der Arbeiterschaft, so sehr wissen wir, dass es 
Einzelpersonen gibt, die zeitweise sogar eine geringe Ar- 
beitslosen-Unterstützung einer beschwerlichen Arbeit vorziehen. 
Der ständige schwere Druck der wirthschaftlichen Verhält- 
nisse auf die Arbeiterklasse ertödtet in gar Manchem das 
Ehrgefühl, oder lässt es nie zur Entfaltung gelangen. Es 
soll also grundsätzlich durchaus nicht bestritten werden, dass 
die Gefahr des Missbrauchs der Arbeitslosen- Versicherung 
besteht und dass Bestimmungen nöthig sind, um solchem 
Missbrauch vorbeugen zu können. Nur muss man sich auch 
klar darüber sein, welche Konsequenzen solche Bestim- 
mungen haben können, sowohl in materieller wie in formeller 
Beziehung. 

Fassen wir die Gründe, welche den Versicherten von 
der Unterstützung ausschliessen, etwas näher in's Auge, so 
steht voran der Fall von Streiks. Bern und St. Gallen spre- 
chen von der Arbeitsniederlegung bei Lphnstreitigkeiten und 
Streiks unbedingt. Basel und Zürich wollen die Ausschlies- 
sung nur während der Dauer gelten lassen. Wir werden 
bald sehen, dass das nur formellen Werth hat, dass dieses 
scheinbare Zugeständniss durch andere Bestimmungen wieder 
aufgehoben wird. Dass während eines Streiks kein Anspruch 
auf Arbeitslosen-Unterstützung erhoben werden kann, halten 
wir durchaus für selbstverständlich. Wenn eine Arbeitergruppe 
sich durch Streik gegen schlechte Arbeitsverhältnisse wehren 
oder bessere erkämpfen will, so müssen die Mittel dazu wo 
anders hergenommen werden, als aus der Arbeitslosen-Ver- 
sicherung. Der grösste Theil der Gewerkschaften, selbst wenn 
die Kassen nicht ausgeschieden sind, behandelt beide Sachen 
für sich und verschiedenartig. Unterstützung bei Streiks, Aus- 
sperrung oder Massreglung wird anders behandelt als Unter- 
stützung bei Arbeitslosigkeit, und nur wenige Gewerkschaften 
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behandeln beide Fälle gleich oder bezahlen in beiden Fällen 
gleichviel Unterstützung. Dagegen darf in einer allgemeinen 
Arbeitslosen-Versicherung keinenfalls die Aussperrung als 
Grund des Ausschlusses von der Unterstützung angesehen 
werden, wenn man sie nicht geradezu provoziren will. 
Daher wäre der ohnehin sehr unklare Ausdruck „Lohn- 
streitigkeiten" in den Berner Bestimmungen unbedingt zurück- 
zuweisen. 

In welchen Fällen wird aber der freiwillige Austritt aus 
der Arbeit als Ausschliessungsgrund betrachtet? St. Gallen 
scheint diesen. Ausschliessungsgrund gar nicht zu kennen, 
auch Bern sagt nichts darüber. Zürich betrachtet jeden frei- 
willigen Austritt als ausschliessend, während Basel doch die 
Fälle ausnimmt, wo ein Grund zum sofortigen Austritt be- 
rechtigte. Was sind das für Fälle? Das Obligationenrecht 
hält sich so allgemein wie möglich, es sagt nur im Art. 346 : 
„Aus wichtigen Gründen kann die Aufhebung des Dienst- 
vertrages vor Ablauf der Dienstzeit von jedem Theile ver- 
langt werden." Das Fabrikgesetz sagt im Art. 9: „...der 
Arbeiter ist nur dann zu einseitigem sofortigem Austritt be- 
fugt, wenn der Fabrikbesitzer die bedungene Verpflichtung 
nicht erfüllt oder eine ungesetzliche oder vertragswidrige 
Behandlung des Arbeiters verschuldet oder zugelassen hat." 
Beide Gesetze tiberlassen den Entscheid über Streitigkeiten 
darüber dem zuständigen Richter. Natürlich hätte in beiden 
Fällen der austretende Arbeiter die Beweise zu erbringen 
Die Erfahrung hat gezeigt, dass das deni Arbeiter ausser- 
ordentlich schwer ist und nur in sehr wenigen Fällen gelingt, 
wesshalb die Arbeiter auch meist den D6compte einfach im 
Stiche lassen, also lieber empfindlichen Schaden erleiden, als 
ein unerträgliches Arbeitsverhältniss weiter fortzusetzen. Zu 
allem zu gingen sie aber auch noch der Arbeitslosen- Unter- 
stützung verlustig, obgleich sie dafür ihre Beiträge geleistet 
hätten. 

Wie steht es aber mit den Entlassungsgründen , die von 
der Arbeitslosen- Unterstützung ausschliessen? Zürich formu- 
lirt grobes Selbstverschulden, geht also nicht ganz so weit 
wie St. Gallen, das von ausschliesslich grobem Selbstverschulden 
spricht, damit also schon für eine mildere Auflassung. Basel 
will die Fälle ausschliessen, wo nach Obligationenrecht und 
Fabrikgesetz sofortige Entlassung berechtigt ist. Den lako- 
nischen Spruch des Obligationenrechts haben wir angeführt. 
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Das Fabrikgesetz sagt in Art. 8 : Das Verhältniss darf ein- 
seitig „von dem Fabrikbesitzer nur dann aufgelöst werden, 
wenn sich der Arbeiter einer angefangenen Arbeit unfähig 
erweist, oder wenn er sich einer bedeutenden Verletzung der 
Fabrikordnung schuldig gemacht hat." Auch hierüber ent- 
scheidet der zuständige Kichter. Der Arbeiter muss also 
klagen, und erst wenn er mit seiner Klage obsiegt, wird er 
zum Anspruch auf Arbeitslosen-Unterstützung berechtigt, 
unterlässt er die Klage, so verliert er den Anspruch auf 
Unterstützung, an die er seine Beiträge geleistet hat. Wer 
die Unbeholfenheit unserer Arbeiter und ihre Scheu, vor den 
Richter zu gehen, kennt, der weiss, dass solche Bedingungen 
sehr verfänglich sind. Irgend ein Streit zwischen Gewerbe- 
inhaber und Arbeiter kann Jenem die Macht geben, durch 
plötzliche Entlassung den Anspruch auf Arbeitslosen- Unter- 
stützung zu rauben, denn des Arbeiters Betheurungen werden 
vor der Arbeitslosen-Kommission mit der Frage beantwortet: 
Warum hast Du nicht geklagt? 

Ein noch bedenklicheres Gesicht machen die Entlassungs- 
grfinde, die weiss Gott welcher Biedermann in das Berner 
Reglement gebracht hat: „Faulheit, Liederlichkeit, Unver- 
träglichkeit, Ungehorsam u. dgl." Was kann man nicht alles 
unter diese Bestimmungen, namentlich unter das harmlose 
^u. dgl." einsetzen, nachdem so ein armer Teufel mindestens 
sechs Monate seine Beiträge geleistet hat und dann arbeits- 
los wird ! Ist es „Unverträglichkeit", wenn der Arbeiter sich 
gegen Lohnabzüge wehrt? Ist es „Ungehorsam", wenn er 
bei eintretendem Arbeitsmangel Ueberstundenarbeit ablehnt, 
um nicht noch seinen Kameraden die Arbeit wegzunehmen? 

Wie unbefangen man auch die aufgestellten Bestimmungen 
beurtheilen mag, jedenfalls bedrohen sie die Freiheit des 
Arbeiters in der Wahl seiner Arbeitsstelle, sie legen ihm 
Beschränkungen auf, eine ihm nicht zusagende Arbeitsstelle 
zu verlassen, sie sind dazu angethan, dass er sich selbst 
Verschlechterungen seiner Stellung unterzieht, namentlich bei 
sinkendem Geschäftsgang, damit er nicht den Anspruch auf 
die Leistungen der Versicherung verliere. Diese Bestimmungen 
halten aber auch die Arbeiter ab, sich selbst gegen allge- 
meine Verschlechterungen ihrer Arbeitsbedingungen durch 
einen Streik zu wehren. Allerdings sprechen die Aufstellungen 
von Basel und Zürich nur davon, dass während der Dauer 
eines Streiks keine Unterstützungen aus der Arbeitslosen- 
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Versicherung bezahl.t werden, was ja an sich ganz richtig, 
aber sie betrachten den freiwilligen Austritt aus der Arbeit 
— Basel mit einer kleinen Einschränkung — als Ausschlies- 
sungsgrund. 

Nun ist bei der zunehmenden Ohnmacht des einzelnen 
Arbeiters gegenüber den wachsenden Machtmitteln der Unter- 
nehmer seine Bewegungsfreiheit auch seine einzige Vertheidi- 
gungswaffe für die Aufrechterhaltung seiner Lebenshaltung y indi- 
viduell kann er sich höchstens dadurch um sie wehren, dass 
er die Arbeitsstellen flieht, in der er seine Existenz nicht 
mehr findet. Dieser passive Widerstand wird auch von der 
grossen Masse der Unorganisirten ganz unwillkürlich geführt, 
daher die Klagen der Berufszweige mit schlechten Arbeits- 
bedingungen über beständigen Arbeitsmangel. Und anderseits 
ist die Koalition das einzige Schutz- und Trutzmittel ganzer 
Arbeitsgruppen für ihre Lebenshaltung, Bedroht man beides 
in der Arbeitslosenversicherung mit der Strafe des Aus- 
schlusses von der Unterstützung, so fügt man der Arbeiter- 
schaft einen Schaden zu, der weit grösser ist als der Nutzen 
der Unterstützung, und man macht sie je länger je mehr 
unterstützungsbedürftig. Man verhindert sie damit, ihre Stel- 
lung in der Gesellschaft so zu wahren, wie es die steigende 
Entwicklung der Produktion, das Anwachsen des Kapitals 
und aller Machtmittel des Handels und Verkehrs zu einem 
Kulturbedürfniss macht. 

Doch gehen wir vorerst noch weiter. Es versteht sich von 
selbst, dass eine Arbeitslosen- Versicherung auch vorschreiben 
muss, der Arbeitslose habe, sobald ihm geeignete Gelegenheit 
dazu geboten werde, die Arbeit wieder aufzunehmen, und 
dass ihm im Weigerungsfälle die weitere Unterstützung ent- 
zogen werde. Hier sind die vier angeführten Bestimmungen 
fast bis auf den Wortlaut gleich. Nui- die Bedingungen für 
die anzunehmende Arbeit sind verschieden. Bern sagt gar 
nichts darüber. St. Gallen und Zürich haben die Bestimmung, 
dass die Arbeit dem Berufe und den Kräften angemessen 
und zu den ortsüblichen Löhnen bezahlt sein soll. Basel 
schreibt vor, man dürfe den Arbeitslosen nicht Stellen an- 
bieten, die durch Streik oder Aussperrung frei geworden 
seien. Diese Vorschriften dürfen als wohlwollend bezeichnet 
werden, aber sie sind doch in ihrer Auslegung schwankend 
und schliessen nicht aus, dass Arbeiter gezwungen werden 
können, zu sehr ungünstigen Bedingungen Arbeit anzu- 
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nehmen, wenn sie nicht der Unterstützung verlustig gehen 
wollen. 

Prof. Dr. Georg Schanz machte schon in seiner ersten 
Arbeit auf diese Misslichkeiten der obligatorischen Arbeits- 
losenversicherung aufmerksam. Er sagt darin : „Soll die Ver- 
sicherung nicht eine Prämie für Stellenwechsel und Faul- 
lenzer werden, muss die Schuldfrage geprüft und festgestellt 
werden. Die einfachste üeberlegung und die Erfahrung 
zeigt, dass hier ein äusserst misslicher Punkt vorliegt. 
Streng genommen ist bei jedem Fall eine förmliche Unter- 
suchung nothwendig; selbst dann wird die Sache oft nicht 
leicht sein ; der Arbeitgeber wird oft eine andere Auffassung 
haben als der Arbeiter; man wird Zeugen einvemehmeii 
müssen u. s. w.... In sehr gros^sen Städten müsste ein Gewerbe- 
gericht sich wohl in Permanenz erklären...." (Hier mnss ein- 
geflochten werden, dass das nicht etwa nur für sehr grosse 
Städte gilt. In Zürich mussten letzten Winter sehr bald 
50 — 100 Unterstützungsgesuche in einem halben Tage durch- 
genommen werden. Wollte man die Leute auf eine töimliche 
Untersuchung warten lassen, so wäre der Andrang gar nicht 
mehr zu bewältigen.) 

„Man sieht", fährt Schanz an anderer Stelle fort, „die 
Unterscheidung von verschuldeter und unverschuldeter Ar- 
beitslosigkeit ffihrt stets in eine bedenkliche Situation. Wendet 
man sie streng an, so entsteht eine missliche Untersuchung, 
und man ändert doch nichts an den objektiven Folgen der 
Arbeitslosigkeit.... In manchen Fällen ist überhaupt schwer 
das Richtige zu treffen.... Denkt man femer an die schwie- 
rigen Fälle der halbgelernten und ungelernten Arbeit, der 
Zuweisung geringerer, schlechter bezahlter Stellen, unlieb- 
samer Orte und Personen, der Aufforderung zur Uebersied- 
lung, so bedarf es wohl wenig Phantasie, um sich die Er- 
bitterung vorzustellen, welche die Arbeitslosen- Versicherung 
stets erregen wird, wenn der Arbeiter — sei es mit Recht 
oder Unrecht — der ihm gemachten Zumuthung widerspricht, 
sein Widerspruch als nicht begründet genug zurückgewiesen 
und ihm die Unterstützung daraufhin versagt wird. Der freie 
Arbeitsvertrag hat dann thatsächlichfür den Arbeitslosen auf gehört.** 

Das nur zur Probe, Schanz bringt natürlich noch viel 
mehr und es bietet grosses Interesse, ihm zu folgen. Alle 
diese Schwierigkeiten führen ihn zum Vorschlag eines eigen- 
artigen Systems der Fürsorge für die Folgen der Arbeits- 
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losigkeit durch die Einrichtung eines individuellen Sparzwangs. 
Wir müssen uns etwas damit befassen, umsomehr als der 
Vorort des Schweizerischen Handels- und Industrievereins in 
seinem Gutachten ein ähnliches System vorschlägt. Schanz 
knüpft die Verpflichtung zum Sparen und die Organisation 
der Aufsicht an die in Deutschland bestehende obligatorische 
Krankenversicherung an. Der zu sparende Betrag wird mit 
den Krankenkassenbeiträgen vom Lohn abgezogen und an 
die Krankenkasse abgeliefert. Die gewöhnliche Einlage be- 
trägt wöchentlich 30 Pfennige, Bauarbeiter und andere Ar- 
beiter mit stärkerer Arbeitslosigkeit haben 10% vom Lohn 
zu entrichten, die öewerbsinhaber haben im ersten Falle je 
10 von den 30 Pfennigen zu tragen, im zweiten Fall 10% 
der Gesammteinlage. Die Krankeokasse liefert die Einlagen 
an eine Sparkasse, wo für jeden Versicherungspflichtigen 
eine Sparkarte mit dem Betrag in Sparmarken hergestellt 
wird. Am Ende des Rechnungsjahres wird der Stand des 
Guthabens in ein Sparkassenbuch eingetragen. Das Guthaben 
bleibt bis zu einem Betrage von 100 Mark gesperrt zur Be- 
nützung bei eingetretener Arbeitslosigkeit. Sparbeträge über 
100 Mark stehen zur freien Verfügung des Arbeiters. Natür- 
lich werden auch freie Einlagen des Arbeiters oder dritter 
Personen angenommen. Bei Arbeitslosigkeit erhält der Ein- 
leger wöchentlich 5 Mark, wenn das Guthaben 70 Mark be- 
trägt, 7 Mark bei 70—100 Mark und 8 Mark bei einem Be- 
stände von 100 oder mehr Mark. Die Gewerbsinhaber haben 
die Arbeiter beim Ein- und Austritt der Sparkasse anzu- 
melden. Die mit dem Sparzwang verbundenen Kosten werden 
von Staat und Gemeinde getragen. 

Schanz weist darauf hin, dass bei diesem System die 
Frage der Verschuldung der Arbeitslosigkeit nicht mehr in 
Betracht komme und ebensowenig die Annahme oder Nicht- 
annahme einer angebotenen Arbeit. Der Arbeiter hat das 
Recht, sein Guthaben aufzubrauchen und er weiss, dass dann 
nichts mehr für ihn übrig bleibt, er hat ein Interesse daran, 
möglichst bald wieder Arbeit zu erlangen, damit er nicht 
mit dem zwangsweisen Sparen wieder ganz von vorn anfangen 
muss. Ausserdem fällt bei diesem System der grosse Uebel- 
stand weg, dass Arbeiter, die fast nie arbeitslos werden, 
immer nur für Andere bezahlen müssen. Wir können nicht 
alle Einzelheiten aufführen, sondern uns nur an das Wich- 
tigste halten. 
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Dass der individualistische Gedanke dieses Vorschlags: 
Jeder sorgt für sich seiher j dem Vorort des Schweizerischen 
Handels- und Industrievereins besonders einleuchten musste, 
ist umsomehr zu begreifen, als die Mehrzahl der Sektionen 
sich dem Gedanken einer kollektiven Arbeitslosen- Versiche- 
rung mindestens kühl, zum Theil direkt ablehnend gegenüber 
stellte. Dagegen konnte er sich mit der nur zweitheiligen 
Klassifikation der Arbeiter- und der Unternehmßrbeiträge 
nicht befreunden, er will eine weitergehende Klassifikation 
nach Berufen oder Berufsgruppen und eine Spareinlage in 
Lohnprozenten je nach der Schwere der Arbeitslosigkeit. 

Es würde zu weit führen, auf alle Einzelheiten des Vor- 
schlages von dieser Seite einzugehen, da er sehr ausführlich 
behandelt ist. Wir halten uns an die Hauptsachen und gehen 
nur dort auf Einzelheiten ein, wo es uns erforderlich er- 
scheint. Denn die Hauptsache ist das System selbst, zu dem 
Stellung genommen werden muss. Dem Sparzwang unter- 
worfen werden sollen alle unselbständigen männlichen und 
weiblichen Personen vom zurückgelegten 14. Altersjahre, Ar- 
beiter, Taglöhner und Dienstboten in Verkehrs-, industriellen, 
gewerblichen, kaufmännischen, land- und forstwirthschaftlichen 
Betrieben und in Haushaltungen, sofern ihr jährliches Ein- 
kommen nicht weniger als 600 und nicht mehr als 1800 
Franken beträgt. Der Sparpflichtige erhält von der örtlichen 
Behörde ein Spar- und Arbeitsbüchlein, sowie eine Sparkarte ; 
beides ist beim Arbeitsantritt dem Dienstherrn zu übergeben, 
der es während der Arbeitsdauer behält. 

Es sind Berufskategorien aufzustellen derart, dass Ver- 
setzungen der Arbeiter möglichst selten nöthig werden, inner- 
halb jeder Berufskategorie sind Lohnklassen mit Abstufungen 
von je 10 Rappen zu bilden. Für jede Kategorie und jede 
Lohnstufe soll die Durchschnittsdauer der Arbeitslosigkeit 
statistisch ermittelt werden. Bis diese Ermittlung erfolgt ist, 
sind annähernde Ansätze für die Spareinlagen anzunehmen. 
Es wird angenommen, dass das Minimum der Arbeitslosig- 
keit 5, das Maximum 90 Tage betrage. Je nach der Dauer 
wird eine Verschiedenheit im Bezug festgesetzt, derart dass 
bei der kürzesten Dauer die Hälfte des Taglohnes, bei der 
längsten ein Drittel bezogen würde. In Stufen von 5 zu 5 
Tagen würde die Bezugsberechtigung je etwa um einen Pro- 
zent des Taglohnes sinken, da zwischen 5 und 90 Tagen 
16 Stufen liegen und zwischen 33,3 o/^ und 50 o/^ auch etwas 
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mehr als 16 ^/o. Dementsprechend wird nun auch die zwangs- 
weise Einlage in die Sparkasse berechnet. Der Arbeiter soll 
eigentlich allein sparen, nur da soll der Gewerbsinhaber 
Beiträge leisten, wo der tägliche Bezug wegen niedrigen 
Lohnes oder langer Arbeitslosigkeit selbst schon sehr klein 
ist und keine Gefahr ist, dass der Arbeiter sich freiwillig 
arbeitslos mache. Beträgt die Spareinlage des Arbeiters nur 
von 1 — 5% des Lohnes, so fällt ein Beitrag des Dienst- 
herrn dahin, bei 6 ^/q Spareinlage leistet er 1 % und dieser 
Beitrag steigt bis zur Maximalhöhe von 15% des Lohnes, 
wo -der Gewerbsinhaber mit 5%, d. h. mit einem Drittel 
betheiligt wird. 

Den Sparpflichtigen, die wenigstens 7 Tage am gleichen 
Platze arbeiten, wird die Einlage am Zahltage abgezogen, 
der Betrag wird je vierteljährlich an die Sparkasse abge- 
liefert. Die Guthaben bleiben gesperrt bis auf den Betrag 
von Fr. 100 für ünverheirathete und Fr. 150 für Verhei- 
rathete. Ueber diese „Sperrsumme" hinaus werden weder 
von den Arbeitern, noch von den Arbeitsherren Einlagen ei- 
hoben. Die Sperrsumme, die unter Umständen das Zehn- 
bis Zwanzigfache der jährlichen einfachen Sparsumme, d. h. 
des Betrages, der die Arbeitslosigkeit eines Jahres durch- 
schnittlich deckt, erreichen kann, muss nicht erreicht werden, 
aber bis sie erreicht ist, müssen die Einlagen fortgesetzt werden. 

Wird der Sparpflichtige arbeitslos, so erhält er von 
seinem Dienstherrn die Sparkarte und das Spar- oder Ar- 
beitsbüchlein mit dem Vermerk der Entlassung. Weder das 
eine noch das andere darf verweigert werden, auch nicht bei 
Streik oder Aussperrung oder Kontraktbruch des Arbeiters. 
Mit diesem Ausweis kann er die ihm zukommenden Bezüge 
erheben. Bei Streik oder Aussperrung kann der Geschäfts- 
inhaber den Theil des Guthabens, der aus Beiträgen der 
Gewerbsinhaber besteht, sperren und zwar zunächst auf einen 
Monat, bei Streiks auch länger. Seine eigenen Einlagen kann 
der Streikende oder Ausgesperrte verbrauchen. Bei Tod, 
Auswanderung oder Ausscheidung des Guthabenden aus der 
Reihe der Sparpflichtigen geht nur der von ihm selbst ge- 
leistete Theil der Einlagen an ihn oder seine Hinterlassenen 
zurück. Die Einlagen der Gewerbsinhaber bleiben dem Spar- 
betrieb. 

Die Gesammtheit der Sparpflichtigen bildet eine Korpo- 
ration mit eigener, vom Staat getrennter Kechtspersönlichkeit. 
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Die Verwaltung kann eidgenössischen, kantonalen oder kom'- 
munalen Behörden übertragen werden. Der Bund, die Kan- 
tone und die Gemeinden bestreiten die Kosten der Verwais 
tung. In jeder politischen Gemeinde ist eine Verwaltungs- 
stelle einzurichten, oder vom Gemeinderath zu äbernehmen, 
dann gibt es Sparbezirke etc. Für Streitigkeiten ist ein 
beschleunigtes Verfahren einzuführen. Im Konkurs haben 
Spareinlagen das Privileg der ersten Klasse. Folgen dann 
noch Strafbestinimungen. 

Der individualistische Gedanke ist in dieser Vorlage 
wirklich auf die äusserste Spitze getrieben. Das System 
„Jeder sorgt für sich selber" hat zu einer Komplikation ge- 
fiihrt, wie sie ärger nicht ausgedacht und wie sie mehr 
Schreibarbeit gar nicht verursachen kann. Und welche Illu- 
sionen machen sich die Ausarbeiter von der Statistik ? Nicht 
nur jede Berufskategorie, sondern auch jede Lohnstufe von 
10 Rappen soll nach der Durchschnittsdauer der Arbeits- 
losigkeit in Stufen von je 5 Tagen berechnet werden. Nimmt 
man ganz bescheiden nur 100 Berufskategorien an — wenn 
es wirklich minutiös zugehen soll, müsste das Vierfache an- 
genommen werden — und 40 Lohnstufen von Fr. 2 — 6 Tag- 
lohn, so macht das schon 4000 Kategorien, für welche die 
durchschnittliche Arbeitslosigkeitsdauer berechnet werden 
soll und zwar unterschieden nach 18 ünterabth eilungen von 
5 zu 5 Tagen. Die mathematischen Formeln zur Berechnung 
sind angegeben, ja sogar schon die Tabellen berechnet. „Nach 
einem Jahre hat man schon eine Korrektur, und die statisti- 
sche Grundlage wird durch das Ergebniss der folgenden 
Jahre fortwährend verbessert." 

Das ist eine sehr naive Anschauung. Alle bisherigen 
Beobachtungen von Arbeitslosigkeit haben gezeigt, dass ein 
Jahr gar nichts bedeutet, dass selbst eine Jahresreihe höch- 
stens für sehr grosse Gruppen gewisse Typen herausfinden 
lässt, die aber bei dem eigenartigen Charakter der Arbeits- 
losigkeit als Massenerscheinung, bei der sehr verschieden- 
artigen Entwicklung selbst der grössern Berufsgruppen, nur 
mit Vorsicht und Vorbehalt dargestellt werden können. Und 
hier glaubt man schon von vornherein Tausende von Gruppen 
ausscheiden und genau behandeln zu können. Ohne Genauig- 
keit aber ist die Ausscheidung doch nur eine Spielerei. Eine 
solche Laienhaftigkeit der Vorstellungen sollte nicht noch 
mit der Selbstüberhebung gepaart sein, mit der man „ten- 
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denziös gefärbte Statistiken, auf welche sich gewisse Kreise 
für ihre Forderungen stützen, in die gebührende Stelle zurück- 
weist". 

Diese Bemerkungen beziehen sich nur auf die technische 
Grundlage der Klassifizirung der „Sparpflichtigen". Sie 
mussten gemacht werden, nicht nur weil das Gutachten so 
prätentiös auftritt, sondern weil auch der individualistische 
Geist sich darin in seiner ganzen Uebertreibung zeigt, dass 
er vor den grössten ünwahrscheinlichkeiten nicht zurück- 
schreckt. Gegen das System als solches wäre damit noch gar 
nichts gesagt, da dieses auch umfassendere Lohngruppen und 
namentlich weniger Gruppen nach der durchschnittlichen 
Schwere der Arbeitslosigkeit — denn um diese müsste es 
sich handeln — gestattete, ohne seinen Charakter zu ver- 
lieren. Es wären damit nur Selbsttäuschungen verhütet, und 
es würde ein schöner Theil blosser Schreibarbeit erspart, 
was bei einem „Spar"system doch auch itfs Gewicht fallen 
dürfte. 

Das ganze System stellt sich die Sparpflichtigen vor 
als eine Korporation, die eine manchesterlich vom Staat 
getrennte — auch diese Liebhaberei muss mitwirken — 
Rechtspersönlichkeit wäre. Immerhin soll der Staat den Spar- 
betrieb verwalten und die Kosten tragen. Diese Korporation 
ist aber nur das Gespenst einer „Rechtsperson", sie bildet 
keinen lebendigen Körper, sie hat keine Organe der Selbstthätig- 
keit, alle Funktionen vollziehen sich nach genauen Berech- 
nungen gam automatisch. Der Sparpflichtige merkt auf seinem 
Zahltagzettel, dass ihm etwas zum Sparen abgezogen wird; 
während er an einem Arbeitsorte beschäftigt ist, hat er auch 
nicht die mindeste Kontrolle, was mit dem abgezogenen Geld 
geschieht, denn Sparkarte und Spar- und Arbeitsbüchlein 
befinden sich in den Händen des Geschäftsherrn, erst wenn 
er aus einer Stelle entlassen wird, bekommt er sie in die 
Hände und sieht, was aus seinem Eigeuthum geworden ist. 

Findet er keine neue Stelle, dann meldet er sich zum 
Bezüge und verbraucht in den ihm verabfolgten Raten seine 
Ersparnisse bis er wieder Arbeit findet, oder bis sie aufge- 
braucht sind. Was im letztern Falle aus ihm wird, nament- 
lich wenn die Ersparnisse noch klein sind, darum kümmert 
sich Niemand — er hat ja für sich selber gesorgt! Das ist 
natürlich für die Arbeitsherren ganz bequem und enthebt sie 
allem andern, sie haben damit die grosse gesellschaftliche 
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Verantwortlichkeit für die Arbeitslosigkeit als Massen- 
erscheinung wenigstens von ihren Schultern abgewälzt — 
und jeden Arbeiter nur auf sich venriesen, sorgfältig verhütet, 
dass er sieh als Glied einer Gemeinschaft fühle und sich als 
solches bethätige. Das stimmt auch ganz mit der noch immer 
geübten Methode, die Arbeiter vom Eintritt in Gewerkschaften 
zurückzuhalten und das verfassungsmässig gewährleistete 
Vereinsrecht der Arbeiter dadurch zu verletzen, dass Ge- 
werkschaftsmitglieder einfach entlassen werden. Für sich 
seihst wissen sie aber die Segnungen des Vereinsrechts sehr 
wohl zu schätzen,, sie sind zu einem grossen Theile orga- 
nisirt und preisen auch in ihrem Gutachten „die Solidarität 
der Arbeitgeber gegenüber Ausständen". 

Wenn zwei das Gleiche thun, ist es nicht das Gleiche! 

Wer das heutige Wirthschaftsystem zu einer modernen 
Feudalität ausbilden will — notabene ohne die Pflicht und 
Verantwortlichkeit der mittelalterlichen Feudalherren — füi' 
den ist dieses System sehr passend. Das mit aller Deutlich- 
keit dargestellt zu haben, ist das Verdienst des Gutachtens 
des Schweizerischen Handels- und Industrievereins. Damit 
soll nicht ein Vorwurf gegen Professor Schanz erhoben 
werden, denn seine Anregung war ein ehrlicher Versuch, 
die Möglichkeit einer allgemeinen Fürsorge für die Folgen der 
Arbeitslosigkeit zu schaffen, die den von ihm erkannten Miss- 
lichkeiten der allgemeinen Versicherung entgehe. Er selbst 
sagt auch, dass das Gutachten etwas zu sehr zu Gunsten 
der Arb*-itgeber gestaltet sei. 

Der Vorschlag von Prof. Schanz hat auch in Deutsch- 
land, das er dabei im Auge hat, eine ganz andere organisa- 
torische Grundlage: die Krankenkassen der obligatorischen 
Krankenversicherung. Diese stehen unter der Selbstverwaltung 
der versicherten Arbeiter, es sind die gleichen Leute, die der 
Krankenversicherung unterstehen und die dem Sparzwang 
unterstünden. Ja noch mehr, der Sparzwang kann auf die 
gleiche Weise ausgeführt werden, wie der Zwang zur Kranken- 
versicherung, die Beiträge für beides würden von den gleichen 
Gewerbsinhabern eingezogen, die An- und Abmeldung gilt 
lür beides. Und die Arbeitslosenversicherung duich den Spar- 
zwang wäre eine Ergänzung der Krankenversicherung auch 
in der Weise, dass ihre Genussberechtigung anfängt da, wo 
die der Krankenversicherung aufhört. Das steht alles auf 
einem ganz andern Boden, als der Vorschlag des Schweiz. 
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Handels und Industrie Vereins. Diesen aber mms die Arbeiter- 
schaft unbedingt und mit aller Entschiedenheit ablehnen. 

Einen sich an Prof. Dr. Schanz anlehnenden Vorschlag 
machte Dr. Wassilieff, damals bernischer Arbeitersekretär, 
zur Begründung folgender Motion im Grossen Rathe: 

„Die Regierung wird eingeladen, Bericht und Antrag 
einzubringen, ob es nicht thuulich wäre, den Gemeinden, 
welche es begehren, das Recht einzuräumen,, analog der Bil- 
dung der Gewerbegerichte, unter der Mitwirkung des Staates 
die obligatorische Versicherung gegen die Arbeitslosigkeit 
einzuführen und Arbeitsämter zu schaffen,, welche den Arbeits- 
nachweis zu regeln und die obligatorische Arbeiterversiche- 
rung zu führen hätten." 

Die erste Begründung begnügte sich damit, für das Obli- 
gatorium einzutreten. Erst später trat Dr. Wassilieff näher 
auf die Ausführung in einem Artikel in den „Schweizer. Blät- 
tern für Wirthschafts- und Sozialpolitik" ein. Jeder Arbeiter 
sollte angehalten werden, auf ein vom Arbeitsamt ihm einge- 
händigtes Sparheft durch eigene Einlagen und Lohnabzüge 
des Unternehmers bis auf Fr. 30 zu sparen. Mit der Ein- 
zahlung von Fr. 30 wird er vollberechtigtes Mitglied der 
Arbeitslosenkasse. Die Unternehmer haben ebenfalls, je nach 
der Berufsgruppe, verschieden abgestufte Beiträge in die 
Arbeitslosenkasse zu leisten, so dasS jede Beruisgruppe ge- 
meinsam für ihre Arbeitslosen während des ersten Monats sorgt. 

Bei Arbeitslosigkeit bezieht das Mitglied der Arbeits- 
Jüsenkasse während des ersten Monats Fr. 1.25 von seinem 
Spargeld und den gleichen Betrag aus dem Beitrag der 
Unternehmer an die Arbeitslosenkasse, was, wenn die Arbeits- 
losigkeit einen Monat andauert, je 30 und zusammen 60 Fr. 
ausmacht, der Monat zu 25 Arbeitstagen gerechnet» Bei 
länger dauernder Arbeitslosigkeit erhält das Mitglied für die 
fünfte Woche — aber während eines Jahres nur einmal — 
einen kantonalen Beitrag von 12 Franken. Von der sechsten 
Woche an beginnt eine Unterstützung durch die Gemeinde 
und zwar auch von 12 Fr. in der Woche, so lange dem Ar- 
beitslosen keine Arbeit nachgewiesen werden kann. Die Ver- 
waltung geschieht unter gleicher Theilnahme von ^rbeiter- 
f^nd Unternehmervertretern und der Gemeinde. 

Der Vorschlag, auf dessen weitere Einzelheiten nicht 
eingetreten werden kann, hätte wahrlich eine sachgemässe 
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Behandlung verdient, auch wenn er einige Schwächen auf- 
wies. Diese hätten sich ja leicht beseitigen lassen. Der 
ßegierungsrath gelangte aber nur zu einem Ablehnungsantrag 
und der Grosse Eath stimmte ihm am 25. Februar 1901 zu. 
Der innere Grund dieser Ablehnung ist die Abneigung der 
ländlichen Bevölkerung giegen die Arbeitslosenunterstützung 
und ebenso die Abneigung der Unternehmer. Beiträge zu 
leisten. 

Es könnte zwar aus dem Gutachten des Schweizerischen 
Handels- und Industrievereins geschlossen werden, dass die 
Unternehmer doch geneigt wären, Beiträge an einen Zwangs- 
sparbetrieb zu leisten. Aber erstens haben die Bearbeiter 
des Gutachtens ihre Mitglieder nicht in der Hand. Sobald 
es mit den Leistungen anfängt. Ernst zu werden, so wehren 
sich die Herren mit Händen und Füssen. Das hat das 
Schicksal der Kranken- und Unfallversicherung gezeigt. 
Zweitens sollten doch die Leistungen erst beginnen, wenn 
der Sparbetrag 5% des Lohnes überstieg. Damit ivären aber 
die meisten und gerade die kapitalkräftigen Unternehmer von 
jeder Leistung befreit. Um das zu zeigen braucht man nur 
die Tabellen, welche den Versuch einer Berechnung der 
Schwere der Arbeitslosigkeit darstellen, etwas genauer an- 
zusehen, namentlich die vergleichende Uebersicht von Tabelle 
25 auf Seite 96. Dort sind die höchsten Ziifem der Arbeits- 
losigkeit aus dem Krisenjahr 1893 in Massachusetts 96 auf 
1000 Arbeitstage und von den englischen Mechanikern 60 auf 
1000 Arbeitstage. Dabei ist zu beachten, dass 9,6 oder 6,0 
Lohnprozente nur zu rechnen wären, wenn der volle Arbeits- 
lohn als Unterstützung bezahlt würde. Nun wird aber höch- 
stens die Hälfte aus dem Spargelde bewilligt, also nur 4,8 
und 3%. Also seihst für diese schwersten Fälle, über die eine 
„tendenziöse" Statistik — um hier so recht die Unrichtigkeit 
dieses Schlägwortes zu zeigen — berichtet, wären die Herren 
Unternehmer von jeder Leistung befreit, da sie eine solche 
erst bewilligen, wenn 5 Lohnprozente überstiegen werden. 
Nur für noch schwerere Fälle, die wir zur Zeit leider noch 
nicht kennen, würde erst eine Leistung eintreten und Fälle, 
die gar bis zu 15 o/^ im Durchschnitt gehen, sind unwahr- 
scheinlich. 

Will man sicher gehen, dann darf man keine Unklar- 
heiten aufkommen lassen. Nach allen den gemachten Erfah- 
rungen halten wir untsr den heutigen Umständen bei uns in dsr 
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Schweiz irgend eine Art der Arbeitslosenversicherung oder des Spar- 
Zwanges, bei der die Unternehmer und Gewerbsinhdber zu Bei- 
trägen verpflichtet werden, für aussichtslos. Sie würden höch- 
stens dann eine Mehrheit in den Käthen oder in der Volks- 
abstimmung finden, wenn sie Bestimmungen enthielten, die 
für die Arbeiter unannehmbar wären. Es ist schmerzlich, 
das sagen zu müssen, aber die Beweise dafür sind vorhanden, 
und wer es bestreiten will, der fände zur Zeit noch keine 
Beweise dafür. Es liegt darin kein einseitiger Vorwurf gegen 
die Räthe, speziell gegen die eidgenössischen Räthe, denn 
sie haben ja mit nahezu Einstimmigkeit den Versicherungs- 
vorlagen zugestimmt, aber es gilt voll für andere Eäthe und 
für die Volksabstimmungen. 

Diese Einsicht zwingt uns dazu, nach einer Lösung zu 
suchen, bei der auf obligatorische Beiträge von Unternehmern 
und Gewerbetreibenden keine Rücksicht genommen wird. 
Dann ist auch die Möglichkeit geboten, eine Lösung zu fin- 
den, bei der die Wünsche der Arbeiter selbst in höherem 
Masse Berücksichtigung finden können und hoffentlich auch 
finden. 

Dabei lassen wir für einmal den Sparzwang ausser Be- 
tracht, ohue ihn absolut abzulehnen, ja auch ohne ihn ein- 
gehender zu kritisiren. Es ist uns zur Zeit keine Form 
denkbar, in der er für die Schweiz passen würde, so, dass 
er %\i^ den am meisten und schwersten Betroffenen ernst- 
lich "nützen könnte. Herr Prof. Dr. Schanz zeigt auch in 
seinen dritten Beiträgen, dass er zu objektiv über seinen 
eignen Vorschlag denkt, als dass er ihn als unfehlbares Uni- 
versalmitrel betrachten würde. Kommt von anderer Seite 
ein diskutabler Vorschlag mit dem Sparzwang, so werden 
wir gern darüber sprechen und uns auch belehren lassen. 
Wer eingehender über die ganze Frage nachgedacht hat, der 
unrd ohne weiteres zugeben, dass eine allseitig befriedigende Lö- 
sung bis jetzt noch nicht gefunden ist, da^s also jede Losung 
nur als Versuch betrachtet werden und erst durch den Versudt 
sich in seiner Wirkung zeigen kann. Einen grossem Anspruch 
macht auch unser Vorschlag nicht. 

Er geht von der grundsätzlichen Voraussetzung aus, die 
am Anfang dieses Kapitels ausgesprochen und dargelegt 
wurde, dass eine Arbeitslosenversicherung nur dann ihre 
Aufgabe ganz erfüllen kann, wenn sie auf die Organisation 
und die organisirte Selbstthätigkeit der Arbeiterschaft ab- 
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stellt. An dieser Voraussetzung dürfen wir um so mehr fest- 
halten, als die einzig befriedigende Lösung der Frage der 
Arbeitslosenunterstützung bis jetzt in den Gewerkschaften 
erreicht wurde, allerdings nur im Kreise dieser Gewerk- 
schaften, selbst. Ihre Einrichtungen sind verschiedenartig, 
aber auch das Bedürfiiiss ist es. Ob ihre Bedingungen 
strenger oder laxer sind, das hängt ganz vom Willen der 
Betheiligten ab, sie können sie abändern ganz nach ihrem 
Belieben. Da sie frei in der Wahl ihrer Vorstände und 
Beamten sind, steht auch die Ausführung der mehr oder 
weniger strengen Bestimmungen stets unter der Kontrolle 
der Mitglieder und sie hat sich bis jetzt stets den Umständen 
angepas3t. Das ist offenbar für die Betheiligten ein befrie- 
digender Zustand und die einzige Sorge mag zeitweise die 
Beschränktheit der Mittel machen. 

Nun sagt man, ja die Gewerkschaften haben eine Aus- 
wahl von Mitgliedern, sie haben die besten Arbeiter unter 
sich, und die „schlechten", von denen ein Missbrauch der 
Arbeitslosenunterstützung zu erwarten ist, sind ausserhalb. 
Dieser Einwurf ist kurzsichtig. Vor ihrer Organisation stan- 
den alle Arbeiter auf einem niedrigem Niveau, wer selbst 
die Anfänge der Organisation mitgemacht hat und seit vierzig 
Jahren beobachtet, der kann darüber Zeugniss ablegen. Die 
Organisation selbst bringt eine Hebung des Niveaus mit sich 
und übt einen grossen erzieherischen Ein fluss aus, in • sie 
das Selbstbewusstsein des Arbeiters weckt und in der Ge- 
meinschaft kräftigt. Man hat von einem erzieherischen Ein- 
fluss des Sparzwanges gesprochen, aber mit viel mehr Recht 
noch kann und muss man den Thatsachen gemäss von dem 
grossen erzieherischen Einfluss der gewerkschaftlichen Or- 
ganisation sprechen. 

Das Ziel jeder Gewerkschaft muss sein, möglichst alle 
Berufsgenossen in sich zu vereinigen und nach diesem Ziele 
wird überall gestrebt. Das will doch heissen, dass jede Ge- 
werkschaft sich getraut, auch möglichst alle Berufsgenossen 
zu guten Gewerkschaftern zu erziehen, sie also zu erheben. 
Und keinem.;Gewerkschafter. wird ein Zweifel daran kommen, 
dass das .m4)glich sei. Alle Psychologen stimmen darüber 
miteinander überein, dass das Milieu einen starken Einfluss 
auf die Charakterbildung des Menschen ausübt — ausge- 
nommen sind freilich Jene, die die Menschen in Herren- 
naturen und Heerdenmenschen eintheilen, mit Denen haben 

16 
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wir uns nicht auseinander zu setzen — nun: die Gewerk- 
schaft bildet eben ein solches Milieu namentlich zur Cha- 
rakterbildung, denn hier wird an die besten Seiten des 
menschlichen Charakters fast beständig äppellirt. An den 
Gemeinsinn und die Brüderlichkeit, an die treue Pflicht- 
erfüllung, an die Beständigkeit, an den Muth und an die Opfer- 
willigkeit. Dafür sind glänzende Beweise geliefert worden, 
und wir sehen sie täglich vor Augen. Die Gewerkschaft 
enthält also nicht nur die besten Elemente, sondern sie er- 
zieht sie auch immer wieder aufs Neue, denn jede Gewerk- 
schaft ist einer beständigen Erneuerung ihrer Mitglieder 
untei-worfen und die meisten befinden sich in beständiger 
Zunahme. Die Gewerkschaft ist also jedenfalls fähig, nach 
und nach alle Berufsgenossen moralisch zu heben. 

Freilich sind heute die Gewerkschaften noch nicht so 
weit, auch nur die Mehrzahl der Berufsgenossen in sich zu 
vereinigen. Man denkt bei Besprechung der Arbeitslosenfrage 
auch fast gar nicht daran, ihnen die Arbeitslosenversichening 
zu übertragen, da sie nur einen Theil, und in den meisten 
Berufen nur einen kleinen Theil, der Berufsgenossen um- 
fassen. Und man hat doch immer nur die allgemeine, alle 
Arbeiter umfassende Arbeitslosenversicherung im Auge. Aber 
eben diese allgemeine Versicherung bietet grosse Schwierig- 
keiten, Niemand kann behaupten, dass sie in naher Zeit ver- 
wirklicht werden könne. Ist es da nicht angezeigt, die vor- 
handenen Keime und Organe heranzuziehen, zu benutzen und 
zu unterstützen, damit sie fröhlich an's Werk gehen können, 
um Erfahrungen zu sammeln und einen Theil der Arbeiter- 
schaft für die Aufgabe zu schulen? 

Der Schweizerische Gewerbeverein umfasst auch nur 
einen kleinen Theil der Kleingewerbetreibenden, ebenso der 
Schweizerische landwirthschaftliche Verein. Und doch wer- 
den beide schon seit Jahrzehnten vom Staate als Organe 
ihrer Berufs- und Interessengruppen anerkannt und erhalten 
sehr namhafte Beiträge zu allerhand Verbesserungen für das 
Gewerbe und für die Landwirthschaft im allgemeinen. Bei 
diesen Vereinen hat man auch nicht den Einwand erhoben, 
sie ümfassten nur einen kleinen Theil der betreffenden Be- 
völkerungsklassen und darum könnten sie nichts Umfassen- 
des bewirken und verdienten auch keine Unterstützung. 
Darum gleiches Recht auch für die bestehenden wirthschaft- 
lichen Arbeiterorganisationen. 
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Freilich haben bis jetzt nur sehr wenige schweizerische 
Gewerkschaften die Arbeitslosenversicherung eingeführt, aber 
die Frage ist in der Diskussion. Man fürchtet sich 
hauptsächlich, die Mittel nicht aufbringen zu können. In 
dieser Beziehung muss also Anregung und Unterstützung 
geboten werden. Und das lässt sich mit relativ bescheidenen 
Aufwendungen erzielen, mit Aufwendungen, die bei weitem nicht 
die Höhe erreichen, die andern Berufsgi'uppen geboten wird. 

Als Ziel sollte daher aufgestellt werden, die Arbeitslosen- 
versicherung durch die Gewerkschaften so anzuregen und zu 
f(>rdem, dass sie mit der Zeit für alle Arbeiter eingeführt wer- 
den kann. In den Gewerkschaften ist es möglich, die ver- 
schiedenartigen Verhältnisse in den verschiedenen Berufs- 
und Erwerbsgruppen zu berücksichtigen, den nach Berufen 
und Landesgegenden so verschiedenartigen Löhnen Rechnung 
zu tragen, kurz sich nach ihren Verhältnissen einzurichten, 
ohne in zu weitgehende Komplikationen zu verfallen. Nicht 
alles, was technisch richtig, ist auch leicht in die Praxis zu 
übersetzen. Die zehn Lohnklassen der Kranken- und Unfall- 
versicherungsvorlage waren technisch sehr gut ausgedacht, 
aber sie haben praktisch wie ein Gespenst gewirkt und 
viele abgeschreckt. Das hat sich sehr deutlich gezeigt, na- 
mentlich bei den Diskussionen in den Krankenkassen. 

Diese Anregung und Förderung der gewerkschaftlichen 
Arbeitslosenversicherung stellen wir uns folgendermassen vor: 
Als Gewerkschaft kann nur in Betracht kommen ein Ver- 
band von Berufs- oder Erwerbsgenossen, der in geeigneter 
Gliederung das ganze Land umfasst. Einzelstehende lokale 
Vereine sind keine Gewerkschaft und fallen daher hier nicht 
in Betracht. Sobald eine Gewerkschaft beschlossen hat, 
durch entsprechende Erhöhung der Mitgliedsbeiträge die Ar- 
beitslosenversicherung einzuführen, leistet ihr der Bund 
einen Beitrag an den Gründungsfond. Als einen solchen Bei- 
trag nennen wir 2 Fr. auf das zahlende Mitglied. Der Bei- 
trag wird ausgerichtet, sobald die Mitglieder den erhöhten 
Betrag ein halbes Jahr lang bezahlt haben. Das lässt sich 
leicht kontroUiren und ist von den Gewerkschaften leicht 
nachzuweisen. Sie brauchen auch das Geld vorher nicht, 
da jedenfalls mindestens ein halbes Jahr Karenzzeit ange- 
nommen werden muss. 

Sobald die Arbeitslosenversicherung in Thätigkeit tritt, 
muss über die Auszahlung der Unterstützungsgelder genaue 
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Eechnung geführt werden. Nach Beendigung des Rechnungs- 
jahres wird dem zuständigen schweizerischen Departement 
die mit Belegen versehene Rechnung eingesandt. Dieses 
prüft sie und leistet der Gewerkschaft einen Jahresbeitrag 
in der Höhe der Hälfte der ausbezahlten Unterstützungsgelder, 
Bei schweren Krisen können Extrabeiträge bewilligt werden, 
auch vorschussweise. 

Die Gewerkschaften sollten nicht gezwungen werden, 
über die Mitgliederbeiträge besondere Rechnung, also für die 
wegen der Arbeitslosenversicherung erhöhten Beiträge eine 
besondere Kasse zu fähren. Es hat sich gezeigt, dass selbst 
die bestverwalteten Gewerkschaften wegen der komplizirten 
Buch- und Kassenffihrung das aufgegeben haben. Es genügt, 
wenn nachgewiesen wird, dass die erhöhten Beiträge eingehen 
und wenn die Ausgaben der Arbeitslosenversicherung beson- 
ders ausgeschieden sind. Das aber gehört sowieso zu einer 
ordentlichen Rechnungsführung und wird auch allenthalben 
gehandhabt. 

Machen wir uns nun die ökonomische Tragweite dieser 
Massregel klar. In Betracht fallen zur Zeit die in und neben 
dem Gewerkschaftsbund bestehenden Verbände, wobei wir 
die Verbände der Eisenbahner, der Post- etc. Angestellten 
bei Seite lassen, da für diese die Arbeitslosenversicherung 
entweder gar kein, oder doch kein dringendes Bedürfniss ist, 
auch andere Versicherungen bereits existiren. Dann kommen 
etwa 35,000 Arbeiter in Betracht, über deren Gruppirung 
noch weiteres gesagt werden soll. Würden nun alle diese 
Verbände die Einführung der Arbeitslosenversicherung be- 
schliessen, so wäre also ein Beitrag von 70,000 Fr. in den 
Gründungsfond zu rechnen. Es ist aber mit grosser Wahr- 
scheinlichkeit anzunehmen, dass dieser Beitrag erst nach 
und nach fällig würde, denn so auf einmal wird der Ge- 
danke nicht zünden. Das Beispiel wird am meisten wirken 
müssen. 

Nehmen wir aber an, es hätten sämmtliche Verbände die 
Arbeitslosenversicherung eingeführt, auf welche Höhe wäre 
dann die jährliche Leistung anzusetzen? Hier muss uns die 
Kasse des Typographenbundes aushelfen, der einzige Anhalts- 
punkt auf schweizerischem Boden. Wir nehmen von Tabelle 
18 auf Seite 83 die 13 ersten Jahre mit einer Unterstützung 
von 2 Fr. per Tag, höher werden andere Gewerkschaften 
sowieso noch lange nicht gehen können. Da fallen auf das 
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Mitglied durchschnittlich im Jahre Fr. 3. 18 die Hälfte ist 
rund Fr. 1.60. Das macht bei 35,000 Mitgliedern 56,000 Fr. 
Jahresbeitrag, eine Summe, vor der man nicht zu erschrecken 
braucht. Erhöht sich die Mitgliederzahl, wie ja sehr zu 
wünschen ist, so erhöht sich damit auch der Jahresbeitrag, 
aber selbst wenn es 100,000 Mitglieder geworden sind, steigt 
der wahrscheinliche Jahresbetrag erst auf 160,000 Fr., er 
bleibt also immer noch weit hinter dem zurück, was der 
Landwirthschaft schon lange geleistet wird. 

Der Erfolg kann nur ein guter sein, opfert man für die 
Verbesserung des Viehstandes schon so bedeutende Summen, 
so wird man gewiss gern auch für die Hebung der Aibeiter- 
klasse eine bescheidene Summe hergeben, weiss man doch 
unter allen Umständen, dass die Arbeiter selbst jedenfalls 
den gleichen Betrag aus eignen Mitteln aufbringen und unter- 
stützt man dadurch doch einen grossen erzieherischen Zweck. 
Ist es nicht das Opfer werth, wenn man ^enkt, dass in einiger 
Zeit 100,000 Arbeiter und mehr ganz anders dastehen, als 
heute? 

Ja aber, heisst das nicht die Streikkassen aus Bundes- 
mitteln stärken? So wird man von verschiedenen Seiten 
rufen. Wir antworten mit Nein. Der Bund zahlt keinen 
Rappen in die Streikkassen. Nach wie vor werden die Mittel 
für Streiks besonders aufgebracht werden müssen und sie 
werden auch immer in bewunderungswürdiger Opferwilligkeit 
aufgebracht werden, ob der Bund die Arbeitslosenversiche- 
rung der Gewerkschaften unterstützt oder nicht. Das liegt 
einmal im allgemeinen Drange der organisirten Arbeiterschaft 
und wird sich auch nicht beseitigen lassen, so lange es Ar- 
beitsverhältnisse gibt, die als unbefriedigend empfunden wer- 
den, und so lange Unterdrückung geübt wird, gegen die sich 
das Gefühl der Arbeiter aufbäumt. Da wird die Bundes- 
unterstützung der gewerkschaftlichen Arbeitslosenversicherung 
nichts dazu und nichts davon thun. Mit dieser Erscheinung 
wird man sich einfach abfinden müssen, sie muss für sich 
betrachtet und mit möglichster Objektivität behandelt wer- 
den, wenn man sie ändern will. 

Die Eiferer gegen eine Bundesunterstützung der gewerk- 
schaftlichen Arbeitslosenversicherung, die natürlich nicht aus- 
bleiben werden, haben charakteristischerweise ihre verwandten 
Antipoden in jenen Gewerkschaftsmitgliedern, deren Stimme 
noch oft zu hören ist gegen die gewerkschaftliche Arbeits- 
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losenversicheining. Diese nämlich glauben, der Kampfcharakter 
der Gewerkschaft komme in Gefahr, wenn sie sich mit „Ver- 
sicherungsgepäck" belade. Man werde wegen dem Bestände 
der Versicherungskassen zu vorsichtig und zu bedächtig wer- 
den und sich gar nicht mehr getrauen, Forderungen aulzu- 
stellen, die zu einem Kampfe führen könnten; vor dem 
Kampfe selbst werde man zurückschrecken. Das kann man 
oft genug in Gewerkschaftsversammlungen hören und die 
Seelenangst dieser Heisssporne ist nicht minder gross, wie 
die der Gegner der Gewerkschaften. 

Es widerstrebt uns zwar, einen Gemeinplatz hier anzu- 
führen, aber er ist doch nicht zu umgehen: Die Wahrheit 
liegt in der Mitte. Die Arbeitslosenversicherung wird ohne 
Zweifel den Mitgliederbestand der Gewerkschaften zu einem 
beständigeren machen, heute sind sehr viele wie Tauben- 
häuser, wo aus- und eingeflogen wird. Dadurch wird sie an 
und für sich die Gewerkschaften an Mitgliederzahl bedeutend 
stärken. Der Explosivcharakter der Gewerkschaften, der so 
oft nur aus der Ueberzahl frischer, zugereister Mitglieder 
entspringt, wird allerdings abnehmen und damit wahrschein- 
lich auch die Zahl der unüberlegten Streiks. Das aber ist, 
wie jeder erfahrene Gewerkschafter es schon längst einge- 
sehen hat, nur von Gutem. Die Gewerkschaft aber wird nach 
innen wie nach aussen stärker werden und dadurch wird sie 
gar manches erringen ohne das Mittel des Streiks ; sie wird 
eine in einem hohem Masse geachtete Vertragspartei als 
sie es heute noch ist. 

Ein Beispiel dafür gibt die Buchdruckerbewegung in 
Deutschland. Vor zwölf Jahren opferte sie eine Kriegskasse 
von einer Million Mark in einem grossen Kampfe, der augen- 
blicklich ohne den gewünschten Erfolg blieb. Aber der Er- 
folg kam anders in der Tarifgemeinschaft, die kürzlich das 
grosse Werk einer Tarifi-evision durchgefühii; hat auf ganz 
friedlichem Wege. Schweizer Buchdrucker, die vorher dieser 
Tarifgemeinschaft sehr misstrauisch, ja sogar feindlich gegen- 
über standen, haben nun ehrlich eingestanden: Es ist ein 
grosser Erfolg erzielt worden, vielleicht weniger gross im 
Mass der Zugeständnisse, aber gross im Umfange des Gel- 
tungsgebietes. Daraus sollten die Eiferer von rechts und 
von Unks etwas lernen, um der zweckmässigsten Arbeits- 
losenversicherung — der gewerkschaftlichen — endlich einen 
starken Fortschritt zu ermöglichen. 
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Unsere Staatsmänner aber bitten wir, diesen Vorschlag 
mit aller Objektivität entgegenzunehmen und zu behandeln. 
Er bietet ihnen ^Gelegenheit, die Höhe und Unbefangenheit 
ihrer staatsmännischen Einsicht darzuthun. 

Die Gewerkschaften d. h. die Verbände müssten aber 
freilich auch einen grössern Zusammenschluss vornehmen, 
um die Arbeitslosenversicherung in die Hand nehmen zu 
können, denn dazu bedarf es leistungsfähiger Verbände. Das 
wäre übrigens auch ganz im Interesse der Gewerkschaften 
selbst gelegen und. würde ebenso ihren übrigen Aufgaben 
nützen. Die Bundesbehörde würde davor zurückschrecken, 
mit 35 odör mehr Verbänden und Verbändlein zu verkehren,, 
von denen einzelne nur einen ganz bescheidenen Mitglieder- 
bestand aufweisen. Wenn man dem Vorschlage des Arbeiter- 
sekretärs einen wirklichen Körper geben will, dann muss 
man fest an eine Verschmelzung oder wenigstens Fusion der 
kleinen Verbände gehen, um etwas Rechtes schaffen zu kön- 
nen. Unser Land ist zu klein, als dass es eine grosse Spe- 
zialisirung gestattete und überdies geht selbst in grossen 
Ländern der Zug in den Gewerkschaften nach grossen Ver- 
bänden mit angestellten Beamten, die den Verbandsgeschäften 
ihre ganze Zeit widmen können. 

Als ein Vorschlag, der natürlich nicht in allen Einzel- 
heiten massgebend sein soll, wird folgende Gruppirung auf- 
gestellt: 1. Metallarbeiter; diese sind jetzt schon ziemlich 
vereinigt. 2. Holzarbeiter mit Einzug der Glaser, Bodenleger, 
Holzmaschinisten, Zimmerleute, Küfer und Korbmacher.. 3. 
Bauarbeiter: Maurer und Handlanger, Granitsteinhauer, Stein- 
arbeiter, Bildhauer und Marmorarbeiter, Gipser und Maler, 
Kaminfeger, Hafner und Glasarbeiter. 4. Bekleidungs- und 
Putzgewerbe: Schneider, Schuhmacher, Textilarbeiter und 
Coiffeurs. 5. ührenarbeiter : Graveurs, ßemonteurs, Schalen- 
macher, Emailleurs und Federnmacher. 6. Graphische Ge- 
werbe: Deutsche und romanische Typographen, Bucharbeiter 
im Tessin, Lithographen, Buchbinder und Hülfsarbeiter. 7. 
Lebens- und Genussmittelgewerbe: Gärtner, Müller, Bäcker, 
Bierbrauer und Tabakarbeiter. 8. Arbeiterunion der Trans- 
portanstaltenj wenn sie sich auch der Arbeitslosenversicherung 
annehmen will. 

Das gäbe nach dem gegenwärtigen Mitgliederbestand 
folgende Körper in runden Zahlen: 
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1. Metallarbeiter . 


6000 Mitgüeder, 


2. Holzarbeiter .... 


5000 


3. Bauarbeiter 


.5500 


4. Bekleidungs- und Putzgewerbe . 


3300 


5. Uhi'enarbeiter .... 


6000 


6. Graphische Gewerbe . 


3500 


7. Lebens- und Genussmittelgewerbe 


2000 


8. Arbeiterunion der Transportanstalten 


4000 



Zusammen 35,300 Mitglieder. 
Hierin ist wahrscheinlich noch nicht alles aufgezählt^ 
was vereinigt werden könnte, es gibt auch noch viele Einzel- 
sektionen, die von einem Verbände aufgenommen werden 
könnten. Die Fachsektionen können ruhig weiter bestehen, 
es können auch Agitationskomitös für die einzelnen Zweige 
bestehen und fortwirken, aber es gäbe grosse Verbände, die 
eine starke Anziehungskraft ausüben und eigne Beamte für 
ihre Geschäfte anstellen könnten, und es gäbe Körper für 
die ordentliche Durchführung der x^rbeitslosenversicherung, 
die in unmittelbaren Verkehr mit der zuständigen Bundes- 
behörde treten könnten. Auch ist Grad und Schwere der 
Arbeitslosigkeit für die in den gleichen Verband eingesetzten 
Fachverbände so ziemlich die gleiche, oder weicht doch nicht 
stark von einander ab. Die Gewerkschaften werden auch 
in ihrem allgemeinen Interesse gut thun, diesen Vorschlag 
reiflich zu prüfen. 



Nun kann man aber die Arbeitslosenversicherung doch 
auch noch zugleich an einem andern Ende anpacken, und 
wir glauben, der Versuch sollte wieder gemacht werden mit 
einer obligatorischen Versicherung auf dem Gemeindegehiet mit 
Kantons- und Bundesunterstützung, Ein grosser Theil der 
Bedenken kann überwunden werden, sobald man die Unter- 
nehmer und Gewerbsinhaber mit einer obligatorischen Bei- 
tragspüicht bei Seite lässt. Die Menschen sind oft besser, 
als ihre Gesetze und Verordnungen, sonst wäre ja das Leben 
nicht auszuhalten. Und in der Praxis macht sich manches 
anders als in der Theorie. Man hat z. B. bei der Arbeits- 
losenunterstützung in Zürich sich ganz gut ohne gewerbe- 
gerichtliche Untersuchungen helfen können, ja man musste 
es, wenn in einem halben Tage 50 bis 100 Unterstützungs- 
gesuche zu erledigen waren. Man musste etwas summarisch 
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verfahren und hat gewiss im grossen Ganzen das Richtige 
getroffen, wobei allerdings auch Informationen mit Nach^ 
fragen helfen mussten. Vielleicht ist etwa der eine oder 
andere Unterstützungsbedürftige und -würdige abgewiesen 
worden, vielleicht schlüpfte auch dieser oder jener Unwürdige 
in den Himmel der Unterstützung, aber gross war das Un- 
glück jedenfalls nicht, denn zum Glück ist die Zahl der 
wirklichen Hallunken doch nicht so gross, und wir haben 
ja gesehen, dass die Arbeitslosen in der Kriminalität nicht 
schlechter dastehen, als die übrigen Glieder der Gesellschaft. 

Zur Aufstellung eines Vorschlages muss sich der Ver- 
fasser an Verhältnisse halten, die ihm genauer bekannt sind 
und über die auch das meiste Material vorliegt: an die Stadt 
Zürich. Damit soll gar nicht gesagt sein, dass man es überall 
gleich machen müsse, oder dass es gerade so und nicht 
anders sein dürfe; es will nur ein Beispiel gegeben werden, 
wie man es machen kann und wie es auszuführen wäre, ohne 
an einem zu starken Widerstände zu scheitern. Dabei herrscht 
allerdings die Voraussetzung, man werde genöthigt sein, et- 
was bescheiden anzufangen, um der Idee die Wege zu bahnen. 
Später kann man's besser machen. 

Die Vorlage vom Jahre 1898, die der Grosse Stadtrath 
schon nach der Eintretensdebatte ablehnte, hatte einen Fehler : 
sie beruhte auf zu hohen Annahmen des Grades der Arbeits- 
losigkeit. Es waren zwei Gruppen angenommen worden, 
eine der Bauarbeiter und eine der übrigen Arbeiter. Bei den 
letztern war eine durchschnittliche Arbeitslosigkeit von 10 ^/o, 
bei den Bauarbeitern eine solche von 45 ^/^ angenommen 
worden. Nach all dem Material, das uns jetzt vorliegt, können 
wir mit einiger Sicherheit sagen, dass das zu hoch gegriffen 
war. Man hätte dann jährlich durchschnittlich 4100 Arbeits- 
lose gehabt und eine Ausgabe an Unterstützungen von 
417,480 Fr. Das erschreckte natürlich auch. Man hat bei 
der Volkszählung im letzten Winter etwa 2500 Arbeitslose 
ermittelt, und das war schon ein Winter mit starker Arbeits- 
losigkeit. Und wenn diesen Winter auch eine höhere Zahl 
anzunehmen ist, so kann daraus doch noch nicht geschlossen 
werden, dass eine Durchschnittszahl von 4100 richtig sei, 
denn es kommen immer wieder Zeiten mit sehr schwacher 
Arbeitslosigkeit. 

Es werden nun wieder 20,000 unter die Versicherung 
fallende Arbeiter angenommen — notabene männliche Arbeiter. 
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denn für die weiblichen ist die Sache schwieriger und es ist 
besser, sie für einstweilen auf der Seite zu lassen. Davon 
fallen in die I. Gruppe 14,000 und in die II. (Bauarbeiter) 
6000. Der Grad der Arbeitslosigkeit wird far die I. Gruppe 
auf 8% und für die II. auf 25 o/o angesetzt beide Ziffern 
stehen bedeutend über den Ziffern des Maximums in Tabelle 6 
auf Seite 54, es ist also als Durchschnitt jedenfalls noch gut 
gerechnet und ergibt für die I. Gruppe durchschnittlich 1100, 
für die II. 1500, zusammen also 2600 Arbeitslose, noch etwas 
mehr als im letzten schlechten Winter bei der Volkszählung 
ermittelt. Rechnet man für jeden Arbeitslosen 60 Unter- 
stützungstage, dann gibt das 156,000, also mehr als das 
kombinirte Maximum des Grades und der Schwere in Tabelle 
17 auf Seite 80. 

Nach damaligen Annahmen, die sich auf eine Berech- 
nung des städtischen Statistikers stützten, würde das Ver- 
hältniss zwigchen Alleinstehenden und Verheiratheten fol- 
gendes sein: 

1130 Alleinstehende mit 67,800 Unterstützungstagen und 
1470 Verheirathete „ 88,200 Unterstützungstagen, 

zusammen 
2600 Arbeitslose „ 156,000 Unterstützungstagen. 

Um die Belastungssumme zu erfahren, muss man die 
Tage mit der täglichen Unterstützung vervielfältigen. Da- 
mals hatte man für jede Gruppe drei Lohnklassen gebildet, 
was technisch richtig wäre, aber die Sache komplizirt und 
was man daher für den Anfang besser fortlässt. Es wird 
nun einmal angenommen, der Alleinstehende erhalte Fr. 1.40 
und der Verheirathete 2 Fr. per Tag. Dann ergibt das 
94,920 und 176,400, zusammen also 271,320 Fr., sagen wir 
rund 271,400 Fr. Dabei ist also angenommen, jeder Arbeits- 
lose werde für volle 60 Arbeitstage, also für 10 Wochen 
unterstützt. Ueber die Ansätze für die tägliche Unterstützung 
später noch etwas mehr, jetzt wollen wir die Rechnung nicht 
unterbrechen. 

Wie sollen die 271,400 Fr. aufgebracht werden? Dafür 
ergeht der Vorschlag , es soll jede^ Gruppe je rund 60 % 
ihres Bedarfs selbst aufbringen, die übrigen 40 % seien aus 
öffentlichen Mitteln zu leisten, und zwar zu je einem Drittel 
von Gemeinde und Bund. Die Unternehmer sollen nur soweit 
zu einer Beitragsleistung herangezogen wefden, als sie 
Wanderarbeiter beschäftigen. Für die Berechtigung dieser 
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Forderung wird auf das schon an einigen Stellen Gesagte 
verwiesen. Wir nehmen nun an, dass jeder Arbeiter der 
I. Gruppe per Woche 10, jeder der II. Gruppe 30 Rp. leiste, 
für Wanderarbeiter ist pei* Woche 60 Rp. an die Arbeits- 
losenkasse zu bezahlen. 

Es werden gerechnet je 50 Beitragswochen für die nicht 
arbeitslos Werdenden und 40 für die arbeitslos Werdenden 
(damals wurden 51 und 41 angesetzt), für 2000 Wauder- 
arbeiter werden je 25 Beitragswochen angenommen. Dann 
gibt das folgenden Voranschlag: 



115,080 Fr. 



I. Gruppe 470 Alleinstehende 28,200 

Tage zu 1.40 39,480 Fr. 

630 Verheirathete 37,800 

Tage zu 2.— 75,600 „ 

II. Gruppe 660 Alleinstehende 39,600 

Tage zu 1.40 55,440 Fr. 

840 Verheirathete 50,400 

Tage zu 2.— 100,800 „ 

156,240 Fr. 
Zusammen 271,320 tV. 
Einnahmen: 
I. Gruppe 689,000 Beitragsw. zu 10 Rp. 68,900 Fr. 
n. Gruppe 285.000 Beitragsw. zu 30 Rp. 85,500 Fr. 
Wanderarbeiter 50,000 Wochen zu 60 Rp . 30,000 Fr. 

184,400 Fr. 
Gemeinde, Kanton und Bund je 30,000 Fr. 90,000 Fr. 

Zusammen 274,400 Fr. 
Es verbliebe demnach ein Ueberschuss von rund 3000 Fr., 
wobei allerdings die Verwaltung nicht gerechnet ist, deren 
Kosten nicht so leicht im voraus veranschlagt werden können. 
Nun kann aber auch dadurch gespart werden, dass recht- 
zeitig für Arbeiten gesorgt wird. Nehmen wir an, es seien 
Arbeiten vorbereitet, die etwa 100,000 Fr. an Arbeitslöhnen 
beanspruchen, so kann man bei einem Stundenlohn von 40 Rp., 
da im Winter nur acht oder neun Stunden gearbeitet wird, 
mindestens 28,000 Arbeitstage rechnen, wodurch, wenn man 
dazu in erster Linie Verheirathete nimmt, ein Unterstätzungs- 
betrag von 56,000 Fr. erspart und in den Reservefond gelegt 
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werden kann. Ist der Reservefond auf etwa den Betrag 
eines Jahresbedarfs oder rund 300,000 Fr. angewachsen, 
dann kann man untersuchen, ob nicht die tägliche Unter- 
stützung für Verheirathete etwas zu erhöhen sei. Man kann 
dann auch solchen Mitgliedern, die eine Eeihe von Jahren 
nicht arbeitslos wurden, den Beitrag erniedrigen. 

Diese Darlegung soll nur zeigen, dass man auch ohne 
Beitragspflicht der Unternehmer und Gewerbsinhaber und 
ohne zu grosse Belastung der öflFentlichen Mittel eine obli- 
gatorische Arbeitslosen-Versicherung in einer Stadt wie Zürich 
machen kann. Das Beitragsverhältniss zeigt auch, dass man 
in der Verwaltungskommission den Arbeiter Vertretern ohne 
Weiteres die Mehrheit geben kann und soll, sie werden sich 
dann schon Mühe geben, das Richtige zu treffen, ohne zu 
grosse Härte. Selbstverständlich gebührt auch der Stadt- 
verwaltung eine angemessene Vertretung, und wenn sie da- 
runter einige Gewerbeinhaber wählt, so ist das ganz recht 
und wird von den Arbeitern gewiss nicht bestritten werden. 
Einzelne Vertreter des Gewerbeverbandes haben z. B. bei 
der Arbeitslosen-Unterstützung in Zürich zu aller Anerkennung 
mitgewirkt. 

Aengstliche Gemüther sind vielleicht durch die aufge- 
stellte Rechnung noch nicht beruhigt und mögen befürchten, 
die Gemeinde nehme eine zu grosse Verantwortlichkeit auf 
sich, wenn sie in der Arbeitslosen- Versicherung einen Rechts- 
anspruch auf Unterstützung aufstelle. Die Unterstützungs- 
summe könnte höher ansteigen und dann müsste die Ge- 
meinde doch tiefer in den Sack langen. Dem ist aber doch 
einigermassen zu helfen, so dass man sich nach der Decke 
strecken kann. Wir haben in der Rechnung volle zehn Unter- 
stützungswochen angenommen. Nun kann man aber, nament- 
lich für den Anfang, bis einmal sichere Anhaltspunkte ge- 
funden sind, den Rechtsanspruch auf sechs Wochen beschränken 
und die weitere Unterstützung fakultativ machen, d. h. weiter- 
gehende Unterstützung erst dann gewähren, wenn man sieht, 
dass die Kasse sie leisten kann. Es schadet gar nichts, im 
Anfang vorsichtig zu sein, die Gewerkschaften werden das 
auch sein müssen und erst weiter gehen können, wenn sie 
die Möglichkeit dazu haben. Der erste Schritt ist der 
schwerste. 

Wir mussten für unser Beispiel die Stadt Zürich nehmen, 
um mit Zahlen aufrücken zu können, die nicht in der Luft 
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schweben, sondern einen Boden haben. Es lässt sich aber von 
diesem Beispiel auch auf eine weitere Ausgestaltung der kom- 
munalen obUgatorischen Arbeitslosen- Versicherung schliesseu. 
Eine solche wird sich vorderhand doch nur in Gemeinden 
mit mehr als 10,000 Einwohnern machen lassen und dort 
auch mehr Bedürfniss sein, als in kleineren Gemeinden. Un- 
sere Rechnung soll nun zeigen, welche Belastung eine Ge- 
meinde, ein Kanton und der Bund auf sich zu nehmen hätte. 
Für den Kanton Zürich kämen nur Zürich und Winterthur 
in Betracht. Es ist auf je fünf Einwohner ein Beitrag von 
einem Franken zu rechnen. Das würde also fiir Zürich und 
Winterthur zusammen etwa 34,400 Fr. ausmachen. Dagegen 
dürfte der Widerstand im Kantonsrath und in der Bevölke- 
rung nicht sehr gross sein. 

Für den Kanton Bern kämen Bern und Biel in Betracht 
mit etwa 13,000 und 4400, zusammen also 17,400 Fr. Kan- 
tonsbeitrag, zu den gleichen von den beiden Gemeinden zu 
leistenden Beiträgen. Der Schrecken dürfte zu überwinden 
sein. So könnte für jeden überhaupt in Frage kommenden 
Kanton die Belastung leicht gefunden werden. 

Aber auch der Bund hätte es nicht mit einem Sprung 
in's Dunkle zu thun, wenn er eine bezügliche Subventions- 
zusicherung gäbe. Nach der Volkszählung vom I.Dezember 
1900 haben wir 18 städtische Gemeinden mit über 10,000 
EinwohneiTi, die zusammen etwa 740,000 Einwohner zählen. 
Sicherte er diesen eine Subvention von 20 Ep. auf den Kopf 
der Wohnbevölkerung zu für die obligatorische Arbeitslosen- 
Versicherung, unter der Bedingung, dass Gemeinde und Kanton 
den gleichen Beitrag leisten und die Gemeinde die Ver- 
waltungskasten übernimmt, so hat er also höchstens 150,000 
Franken Subvention im Jahre dafür in den Voranschlag zu 
setzen, eine gewiss nicht unbescheidene Summe. 

Die Organisation der Versicherung könnte ruhig den 
Kantonen und Gemeinden überlassen werden. Man braucht 
es gar nicht überall gleich zu machen und kann die eigen- 
artigen örtlichen Verhältnisse durchaus berücksichtigen. Nur 
müssen darüber überall auch die Arbeiterorganisationen ge- 
hört werden und in den Verwaltungen die Mehrheit erhalten, 
denn sie werden dazu nicht nur durch ihren hohem Beitrag 
berechtigt, sondern auch die besten Kräfte zur Verwaltung 
stellen können. Die Arbeitervertretung in der Verwaltung 
wird auch dafür sorgen können und am besten dazu in der 
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Lage sein, dass die kommunale und die gewerkschaftliche 
Arbeitslosen- Versicherung sich nicht gegenseitig Schwierig- 
keiten machen — eine Doppelversicherung geht natürlich 
nicht an — sondern möglichst Hand in Hand arbeiten, um 
diesen Versicherungs- und Unterstätzungszweig aufs Beste 
auszubauen. 

Beide Versicherungsarten, die gewerkschaftliche und die 
kommunale obligatorische, werden sehr gut nebeneinander 
bestehen können, denn voraussichtlich werden beide erst 
nach und nach eine weitere Ausbreitung erringen. Aber es 
wäre doch möglich, in etwa einem Jahrzehnt dahin zu kommen, 
dass in den Gewerkschaften und in den 18 städtischen Ge- 
meinwesen etwa 200,000 Arbeiter gegen die Folgen der Ar- 
beitslosigkeit gesichert wären und mit grösserer Beruhigung 
dem Eintritt einer schwereren Arbeitslosigkeit entgegensehen 
könnten. Erst wenn es so weit wäre, würden die Bundes- 
leistungen an die Arbeitslosen- Versicherung nach unsern Auf- 
stellungen sich auf jährlich 300—310,000 Fr. belaufen, eine 
Summe, die wahrlich in Aussicht genommen werden darf, die 
erst allmälig bis zu dieser Höhe anwachsen würde, deren 
Anwachsen aber auch ein Wahrzeichen wäre, dass die Eid- 
genossenschaft der schwersten Frage unserer Gesellschaft 
nicht aus dem Wege geht, sondern ihr ein offenes Auge und 
eine offene Hand entgegenbringt. Möge es geschehen! 
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Der Arbeitsnachweis. 



„Der Arbeitsvertrag ist nicht, wie der Handel um ein 
paar Stiefel, eine für die Gesellschaft gleichgültige Sache, 
vielmehr wird dabei die physische, intellektuelle und ethische 
Wohlfahrt der grossen, wie Immanuel Kant sagt, für uns 
verehrungswürdigen Menge auf das Spiel einer, in mehr als 
einem Sinne Schwindel erregenden Konkurrenz des allzermal- 
menden Weltmarktes gesetzt!" So äusserte sich Prof. Dr. 
Tmnies in seinem Referat vor dem sozialen Kongress, der 
auf Einladung des Freien Deutschen Hochstifts auf den 8. 
und 9. Oktober 1893 nach Frankfurt a. M. einberufen war. 

Das kann nun nicht ijur gelten für die materielle Seite 
des Arbeitsvertrages, fiir die Arbeitsbedingungen wie Arbeits- 
zeit, Arbeitslohn etc., sondern hat auch volle Geltung für 
seine formelle Seite, für die Form, unter der er zu Stande 
kommt, für den Arbeitsmarkt, auf demder Verkäufer der Arbeits- 
kraft, der Arbeiter, und der Käufer dieser Waare, der Unter- 
nehmer, sich begegnen. Dass es sich dabei um einen Markt 
handelt, und dass die Arbeitskraft, die auf diesem Markt 
erscheint, eine Waare ist, das wird heute in der ökonomischen 
Wissenschaft von keiner Seite mehr bestritten. Wer darüber 
noch nicht im Klai*en ist, der mag sich in irgend einem 
Lehrbuch davon unterrichten, hier können weitere Ausein- 
andersetzungen darüber unterbleiben. 

Seit dem Auftreten eines Klassengegensatzes in den 
Zünften, womit auch ihre Einschränkung und Verknöcherung 
beginnt, waltet über das Kommando auf dem Arbeitsmarkte 
ein unaufhörlicher Kampf. Zum Theil griff die Gesetzgebung 
zu Gunsten der Meister in den Kampf ein, sehr oft aber be- 
mächtigten sich die Gesellen des Arbeitsnachweises und 
hielten darin eine gute Disziplin. Noch in den Wanderjahren 
des Verfassers, vor etwa 40 Jahren, gab es Berufe, in denen 
nach altem Brauche die Arbeiter die Arbeit nachwiesen. 
Kupferschmiede und Hutmacher durften nicht „umschauen". 
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sondern hatten auf der „Herberge" den Altgesellen von ihi-er 
Ankunft zu benachrichtigen, und dieser eröffnete ihnen, ob 
und wo Arbeit vorhanden sei, oder nicht; im letztem Falle 
erhielten sie das „Geschenk", eine Keiseunterstützung. Die 
Angehörigen anderer Berufe durften wohl die Werkstätten 
betreten, sie hatten zuerst den Meister zu grüssen, dann 
aber den ältesten Arbeiter „Altgesellen" zu fragen, ob am 
Orte Arbeit sei. Der Meister wandte sich, wenn er Ar- 
beiter brauchte, an den „Altgesellen". Allein dieser Brauch 
galt nur in einzelneu Berufen, wo die Arbeiter trotz der 
Koalitionsverbote „zusammenhielten". Auf dem Festlande 
verschwand durch das Eindringen der Grossindustrie dieser 
Brauch. 

Der Kampf um den Arbeitsmarkt dauert auch in der 
Gegenwart noch fort zwischen den Organisationen der Ar- 
beiter und denen der Unternehmer. Im Hintergrunde steht 
natürlich der Wille, auf die Festsetzung und Handhabung 
der Arbeitsbedingungen einen möglichst massgebenden Einfluss 
zu gewinnen. „Die Herren", sagte schon Adam Smith, „sind 
stets und überall in einem stillen, aber allgemeinen Einver- 
ständniss, die Löhne nicht über deren jeweilige Höhe hin- 
ausgehen zu lassen. Manchmal verbinden sie sich auch unter 
einander, um sie sogar noch herabzudi'ücken". Die Arbeiter 
hingegen wehren sich für die Aufrechterhaltung und für die 
Hebung ihrer Lebenshaltung. Dass der Besitz des Arbeits- 
nachweises ein wichtiges Kampfmittel sein kann, ist klar. 
Darum haben ihn auch die englischen Gewerkschaften er- 
obert und durch alle Kämpfe bis jetzt festgehalten. Sie haben 
damit bewirkt, dass kein Arbeiter im Unionsrayon Arbeit 
findet, der nicht die Arbeitsbedingungen der Gewerkschaft 
behauptet und streng einhält. 

Um den Kampf um den Arbeitsnachweis objektiv be-, 
urtheilen zu können, muss man sich über die besonderen 
Eigenschaften der Waare „Arbeitskraft", die auf diesem 
Markt zum Verkauf kommt, in's Klare zu setzen suchen, 
ebenso wie über die besondern Eigenschaften der Kontra- 
henten, die als Verkäufer dieser Waare auf diesem Arbeits- 
markte erscheinen. Zu diesem Zwecke folgen wir den Er- 
wägungen eines Mannes, der in der modernen Volkswirth- 
schaft als Führer der bedeutendsten Schule dasteht und sich 
gleichzeitig durchaus auf bürgerlichem Boden bewegt, also 
„unverdächtig" ist: Professor Dr. Lujo Brentano in seiner 
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Abhandlung „üeber Arbeitseinstellungen und Fortbildung des 
Arbeitsvertrages " . 

Geschichtlich tritt das Arbeitsverhältniss — abgesehen 
von den Urgemeinschaften und Geschlechtsverbänden — zu- 
erst als Herrschaftsverhältniss auf. Der Arbeiter ist Sklave, 
Leibeigner oder Höriger eines Herrn, für den er arbeitet 
und der aber auch für seinen Unterhalt verpflichtet ist; der 
Arbeiter hat demzufolge eine sichere Existenz, ist aber un- 
frei. Die wirthschaftliche Entwicklung wird von dem Inter- 
esse an quantitativ und qualitativ gesteigerter Arbeitsleistung 
beherrscht. Auf einer gewissen Stufe der Entwicklung wird 
die Arbeit des Unfreien ein Hinderniss weitem Fortschrittes, 
das Selbstinteresse an der Arbeit erscheint als vortheilhafter 
wie der äussere Zwang gegen den Unfreien. So wird der 
Arbeiter nach und nach auf sich selbst gestellt, er tritt aus 
dem Herrschafts- in ein Vertragsverhältniss, er wird frei. 
Damit entledigt sich zugleich der bisherige Herr der Pflicht 
zur Unterhaltung des Arbeiters bei Krankheit, Invalidität 
und Alter. Diese Fürsorge übernahm im Mittelalter die 
Kirche und insofern hat sie auch zu dem Uebergang aus der 
Hörigkeit in die Freiheit beigetragen, ihn wenigstens erleichtert. 

Aber die alten Traditionen haben ein zähes Leben und 
bis auf den heutigen Tag gilt der Arbeiter — nicht recht- 
lich, aber thatsächlich — weniger als der Herr. Im Mittel- 
alter aber bildete sich wenigstens ein gewisses Arbeitsrecht 
heraus, das selbst dann noch die Rechte der Arbeiter bis 
in's einzelne regelte, als sich schon ein Klassengegensatz 
zwischen Meistern und Gesellen entwickelt hatte. Zuerst 
bildete sich dieses Arbeitsrecht unter den Zunftangehörigen 
selbst, zu denen die Gesellen auch gehörten. Als dann die 
Zünfte durch den Klassengegensatz sich verknöcherten, zu 
neuen Herrschaften wurden, da griff an vielen Orten der 
Staat, oder sagen wir besser das öffentliche Recht ein, aber 
dann zu Ungunsten der Arbeiter: die Lehrzeit wird ver- 
längert, ein Wanderzwang festgesetzt; es wurden Maximal- 
löhne festgesetzt ebenso wie eine Maximalkost, das Meister- 
werden wird erschwert. Die Lage der Arbeiter verschlechtert 
sich, es bildet sich ein neues Herrschaftsverhältniss, aber 
immer noch ist die Arbeitskraft durch eine ganze Reihe von 
Regeln und festen Gewohnheiten geschützt. 

Da erscheint die kapitalistische Produktionsweise, der 
diese alten Regeln und Gewohnheiten im Wege sind, sie 
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räumt sie bei Seite, sie macht den Arbeiter auch nach dieser 
Seite hin „frei". Die alten Arbeitsrechte verschwinden und 
an ihre Stelle tritt der neue Dienstvertrag, rechtlich eine 
Art Dienstmiethe, konstruirt aus dem römischen Recht, das 
den freien Arbeiter gar nicht kannte, unter dem der Arbeiter 
Sklave war. Daher kommt die Dürftigkeit der Bestimmungen 
über den Dienstvertrag in allen Zivilgesetzen, auch im 
schweizerischen Obligationenrecht. Beinahe alles ist flüssig 
und von der Fiktion beherrscht, es existire in jedem Falle 
ein Arbeitsvertrag wie zwischen zwei gleichberechtigten 
und gleichmächtigen Kontrahenten. Scheinbar wird der Ar- 
beiter dabei formell freier, in Wirklichkeit verschlechtert sich 
seine Lage sehr stark. 

Der Arbeiter ist beim Verkauf seiner Waare, der Arbeits- 
kraft, kein freier Kontrahent, er steht in der Regel unter dem 
Stärksten Zwange : unter dem Zwange, Arbeit anzunehmen, um 
leben zu können. Seine Arbeitskraft ist ein Stück von ihm 
selbst und ausser ihr hat er nichts, wovon er leben kann. Er 
muss seine Arbeitskraft verkaufen, denn seine und seiner 
Familie wirthschaftliche Existenz hängt davon ab. Der Käufer 
der Arbeitskraft erlangt damit nothwendigerweise eine Herr- 
schaft über die Person des Arbeiters. „Der Arbeitsvertrag ist 
nicht bloss ein wirthschaftlicher, sondern und zwar noth- 
ivendig gleichzeitig ein Herrschaftsvertrag. Das Recht mag 
diese Thatsache anerkennen oder nicht, es kann an ihr selbst 
nichts ändern". 

Der Arbeiter unterscheidet sich aber auch dadurch von 
andern Waarenverkäufern, dass er nicht im Stande ist, das 
Angebot seiner Waare der Nachfrage anzupassen, seine Armuth 
zwingt ihn, seine Arbeitskraft jederzeit zu Markte zu bringen. 
Er kann weder zuwarten, noch Vorbehalte machen, er muss 
die ihm gebotenen Bedingungen annehmen. Statt einer Gleich- 
berechtigung der Kontrahenten, wie das Recht sie fingirt, 
stellt der Arbeitsherr die Verkaufsbedingungen der Arbeitskraft 
und die Bedingungen seiner Herrschaft über das persönliche 
Leben des Arbeiters einseitig fest. 

„Die vom Recht geschaffene Neuordnung des Arbeits- 
vertrages ging in allen entscheidenden Punkten von Voraus- 
setzungen aus, die sich im Leben nirgends bewahrheitet fandetu 
So entstand ein Widerspruch zwischen Recht und Wirklichkeit. 
der auf der einen Seite bittere Noth, das Gefühl von fort- 
währender Vergewaltigung im persönlichen und wirthschaft- 
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liehen Leben und der Hülflosigkeit bei Fortbestand der gel- 
tenden wirthschaftlichen und staatlichen Ordnung zur Folge 
hatte". Deutlicher kann man kaum aussprechen, wie sehr 
die heutige Rechtsordnung sich über die besonderen Eigen- 
schaften der Waare Arbeitskraft getäuscht hat. Die Waare 
Arbeitskraft steht auf dem Markte viel ungünstiger da, als ir- 
gend eine andere Waare, So kommt denn auch ein englischer 
bürgerlicher Gelehrter nach unbefangener Untersuchung zu 
dem Schlüsse, dass der Preis der Arbeitskraft „fast immer 
niedriger ist, als es der Preis irgend eines Sachgutes unter ähn- 
lichen Marktverhältnissen wäre'^. 

Zu den von Brentano und Andern angeführten vor- 
stehend wiedergegebenen Gründen für diese Erscheinung 
fügt Thomton, dem der letztangeftthrte Satz entnommen ist, 
noch einen sehr gewichtigen weitern an: das ungünstige 
Zahlenverhältniss zwischen den Verkäufern der Arbeitskraft und 
ihren Käufern, das geradezu umgekehrt ist zu dem Verhält- 
nisse auf jedem andern Waarenmarkte. 

„Auf jedem andern Gebiete des Handels ist die Zahl der 
Käufer weit grösser als die Zahl der Verkäufer. Auf einen 
Fleischer, Bäcker, Materialwaaren- oder Tuchhändler kommen 
fünfzig oder hundert Käufer von Fleisch, Brot, Materialwaaren 
oder Tuch. Auf dem. Arbeitsmarkt dagegen übersteigt gewöhn- 
lich um ein Bedeutendes die Zahl der Verkäufer die der Käufer. 

Das sind nicht leere Theorien, sondern wirthschaftliche 
Thatsachen, man kann sagen heute in der Wissenschaft un- 
bestritten, die darthun, dass der Arbeiter beim Verkauf seiner 
Arbeitskraft doppelt und dreifach ungünstiger dasteht, als der 
Verkäufer irgend einer andern Waare. Und doch ist die 
Arbeitskraft die für unsere Wirthschaft wichtigste, unentbehr- 
lichste, ja man kann sagen, heiligste Waare, nicht nur weil 
sie ein Stück des arbeitenden Menschen selbst ist, sondern 
weil sie — neben der Mutter Erde mit ihren Naturschätzen 
— der Vater und Schöpfer aller wirthschaftlichen Werthe 
ist. An dieser wirthschaftlichen Wahi'heit ist nicht zu deu- 
teln und nicht zu mäkeln. 

Haben wir nun die besondern Eigenschaften der Waare 
Arbeitskraft und ihres Verkäufers, des Arbeiters, in wirth- 
schafüicher Beziehung kennen gelernt — von der sozialen 
Beziehung haben wir noch ganz abgesehen — so kommen 
wir nun auf den Markt, auf dem diese so eigenthümliche 
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Waare zum Verkaufe gelangt, auf die Arbeitsvermittlung 
oder den Arbeitsnachweis. Wie die besondem Eigenschaften 
der Waare und der Verkäufer nur durch Vergleichungen 
mit den allgemeinen Eigenschaften der Waaren und Ver- 
käufer gefunden werden konnten, so müssen wir auch beim 
Markt zuerst die allgemeine Erscheinung hervorheben. 

Nach allgemeinem Brauch ist der Waarenmarkt, die Waaren- 
börsCy in den Händen der Verkäufer und nicht der Käufei\ 
So ist die Getreidebörse in den Händen der Händler und 
Müller, selbst die Bäcker sind nicht mitbestimmend. Die 
eigentlichen Käufer, die Konsumenten — und wären es selbst 
Grosskonsumenten, wie der Staat für das Militär — sind voll- 
kommen ausgeschlossen, die Verkäufer herrschen ganz allein. 
Die Thatsache wurde vor einiger Zeit sehr lebhaft verhandelt, 
als die ürverkäufer, die Getreide produzirenden Landmrthe 
im deutschen Reiche das Verlangen stellten, ebenfalls eine 
Vertretung an der Börse zu haben, um an der Preisbildung 
ihres Produktes mitbetheiligt zu sein. Das war und ist aber 
nur ein Streit zwischen den verschiedenen Klassen der Ver- 
käufer und es war nur zu begreifen, dass die Verkäufer aus 
erster Hand, die Landwirthe, sich um ihr Mitbestimmungs- 
recht wehrten. 

Einen Streit ganz ähnlicher Art erleben wir auch in 
der Schweiz: den Kampf der Gewerbetreibenden und Klein- 
händler gegen die Konsumvereine und gegen die Waarenhäuser. 
Hier wehren sich die Gewerbetreibenden eis Verkäufer aus erster 
Hand für dtn Markt, der ihnen von den organisirten Käufern, 
und den Kleinhändlern von den kapitalistischen Grossdetail- 
händlern, beschnitten und bestritten wird. Den Bundesbehörden 
ist dieser Streit bekannt genug, sind sie doch selbst von 
beiden Seiten eingehend darüber informirt worden, und haben 
sie doch dazu sogar selbst Stellung nehmen müssen, so weit es 
die ihnen unterstellten Beamten und Angestellten betriflft. 
Im Kampf gegen die Konsumvereine ist es ein Streit zwischen 
den Verkäufern und den organisirten Käufern, in der Waaren- 
hausfrage ist es ein Streit zwischen verschiedenen Klassen 
von Verkäufern, zwischem kleinem und grossem Kapital um 
den Markt. 

Dabei werden nicht nur die Mittel gebraucht, die man 
anderseits beim Arbeiter verpönt. Die Schuhfabrikanten 
werden verpflichtet, den Genossenschaften keine Schuhwaaren 
zu liefern, gewisse Fabrikanten werden von den Eisenhändlem 
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gezwungen, dem Genossenschaftsverband keine landwirth- 
schaftlichen Maschinen zu liefern etc. Kurz, es wird nicht 
nur der Boykott in aller Form gehandhabt, sondern man 
wendet sich auch an die Gesetzgebung und an die Verwaltung^ 
damit beide den wirthschaftlichen Gegner unschädlich machen. 

Was dem einen recht ist, sollte dem andern billig sein ! 

Betrachten sich die Gewerbetreibenden als legitimirt in 
ihrem Kampfe um den Markt, und daran besteht bei ihnen 
kein Zweifel, dann müssen sie auch die Legitimität der Ar- 
beiter, als Verkäufer der Arbeitskraft, im Recht auf ihren 
Markt, den Arbeitsmarkt, anerkennen. Dies dürfte um so 
mehr verlangt werden, als, wie gezeigt wurde, sowohl die 
Stellung der Waare Arbeitskraft, wie die ihres Verkäufers, 
des Arbeiters, ohnehin viel ungünstiger ist, als die jeder 
andern Waare. 

Dieser umstand hat dazu geführt, dass in Frankreich 
und Italien Staats- und Gemeindebehörden sogar die Pflicht 
des Staates und der Gemeinden anerkannten, den so ausser- 
ordentlich ungünstig gestellten Arbeitern mit starken Mitteln 
beizustehen, damit sie den Arbeitsmarkt in ihre Selbstverwaltung 
bekamen. Derart entstanden in Frankreich an über 40 Orten 
die Arbeitsbörsen (über die Errichtung der Pariser Arbeits- 
börse hat der Arbeitersekretär im III. Jahresberichte ein- 
gehend referirt) und in Italien in über 50 Städten die Ar- 
beitskammem. Alle diese Institute stehen unter vollständiger 
Selbstverwaltung der gewerkschaftlich organisirten Arbeiter, 
denen die Gebäulichkeiten — in grössern Städten von be- 
deutendem umfang mit Bureaux und Versammlungssäälen — 
und auch die nötigen Geldmittel zur Verfügung gestellt wur- 
den. In der Schweiz ist einzig von Genf dieses Beispiel 
befolgt worden, wo der Kanton der Arbeitskammer die nöhtigen 
Bureaux und Versammlungslokale zur Verfügung stellte und 
für deren Bediepung sorgt, ebenso einen jährlichen Beitrag 
leistet, um den Sekretär und die Bureauausgaben zu be- 
streiten. 

Verschiedene dieser Institute in Frankreich sind wieder- 
holt von den Staatsbehörden vorübergehend geschlossen 
worden, aber nie auf Verlangen der Gewerbsinhaber oder Fabri- 
kanten, sondern nur aus politischen Gründen. Das Bedürfniss 
war auch so zwingend, dass sie immer bald wieder eröffnet 
werden mussten, und dass sie, sich stetig vermehrend, heute 
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in voller ungehinderter Thätigkeit sind. Auch von Genf ist 
nie von einer Bewegung der Gewerbsinhaber gegen die 
staatliche Subvention oder vielmehr Unterhaltung der Arbeits- 
kammer berichtet worden. 

Dort ist also der Grundsatz anerkannt, der auch wirth- 
schaftlich vollbegründet ist: Der Arbeitsmarkt, der Arbeits- 
nachweis, gehört in die Hände und unter die Selbstverwaltung 
der Arbeiter, und der Staat hat die Pflicht, die dazu nöthigen 
Mittel zu liefern. 

So wohl motivirt dieser Grundsatz auch durch die wirth- 
schaftlichen Thatsachen ist, darf man sich doch keine Illu- 
sionen machen, ihn in dem grössten Theile der Eidgenossen- 
schaft bald realisirt zu sehen. Gelänjge es noch, die Ein- 
sicht der Behörden dafür zu gewinnen, so ist doch der 
Widerstand der Gewerbsinhaber und Unternehmer zu gross 
und das Verständniss der Gesammtbevölkerung noch zu weit 
zurück geblieben, um diese wirthschaftliche Nothwendigkeit 
einzusehen. 



Bevor wir weiter gehen, ist es wohl, anschliessend au 
die vorausgegangenen Darlegungen, angezeigt, festzustellen, 
in welche Hände der Arbeitsnachweis nicht gehört, in welchen 
Händen er nicht belassen werden darf, sobald der Staat sich 
mit ihm beschäftigt. 

Vor allem aus gehört der Arbeitsnachweis nicht in die 
Hände gewerbsmässiger Vermittler. Diese betreiben das Geschäft 
doch nur zu dem Zweck, damit Geld zu verdienen, und zwar 
in der Regel vom Arbeitsuchenden Oeld zu verdienen. Man wird 
einwenden, die Arbeitersuchenden müssen doch auch Gebühren 
bezahlen. Das ist in vielen Fällen richtig, aber nicht minder, 
dass die Noth der Arbeitsuchenden in noch mehr Fällen direkt 
ausgebeutet wird. Am Schlimmsten treiben es die Agenten, 
die Stellen für das Theaterpersonal vermitteln, aber ebenso 
hört man von Zeit zu Zeit schwere Klagen auch gegen die 
Plazirungsbui*eaux für das Hotel- und Wirthschaftspersonal. 
Diese Klagen haben Anlass zur Eingabe der „Union Hel- 
vetia" gegeben, in der verlangt wird, dass sämmtliche Stellen- 
vermittlungsbureaux unter Aufsicht und Kontrolle der zustän- 
digen Polizeibehörde gestellt werden, dass bestimmte Ein- 
schreibgebühren und Taxen vorgeschrieben werden, die zur 
Hälfte vom Plazirten und vom Einstellenden zu tragen sind. 
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Wie gross die Ausbeutung ist und vorher war, zeigt die 
Verordnung des Stadtrates Zürich über die Bureaux für 
Dienstboten, worin gestattet wird, ausser einer Einschreib- 
gebühr von 50 Rp. vom Dienstsuchenden im Falle wirklicher 
Plazirung noch einen Betrag bis auf Fr. 5 zu beziehen. 
Natürlich werden auch wirklich Fr. 5 bezogen und zwar von 
Dienstmädchen, die im Monat einen Baarlohn von Fr. 20 
beziehen. Bei Hotelangestellten belaufen sich die Beträge 
bedeutend höher. 

Aber es ist nicht nur die Höhe der Geldbeträge allein, 
die zu Klagen Anlass gibt, zu ihr gesellt sich bei vielen 
Instituten dieser Art noch eine Geschäftsgebahrung verwerf- 
lichster Art. Die Inhaber solcher Bureaux lernen ziemlich 
bald Herrschaften kennen, die immer im Streit mit ihrem 
Dienstpersonal leben und alle Augenblicke damit wechseln, 
mitunter sogar ohne den Lohn auszuzahlen. Gewissenlose 
Dienstvermittler sehen solche Herrschaften sehr gern und 
nehmen stets von ihnen wieder Aufträge an, denn je mehr 
Stellenvermittlungen, desto mehr gibt es Fünfliber von den 
armen Mägden, denen natürlich von der Art dieser Dienst- 
stellung vorher nichts gesagt wird. Auf diese Weise verübt 
ein Theil solcher Bureaux eine schamlose Ausbeutung au den 
unbeholfenen Dienstboten. 

Gibt ein solches Stellenbureau den Dienstsuchenden noch 
Kost und Logis, dann kommt es nicht selten vor, dass die 
Ausbeuterei bis aufs Höchste getrieben wird. An verschie- 
denen Orten sind zwar feste Tarife für diese Leistungen vor- 
geschrieben, aber so lange eine Dienstsuchende noch Geld 
hat, wird sie etwa zu Extraausgaben veranlasst. Man hat 
schon häufig geklagt, dass es Bureaux gibt, die den in Kost 
und Logis befindlichen Dienstsuchenden keinen Platz anweisen, 
so lange sie noch etwas Geld haben, damit es vollständig bei 
ihnen aufgebraucht werde. Erst dann wird ihnen eine Stelle 
angewiesen, und es soll sogar vorkommen, dass, wenn keine 
Stelle vorhanden ist, die Mädchen darauf aufmerksam ge- 
macht werden, dass sie sich noch auf leichtere Art Geld 
verdienen können, d. h. dass sie direkt der Prostitution in 
die Arme getrieben werden. 

Das will und kann beileibe nicht von allen Plazirungs- 
bureaux gesagt werden, aber so lange es solche private ge- 
werbsmässige Stellenvermittlungen gibt, werden auch solche 
Verhältnisse vorkommen, und die strengste Polizeiaufsicht 
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wird es nicht verhüten können. In jedem Falle bilden aber 
die hohen Gebühren bei Vermittlung einer Stelle eine Aus- 
beutung der Noth des Arbeit- oder Dienstsuchenden. Daher 
kämpft die Arbeiterschaft, namentlich in Frankreich, wo diese 
Bureaux eine grosse Ausdehnung haben, fllr das vollständige 
Verbot des privaten gewerbsmässigen Stellenvermittlungswesens, 
Diese Forderung ist grundsätzlich vollauf berechtigt und wir 
stehen nicht an, sie hier ebenfalls zu erheben. Voraussetzung 
dazu ist freilich, dass der Bund durch eine Eevision des 
Art. 31 die Befugniss erhält, bezügliche Bestimmungen zu 
erlassen. Nur dadurch kann der Ausbeutung auf diesem Ge- 
biet ernstlich gesteuert werden. 

Sollten die Behörden sich nicht entschliessen können, 
ein vollständiges Verbot der privaten gewerbsmässigen Stellen- 
vermittlung auszusprechen — was sehr zu bedauern wäre — 
so bilden die Wünsche der „Union Helvetia" wohl das Mini- 
mum der Vorschriften, die zum Schutz der Arbeitsuchenden 
erlassen werden sollten. Da dies auch vom Gutachten des 
Schweizerischen Handels- und Industrievereins anerkannt 
wird, so braucht hier nicht näher darauf eingetreten zu 
werden. 

Nach dem früher Dargelegten dürfte es auch verständ- 
lich sein, dass der Arbeitsnachweis ebensowenig in die Hände 
der Gewerbsinhaber und Unternehmer gehört. Das eben erwähnte 
Gutachten wehrt sich vom Standpunkte des Unternehmers 
dagegen, dass die Gewerkschaften der Arbeiter, von denen 
es sagt, dass sie „sich allerdings zu einer wirksamen Arbeits- 
vermittlung auf privater Grundlage als befähigt erwiesen haben^, 
— die Träger des vom Staate zu organisirenden Arbeits- 
nachweises werden. Zugleich bekennt es auch ganz offen: 
„Staatliche Organisation des Arbeitsnachweises auf der Grund- 
lage von Verbänden der Arbeitgeber hat heutzutage keine 
Aussicht auf Venoirklichung''. Darüber braucht also nichts 
weiteres bemerkt zu werden. 

Soweit aber auf privater Grundlage Arbeitsnachweis- 
bureaux der Gewerbsinhaber und Unternehmer bestehen, ist 
zu sagen, dass sie — angesichts der ohnehin doppelt ungün- 
stigen Stellung der Arbeiter auf dem Arbeitsmarkt — als 
eine wahre Vergewaltigung der Arbeiter zu betrachten sind. 
Darüber sind einigermassen sozialpolitisch fortgeschrittene 
Männer der verschiedensten Richtungen durchaus einig. Die 
„Soziale Praxis", eine Zeitschrift, die unter der Aegide des 
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Freiherrn von Berlepsch, des frühern preussischen Handels- 
rainisters, etscheint, liefert dafür eine Reihe von Belegen. 

In ihrer Nummer 3 vom 20. Oktober 1898 berichtete 
sie über eine erste Versammlung des Verbandes zur Förde- 
rung des Arbeitsnachweises im Regierungsbezirk Düsseldorf, 
die in Anwesenheit des Regierungsvertreters tagte. Dabei 
äusserte sich der Vorsitzende wie folgt : „Durcham verwerflich 
sei der Standpunkt der Arbeitgeberverbände, die die Ansicht 
vertreten, dass nur sie berufen und im Stande seien, die Ar- 
beitsvermittlung richtig zu betreiben". In der Nummer 1 des 
gleichen Jahrganges wird über die erste Konferenz des Ver- 
bandes deutscher Arbeitsnachweise in München berichtet, der 
der bayrische Staatsminister des Innern, Freiherr v. Feilitzsch, 
beiwohnte und seine Sympathie bezeugte: „Mit einem aus- 
drücklichen Protest gegen den Beschluss des Arbeitgeberverbandes 
in Leipzig, dass der Arbeitsnachweis allein den Arbeitgebern 
zu unterstellen sei, schloss der Referent unter Zustimmung". 

Auf der Jahresversammlung des Bundes der Industriellen 
1898 in Berlin trat einem Antrage, dass die Industriellen den 
Arbeitsnachweis in die Hand nehmen sollen, der Fabrikant 
0. Weigert in Berlin entgegen und erklärte: „die Meinung, 
dass man die Arbeiter von der Verwaltung der Arbeitsnach- 
weise ausschliessen solle, sei eine Missachtung der Gleich- 
berechtigung der Arbeiter beim Abschluss des Arbeitsvertrages, 
Damit und mit solchen schwarzen Listen, wie sie der Ver- 
band der Metallindustriellen habe, fördere man weder die 
Mittel- und Kleinindustrie, noch käme man damit zum so- 
zialen Frieden, sondern lediglich zum Kampfe! Er lege gegen 
solche Pläne energisch Verwahrung ein und beantrage, dass 
der Bund der Industriellen nur solche Arbeitsnachweise 
unterstützen solle, an deren Verwaltung auch die Arbeiter 
betheiligt sind". 

Dieses bedeutsame Stück öffentlicher Meinung unbefan- 
gener Männer, das in diesen Anführungen dargestellt ist, 
geht von der Einsicht aus, dass der ohnehin im Abhängigkeits- 
verhältniss stehende und wirthschaftlich schwächere Arbeiter 
dann in noch viel grössere Abhängigkeit kommt, wenn der 
Arbeitsnachweis in den Händen der Arbeitsherren ist. Im 
günstigsten Falle wird ihm die Auswahl der Arbeitsstelle 
beschränkt, er wird des einzigen individuellen Mittels beraubt, 
seine Lage zu verbessern, indem er sich mit einiger Freiheit 
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seinen Arbeitsplatz auswählt, wo ohnehin diese Freiheit eine 
sehr bescheidene ist. Er unterliegt vollständig der Verfügung 
der organisirten Unternehmer, ganz abgesehen von der Ver- 
gewaltigung durch „schwarze Listen", der modernen Aech- 
tung selbständig denkender Arbeiter. 

Nun schreiben wir das nicht, um ein Verbot der Unter- 
nehmer-Arbeitsnachweise zu befürworten ; unter den heutigen 
Umständen würde ein solches Verlangen aussichtslos sein, 
oder wenigstens praktisch nicht durchgeführt werden. Ueber- 
haupt sind Verbote in Koalitionsangelegenheiten der Meister 
wie der Arbeiter eine unwirksame Sache, wenn sie nicht 
gar zweischneidig wirken, d. h. gerade den verletzten, den 
sie schützen sollten. Wir wünschen nur, unsere Stellung 
zu wahren und die öiBfentliche Meinung in der Schweiz zu 
beeinflussen, damit sie solche Untemehmer-Arbeitsna,chweise 
als eine unzulässige Bevormundung der Arbeiter betrachte. 
Und wir möchten allerdings ein Postulat daran knüpfen, 
nämlich, dass unsere Exekutivbehörden zur Beseitigung diesses 
Unrechts an der Arbeiterklasse dadurch beitragen, dass sie 
bei Vergebung von öffentlichen Arbeiten solche Gewerbs- 
inhaber und Unternehmer von der Arheitszuweisung atisschliesse^i, 
die als Mitglieder von Verbänden an solchen Unternehmer- 
Arbeitsnachweisen beteiligt sind. Dieses Minimum von wirk- 
samem Arbeiterschutz dürfte wohl beansprucht werden, würde 
es verweigert, dann machten sich ja die Exekutivbehörden 
mitschuldig an der Vergewaltigung der Arbeiter. Obgleich 
nicht unmittelbar hierhergehörend, aber doch noch im Kahmen 
dieser Arbeit liegend, dürfte unter Hinweisung auf das im 
Eingang zum Abschnitt Arbeitslosenversicherung Gesagte 
noch das weitere Postulat aufgestellt werden, dass bei Ver- 
gebung öffentlicher Arbeiten auch solche Gewerbsinhaber und 
Unternehmer ausgeschlossen werden, die unter Missachtung 
des im Artikel 56 der Bundesverfassung gewährleisteten 
Vereinsrechtes das Vereinsrecht ihrer Arbeiter verletzen, indem 
sie organisirte Arbeiter mit Wissen und Willen nicht ein- 
stellen, oder solche wegen ihrer Zugehörigkeit zu einer 
Organisation entlassen. Auch das ist ein Minimum des 
Schutzes, das dem immer wieder verletzten Vereinsrecht 
der Arbeiter geschuldet ist, kann aber doch dazu beitragen, 
dass dieses schwere Unrecht gegen die Arbeiterschaft nach 
und nach aufhört. Ein demokratisches Gemeinwesen kann 
und darf einem solchen schweren Unrecht an der Arbeiter- 
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Schaft nicht noch dadurch Vorschub leisten, dass es solchen 
Gewerbsinhabern und Unternehmern, die einen wichtigen 
Grundsatz der Verfassung wissentlich verletzen, noch ge- 
winnbringende Arbeiten zuhält. 



Nachdem unter Voranstellung der allgemeinen wirth- 
schaftlichen Gesichtspunkte dargelegt wurde, dass der Arbeits- 
nachweis eigentlich in die Hände der Arbeiter gehört und 
unter keinen Umständen in die gewerbsmässiger Vermittler 
und der Unternehmer, entsteht die Frage, wie der Arbeits- 
nachweis von den Staatsbehörden eingerichtet werden könnte, 
dass er möglichst seinem Zweck entspräche. Dies setzt 
einige Bemerkungen über die allgemeine Wirkung des Arbeits- 
nachweises voraus, die aber nur kurz sein können. Wer 
genauere Studien über den Arbeitsnachweis machen will, 
muss schon zu Buchern greifen, die diesen Gegenstand speziell 
behandeln. Unter diesen steht voran eine ausführliche Arbeit 
des Dr. F. Freiherrn von Beitzenstein, nach seinem Tode 
herausgegeben von Dr. jur. Richard Freund, die ein reich- 
haltiges Material bietet. 

Zunächst entsteht die Frage : Wie weit kann der Arbeits- 
nachweis als Kampfmittel der mrthschafüichen Klassen benutzt 
werden ? Allgemein kann diese Frage dahin beantwortet werden, 
dass der Arbeitsnachweis nur dann ein wirksames Kampf- 
mittel sein kann, wenn die betreffende Gruppe, der er dient, 
so stark organisirt ist, dass nur noch eine kleine Minderheit 
beruflich oder moralisch Bedeutungsloser ausser ihr steht. 
In diesem Falle ist aber die Organisation selbst, und sind 
ihre sonstigen Mittel wirksam, der Arbeitsnachweis ist dann 
nur eines der Kampfmittel und in den meisten Fällen nicht 
das wichtigste. Ein Beispiel dafür geben die englischen 
Gewerkschaften, deren Organisation so stark ist, dass ein 
Nichtmitglied in dem organisirten Berufe einfach keine Arbeit 
findet, oder keinen Tag arbeiten darf, wenn es nicht den 
festgesetzten Lohn beanspruchen kann und sich der Gewerk- 
schaft anschliesst. 

Ist aber die Organisation nicht so stark, umfasst sie 
nur einen mehr oder weniger grossen Theil der Berufs- 
genossen und zwar nur in der gewöhnlichen ziemlich losen 
Form der Kampfverbindung ohne die Bindemittel eines ge- 
ordneten Unterstützungs- oder Versicherungswesens, so wird 
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ihr Arbeitsnachweis nur in beschränktem Sinne ein Kampf- 
mittel sein. Am ehesten noch bei den Gewerbsinhabern, da 
diese durch den von ihnen geführten Arbeitsnachweis den 
Arbeitern Arbeitsbücher aufzwingen können, um ihre Fuhrung 
zu überwachen; da sie ferner die Organisation der Arbeiter 
hintertreiben oder wenigstens stark schädigen können, indem 
sie organisirten Arbeitern keine Arbeit nachweisen etc. Aber 
auch dieses Kampfmittel versagt, wenn es als solches gerade 
am nöthigsten wäre, nämlich, wenn eine so grosse Nachfrage 
nach Arbeitern ist, dass man froh sein muss, welche zu be- 
konmien Dann nehmen die Gewerbsinhaber die Arbeiter, 
auch wenn sie nicht durch ihren Arbeitsnachweis kontroUirt 
und legitimirt wurden. Das hat der Verband der schweizerischen 
Maschinen-Industriellen erfahren. 

Bei den Arbeitern kann der Arbeitsnachweis dazu dienen, 
Gewerbsinhabern, die den Tarif nicht bezahlen, oder sonst 
schlechte Arbeitsbedingungen haben, oder die Arbeiter schlecht 
behandeln, die Arbeiter fernzuhalten. Weiter geht in der 
Regel die Macht des Arbeitsnachweises als Kampfmittel der 
Arbeiter nicht. Und auch das versagt gerade zu einer Zeit 
wo es am nöthigsten wäre, bei schlechter Geschäftszeit, wo auf 
allen Seiten Lohnreduktionen und sonstige Verschlechterungen 
der Arbeitsbedingungen vorgenommen werden. 

üeberhaupt erfüllt der Arbeitsnachweis bei mangelhafter 
Organisation auch nur sehr mangelhaft seinen Zweck, ein 
wirklicher Arbeitsmarkt zu sein, alle Stellenwechsel zu ver- 
mitteln. Selbst bei ziemlich gut organisirten Gewerkschaften 
hat man die Erfahrung gemacht, dass ein grosser Theil der 
Stellenwechsel sich ohne Vermittlung des gewerkschaftlichen 
Arbeitsnachweises vollzog, dass selbst die Gewerkschafts- 
mitglieder ihre Arbeitsplätze wechselten, ohne durch den 
Arbeitsnachweis zu gehen. Namentlich die guten Arbeits- 
plätze werden in der Regel besetzt ohne den Arbeitsnach- 
weis und zwar von Gewerkschaftsmitgliedern. Der Meister 
sagt seinen Arbeitern, er sollte noch einen oder einige 
Arbeiter haben, die Arbeiter wissen genau, welche Anforderungen 
der Meister stellt und sie kennen auch Kameraden, die 
diesen Anforderungen entsprechen können; sie theilen es 
ihnen mit und die Stellen werden besetzt. 

Bei nicht sehr guter Organisation kann auch keine Ge- 
werkschaft das „Umschauen^- beseitigen. Der „Umschauende" 
wird freilich beim Betreten der Werkstatt von den dortigen 
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organisirten Arbeitern zurecht- und nach dem Arbeitsnach- 
weis der Gewerkschaft gewiesen, aber er geht doch weiter 
in andere Werkstätten zu weiterer „Umschau". Auch wenn 
er selbst der Organisation angehört, hofft er auf den glücklichen 
Zufall, als erster zusprechend auf einen freien Arbeitsplatz 
zu stossen und damit einen Boden zu gewinnen. Er weiss 
auch, dass nicht immer die freien Plätze auf dem Gewerk- 
schafts-Arbeitsnachweis angemeldet werden, oder dieser Arbeits- 
nachweis wird erst am Abend in Thätigkeit gesetzt und er will 
keine Zeit verlieren. Kurz, bei irgend mangelhafter Organi- 
sation versagt der Arbeitsnachweis als Kampfmittel durchaus. 

Sodann kommt es noch sehr darauf an, wer den Arbeits- 
nachweis führt. Bei den Arbeitern sind es immer Gewerk- 
schaftsmitglieder selbst, die den Dienst an Mittags- und 
Abendstunden versehen, und in der Eegel sind es tüchtige 
Berufsgenossen, die die Verhältnisse gut kennen. Bei den 
Meistern aber wird häufig der Arbeitsnachweis an Mittel- 
personen übergeben, an Gastwirthe und andere Leute, die 
von den Berufsverhältnissen nichts wissen, dem Arbeitsuchenden 
also nur sagen können, ob Arbeit angemeldet sei oder nicht. 
Mitunter wird bei diesen Arbeitsnachweisen dem Arbeit- 
suchenden eine Gebühr abverlangt, die er zurück erhält, 
wenn die angewiesene Stelle schon besetzt ist. Ein Anziehungs- 
mittel für diese Arbeitsnachweise besteht noch etwa darin, 
dass, sofern keine Arbeit nachgewiesen werden kann, eine 
Reiseunterstützung, „Geschenk" verabreicht wird. 

Als Kampfmittel lässt sich also der Arbeitsnachweis 
nur bei einer sehr guten und umfassenden Organisation ver- 
wenden. Zugleich aber soll das Gesagte noch zeigen, dass 
man sich keine Illusionen darüber machen soll, dass es so 
bald gelinge, einen Arbeitsnachweis einzurichten, der allein 
den Arbeitsmarkt beherrscht und oW^w Stellenwechsel vermittelt. 

Wie ohnmächtig selbst polizeiliche Massregeln sind, hat 
man im Kanton Aargau erfahren. Dort wurde der Arbeits- 
nachweis in Verbindung mit der Naturalverpflegung zu regeln 
versucht und dabei das „Umschauen" verboten. Wenn wir 
nicht irren, wurden auch die Polizeistationen (Landjäger- 
posten) als Kontrollstellen für die Naturalverpflegung be- 
stimmt, sowie zur Anmeldung offener Arbeitsstellen. Bald 
aber vernahm man Klagen selbst von den Gewerbsinhabern, 
dass diese Massregel ihren Zweck verfehlt habe und nur 
Schaden anrichte. 
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Alle bisherigen Erfahrungen haben bewiesen, dass man 
den Arbeitsnachweis nicht gegen den Widerstand der Ge- 
werbetreibenden und noch weniger gegen den Widerstand 
der Arbeiter, namentlich der organisirten, einrichten kann. 
In beiden Fällen führt es nur zu Stückwerk, wo nicht zu 
eigentlichem Kampf, mindestens aber zu passivem Wider- 
stand der Seite, die damit nicht einverstanden ist. Nun be- 
ruht aber die Wirksamkeit eines Arbeitsnachweises auf der 
Voraussetzung, dass beide Theile ihn benutzen. Zwang kann 
nicht ausgeübt werden, folglich muss ein Boden gesucht 
werden, auf dem beide Theile zusammen wirken können. Das 
ist die Grundlage, auf der die Behörden vermittelnd und 
fördernd eingreifen können. Als die geeignete Form ergibt 
sich die Errichtung öffentlicher Arbeitmachweise oder Arbeits- 
ämter, als Zweige der öffentlichen Verwaltung, aber unter 
Mitwirkung von Vertretern der Verbände der Arbeiter und Ge- 
werbsinhaber, 

Da solche Arbeitsnachweise bereits in verschiedenen 
Städten der Schweiz bestehen, so wird man wohl nicht erst 
gut thun, noch auf die Bedenken eingehen müssen, die for- 
malistischerseits oft erhoben wurden, ob der Staat die Or- 
ganisationen der Arbeiter derart anzuerkennen, dass er es ihnen 
überlasse, die Vertreter der Arbeiterschaft in der Verwaltungs- 
oder Aufsichtskommission zu ernennen oder wenigstens vorzu- 
schlagen. Gegentiber den Organisationen der Gewerbsinhaber 
schwiegen solche formalistische Bedenken in der Eegel, wo- 
mit schon ihr einseitiger Parteistandpunkt genügend ge- 
zeichnet ist. Ein demokratisches Gemeinwesen kann nattirUch 
beide Interessenvertretungen nur als gleichberechtigt be- 
handeln, was auch mehr zum Durchbruch gekommen ist, 
nachdem lange genug darum gekämpft werden musste. Die 
Organisationen umfassen doch auch alle jene bessern Elemente 
in sich, die überhaupt sich um die wirthschaftlichen Inter- 
essen der betreffenden Gruppe kümmern, sie nur schulen 
ihre Mitglieder zur Uebernahme von Funktionen, wie sie 
hier verlangt werden. 

Unter den heutigen Umständen ist natürlich nicht mehr 
zu erwarten, als dass die Vertreter der Arbeiterschaft in 
gleicher Zahl mit der der Gewerbsinhaber festgesetzt werde, 
obgleich ihnen nach den vorhergegangenen Darlegungen eine 
grössere Zahl gebührte, was aber gegenwärtig nicht zu er- 
reichen sein wird. Stehen doch zum Theil die Meister- 
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Organisationen den öffentlichen Arbeitsnachweisen noch sehr 
kritisch, zum Theil sogar feindlich gegenüber. Zu wönchen 
ist jedoch, dass die Mitgliederzahl derart angesetzt werde, 
dass die Hauptberufsgruppen eine Vertretung erhalten; in 
grössern Städten wird man mehr spezialisiren können und 
eine grössere Mitgliederzahl ansetzen, als in kleinern, wo 
man grössere Gruppen für die Vertretung bilden kann. . 

Von Seite der Gewerbsinhaber werden die öffentlichen 
Arbeitsnachweise oft als hauptsächlich für ungelernte Ar- 
beiter zweckmässig bezeichnet, während sie für gelernte 
Arbeiter unzulänglich seien, da ihren Verwaltern die fach- 
männische Sachkenntniss mangle, um derartigen Aufträgen 
genügend entsprechen zu können. Dieser Einwand lässt sich 
nicht ganz abweisen, er zeigt eine Lücke in der Organisa- 
tion der Arbeitsnachweise, die zu ergänzen wäre, wenn man 
die Fachorganisationen der Arbeiter und Gewerbsinhaber zu 
einer Fachkontrolle herbeiziehen würde. Es mag schon öfter 
vorgekommen sein, dass man einem Arbeitsuchenden eine 
Stelle zugewiesen habe, die nicht der gesuchten Arbeit ent- 
sprach, oder dass man einem Gewerbsinhaber einen Arbeiter 
anwies, der für seine Arbeit ungeeignet war. 

Diesem üebelstand zu begegnen, der mitunter sehr är- 
gerlich sein konn, hatte der Verfasser sich bemüht, eine Or- 
ganisation des Dienstes der Fachkontrolle zu finden, die in 
der Arbeitskammer der Stadt Zürich, die einige Zeit lang 
einen Arbeitsnachweis führte, erprobt werden sollte. Aber 
die Sache liess sich nicht durchführen, denn die Fachkon- 
trolle hätte am Abend ausgeübt werden müssen, da die dazu 
berufenen Gewerkschaftsmitglieder nicht Arbeitszeit ver- 
säumen konnten. Da aber nur ein Verwalter da war, der 
den Tag über Dienst hatte, konnte er nicht noch zum Abend- 
dienst verpflichtet werden. Zudem hätten die bescheidenen 
Räumlichkeiten nicht gestattet, dass eine grössere Zahl von 
Vertretern der verschiedenen Fächer sich dort eingefunden 
hätten, um nachzusehen, ob Angebote oder Nachfragen in 
ihrem Fach vorgemerkt seien. Die Organisation einer solchen 
Fachkontrolle ist nicht gerade leicht, aber sie wird im Auge 
behalten werden müssen. Man kann ja auch den Versuch 
erst in einigen Fächern machen, um ihn später, wenn er 
gelungen ist, auf weitere Fächer auszudehnen. Bei gutem 
Willen sollte es gelingen; die Vortheile einer Zentralisation 
des Arbeitsnachweises mit den Vortheilen eines Fachnach- 
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weises zu verbinden, damit er für die gelernten Arbeiter 
gerade so gut funktionire wie für die ungelernten. 

Sodann ist ein Nachtheil der bestehenden öffentlichen 
Arbeitsnachweise darin, dass sie sich damit begnfigen, vom 
Gewerbsinhaber nur die Meldung zu erhalten, er brauche 
einen oder mehrere Arbeiter dieser oder jener Art, Es sollte 
darauf gehalten werden, dass der Arbeitersuchende wenigstens 
in grossen Zügen seine Arheitshedingungen mittheilt, wenigstens 
die Arbeitszeit und den Mindestlohn, den er einem ihm zu- 
sagenden Arbeiter zahlen will. Darf man das schon von 
dem am Orte selbst wohnenden Gewerbsinhaber verlangen, 
so noch mehr von einem auswärts Wohnenden, zu dem der 
Arbeitsuchende geschickt werden soll. Der Arbeitsuchende 
sollte doch davor bewahrt werden, seine Zeit zu verlaufen 
oder gar noch zu verreisen, um schliesslich zu sehen, dass 
er die ihm erst dann mitgetheilten Arbeitsbedingungen nicht 
annehmen kann. Allerdings wird ja übungsgemäss der 
definitive Lohn erst nach einer gewissen Probezeit verein- 
bart und der Arbeiter läuft dabei stets die Gefahr, bei 
Nichteinigung die Probezeit für ungenügende Lohnzahlung 
arbeiten zu müssep, aber er soll doch wenigstens für einen 
Mindestlohn gesichert sein. Sieht der Gewerbsinhaber, dass 
die Leistungen des Arbeiters dem Mindestlohn nicht ent- 
sprechen, dann steht es ihm frei, die Probezeit abzukürzen 
und sich vorher mit dem Arbeiter abzufinden, ihn nicht 
erst zwei Wochen warten zu lassen, bis er mit ihm den 
Lohn ausmacht. 

Wir kommen nun auf einen Punkt, der schon viel Streit 
hervorgerufen hat: Wie soll sich der öffentliche Ärheitsnach- 
weis bei einem Streik verhalten ? Soll er den Arbeitsnachweis 
für die betreffende Gruppe einstellen oder weiterführen? Grund- 
sätzlich ist zu sagen, dass er im ersten Falle den Arbeitern 
und im zweiten den Gewerbsinhabern hilft, was zwar gar 
nicht gehindert hat, dass die Meisterorganisationen wieder- 
holt erklärt haben, es sei eine „neutrale" Haltung, wenn 
der Arbeitsnachweis auch bei einem Streik weitergeführt wird. 
Das ist doch wohl so lächerlich, dass man nicht weiter da- 
rauf einzutreten braucht. Wird das erste als eine Partei- 
nahme erklärt — und darüber sind die Gewerbsinhaber so- 
fort einig — so ist es ohne Zweifel auch das zweite. Die 
Logik des gesunden Menschenverstandes erlaubt keinen andern 
Schluss. 
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Nun liesse sich sehr leicht unter Hinweis auf die dop- 
pelt ungünstige Stellung des Arbeiters auf dem Arbeitsmarkte 
zeigen, dass man von einem öffentlichen Arbeitsnachweise 
verlangen dürfte, dass er im Zweifelfalle dem ökonomisch 
ungünstiger gestellten Theile, also den Arbeitern helfen sollte. 
Einem auch nur einigermassen objektiv Denkenden sollte ein 
solches Verlangen als durchaus berechtigt erscheinen. Aber 
solcher objektiv Denkender giebt es leider nur sehr Wenige; 
Ein grosser Theil der nicht direkt Betheiligten steht unter dem 
Banne einer gewissen Furcht vor den Streiks, und ist der An- 
sicht, diese Streiks seien im Allgemeinen etwas Unerlaubtes 
oder Unstatthaftes • sie gar noch durch Einstellung des öffent- 
lichen Arbeitsnachweises zu unterstützen, das sei etwas Uner- 
hörtes. Die öffentliche Meinung ist noch weit von einer unbe- 
fangenen Beurtheilung entfernt, und darum fühlen sich die Ge- 
werbeinhaber mit ihrer unlogischen Behandlung der Frage 
noch vollkommen im Recht, wenigstens in der Macht. So ist 
auch der städtische Arbeitsnachweis in Winterthur, bei dem die 
Arbeiter die Streikklausel nach hartem Kampf an der Ge- 
meindeversammlung durchgesetzt haben, von den Gewerbe- 
inhabern voUstäncPig boykottirt und damit zur Bedeutungs- 
losigkeit verurtheilt. Diese Thatsache ist zwar keinesw^s 
erfreulich oder gar ehrenhaft, aber sie besteht und muss 
konstatirt werden. 

AUmälig sieht man wenigstens auf Arbeiterseite ein, 
dass die Streikklausel nicht den grossen Werth hat, den man 
ihr beilegte. Sobald an einem Orte ein Streik ausbricht, 
wird diese Thatsache in Bälde bekannt, dafür sorgen in der 
Regel beide Theile und dazu noch die Berichterstatter der 
Zeitungen. Gibt es nun in dem Berufe Personen, deren 
Charakter so niedrig ist, dass er ihnen gestattet, den käm- 
pfenden Arbeitern in den Rücken zu fallen, so werden diese 
vom Ausbruch des Streiks sehr bald unterrichtet sein. In 
der Regel sind diese Leute auch beruflich minder leistungs- 
fähig, so dass sie nur im Nothfall als Streikbrecher oder 
„Arbeitswillige" eingestellt werden, und ihre „Arbeitswillig- 
keit" ist derart beschaffen, dass sie, wenn der Streik vorbei 
ist, bald wieder entlassen werden. Sie bilden also, nach 
thatsächlichen Erfahrungen bei guten Organisationen, eine 
Art Streikreserve, die bei einem Streik sehr bald zur Stelle 
ist, ohne erst durch den Arbeitsnachweis herbeigezogen zu 
werden. Solche Leute sind also mit oder ohne Arbeitsnach- 

18 
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weis doch zu Diensten und wissen in die durch den Streik 
geschaffenen leeren Plätze einzudringen, auch wenn der 
öffentliche Arbeitsnachweis seine Funktionen einstellt. 

Der kämpfenden Arbeiterschaft aber muss es vor allem 
daran liegen, dass nicht ehrliche brave Arbeiter aus ün- 
kenntniss der Thatsachen zu Streikbrechern, unwissentlich 
zu Verräthern an ihren Kameraden werden. Zu diesem 
Zwecke wird auch jeweilen der Appell-, Posten- und Pa- 
trouillendienst während eines Streiks organisirt. Die zur 
Annahme von Arbeit verlockten Arbeiter sollen über den 
Thatbestand aufgeklärt und dadurch vom Streikbruch abge- 
halten werden. Man darf nun von einem öffentlichen Arbeits- 
nachweise zum mindesten verlangen, dass er bei Ausbruch 
eines Streiks, wenn er für den betroffenen Beruf oder das 
betroffene Geschäft doch Arbeit nachweist, den Arbeitsuchenden 
von der Thatsache Kenntniss gibt, damit sie nicht in Un- 
kenntniss handeln und Schaden anrichten. Das muss schon 
im Interesse der Arbeitsuchenden selbst geschehen, denn 
die Stellung von Streikbrechern ist nicht nur während eines 
Streiks, sondern noch lange nachher eine sehr ungünstige. 
Jahrelang bleibt durch Tradition ein Makel an ihnen hangen, 
der ihnen manche schwere Stunde und manchen Nachtheil 
in ihrem ferneren Fortkommen bereitet. 

An manchen Orten besteht die Einrichtung, dass bei 
Ausbruch eines Streiks beide Parteien von einer öffentlichen 
Stelle zu einer Vermittlung durch ein Schiedsgericht eingeladen 
werden. Wo das noch nicht der Fall ist, könnte man der 
Verwaltungs- oder Aufsichtskommission des öffentlichen Ar- 
beitsnachweises diese Aufgabe zutheilen. Je nach dem Ver- 
halten der Parteien könnte dann die Haltung des Arbeits- 
nachweises bestimmt werden. Wollen die Gewerbsinhaber 
von einer Vermittlung nichts wissen, so wird der Arbeits- 
nachweis für sie eingestellt, zeigen sich die Arbeiter gegen 
eine Vermittlung renitent, dann wird der Arbeitsnachweis 
fortgeführt, immerhin unter Bekanntgabe des Thatbestandes 
an die Arbeitsuchenden. 3ei solchem Verfahren hat es die 
Kommission mit einer festen Thatsache zu thun und ein für 
allemal ihre Eichtschnur. 

Man hat auch schon davon gesprochen, die Verwaltungs- 
kommission des Arbeitsnachweises solle nach einer Unter- 
suchung ein Urtheil über die Berechtigung eines Streiks ab- 
geben und darnach die Stellungnahme der Anstalt bestimmen. 
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Das aber würde nur zu den grössten Streitigkeiten Anlass 
geben. In der Regel würden wohl die Arbeitervertreter den 
Streik für berechtigt, die Meistervertreter ihn fär unberechtigt 
erklären, so dass die Stimmen einstünden und der Vorsitzende 
den Entscheid zu fällen hätte. Seine Stellung würde damit 
eine ausserordentlich schwierige, und je nachdem sein Ent- 
scheid ausfiele, könnte sogar dem Arbeitsnachweis überhaupt 
schwerer Schaden entstehen. Angesichts der grossen Airf- 
regungj die bei uns während eines Streiks immer noch 
herrscht, ist an eine unbefangene Behandlung der Streitfragen 
in der paritätischen Kommission noch nicht zu denken. Jeder 
müsste befürchten, von seiner Gruppe als „Verräther" be- 
trachtet und behandelt zu werden, wenn er deren Interessen 
nicht durch dick und dünn vertheidigt. Fälle dieser Art 
sind oft genug auf beiden Seiten vorgdkommen. Sehr oft 
liegt auch die letzte Ursache eines Streikausbruchs weniger 
in den materiellen Streitpunkten als in der vom einen oder 
andern Theile eingeschlagenen Taktik, und dann wäre ein 
Entscheid über die Berechtigung doppelt schwierig. 

Unter solchen Umständen ist der erste Vorschlag vor- 
zuziehen, dass von vornherein festgesetzt wird, der Arbeits- 
nachweis richte sein Verhalten nach der Stellung der Theile 
zu einem Vermittlungsversuche. Nach den allgemeinen Er- 
fahrungen dürfte das in den meisten Fällen auch für die 
Arbeiter das günstigere sein. Viele Streiks wurden dadurch 
provozirt, dass die Gewerbsinhaber sich überhaupt auf Ver- 
handlungen gar nicht einliessen, die Arbeiter gar nicht als 
Vertragspartei anerkannten. Die öffentlichen Arbeitsnachweise 
sollten durch ihr Verhalten im Streikfall dafür sorgen, dass 
solche Praktiken mit der Zeit aufhören. Sie werden das 
wohl weniger durch die Einstellung des Arbeitsnachweises 
gegenüber den Eenitenten bewirken — wenn überhaupt 
Streikbrecher vorhanden sind, so kommen sie auch ohne 
Arbeitsnachweis — aber sie werden dadurch eine öffentliche 
Meinung bilden, die dahin wirken wird, dass nach und nach 
solche Streiks verschwinden, die durch schroffe Ablehnung 
jeder Unterhandlung provozirt wurden. Und das kann auch 
für die Allgemeinheit nur von Nutzen sein. Ein Arbeits- 
nachweis, der dieser Eichtschnur im Streikfalle folgt, darf 
eher als ein neutraler betraühtet werden, als in den andern 
erwähnten Fällen. 
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Lokale öffentliche Arbeitsnachweise können ihre Aufgabe 
nur halb erfüllen. In der fiegel wendet sich zwar stets ein 
grösserer Kreis der Umgebung mit seinen Nachfragen nach 
Arbeit oder Arbeltern jeweilen an diese lokalen Bureaux 
oder Aemtei\ wie man leicht aus deren Ausschreibungen er- 
sieht. Aber dies ist doch mehr dem Zufall tiberlassen, und 
es kann vorkommen, dass an einem Orte viel Arbeitsuchende 
in den Registern voi'gemerkt sind, während an andern Orten 
vergeblich Arbeiter gesucht werden, es mangelt dann doch 
noch die Gelegenheit, Arbeit oder Arbeiter zu finden. 

Diesem Mangel kann nur dadurch abgeholfen werden, 
dass die af entlichen Arbeitsnachweise in allen Landestheilen ein- 
gerichtet und mit einander in organische Verbindung gebracht 
loerden. Für einige Fächer existiren gegenwärtig schön zen- 
tralisirte Stellenvermittlungen, so im Typographenbunde, auch 
vom Verbände der Hotelangestellten, das bedeutendste ist 
das Bureau des Schweiz, kaufmännischen Vereins, das Filialen 
in Paris und London hat. Die lokalen öffentlichen Arbeits- 
nachweise müssen auf dem Wege des Bundesbeschlusses 
vermehrt und in einen Zentralverband zusammengebracht 
werden. . 

Wieviele solcher Arbeitsnachweise wären etwa nöthig? 
Nehmen wir vorab die städtischen Gemeinden mit mehr als 
10,000 Einwohnern: Zürich^ Basel, Genf, Bern, Lausanne, 
St. Gallen, Chaux-de-Fonds, Luzern, Winterthur, Biel, Neu- 
chätel, Freiburg, Schaffhäusen, Herisau, Locle, Vevey, Chur 
und Solothurn. Dazu kämen noch folgende Kantonshaupt- 
orte: Altdorf, Schwyz, Glarus, Liestal, Aarau, Frauenfeld, 
Bellinzona und Sitten. Ferner als Eingangsthore : Eomans- 
hom und Chiasso und endlich als Zwischenstationen noch 
etwa Eapperswyl tfnd Interlafcen. Natürlich ist diese Auf- 
zählang nur als Beispiel zu nehmen und will keineswegs 
massgeblich sein. So erhielten wir etwa 30 Arbeitsnachweise, 
von denen jedes wieder den Zenträlpunkt für eine Landes- 
gegend und allfällig weiter zu errichtende Arbeitsanmelde- 
stellen abgeben würde. 

Diese Stollen^ würden nach deü ausg^fährten Grund- 
sätzen von den Gemeinden errichtet, die Kantone und der 
Buüd würden Kost^iibeSti-äge leisten,, der Bund würde die 
Drucksachen liefern für" die Bücher, Karten und Eapporte, 
so dass Einheitlichkeit im Verfahren und in der Bericht- 
erstattung herrscht. Der Bund würde aber auch eines der 
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Bureaux als Zentralstelle bezeichnen, sei es das in der Bandes- 
stadt oder das nach seiner Wirksamkeit bedeutendste. Diese 
Zentralstelle nimmt die Wochenrapporte der Arbeitsnachweise 
entgegen und gibt ein wöchentliches Bulletin heraus^ dem 
die grösstmögliche Verbreitung gegeben werden soll. 

Auf diese Weise würde es möglich sein, beständig den 
Arbeitsmarkt zu kennen, Arbeitsuchende würden in möglichst 
kurzer Zeit erfahren, ob und wo Arbeit für sie vorhanden 
ist. und Arbeitersuchende fanden am ehesten Gelegenheit, 
ihre Gesuqhe bekannt zu inachen, ohne inseriren zu müssen. 
Die Zureisendcn erführen schon an den Grenzstationen, wie 
es mit der Arbeitsgelegenheit steht, und ersparen sich un- 
nütze Eeisekosten. 

Eine ähnliche Organisation des öffentlichen Arbeits- 
nachweises besteht in unsern Nachbarländern Württemberg 
und Baden. In Württemberg wird Arbeitsuchenden, denen 
eine Stelle nachgevriesen ist, Eisenbahnfahrt zur Hälfte des 
gewöhnlichen Fahrpreises bewilligt und die Vorstände der 
Arbeitsämter haben schon ein Gesuch an die Eegierung ge- 
richtet um Bewilligung von Mitteln, um auch Reiseunter- 
stützungen an baar verabfolgen zu können. Man sieht, dass, 
einmal eingerichtet, die Anstalt durch eigene Initiative zu 
weiterer Entwicklung drängt. Die Beamten, die in der Sache 
drinstehen und ebenso die Verwaltungs- oder Aufsichts- 
kommissionen lernen erst in der praktischen Thätigkeit ein- 
sehen, wo überall es noch fehlt und welche Mittel zur Ver- 
vollkommnung der Institution nöthig sind. Immerhin sind 
diese Aufwendungen nicht derart, dass sie zurückschrecken 
könnten; es ist freilich nicht leicht, darüber genauere Auf- 
stellungen zu machen. 

Der Voranschlag für das Arbeitsamt der Stadt Zürich 
für das Jahi' 1901 beträgt 9100 Fr. Ausgaben, unter den 
Einnahmen figurirt ein Staatsbeitrag von 3000 Fr., Druck- 
sachen und Bureauauslagen sind auf 1500 Fr. veranschlagt. 
Das wäre ohne Zweifel das grösste Arbeitsamt. Rechnet 
man nun hoch 30 Arbeitsämter mit durchschnittlich je 2000 
Franken Bundessubvention, so machte das 60,000 Fr. im 
Jahr, die Kosten der Zentralstelle und der Herausgabe des 
Bulletins auf 40,000 Fr. angenommen, so ergäbe das zu- 
sammen im Höchstfalle eine Jahresausgabe von 100,000 Fr. 
Ob die allfällig dazu tretende Vergünstigung der halben 
Taxe für Eisenbahnfahrten Arbeitsuchender, denen eine Stelle 
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nachgewiesen ist, überhaupt als eine Ausgabe anzusehen 
wäre, ist noch streitig. Bekanntlich existiren heute schon 
Taxvergünstigungen in gewissen Fällen, z. B. bei der Heim- 
kehr bedürftiger Ausländer, die von den Privatbahnen ge- 
währt werden, ohne dass diese einen bezüglichen Posten als 
Ausgaben in Bechnung stellen. 

Es wird angenommen, diese Einrichtung lasse sich durch 
Bundesbeschluss einfuhren ohne vorgängige Eevision der 
Bundesverfassung. Zu dem Zweck wird der Bundesbeschluss 
nur anregenden und nicht die Kantone oder Gemeinden ver- 
pflichtenden Charakter tragen müssen. Aber das dürfte für 
den Anfang genügen. Auch dürfte dann die Beft^niss des 
Bundes kaum bestritten werden, wenn er die Anregung durch 
die Zusicherung einer Subention unterstützt. Im Nothfall 
könnte die Befugniss wohl auch aus dem Artikel 23 her- 
geleitet werden, Ae^ dem Bunde das Recht ertheiltj öffent- 
liche Werke zu errichten oder die Errichtung derselben zu 
unterstützen. 

Eine Pflicht zur Benätzung der öffentlichen Arbeits- 
nachweise könnte doch nicht ausgesprechen werden und 
würde aus früher schon dargelegten Gründen auch wirkungslos 
sein. Wer aibeitslos ist, wird eben alle möglichen Mittel ergreifen, 
um wieder Arbeit zu bekommen, und kann nicht gezwungen 
werden, zu warten, bis ihm der öffentliche Arbeitsnachweis 
Arbeit zuweist. Auch die beste und umfassendste Organi- 
sation des öffentlichen Arbeitsnachweises wird das nicht 
überflüssig machen. 

Wenn aber Gemeinden, Kantone und der Bund An- 
strengungen machen, den öffentlichen Arbeitsnachweis mög- 
lichst zweckentsprend zu organisiren, und dabei nicht nur 
den Arbeitern, sondern auch den Gewerbsinhabem und Unter- 
nehmern eine Mitwirkung zusichern, um den Arbeitsnachweis 
zu einem neutralen zu gestalten, so haben sie auch ein 
Interesse daran, dass dieser Arbeitsnachweis von den Unter- 
nehmern benützt wird, und dass er den Menschenhandel 
durch gewinnsüchtige Agenten verdränge. Welchen Schaden 
der förmliche Import von Wanderarbeitern auf dem Arbeits- 
markte anrichten kann, das ist früher schon dargelegt wor- 
den. Es wäre eine Sisyphosarbeit, wollte man den Arbeits- 
markt saniren, ohne diesem Import entgegentreten zu könn€ln. 
Das wird nun kaum durch ein Verbot geschehen können, 
denn dagegen gäbe es Hinterthüren genug. Aber man kann 
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diesem Import doch dadurch entgegentreten, dass man solche 
Unternehmer von der Vergebung öffentlicher Arbeiten atesschliesst, 
die geflissenüich den öffentlichen Arbeitsnachweis nicht benützen. 
Das läjsst sich durch die Arbeitsämter leicht konstatiren. 

Der Umfang der öflföntlichen Arbeiten wird von Jahr 
zu Jahr grösser, da der Kreis der den Gemeinwesen zu- 
gewiesenen Aufgaben sich immer erweitert. Es lässt sich 
also von einer solchen Massregel bestimmt eine Wirkung 
erwarten, denn öffentliche Arbeiten sind bisher immer noch 
sehr gesucht gewesen und in der Kegel auch gewinnbringend. 
Der Staat würde aber bei der Organisation des öffentlichen 
Arbeitsnachweises geradezu den Schlussstein vergessen, wenn 
er seine ökonomische Macht nicht verwendete, die Gewerbs- 
inhaber und UnteiTiehmer, die von ihm Arbeit wünschen, zu 
veranlassen, auch seinen Arbeitsnachweis zu benützen, und 
sie abzuhalten, den Arbeitsmarkt durch den Agentenimport 
von Wanderarbeitern zu schädigen. Die Wanderarbeiter sollen 
auch durch den öffentlichen Arbeitsnachweis hindurchgehen, 
dort sollen die Unternehmer ihi-en Bedarf anzeigen und von 
dort ihn zugewiesen erhalten. Damit allein kann dem 
schmählichen Menschenhandel gesteuert werden. 



Die Organisation des öffentlichen Arbeitsnachweises 
wird sich nicht plötzlich in aller Vollkommenheit herstellen 
lassen, sie wird das Werk einer Entwicklung sein, die aber 
möglichst gefördert werden soll. Auch auf einer zu er- 
hoffenden Höhe ihrer Entwicklung werden wahrscheinlich die 
öffentlichen Arbeitsnachweise oder Arbeitsämter nicht den 
Arbeitsmarkt so in die Hände bekommen, dass aller und 
jeder Stellenwechsel durch sie vermittelt werde; sie er- 
füllen auch ihre Aufgaben schon dann, wenn sie die schäd- 
lichen Vermittlungsformen beseitigen und überflüssig machen 
können. 

Aber für die Hauptfrage, mit der unsere Arbeit sich 
beschäftigt, für das Problem der Arbeitslosigkeit werden sie 
von grossem Werthe sein, und darum kann auch die or- 
ganisirte Arbeiterschaft die an sich gewiss berechtigten Be- 
denken gegen den öffentlichen Arbeitsnachweis bei Seite 
setzen : Die einmal zweckmässig eingerichteten Arbeitsämter 
werden soziale Observatorien sein, die uns Woche für Woche 
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den Stand des Arbeitsmarktes anzeigen. Sie werden uns die 
Symptome für das Herannahen grösserer Arbeitslosigkeit 
kennen lernen und uns auf dem Arbeitsmarkte zu einer 
gleichen Voraussicht befähigen, wie im Gebiete der Luft- 
strömungen die Meteorologie es wurde. Und damit werden 
die Arbeitsämter eine grosse gesellschaftliche Aufgabe er- 
füllen. 

Bis jetzt hat die Gesellschaft von der chronischen Ar- 
beitslosigkeit nur vage Vorstellungen und von der akuten 
Arbeitslosigkeit wurde sie in der Regel überrascht. Darin 
liegt eine Gefahr, wie schon nachgewiesen wurde. Gewinnt 
sie durch die Berichte der Arbeitsämter eine klare Vorstel- 
lung von diesen Schwankungen und kann sie rechtzeitig das 
Herannahen akuter Fälle von Arbeitslosigkeit beobachten, 
dann kann sie sich auch wappnen, um für den Nothfall ge- 
lüstet zu sein und die grossen Leiden der Arbeitslosigkeit 
mit den verschiedenen dargelegten Mitteln lindem zu können. 

In Zeiten der Prosperität denkt die öffentliche Meinung 
immer, die gute Zeit werde nun so fortgehen und nicht so 
bald aufhören. Dann geht sie achselzuckend über alle War- 
nungen und Mahnrufe hinweg und will von Vorbeugungs- 
und Hülfsmitteln nichts wissen. Die jetzige Zeit der 
schweren Krise ist geeignet, den Vorschlägen ein geneigteres 
Ohr zu verschaffen. Möge das auch für unsere Vorschläge 
der Fall sein und möge die gegenwärtige Krise die letzte 
sein, die uns in der Schweiz unvorbereitet trifft. 
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Zusammenstellung der Postulate. 

I. *Zur Milderung der Arbeifslosigkeif. 

a. Unter der Bedingung einer gleichberechtigten Mit- 
wirkung beider Theile ist den freiwillig organisirten Berufs- 
genossenschaften der Gewerbsinhaber und der Arbeiter das 
Recht zu verleihen, bei drohendem Arbeitsmangel eine für 
ihre ganze Industrie oder ihr ganzes Gewerbe, oder fär ein- 
zelne ihrer Zweige verbindliche allgemeine Reduktion der Ar- 
beitszeii zu beschliessen, wobei die betroffenen Arbeiter für 
Minderverdienst eine Entschädigung erhalten sollen. Be- 
schwerden gegen eine solche Massregel werden zunächst durch 
das Schweiz. Industrie-Departement, in zweiter Instanz durch 
den Bundesrath entschieden. 

b. Den freiwillig organisirten Berufsgenossenschaften der 
Arbeiter und der Gewerbsinhaber ist unter der Bedingung 
einer gleichberechtigten Mitwirkung beider Theile das Eecht 
zu ertheilen, für ihre ganze Industrie oder für ihr ganzes 
Gewerbe, oder für einzelne ihrer Zweige verbindliche Vor- 
schriften über die höchste Zahl der in einem Betriebe im 
Verhältniss zu den darin regelmässig beschäftigten Arbeitern 
zidässigen Lehrlinge aufzustellen. Solche Vorschriften unter- 
liegen der Genehmigung durch das Schweiz. Industrie-Departe- 
ment, das auch über Beschwerden endgültig entscheidet. 

Diese beiden Postulate sind durch ein Bundesgesetz über 
das Gewerbewesen zu erledigen, zu welchem Zwecke die Wieder- 
aufnahme einer Eevision des Art. 31 der Bundesverfassung 
auf Grundlage des Bundesbeschlusses vom 20. Dezember 1893 
angezeigt ist. 

c. Der Bundesrath erlässt eine Weisung an die Fabrik- 
inspektoren und eine Einladung an die Kantonsregierungen, 
bei Gesuchen um Ueberzeitbewilligung in Zeiten von Arbeits- 
mangel — sofern es sich nicht um eigentliche Notharbeiten 
handelt — die betreffenden Berufsorganisationen der Arbeiter 
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anzuhören über die Frage, ob sich die Veherzeiiarbeii durch 
Einstellung van Arbeitslosen des betreffenden Berufes verhüten 



II. Zur Beschaffung von Arbeit für Arbeitslose. 

Der Bundesrath ertbeilt seinen Departementen die 
Weisung und richtet an die Kantonsregierungen für sich und 
zu Händen der Gemeinden die Einladung, durch geeignete 
Vorbereitung und zweckmässige Eintheilung ihrer nöthigen 
und nutzlichen öffentlichen Arbeiten dafür besorgt zu sein, 
dass solche Arbeiten bei stärkerer« Arbeitslosigkeit in Regie 
ausgeführt werden können, um den dazu befähigten nieder- 
gelassenen Arbeitslosen, vorzugsweise den Schweizerbürgem, 
Arbeit anweisen zu können, die zum ortsüblichen Lohne be- 
zahlt wird. Gemeinden und Kantone, die bei grösserer Ar- 
beitslosigkeit aussergewöhnliche Arbeiten vornehmen, die sie 
in ausserordentlichem Masse belasten, sollen unter näher zu 
bezeichnenden Bedingungen durch Bundessubvention unter- 
stützt werden. 

III. 2^ur Unterstützung der Arbeitslosen. 

Der Bundesrath richtet an die Kantonsregierungen zu 
Händen der Einwohnergemeinden dieEinladung, niedergelassene 
Arbeiter, die durch Arbeitslosigkeit ohne grobes Selbstver- 
schulden in Noth gerathen sind, und denen nicht ihren Fähig- 
keiten und Kräften angemessene Arbeit angewiesen werden 
kann, in zweckmässiger Weise zu unterstützen. Diese vorüber- 
gehende Nothstandsnnterstützung soll nicht als Almosen- 
genössigkeit gelten, sie soll gleichgestellt sein der Unter- 
stützung von Landwirthen bei Elementarschäden. Nieder- 
gelassene verheirathete Ausländer sind gleich wie die Schweizer- 
bürger zu unterstützen. Wanderarbeiter sind von der Unter- 
stützung ausgeschlossen. Der Bund sichert unter näher fest- 
zusetzenden Bedingungen eine Subvention an die aus dieser 
Unterstützung erwachsenen Ausgaben zu. 

IV. Zur Arbeitslosenversicherung. 

a. Der Bund leistet an organisirte, durch Statuten und 
Mitgliederzahl ausgewiesene Oewerkschaßsverbände der Arbeiter, 
die behufs Einführung der Arbeitslosenversicherung ihre Mit- 
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gliederbeiträge um 10 Rp. per Woche oder mindestens 40 Rp. 
per Monat erhöhen, einen Beitrag an den Grundungsfond von 
2 Fr. per Mitglied, zahlbar nachdem die erhöhten Beiträge 
ein halbes Jahr lang von den Mitgliedern bezahlt wurden. 
Die Verbände haben sowohl ihre ünterstützungsvorschriften, 
als auch alljährlich die Rechnungen mit den Belegen für die 
ausbezahlten Unterstützungen an Arbeitslose dem zuständigen 
Departement einzureichen. Nach deren Gutheissung erhalten 
sie einen Bundesbeitrag, der der Hälfte der ausbezahlten 
Unterstützungen entspricht. 

6. Der Bund leistet einen Beitrag an die Omneindetif 
welche die obligatorische Arbeitslosenversicherung einfuhren, unter 
folgenden Bedingungen: 

1. Die versicherten Arbeiter leisten ungefähr 60 ^/o der 
aufzubringenden Beiträge, die Eintheilung in Klassen 
ist Sache der betreffenden Gemeinde. 

2. An den Rest der aufzubringenden Beträge leistet der 
Bund einen Drittel, sofern die Gemeinde und der Kanton 
auch einen Drittel beiträgt. 

3. Die Gewerbsinhaber werden nur zu einer entsprechenden 
Beitragsleistung für Wanderarbeiter herangezogen. 

4. Die versicherten Arbeiter wirken an der Verwaltung 
durch Vertreter mit, deren Zahl dem Verhältniss ihrer 
Beitragsleistung entspricht. 

5. Die Statuten und Versicherungsbedingungen sind dem 
. Bundesrath zur Genehmigung vorzulegen. 

V. Zur Organisation des Arbeitsnachweises. 

a. Der private gewerbsmässige Betrieb von Arbeitsnach- 
weisen, Stellenvermittlungen oder Plazirungsbureaux ist durch 
ein Bundesgesetz über das Gewerbewesen zu verbieten. Even- 
tuell, d. h. wenn auf das absolute Verbot nicht eingetreten 
werden will, sind alle diese Bureaux unter Konzessionszwang 
und ständige gewerbepolizeiliche Kontrolle zu stellen ; es sind 
ihnen Maximaltaxen und Gebühren vorzuschreiben, die höch- 
stens zur Hälfte von den in Stellen gebrachten Arbeitern 
oder Dienstpersonen bezogen werden dürfen. Auf Mehr- 
forderungen ist strenge Strafe, im Wiederholungsfall Kon- 
zessionsentzug anzudrohen. An der Aufsicht über diese 
Bureaux sind die Arbeiterorganisationen durch Vertreter zu 
betheiligen. 
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b. Der Bund regt die Errichtung von öffentlichen Arbeits- 
ämiern durch die Gemeinden an, bei denen die Verbände der 
Arbeiter und der Gewerbsinhaber in gleicher Zahl von Ver- 
tretern an der Verwaltung und Aufsicht mitwirken. Als 
Regel ist anzunehmen, dass die Gemeinde 60% der Kosten 
trägt, während Bund und Kanton je 20% der Kosten bei- 
tragen. Für Arbeitsämter in kleinern Grenzgemeinden kann 
der Bundesbeitrag erhöht werden. Der Bund liefert nach 
einheitlichem Schema die für Buchführung und Ausweise er- 
forderlichen Drucksachen. Die Arbeitsämter sind verpflichtet, 
allwöchentlich Rapporte einzuliefern. 

c. Der Bund beauftragt eines der Arbeitsämter mit den 
Aufgaben einer Zentralstelle für den öffentlichen Arbeitsnach- 
weis, oder er errichtet selbst ein eidgenössisches Arbeitsamt 
Die Zentralstelle oder das eidgenössische Arbeitsamt hat die 
Rapporte der lokalen oder kantonalen Arbeitsämter zu sam- 
meln, in einem wöchentlich herauszugebenden Bulletin zu 
veröffentlichen und das gesammelte Material über den Ar- 
beitsmarkt statistisch zu bearbeiten. 

d. Der Bund erwirkt für Uebersiedlung nach einem an- 
gewiesenen Arbeitsplatz eine Ermässigung der Fahrkosten auf 
die Hälfte und bewilligt die Mittel zu Reiseunterstützungen 
an Bedürftige. 

e. Der Bundesrath ertheilt seinen Departementen die 
Weisung und richtet an die Kantonsregierungen für sich und zu 
Händen der Gemeinden die Einladung, von der Vergebung 
öffentlicher Arbeiten auszuschliessen : 

1. Unternehmer, die als Mitglieder von Verbänden an 
Arbeitsnachweisen betheiligt sind, die ausschliesslich in den 
Händen der Gewerbsinhaber und Unternehmer sind, und bei 
denen den Arbeitern keine Mitwirkung auf dem Fusse der 
Gleichberechtigung eingeräumt ist. 

2. Unternehmer, die den öffentlichen Arbeitsnachweis ge- 
flissentlich nicht benützen und dadurch die volle Kenntniss 
des Arbeitsmarktes verunmöglichen. 

3. Unternehmer, die das verfassungsmässig gewährleistete 
Vereinsrecht der Arbeiter dadurch verletzen, dass sie Arbeiter 
wegen der Zugehörigkeit zu einer Organisation entlassen 
oder von der Beschäftigung ausschliessen. 
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Mufhmassliche finanzielle Belastung 
des Bundes. 

Arbeitslosenversicherung: a, Subvention an Getverkschaften. 
Wenii alle jetzt bestehenden Gewerkschaften mit 30—35,000 
Mitgliedern die Arbeitslosenversicherung einführen, dann be- 
trüge der Beitrag an den Gründungsfond 60 — 70,000 Fr., 
und der Jahresbeitrag 56,000 Fr. Steigt, die Zahl der ge- 
werkschaftlich gegen Arbeitslosigkeit versicherten Arbeiter 
im Lauf der Jahre auf 100,000 an, so ist der Jahresbei- 
trag des Bundes auf 160,000 Fr. zu veranschlagen. — 
b. Subvention der obligatorischen Arbfitslosenver Sicherung durch 
die Gemeinden. Wenn alle 18 städtische Gemeinden mit 
über 10,000 Einwohnern eine solche Arbeitslosenversicherung 
eingeführt haben werden, dann ist der jährliche Bundesbei- 
trag auf 150,000 Fr. zu veranschlagen. Erst im Verlauf 
von Jahren würde also die Gesammtbelastung für die Arbeits- 
losenversicherung auf jährlich 310,000 Fr. ansteigen. 

Organisation des Arbeitsnachweises, Rechnet man 30 Arbeits- 
ämter mit einer durchschnittlichen Jahressubvention von je 
2000 Fr., so ergibt das einen Gesammtbetrag von 60,000 Fr. 
Dazu die Kosten einer Zentralstelle oder eines eidgenössischen 
Arbeitsamtes mit 40,000 Fr., so wird die Gesammtbelastung 
des Bundes auf 100,000 Fr. zu veranschlagen sein. Dieser 
Betrag wird aber erst im Verlauf der Jahre erreicht werden. 
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